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Vorwort. 


Erinnerungen — Das iſt ja beinahe das Einzige, 


was die mühe⸗ und ft chmerzensvolle Arbeit eines ganzen Jahres 


uns hinterlaſſen hat! Die äußeren Erfolge dieſer Arbeit, 


beziehendlich die Urſachen ihrer Erfolgloſigkeit ausführlich 


und mit vollkommen hiſtoriſcher Objectivität zu ſchildern, 
dürfte erſt einer ſpäteren Zeit und einer abgeklärteren Stim⸗ 
mung gelingen. Was im gegenwärtigen Augenblicke, wo 
kaum noch die Wunden jener ſchweren Zeit in den Ge⸗ 
müthern vernarbt ſind, an Schilderungen aus der Mitte 
der Verſammlung ſelbſt hervortritt, Das wird immer mehr 
oder weniger den Charakter des Perſönlichen, des ſubjeetiv 


? Erlebten und Empfundenen an ſich tragen. Dieſen Charakter 


wollen auch die nachſtehenden „Erinnerungen“ nirgends ver⸗ 


lleugnen. Auch darin nicht, daß ſie der damaligen Sachlage 
Er und dem damaligen Eindruck überall ihr volles Recht wider⸗ 
fahren laſſen. Die Klugheit hätte rathen können, Manches, 
was i in Frankfurt gewollt, geſagt und gethan ward, jetzt, 
Er bei veränderten Umſtänden, zu verſchweigen oder zu beſchbkz: 
. nigen; 8 5 die e und Treue gegen ſich ſelbſt, die A See 
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dem Schriftfteller und dem Manne des öffentlichen Lebens 
ziemt, wies ſolchen Rath zurück. Es iſt wahr, die Lage 
unſerer Verhältniſſe und der Stand der öffentlichen Mei⸗ 
nung iſt in den letzten vier Monaten weſentlich ein anderer 
geworden, als er zur Zeit des Parlaments, als er ſelbſt 
noch während der letzten Wochen deſſelben war. Leicht mag 
daher, was damals ſeine Begründung und Rechtfertigung 
in den Verhältniſſen fand oder doch zu finden glaubte, jetzt 
als phantaſtiſch, unklug, wohl gar unberechtigt erſchei— 
nen. Insbeſondere gilt Dies von Dem, was in den letzten 
Wochen zu Frankfurt die Verſammlung zur Rettung der 
Volksſouveränetät gegen die Politik der größeren Kabinette 
unternahm. Das Prineip der Volksſouveränetät, auch in 
ſeiner edelſten und erhabenſten Geſtalt, als Machtbefugniß 
der Geſammtvertretung der Nation, iſt für Viele ſchon wie⸗ 
der ein Gegenſtand des Spottes, des achſelzuckenden oder 
vorwurfsvollen Herabſehens geworden, und zwar zumeiſt 
für Solche, welche im vorigen Jahre am demüthigſten ihr 
Haupt vor dem über ſie dahin brauſenden Sturme beugten, 
wohl gar ſelbſt um den Altar einer falſchen Volksſouveräne⸗ 
tät tanzten. Solcher Charakterloſigkeit gegenüber jenes 
Princip wenigſtens ſeiner Idee nach in unverfälſchter Rein⸗ 
heit und ungebeugter Kraft lebendig zu erhalten, als den 
Talisman, den die Nation früher oder ſpäter einlöſen 
muß und wird, ſchien mir heilige Pflicht, zumal für die 
Partei, der man von anderer Seite her ſo gern den Vor⸗ 
wurf macht, als habe ſie daſſelbe aufgegeben, weil ſie ſeine 
Durchführung im Augenblicke mit ihren Mitteln für un⸗ 
möglich, mit ſolchen Mitteln aber, die niemals die ihrigen 
fein konnten, für unſtatthaft anſah. 
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Das Werk der nationalen Einigung iſt den Händen 
der Nation entwunden worden und an die Kabinette über: 
gegangen. Wenn wir jetzt den Abſichten Dieſer, ſo weit ſie 
auf die Begründung eines ſtarken Bundesſtaates mit freien 
Inſtitutionen hinſtreben, Erfolg wünſchen und Unter: 
ſtützung gewähren, weil uns Alles daran gelegen, daß 
die Einheit zu Stande komme, ſo iſt damit die Ueberzeugung 
weder entkräftet noch aufgegeben, daß jener andere Weg, der 
Weg der Selbſteonſtituirung der Nation, wie der berech— 
tigtere, ſo auch der geradere und ſicherere geweſen wäre, ſo 
iſt damit der Widerſtand, den die Nationalverſammlung 
in Vertheidigung ihrer und des Volkes Rechte den Kabi— 
netten entgegengeſetzt hat, keineswegs für unberechtigt er— 
klärt. Daß der furchtbare Riß, welcher durch den gemalt: 
ſamen Uebergang von dem einen auf den andern Weg in 
das Rechtsbewußtſein, das Vertrauen, in alle edelſte Ge⸗ 
fühle der Nation gemacht worden, ſich bald und dauernd 
ſchließe, vor Allem durch ehrliches und ſtandhaftes Beharren 
der Regierungen auf dieſem nun betretenen Wege, ſodann 
durch eine aufrichtige Pflege der Freiheit innerhalb des 
Ganzen wie der Theile, darauf müſſen die heißeſten Wünſche, 
die kräftigſten Anſtrengungen aller Patrioten gerichtet ſein. 
Erſt dann wird die Nation verſchmerzen können, was man 
ihr geraubt, wenn ihr auf anderem Wege voller Erſatz dafür 
geleiſtet iſt. 

Ich habe meine Erfahrungen und Beobachtungen über 
das innere Leben der Nationalverſammlung angeknüpft an 
die Schilderung der Parteien, ihres Entſtehens, ihrer man- 
nigfachen Umbildungen, ihrer Standpunkte und Gegen⸗ 
ſätze, ihrer Führer und Genoſſen. Eine ſolche Schilderung 
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der Parteien von Einem, der ſelbſt innerhalb einer Partei 
und mit an deren Spitze geſtanden, kann natürlich auf den 
Ruhm der Parteiloſigkeit nicht Anſpruch machen. Doch bin 
ich mir bewußt, daß ich dem ehrlichen, conſequenten, tapfern, 
nur durch innere Ueberzeugung, nicht durch äußere Mo⸗ 
tive getriebenen Gegner volle Gerechtigkeit habe widerfahren 
laſſen, wie ich andererſeits auch die eigenen Parteigenoſſen 
nicht geſchont habe, wo jene Eigenſchaften ſich vermiſſen 
ließen. 

So mögen denn dieſe „Erinnerungen“ hinausgehen, 
den Freunden ein vielleicht nicht unwillkommenes Gedenk⸗ 
buch ſo vieler unter Kämpfen, Hoffnungen, Enttäuſchungen 
und Schmerzen gemeinſam verlebter Stunden, den Draußen⸗ 
ſtehenden aber ein Anſtoß, das innere Leben und Treiben 
der Nationalverſammlung, welches noch viel zu wenig ge— 
kannt iſt, genauer zu ſtudiren und daraus wenigſtens das 
Eine zu lernen: größere Billigkeit im Urtheilen 
über die Frankfurter Majorität. 
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Anfänge der Parteibildung. 


Das Parteileben in der Nationalverſammlung zu Frank— 
furt hat mannigfache Phaſen durchlaufen. Gleich dem 
deutſchen Volke ſelbſt, deſſen Geſchichte hier gemacht wer— 
den ſollte, hat daſſelbe eine Periode primitiver Unbefangen— 
heit und Unſchuld — richtiger geſagt, politiſcher Unreife — 
eine Periode der Gemüthlichkeit, dann eine Periode der Zer— 
riſſenheit und der atomiſtiſchen Zerklüftung, und zuletzt noch 
wenigſtens einen Anfang zu größerer Einigung und bewuß⸗ 
ter Verfolgung eines praktiſchen Zieles erlebt. 

Beim Vorparlamente konnte es zu ausgeprägten 
Parteibildungen bei der Kürze der Zeit, welche das Vorparla— 
ment andauerte, und dem haſtigen Drange der Begebenheiten 
nicht kommen. Einige Führer vereinigten wohl eine Schaar 
Gleichgeſinnter um ſich, mit denen ſie die Taktik des näch⸗ 
ſten Tages oder der nächſten Stunden beriethen — ſo Hecker 


und Struve die extremſte republikaniſche Partei, fo Vater 
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Itzſtein und Blum die etwas gemäßigtere oder doch vor— 
ſichtigere Linke, ſo H. v. Gagern, Welcker, Baſſermann 
die conſervativen Elemente der anderen Seite. Daneben 
florirte das eigentliche Club- und Verſammlungsweſen 
nach dem Muſter der erſten franzöſiſchen Revolution in jenen 
redeentflammten, thatendurſtigen Zuſammenkünften des 
Weidenbuſches, des holländiſchen Hofes, des Wolfsecks, in 
denen ein Hecker, ein Kapp u. A. einer begeiſterungglühen— 
den, meiſt aus jugendlichen Feuerköpfen beſtehenden Zu— 
hörerſchaft das Hohelied von der einen und untheilbaren 
deutſchen Republik predigten, faſt nach jeder ſchwungvollen 
Phraſe von donnerndem Beifallsſturm unterbrochen und 
nur zuweilen in ihren Illuſionen von der Unfehlbarkeit und 
allgemeinen Ueberzeugungskraft ihrer Lehren geſtört durch das 
kühne Wort eines Raveaux oder Jahn, die unerſchrocken 
mitten in die hoffnungstrunkenen Träume der republikani⸗ 
ſchen Schwärmer beſonnene Worte der Warnung und der 
Hindeutung auf die nüchterne Wirklichkeit hineinwarfen. 
Auch während des Fünfzigerausſchuſſes war ein 
ausgeprägtes Parteiweſen noch nicht vorhanden. Der Mit: 
glieder waren zu wenige, fie ſtanden ſich perſönlich und ge— 
ſellig zu nahe, als daß Abſonderungen und Gruppirungen 
dieſer Art ſo leicht möglich geweſen wären; auch lag es in 
der Stellung und Aufgabe des Ausſchuſſes, daß durch— 
greifende principielle Gegenſätze ſeltener vorkamen. Wohl 
fanden ſich auch hier die Gleichgeſinnten und hielten zu— 
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ſammen; wohl gab es in manchen Fragen eine Rechte und 
eine Linke, Männer des ungeſtümen und Männer des be— 
ſonnenen Fortſchritts, aber ſcharfgetrennte, organiſirte 
Parteien exiſtirten eigentlich noch nicht. Die mehr conſer— 
vativ geſinnten Mitglieder pflegten ſich bei Jürgens zu 
verſammeln und die Taktik für die nächſte Sitzung zu ver: 
abreden. Dahin gehörten namentlich Wächter aus Stutt- 
gart, Stedmann und Cetto aus Rheinpreußen, 
Schwarzenberg und Wippermann aus Gaffel, 
v. Cloſen aus Bayern, Buhl und Mathy aus Baden, 
Rüder aus Oldenburg u. A. Die Linke fand ihren Mittel: 
punkt in Blum und Jacoby, denen ſich Raveaur, 
Lehne, Spatz, Kolb, Brunck, gewöhnlich auch, 
doch nicht immer, Reh, Heinrich Simon, Abegg, 
Venedey, Gülich und die Oeſterreicher Wiesner und 
Schuſelka anſchloſſen. Wieder Andere, wie Hergen⸗ 
hahn, Pagenſtecher, Mappes, Freudentheil, 
Biedermann behaupteten eine Mittelſtellung. Doch, wie 
gejagt, eigentlich geſchloſſene Parteien gab es noch nicht. 
Als um den Anfang des Mai die neugewählten Ab— 
geordneten zur conſtituirenden Nationalverſammlung, einer 
nach dem andern, in Frankfurt eintrafen, da fanden ſich 
theils Solche wieder, die ſich ſchon beim Vorparlament als 
Geſinnungsgenoſſen erkannt hatten, theils bildeten die 
zurückgebliebenen Mitglieder des Fünfzigerausſchuſſes den 
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letztern waren einzelne in dieſer Hinſicht beſonders thätig, 
nach der linken Seite hin vor allen Blum, nach der rechten 
Jürgens. Der Erſtere, der in Vogt, H. Simon u. A. 
tüchtige Mitanführer, in ſeinen ihm blindlings ergebenen 
Landsleuten und anderen vom Vorparlament her ihm zu: 
gethanen Radicalen willige und gehorſame Elemente einer 
„entſchieden freiſinnigen“ Partei fand, hatte bald eine ſolche 
zu Stande gebracht, auch das erſte und nothwendigſte Re— 
quifit dafür, ein dienſtbares Parteiorgan, unter der Firma 
des „Reichstagsblattes“ und ſpäter der „Reichstagszeitung“ 
gegründet. Nicht ſo raſch ging es mit der Parteibildung 
auf der entgegengeſetzten Seite. Der erſte ſchwache Anfang 
zu einer ſolchen waren die geſelligen Zuſammenkünfte auf 
der Mainluſt, wo ſich ein Theil der neu angekommenen 
Abgeordneten, mehr nach zufälligem Begegnen oder per— 
ſönlicher Bekanntſchaft, als nach bewußter politiſcher Wahl⸗ 
verwandtſchaft, zuſammenfand. Vielleicht wäre aber doch 
hier der Keim zu einer gemäßigt liberalen Partei, im 
Gegenſatz zu der radicalen Linken, gelegt worden, denn 
ſchon fanden ernſtliche Berathungen und Einleitungen zur 
Gründung eines Blattes in dieſem Sinne ſtatt, bei denen 
namentlich Wurm aus Hamburg, Bernhardi aus 
Caſſel, Biedermann aus Leipzig, Wydenbrugk aus 
Weimar u. A. ſich betheiligten — wäre nicht durch die politi⸗ 
ſche Takt- und Charakterloſigkeit eines der Theilnehmer, 
der plötzlich ſtatt der verabredeten Oppoſition gegen die 
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Radicalen eine Verbrüderung mit denſelben anſtrebte, die 
begonnene Vereinigung total und für immer geſprengt wor— 
den. Jetzt fand ſich eine kleinere Zahl näher Vertrauter bei 
Jürgens zuſammen. Abermals ward die Gründung eines 
Parteiorgans und die wirkſame Geltendmachung einer be— 
ſtimmten, conſervativ liberalen Parteianſicht in und außer— 
halb der Nationalverſammlung Gegenſtand vielfacher Be— 
rathungen — wiederum ohne augenblicklichen Erfolg. Die 
Zeit der feſten Parteibildung war noch nicht gekommen. 
Die „Flugblätter“ von Jürgens, Löw und Bernhardi 
datiren von ſpäter. | 

Unterdeſſen hatten ſich noch andere Mittelpunkte poli— 
tiſcher Gruppirung gebildet. Man kam zum Theil nach 
Landsmannſchaften und Stämmen zuſammen. Die ſtärkſte 
und feſteſte Verbindung dieſer Art bildeten die Oeſterreicher, 
denen von ihrer Regierung auf Staatskoſten ein geräumiges 
Local in der Sokratesloge nebſt allem Comfort geſellig 
politiſcher Vereinigung dargeboten ward. Ob dem die Ab— 
ſicht zu Grunde lag, die Vertreter Oeſterreichs von den 
Abgeordneten der andern deutſchen Länder zu iſoliren und 
unter ſich deſto feſter zu verbinden — wer weiß es? Wie 
dem ſei, die Oeſterreicher aller Farben kamen dort zuſam⸗ 
men, und ſeit jener Zeit hat immer ein engerer ſpeeifiſcher 
Zuſammenhalt unter einem großen Theil derſelben fort: 
beſtanden. Bald aber nahmen die Zuſammenkünfte in der 
Sokratesloge neben dem Stammescharakter auch den Charakter 
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einer politiſchen Parteiſchattirung an. Unter den Oeſter— 
reichern herrſchte das conſervative Element vor, vertreten 
durch Schmerling, Somaruga, Mühlfeld, Würth 
u. A. Dieſe fühlten ſich bald wahlverwandtſchaftlich hin— 
gezogen zu ähnlichen Richtungen, die namentlich unter 
einem großen Theil der preußiſchen, aber auch der Abgeord— 
neten anderer Länder vorwalteten. Zum Zeichen, daß man 
ſich nicht abſchließen wolle, ſtellte man das Local des öfter: 
reichiſchen Clubs auch den nichtöſterreichiſchen Abgeordneten 
zur Verfügung, und ſo geſchah es, daß dort ein Zuſammen⸗ 
fluß von Abgeordneten verſchiedener Länder und verſchiede⸗ 
ner Richtungen ſtattfand, jedoch überwiegend ſolcher von 
conſervativer Färbung, und insbeſondere von Preußen. 
Hier war der emſige Graf Wartensleben beeifert, eine 
Partei der Rechten zu Stande zu bringen; hier hielt Lich— 
nowsky feine erſten feurigen Reden, welche ſtreng con—⸗ 
fervative Geſinnungen und entſchiedenen Widerwillen gegen 
den Radicalismus athmeten; hier herrſchte mit ſtiller, aber 
bewußter Macht der ſchlaue Staatsmann Graf Arnim⸗ 
Boitzenburg. Neben dieſen und andern Hauptacteurs aber 
fanden ſich auch viele Solche ein, welche nur ab- und zugingen, 
die Reden der Wortführer anhörten und beklatſchten oder kri⸗ 
tiſirten, aber keine Luſt zeigten, ſich dauernd an den Be⸗ 
raͤthungen zu betheiligen oder gar zu den geäußerten An⸗ 
ſichten ernſtlich zu bekennen. 

Ueberhaupt war das damalige Parteiweſen noch ein 
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äußerſt unbefangenes und harmloſes. Die neuangekomme— 
nen Abgeordneten liefen ſchaarenweiſe von einem Club zum 
andern, um ſich zu orientiren und die ihren politiſchen Nei— 
gungen und Anſichten entſprechende Stelle auszufinden, 
wobei denn Mancher durch puren Zufall, landsmannſchaft— 
liche Verbindungen und geſellige Sympathien hier oder dort 
haften blieb und weit mehr ſeine Anſichten der unbedacht 
gewählten Parteiſtellung anbequemte, als dieſe jenen. 
Nicht blos die Rechte, auch die Linke (die damals noch im 
Holländiſchen Hofe tagte) war in einem ſolchen ſchwan— 
kenden, halbflüſſigen Zuſtande begriffen, obſchon letztere 
jedenfalls ungleich beſſer organiſirt und wenigſtens ihrem 
Kern nach ſchon ziemlich in ſich gefeſtet war. 

Die Linke zog ſich bald in den Deutſchen Hof zurück 
und conſolidirte ſich mehr und mehr zu einer wirklichen, in 
ſich abgeſchloſſenen und wohldisciplinirten Partei. Dagegen 
begann im Holländiſchen Hof ein Kryſtalliſationsproceß 
zu einer neuen politiſchen Partei. Raveaux war es, der, 
von dem Treiben der radicalen Linken abgeſtoßen, hier die 
Bildung eines linken Centrums verſuchte. Viel Heterogenes 
fand ſich auch diesmal wieder zuſammen, was ſpäter zum 
Theil weit auseinander ging. Da ſah man bei einander 
Eiſenmann und Jürgens, H. Simon und Det- 
mold, da ſtanden Viſcher von Tübingen und Schoder 
neben Lette, Wiesner neben Rüder. Max v. Ga⸗ 
gern, des Präſidenten Bruder, legte ein Programm vor, 
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welches, viele Tage hintereinander durchgeſprochen, abge— 
ändert und wieder durchgeſprochen, zwar niemals zu einem 
abgeſchloſſenen Reſultat, wohl aber zur Entfaltung eines 
großen Reichthums von Schlagwörtern, Theorien und De— 
finitionen über Volksſouveränetät und ähnliche Dinge 
führte. Die Berathungsweiſe bei dieſen Zuſammenkünften 
hatte etwas ſehr Einfaches und Formloſes. Man kam zu⸗ 
ſammen, man drängte ſich in einer Ecke des ziemlich engen 
Saales um einen Tiſch herum, an welchem der Vorſtitzende, 
für jeden Abend friſch gewählt, ſeinen Platz nahm und wo— 
neben ein Stuhl als Rednerbühne den haſtig ſich herbei 
drängenden Sprechern diente. Dennoch ward unter dieſer 
unſcheinbaren und mangelhaften Form manches einzelne 
praktiſche Reſultat erzielt und der Anfang zu einer politi— 
ſchen Einigung gemacht, deren Wirkungen ſich ſchon in der 
Paulskirche ſpüren ließen. Hier war es, wo dem Raveaur⸗ 
Werner'ſchen Antrage — dem Angelpunkte ſo vieler ſpä— 
teren Beſchlußfaſſungen der Nationalverſammlung — in 
lebhaften prineipiellen Vorberathungen und taktiſchen 
Verſtändigungen der Sieg geſichert ward, den er Tags 
darauf in der Verſammlung ſo glänzend feierte. Im 
Ganzen freilich kam man aus der Theorie ſelten heraus 
und auch in ihr zu keiner recht befriedigenden Verſtän— 
digung. Man ſtritt über Programmſätze, die dem Einen 
zu weit, dem Andern zu eng dünkten oder bei denen 
Jeder ſich etwas Anderes dachte, ſo daß Leute der ver— 
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ſchiedenſten Anſicht ſcheinbar zu derſelben Richtung ſich be— 
kannten. 

Zu einer feſten und dauernden Parteibildung war auf 
dieſe Weiſe nicht zu gelangen. Noch viel weniger freilich 
auf dem Wege, auf welchem es Eiſenmann verſuchte, 
der ſich durchaus zum politiſchen Parteiſtifter und Partei— 
führer prädeſtinirt wähnte. Mit dem Programm, welches 
er einer in den Weidenbuſch zuſammengerufenen Ver— 
ſammlung vorlegte und welches nichts mehr und nichts 
weniger enthielt, als die ganze künftige Verfaſſung Deutſch— 
lands in nuce, blieb er natürlich allein und hatte nur die 
Genugthuung, durch ſeine Berufung einer aus allen Farben 
bunt gemiſchten Verſammlung den Anſtoß zu dem aller— 
tollſten Durcheinander von Meinungen gegeben zu haben, 
wogegen das Reden mit fremden Zungen am Pfingſtfeſt ein 
wahrer Spaß geweſen ſein muß. Da entwickelte A. Ruge 
ſeine philoſophiſch-humanitären Ideen und ward von einem 
ultramontanen Altbayer heftig bekämpft; da hielt der 
Turnvater Jahn, als Fanatiker der Ordnung, antirepubli— 
kaniſche Strafpredigten; da lieferten ſich die Polenfreunde 
und die Polenhaſſer heftige Schlachten — kurz, es war ein 
Tummelplatz pikanter Gegenſätze und intereſſanter Debatten, 
aber freilich von Parteibildung keine Spur. 

Nicht beſſer ging es mit dem Verſuch, ein rechtes 
Centrum oder eine Rechte im Pariſer Hof zu conftituiven. 
Die Anſtifter dieſes Verſuches, Leute von ziemlich entſchieden 
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conſervativer Färbung, hatten, um ihrem Unternehmen ein 
Relief durch einen gewichtigen Namen zu geben, den be— 
rühmten Mittermaier veranlaßt, den Vorſitz dabei zu 
übernehmen. Zum Unglück erinnerte ſich Einer der An— 
weſenden, daß Mittermaier bei anderer Gelegenheit 
ſich dafür ausgeſprochen hatte, an die Spitze Deutſchlands 
einen Präſidenten nach Art des amerikaniſchen zu ſtellen, 
und war boshaft genug, dieß zur Sprache zu bringen, zum 
nicht geringen Entſetzen der ehrenwerthen Geſellſchaft, welche 
durch dieſe Ketzerei des von ihr gewählten Vorſitzenden ihre 
correct monarchiſchen Grundſätze arg compromittirt ſag. 


II. 


Die Parteien und ihre Gegenſätze bis zum Schluß 
des Jahres 1848. 


Zu Anfang des Juni war der Proceß der Parteibildung 
ſo weit vollendet, daß von fertigen, conſtituirten und orga— 
niſirten Parteien die Rede ſein konnte. Jede Parteiung ſetzt 
gewiſſe durchgreifende Unterſcheidungszeichen voraus, nach 
denen die Parteien ſich ſondern — ſeien dieß theoretiſche 
Principien, ſeien es Grundſätze des praktiſchen und takti— 
ſchen Verhaltens. Von dieſem letzten Geſichtspunkte aus 
konnte man zunächſt zweierlei Hauptgruppirungen in der 
Verſammlung unterſcheiden. Ein tiefer Einſchnitt ging bei⸗ 
nahe vom erſten Tage der Sitzungen an durch die Verfamm- 
lung hindurch; auf der einen Seite deſſelben lagen die or— 
ganiſchen, die nach poſitiver Geſtaltung, nach Herſtellung 
eines feſten Verfaſſungswerkes ſtrebenden Elemente, auf der 
andern die negativen, organiſcher Bildung unfähigen, überall 
nur auf's Auflöſen, nirgends auf's Schaffen gerichteten — 
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jene an der parlamentariſchen Ordnung feſthaltend und mit 
Ernſt und Eifer die Aufgabe der Verſammlung betreibend, 
dieſe den ruhigen Fortgang der Verhandlungen und die 
Ordnung des Hauſes durch allerhand Zwiſchenfälle, Dring— 
lichkeitsanträge und Lärmſcenen unterbrechend. Auf dieſe 
letzte Seite mochten etwa ein anderthalbhundert Stimmen 
fallen, genug um Skandal und Störungen aller Art zu 
verurſachen, wenn auch bei regelmäßigen Abſtimmungen 
unſchädlich. 

Ein anderer, ſchon mehr principieller Unterſchied (denn 
jenen erſten möchte ich eher einen ſittlichen nennen) beruhte 
in der verſchiedenartigen Auffaſſung der Zwecke und Be— 
fugniſſe der Nationalverſammlung. Während die Einen 
die Thätigkeit der Verſammlung ſtreng auf das Verfaſ— 
ſungs werk einſchränken, jede andere Wirkſamkeit aber, 
und namentlich jede Einmiſchung in Regie rungsmaß— 
regeln, von derſelben fern halten wollten, hätte die Linke 
gern dieſe letztere Thätigkeit zur Hauptſache, die Verſamm⸗ 
lung zu einer Art von Convent oder Wohlfahrtsausſchuß 
gemacht. Zwiſchen beiden Extremen aber ſtand eine Mittel⸗ 
partei, welche zwar die Anſichten und Abſichten der Linken 
entſchieden verwarf, aber doch für die Nationalverfamme 
lung die Nothwendigkeit und das Recht in Anſpruch 
nahm, die Rolle des Vermittelns, Beaufſichtigens und 
ſelbſt Mitregierens in ſolchen Fällen zu übernehmen, wo, 
in Folge der allgemeinen Erſchütterung aller Verhältniſſe, 
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die gewohnten Organe des Regierens kraftlos geworden, 
oder wo eine beſonders dringende Noth, ſei's im Innern, 
ſei's nach außen, die Ergreifung außerordentlicher Maßnah— 
men und die Mitwirkung der die Vollkraft des Volkes reprä— 
ſentirenden Nationalverſammlung als rathſam erſcheinen 
ließ. Der Grad dieſer Nothwendigkeit mochte freilich im 
einzelnen Falle verſchieden beurtheilt werden, und darum 
war jene Mittelpartei ſelbſt ſehr wechſelnd in ihrer Zuſam— 
menſetzung und numeriſchen Stärke; denn nur die äußerſte 
Rechte verſagte ſich jeder Mitwirkung zu executiven Maß— 
regeln, und nur die eigentliche Linke wollte wo möglich 
jede Regierungsangelegenheit in irgend einem Theile 
Deutſchlands, die nicht nach ihrem Sinne war, vor das 
Forum der Nationalverſammlung ziehen. Ich will, um 
dieſe verſchiedenen Standpunkte zu charakteriſiren, drei con= 
erete Fälle anführen, in denen es ſich um eine executive 
Thätigkeit der Nationalverſammlung handelte und von 
denen jeder anders entſchieden wurde. Der eine betraf die 
Ausweiſung einiger Volksredner aus Frankfurt — die Linke 
forderte die ſofortige Siſtirung dieſer Maßregel und die An— 
ſtellung einer Unterſuchung von Seite der Nationalver— 
ſammlung — fie blieb mit dieſem Verlangen in der Mino— 
rität. Als in Mainz blutige Zwiſtigkeiten zwiſchen Garni: 
ſon und Bürgerſchaft entſtanden und in deren Folge die 
Stadt in Belagerungsſtand erklärt ward, entſchied ſich 
zuerſt eine Majorität für Erörterung der Sache und 
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Abſendung einer Deputation nach Mainz zu dieſem Zwecke; 
nach erhobenem Thatbeſtand verwarf aber die Verſamm— 
lung die Anträge auf ein wirkliches Einſchreiten, obſchon 
eine ſtarke Minorität den Fall für dazu geeignet erkannte. 
Endlich bei dem Rückzug der deutſchen Truppen aus Jüt⸗ 
land und der dadurch herbeigeführten Gefährdung Schles— 
wigs ward mit großer Mehrheit der damals noch beſte— 
hende Bundestag zur Wiederaufnahme der Offenſive und 
zur energiſchen Wahrung der Intereſſen der Herzogthümer 
aufgefordert, alſo eine förmliche Initiative in einer Ange— 
legenheit von executiver Natur ergriffen. 

Unterſchieden von dieſer, doch mehr zufälligen und 
wechſelnden Parteiung in der Verſammlung ſelbſt war 
die Organiſation beſtimmter, in ſich abgeſchloſſener Bar: 
teien, von der ich jetzt ſprechen will. 

Es lag in der Natur einer verfaſſunggebenden Ver— 
ſammlung, daß die Parteien in ihr ſich vorzugsweiſe nach 
Verfaſſungsprincipien conſtituirten. Als ein ſolches war 
von vorn herein eines ganz beſonders wirkſam — die An- 
ſicht von der Machtvollkommenheit der Verſammlung in 
Errichtung der Verfaſſung. Das „Einzig und allein“ des 
Vorparlaments ward bald zum Schiboleth, woran die Bar: 
teien ſich erkannten. Durch den Raveaux'ſchen Antrag, das 
Verhältniß der Verfaſſungen der Einzelſtaaten zum allge— 
meinen deutſchen Verfaſſungswerke betreffend, und durch 
den darüber in der Sitzung vom 27. Mai gefaßten Be⸗ 
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ſchluß war dieſes Princip der Souveränetät der National: 
verſammlung noch mehr in den Vordergrund gerückt und 
zum Gegenſtande grundſätzlicher Erörterungen gemacht 
worden. Faſt alle Parteien haben daher einen Ausſpruch 
über dieſes Princip an die Spitze ihrer politiſchen Glaubens— 
bekenntniſſe oder Programme geſtellt. Die äußerſte Rechte, 
die ſich anfänglich nach dem Orte ihrer Zuſammenkunft 
Partei des ſteinernen Hauſes, ſpäter aus gleichem 
Grunde Partei Milani nannte, ſprach ſich darüber fol: 
gendermaßen aus: „Zweck und Aufgabe der Nationalver— 
ſammlung iſt die Gründung der deutſchen Verfaſſung. Die— 
ſelbe kann nur durch Vereinbarung mit den Regierungen 
der deutſchen Einzelſtaaten für dieſe rechtsgültig zu Stande 
kommen. Die Zuſtimmung der Einzelſtaaten kann aus⸗ 
drücklich oder ſtillſchweigend ertheilt werden.“ 

Die dem „Steinernen Haus“ am nächſten ſtehende 
Partei, der „Hirſchgraben“ oder, wie ſie ſpäter hieß, 
das „Caſino“, war ohne förmliches Programm zufammen- 
getreten; man vermied hier abſichtlich, ſich über das Princip 
der Vereinbarung oder der allein verfaſſunggebenden Macht— 
befugniß der Nationalverſammlung auszuſprechen, weil 
man in dieſer Beziehung Meinungsverſchiedenheiten unter 
den im Uebrigen Gleichgeſinnten vorausſah, die man lieber 
ſo lange ruhen laſſen wollte, als die Frage ſelbſt noch nicht 
zur praktiſchen Entſcheidung reif ſei. Erſt nach mehrmonat⸗ 
lichem Beſtehen der Geſellſchaft kam es zu einer Erörterung 
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jenes Streitpunktes, und dieſe ward denn auch ſofort Ver: 
anlaſſung zur Spaltung der Partei, indem der Theil derſel— 
ben, welcher ein entſchiedenes Ausſprechen des Grundſatzes 
von der verfaſſunggebenden Machtvollkommenheit der Natio— 
nalverſammlung für nothwendig hielt, ſich von den übrigen 
trennte und als beſondere Partei conſtituirte — zuerſt in 
der Mainluſt, ſodann im Landsberg, von welchem letzteren 
Orte die Partei ſpäter den Namen führte. 

Die ältere Geſellſchaft (das Caſino) ſtellte zwar nun 
ein Programm auf, ließ aber auch jetzt die ſtreitige Prineip— 
frage unentſchieden, indem ſie ſich einfach auf den Beſchluß 
vom 27. Mai bezog, welcher zwar das Verhältniß der ein- 
zelnen Landesverfaſſungen zu der künftigen deutſchen Reichs- 
verfaſſung feſtſetzte, ohne jedoch darüber, wie dieſe letztere 
zu Stande zu kommen habe — ob durch alleinige Entſchei— 
dung der Nationalverſammlung, ob im Wege der Verein— 
barung mit den Regierungen — eine Beſtimmung zu 
treffen. 

Dagegen nahm die jüngere Geſellſchaft, der „Lands— 
berg“, den Grundſatz der Nichtvereinbarung ausdrücklich 
in ihr Programm auf, indem ſie der Reichsverſammlung das 
Recht zuſprach: „die Verfaſſung des deutſchen Bundesſtaa⸗ 
tes ſelbſtſtändig herzuſtellen und über alle in dieſer Beziehung 
gemachten Vorſchläge endgültig zu beſchließen.“ Faetiſch 
hat ſich indeſſen gezeigt, daß die große Mehrzahl der Caſino⸗ 
partei — nur wenige Mitglieder ausgenommen — keines- 
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wegs auf dem Boden der Vereinbarung ſtand, vielmehr das 
Recht der Feſtſtellung und Einführung der Verfaſſung un— 
bedingt der Nationalverſammlung zuſprach und es lediglich 
von deren freiem Entſchluß abhängig machte, inwieweit ſie 
aus praktiſchen Rückſichten ſich zu einer Verſtändigung mit 
den Regierungen und zu einer Inbetrachtziehung der von 
dieſen ausgehenden Wünſche herbeilaſſen wolle. Als eigent— 
liche „Partei der Vereinbarung“ war ſomit nur die äußerſte 
Rechte zu betrachten, welche in dieſer Frage, einſchließlich 
der einzelnen Zuzügler, die darin mit ihr gingen, höchſtens 
60 bis 70 Stimmen aufzubringen vermochte. So wenig— 
ſtens ſtellte ſich die Sache bei der entſcheidenden Abſtimmung 
über den Antrag Gombarts auf Vereinbarung der 
Grundrechte mit den Regierungen vor ihrer Einführung. 

Gegenüber der äußerſten Rechten, hatte ſchon früher, zu 
Anfang des Juni, die Partei des linken Centrums 
oder des Württemberger Hofes in ihrem Programm den 
Grundſatz der Vereinbarung entſchieden zurückgewieſen. 
„Wir wollen“, heißt es darin, „daß der verfaſſunggebende 
Reichstag ſelbſtſtändig die allgemeine deutſche Verfaſſung 
gründe. Wir verwerfen ſomit die Anſicht, daß der Reichs— 
tag in dieſer Beziehung auf dem Boden des Vertrages mit 
den Regierungen — als Organen der einzelnen deutſchen 
Staaten — ſtehe. Wir erachten hierdurch eine Berückſichti⸗ 
gung der von gedachten Regierungen an den Reichstag ge⸗ 


brachten und von dieſem geeignet befundenen Anſichten nicht 
Erinnerungen a. d. Paulskirche. 2 
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ausgeſchloſſen.“ Dieſem Grundſatze blieben auch die beiden 
Abzweigungen des Württemberger Hofes (von denen ſpäter 
noch mehr die Rede ſein wird), und zwar nicht blos die nach 
links hin, die Weſtendhall, ſondern auch die nach rechts 
hin, der Augsburger Hof, jederzeit getreu. 

Daß die eigentliche Linke von einer Vereinbarung, ja 
ſelbſt einer Verſtändigung mit den Regierungen, gemäß 
ihrem oberſten Grundſatze: „die Volksſouveränetät in 
ihrem vollen Umfange!“ nichts wiſſen wollte, verſteht ſich 
ohnehin. In dem Programme des Deutſchen Hofes (der 
bis Ende Junis die geſammte Linke umfaßte) ſagte dieſe 
Partei von ſich: „ſie will die Feſtſtellung der Reichsverfaſ— 
ſung ausſchließlich durch die deutſche Reichsverſammlung.“ 
Wie eiferſüchtig ſie darüber wachte, daß den Regierungen 
auch nicht der Schein einer Mitwirkung bei den Entſchei— 
dungen der Nationalverſammlung eingeräumt würde, das 
zeigte ſich unter Anderm damals, als R. Blum, der Vor: 
kämpfer dieſer Partei, dem dahingeſchiedenen Bundestage 
eine fulminante Anklage nachſchleuderte, weil derſelbe ge— 
wagt hatte, die von der Nationalverſammlung geſchaffene 
Centralgewalt im Namen der Einzelregierungen anzuer— 
kennen. | 

Eine andere Frage neben dieſer Frage des formellen 
Rechts der Verſammlung war die: wie viel oder wie we— 
nig man materiell den Intereſſen und der Selbſtſtändig⸗ 
keit der Einzelſtaaten nachgeben oder, um mich eines bana— 
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len Ausdrucks der Paulskirche zu bedienen, „Rechnung 
tragen“ ſolle. Auch dieſer Punkt ſpielte in den Programmen 
der politiſchen Parteien eine große Rolle, eine noch bei 
weitem größere freilich in deren praktiſchem Verhalten bei 
den einſchlägigen Fragen der Verfaſſung und Geſetzgebung. 

Die Partei Milani erkannte nach ihrem Programm 
überhaupt kein Geſetzgebungsrecht der Nationalverſammlung 
an, mit Ausnahme der Verfaſſung, der dieſelbe ergänzenden 
und ſolcher Geſetze, welche die Geltendmachung der durch 
das Geſetz vom 28. Juni der Centralgewalt beigelegten 
Befugniſſe betrafen. Sie hielt auch praktiſch an dieſer An— 
ſicht mit großer Conſequenz feſt, und Geſetze, wie das über 
Aufhebung der Spielbanken in ganz Deutſchland und ähn— 
liche, fanden bei ihr aus dieſem Grunde jederzeit beharrlichen 
Widerſpruch. In der Verfaſſung ſuchte ſie den Einzelſtaaten 
ſo viele Rechte zu erhalten, als nur immer möglich ohne 
völlige Verleugnung des Einheitsprineips; daher ſtimmte 
ſie für das geringſte Maß von Competenz der Reichsgewalt 
in Betreff des Heerweſens, der Verkehrs- und anderer ge— 
meinnütziger Anſtalten ꝛc., dagegen für größere Ausdeh— 
nung der Befugniſſe des Staatenhauſes gegenüber dem 
Volkshauſe, insbeſondere bei Geldfragen. Ich will nicht 
ſagen, daß dieſe Partei die nothwendigen Conſequenzen des 
Bundesſtaates aus Vorliebe für den Particularismus gänz⸗ 
lich bei Seite ſetzte, aber mindeſtens ging ſie überall nur 


eben bis an die äußerſte Gränze zwiſchen dieſem und dem 
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Staatenbunde. Bei der eigentlich hierfür entſcheidenden 
Frage, der des Oberhauptes, ſpaltete ſich dieſe Partei, wie 
ſo viele andere — ein Theil, unter Vinckes Vorgang, 
trat unbedingt auf die Seite der Einheit, während der an— 
dere ſich in particulariſtiſche Staaten bündelei verirrte. 

Das Caſino ſtand, in Bezug auf die Vertheilung von 
Macht und Recht zwiſchen der Centralgewalt und den Ein: 
zelſtaaten, ziemlich entſchieden auf dem Boden des Bundes: 
ſtaates nach ſeinem ſtrengen dogmatiſchen Begriffe, weder 
ein Zurückfallen in das lockere Staatenbundesverhältniß, 
noch aber auch ein Uebergreifen in die ſtraffere Form des 
Einheitsſtaates geſtattend. Als Typus und Richtſchnur die⸗ 
ſer Parteianſicht kann im Allgemeinen der Verfaſſungs⸗ 
entwurf gelten, wie er aus den Händen der Herren Bei e⸗ 
ler, Waitz, Droyſen hervorging und von der Mehrheit 
des Verfaſſungsausſchuſſes angenommen wurde. Der einzige 
Dahlmann machte hiervon eine Ausnahme, indem 
ſeine Anſichten und Vorſchläge in Betreff der Reichsgewalt 
weit mehr dem Einheitsſtaate zuneigten. Bei der Ober: 
hauptsfrage entſchied die große Mehrheit des Caſino ſich 
für die ſtrengſte Form der Einheit, das erbliche Kaiſer⸗ 
thum; der kleinere Theil fiel ebenfalls ab und der ſtaaten⸗ 
bü ndleriſchen Anſicht einer macht- und einheitsloſenViel⸗ 
regierung zu. In Geſetzgebungsfragen, die nicht unmittelbar 
aus der Verfaſſung oder dem Geſetz vom 28. Juni 
floſſen, war das Caſino zwar weniger ſpröde, als die Par⸗ 
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tei Milani, liebte es aber doch auch, dies Competenz der 
Nationalverſammlung in dieſem Betreff in möglichſt enge 
Gränzen zu faſſen. 

Schon die nächſten Fractionen links vom Caſino — 
der Landsberg und der Augsburger Hof — waren in die— 
ſem Punkte weniger ſtreng, ich möchte ſagen, weniger dog— 
matiſch correct, als das Caſino, neigten ſich vielmehr einer 
größeren Berechtigung und Vollkraft der Centralmacht und 
einer größeren Beſchränkung der Einzelſtaaten zu. Sie 
ſchienen ſich nicht ſowohl an den theoretiſchen Begriff des 
Bundesſtaates und ſeine logiſchen Conſequenzen, als an 
die praktiſchen Bedürfniſſe zu halten, welche die politiſche 
Lage Deutſchlands an die Hand gab. Eine etwas ſchärfere 
Faſſung dieſes und jenes Punktes in dem Abſchnitt von der 
Reichsgewalt fand daher hier leichter Anklang, als im 
Caſino, wo man in dieſer Hinſicht unerbittlich aus Princip 
war. Auch die Oberhauptsfrage ward in dieſen beiden 
Fractionen am früheſten im Sinne der Einheit und Erb— 
lichkeit entſchieden und fand hier die zweifelloſeſte und 
compacteſte Majorität. 

Je weiter nach links, deſto geneigter waren die Parteien 
einer ſchärferen Concentration der Macht, deſto rückſichts⸗ 
loſer verfuhren ſie gegenüber dem Particularismus und der 
Souveränetät der Einzelſtaaten. Württemberger Hof und 
Weſtendhall hielten hierin noch leidlich Maß; die eigent— 
liche Linke aber, und namentlich die äußerſte, ging in den 
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meiſten Stücken auf eine vollſtändige Centraliſation aus, 
natürlich im Intereſſe und in der Erwartung einer herzu— 
ſtellenden „einen und untheilbaren Republik“. Denn 
für eine monarchiſche Einheitsmacht hätten ſich dieſe 
Republikaner ſchwerlich ſo viel Mühe gegeben. Seitdem 
daher jene Hoffnung ihnen entrückt war, ließen ſie in ihren 
Centraliſationsbeſtrebungen großentheils nach, ja, wurden 
in vielen Beziehungen die ärgſten Particulariſten. 

Ein drittes Princip, welches hier in Betracht kommt, 
iſt das der politiſchen Freiheit und der Volksſou— 
veränetät. Im Allgemeinen kann man wohl ſagen, daß 
die Revolution des März vorigen Jahres, wenn auch viel: 
leicht nicht nach ihrer formellen Berechtigung, ſo doch in 
ihren materiellen Reſultaten und Ausflüſſen von allen 
Parteien in der Paulskirche anerkannt, von keiner wenigſtens 
offen in Frage geſtellt ward. Ob Einzelne in dieſer Hinſicht 
Reactionsgedanken hegten — wer möchte dieß beſtreiten 
oder behaupten wollen? Eine Partei aber, die als ſolche 
auf dergleichen Reactionsbeſtrebungen ausgegangen wäre, 
iſt mir nicht bekannt. Selbſt der am weiteſten rechts 
ſtehenden Partei Milani traue ich derartige Hintergedanken 
nicht zu — dafür bürgt mir ihres Führers, des Herrn 
v. Vincke, unbeſtechlicher Rechtsſinn, der, mag er über 
das formelle Recht der Märzrevolution denken wie er will, 
doch die in deren Folge von den geſetzlichen Gewalten an— 
erkannten und gewährleiſteten Volksfreiheiten ebenſo gut 
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als den jetzt allein gültigen Rechtsboden anſieht und ver— 
theidigt, wie er vordem die Verſprechungen von 1815 und 
1820 oder die hiſtoriſchen Rechte ſeines Standes und ſeiner 
Provinz als ſolchen Rechtsboden in Anſpruch nahm. In 
ihrem Programm ſchwieg die Partei Milani über die— 
ſen Punkt. 

Dagegen erklärte das Caſino in dem ſeinigen aus— 
drücklich: „Die politiſche Freiheit ſoll begründet und ge— 
ſichert werden — alſo keine Reaction! Aber mit aller 
Entſchiedenheit iſt für die öffentliche Ordnung gegen die 
Anarchie zu kämpfen.“ 

Noch beſtimmter ſprach ſich hierüber der Landsberg 
aus, indem er ſagte: „Der Verein macht es ſich zur Auf— 
gabe, die durch die jüngſte Staatsumwälzung zur Geltung 
gekommenen Rechte des deutſchen Volkes weiter auszubilden 
und ſicherzuſtellen, allen auf Rückführung der früheren Zu— 
ſtände wie auf Zerrüttung der geſetzlichen Ordnung hin— 
zielenden Beſtrebungen entgegenzuwirken und einen Rechts— 
ſtaat zu gründen.“ 

Kaum iſt ein Wort in neueſter Zeit ſo vielfach gebraucht 
und gedeutet worden als das Wort „Volksſouveränetät“. 
Kein Wunder, daß auch in den Parteiprogrammen daſſelbe 
eine wichtige Rolle ſpielte! Zwar die nach rechts hin liegen— 
den Parteiſchattirungen bis einſchließlich des Landsbergs 
haben dieſes Wort meiſtentheils ſorgfältig vermieden, und 
es erregte gewaltiges Aufſehen, als ein ſehr geachtetes Mit: 
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glied des Caſino, welches leider ſpäter auf jo traurige 
Weiſe der Verſammlung und dem Vaterlande entriſſen 
ward, faſt unwillkürlich und mit halb widerſtrebender 
Stimme ſich auf der Tribüne zu dem Princip der Volks— 
ſouveränetät bekannte. In den politiſchen Glaubensbe— 
kenntniſſen der andern Fractionen bildete dagegen dieſes 
Princip einen weſentlichen Artikel. Nicht mit Unrecht 
dürfte man daher die Idee der Volksſouveränetät als die 
Waſſerſcheide anſehen, welche die ganze Verſammlung in 
zwei große Hälften theilte, von denen die eine das demo— 
kratiſche Prineip oder den Volkswillen als das unſerer 
ganzen künftigen Staatsentwicklung zu Grunde liegende, 
treibende und normgebende Element anſah, während die 
andere daſſelbe zwar in den Formen, die es ſich bereits er— 
obert hatte, gelten ließ, deſſen Berechtigung aber zur Her— 
vortreibung weiterer und weitergreifender Formen mehr 
oder weniger in Frage ſtellte. Wir würden ſo zu einer 
ähnlichen Parteiabgränzung gelangen, wie ſie in England 
zwiſchen den ſogenannten conſervativen Whigs, welche die 
Reformbill als das äußerſte der dem Volke zu machenden 
Zugeſtändniſſe betrachten, und den darüber hinausgehenden 
Reformern beſteht. 

Der Württemberger Hof war die erſte Partei nach links 
hin, welche den Grundſatz der Volksſouveränetät offen und 
beſtimmt in ihrem Programm ausſprach. „Wir wollen“, 
hieß es daſelbſt, „daß die zu gründende deutſche Bundes⸗ 
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verfaſſung in allen ihren Theilen die Souveränetät des 
deutſchen Volkes zur Grundlage habe und dieſe Grund— 
lage ſichere.“ 

Das praktiſche Reſultat dieſer Anſicht in Bezug auf die 
Regierungsform war von demjenigen, zu welchem die 
rechten Fractionen von ihrem Standpunkt aus gelangten, 
weniger verſchieden, als man vielleicht glauben könnte, denn 
auch der Württemberger Hof erkannte, ſeiner großen Mehr— 
zahl nach, die conſtitutionelle Monarchie auf demokratiſcher 
Grundlage als die den Umſtänden angemeſſenſte Verwirk— 
lichung des Princips der Volksſouveränetät für Deutſch— 
land an. Noch entſchiedener war dieß der Fall bei dem 
rechten Ausläufer dieſer Partei, dem Augsburger Hof; 
weniger bei dem linken, der Weſtendhall, wo in der Mehr— 
heit republikaniſche Sympathien überwucherten und nur aus 
Rückſichten der Klugheit die praktiſche Durchführung dieſer 
Idee für den Augenblick noch in den Hintergrund gedrängt 
ward. Dennoch lag auch jener äußerlichen Gleichartigkeit 
der Reſultate ein tiefer principieller Unterſchied der Anſichten 
zu Grunde. Den Einen war die Monarchie als ſolche, 
als Princip, ein weſentlicher und unantaſtbarer Glaubens: 
artikel, ſei's aus dem Geſichtspunkte des Rechts, ſei's aus 
dem der politiſchen Doctrin; den Andern war ſie eine bloße 
Form, deren Bedeutung, Beſtand und Berechtigung für ſie 
bedingt war durch ihre Uebereinſtimmung mit dem jeweiligen 
Stande des Volkswillens und ſeiner Entwicklung. Für 
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Jene war das demokratiſche Element ein bloßer Zuſatz, 
womit das monarchiſche, als das in ihrem Sinn urſprüng— 
liche und vorzugsweiſe berechtigte, lediglich verquickt und 
temperirt ward; für Dieſe dagegen war jenes die höhere, 
jelbftberechtigte Macht, welche zwar aus eigener Selbſtbe— 
ſtimmung ſich in die monarchiſche Form kleidete, ohne 
jedoch damit ihr Recht, als den eigentlich beſtimmenden 
Factor des Staatslebens, aufzugeben. Mit einem Worte: 
die Erſteren wollten zunächſt und vor Allem die 
Monarchie, und nur daneben als ſchützende Garantie 
die „demokratiſche Grundlage“; die Letzteren erſtrebten als 
ihren eigentlichen Zweck das Weſen der Volksherr— 
ſchaft — unter der Form der Monarchie; die Erſteren 
hielten feſt an dem hiſtoriſchen Königthum, dem ſie 
nur die ſchädliche Macht des Gewaltmißbrauchs zu nehmen 
trachteten; die Letzteren erachteten dieſes hiſtoriſche König— 
thum für gebrochen durch die Märzrevolution, die zwar „vor 
den Thronen ſtehen geblieben“ ſei, aber eben durch dieſes 
freiwillige Stehenbleiben ihre Macht, über die Throne 
zu verfügen, kennen und fühlen gelernt habe; für ſie war 
daher an die Stelle des Königthums „von Gottes Gnaden“ 
das Königthum „von des Volkes Gnaden“ oder „kraft der 
Volksſouveränetät“ getreten. Die praktiſchen Eon: 
ſequenzen dieſer entgegengeſetzten Anſchauungsweiſen ſind 
wichtig, wenn ſie auch, wie ſchon geſagt, im Augenblick 
noch weniger entwickelt hervortraten. Um es kurz zu ſagen: 
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die Männer des hiſtoriſchen Königthums werden bei vor— 
kommenden Streitfällen immer das Recht der „Kronen,“ die 
Anhänger der Volksſouveränetät dagegen das entgegengeſetzte 
Recht des Volkes als das maßgebende zu betrachten geneigt ſein. 
Will man dieſen Gegenſatz der Anſichten vom Rechte des 
Königthums in zwei handgreiflichen Beiſpielen verkörpert 
haben, ſo vergleiche man das Verfahren Ludwig Philipps, 
der, den Urſprung ſeiner Macht, die Volksſouveränetät, 
verleugnend, ſich wieder auf den alten Legitimitätsſtand— 
punkt hinaufrücken wollte, mit dem des Königs der Belgier, 
der im März vorigen Jahres die vom Volk empfangene Krone 
freiwillig niederzulegen ſich erbot, aber durch den allgemeinen 
Volkswillen ſie auch ferner zu tragen glänzend legitimirt ward. 

Wie in Bezug auf die Spitze, ſo unterſchieden ſich die 
Parteien auch in Betreff der Baſis, die man der neuen 
Ordnung der Dinge geben wollte. Die „breitefte demokra— 
tiſche Grundlage“, jenes ſeit dem März 1848 ſo unendlich 
oft gehörte Schlagwort, ward natürlich auch für die 
Parteien zu Frankfurt ein wichtiger Gegenſtand des Streites 
und der Verhandlungen. Sollte doch von hier aus dieſe 
Grundlage nicht blos für das künftige deutſche Reich, 
ſondern durch die Grundrechte auch für die einzelnen Staaten 
feſtgeſtellt werden. Nun war, ſoweit es ſich nur um eine 
mittelbare Betheiligung des Volkes am Staate, um eine 
Selbſtregierung deſſelben in den engern Kreiſen des Privat: 
verkehrs, der bürgerlichen und der religiöſen Gemeinſchaft, 
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um ein freies Sichausleben des Volksgeiſtes handelte, wie 
bei der Preſſe, beim Vereinsrecht, beim Gemeindeweſen, 
bei den Volksgerichten u. ſ. w., im Ganzen über das 
Maß der zu gewährenden Freiheiten kein ſo großer Streit 
unter den Parteien. Der Verfaſſungsentwurf, der als 
Ausdruck der conſervativen Mehrheit angeſehen werden 
durfte, ging in allen dieſen Beziehungen ſo weit, daß ſelbſt 
den Vertheidigern der allerbreiteſten demokratiſchen Grund— 
lage kaum viel zu wünſchen übrig blieb, — weiter mins 
deſtens, als irgend eine andere Verfaſſung. Dennoch fanden 
auch noch weitergehende Forderungen, ſofern ſie nur nicht | 
geradezu den Beſtand jeder Staatsordnung aufhoben, bei 
den mittlern Parteien, namentlich dem linken Centrum, 
in der Regel Unterſtützung, bei der Rechten ſelbſt gewöhnlich 
nur ſchwachen Widerſpruch. 

Um ſo heftiger entbrannte der Streit da, wo die 
„breiteſte demokratiſche Grundlage“ unmittelbar in die 
Gliederung des Staates ſelbſt, ja wohl gar an die Spitze 
hinauf ſtrebte. Das war der Fall beim Wahlgeſetz und 
beim Veto. Die Vetofrage ward von der Linken als eine 
Frage der geſetzlichen Unterordnung des monarchiſchen unter 
das demokratiſche Princip, der Uebertragung der geſammten 
Geſetzgebungs- und Regierungsgewalt in letzter Inſtanz 
an die Volksvertretung betrachtet. Die Rechte begriff dieß 
wohl und kämpfte darum ſo wie aus Rückſichten auf die 
Ehre und Würde der Monarchie für das abſolute Veto. 
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„Wenn man eine Krone anbieten will, jo darf man nicht 
darauf ſpucken“, ſoll ein einflußreiches Mitglied der con— 
ſervativen Partei geſagt haben, als das abſolute Veto bei 
der Geſetzgebung das erſte Mal verworfen ward. Wenn 
dieſe Aeußerung wirklich gethan worden iſt, ſo hat das 
Mitglied darin wohl mehr die muthmaßliche Meinung 
deſſen, dem man die Krone anbieten wollte, als ſeine 
eigene ausgeſprochen, denn nur vom ſtrengen Legitimitäts— 
ſtandpunkte kann man eine Entwürdigung der „ange— 
ſtammten Krone“ darin erblicken, wenn der Einzelwille des 
Monarchen dem dreimal wiederholten Willen der Volks⸗ 
vertretung weichen muß. Gerade weil ſie dieſe Myſtik des 
alten Legitimitätsprincips nicht begünſtigen wollten, 
ſtimmten das linke Centrum und ein Theil des rechten 
(der Württemberger Hof, etwa die Hälfte vom Augsburger 
Hof und vom Landsberg und Einzelne vom Caſino) gegen 
das abſolute Veto, deſſen praktiſche Bedeutung ſie, ge— 
ſtützt auf die Erfahrung aller größeren Verfaſſungsſtaaten, 
nicht hoch anſchlugen. 

Entſcheidender noch für die Linke war die Frage des 
Wahlgeſetzes. Das Recht oder wenigſtens die Macht) der 
Volksvertretung zur factifchen Alleinherrſchaft würde, fo 
dachte die Linke, ſich ſchon finden, wenn nur durch das 
allgemeine Stimmrecht und nöthigenfalls noch durch den 
„Druck von außen“ dieſe Volksvertretung zum unbedingten 
Werkzeug ihrer demokratiſchen Principien gemacht wäre. 
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Das allgemeine Wahlrecht war daher der Kaufpreis, um 
welchen die Linke, wie L. Simon ganz offen auf der 
Tribüne erklärte, ihre Bundesgenoſſenſchaft verhandelte. 
Ohne eine ſolche künſtliche Allianz vermochte ſie daſſelbe 
nicht durchzuſetzen, wenn ſchon der Württemberger Hof und 
ein Theil des Landsberg darin mit ihr ging. Denn alle 
übrigen Fractionen waren darüber einig, daß irgend welche 
Beſchränkung des allgemeinen Wahlrechts nothwendig ſei. 
Hatte doch ſelbſt das Vorparlament in dem Erforderniß der 
„Selbſtſtändigkeit“ den einzelnen Staaten eine Handhabe 
gegeben, um Diejenigen von der Wahl auszuſchließen, deren 
Lebensſtellung gar keine Bürgſchaft böte für eine freie und 
bewußte Ausübung eines ſo wichtigen und ſo leicht zu 
mißbrauchenden Rechtes! Ueber das Maß und die Art 
dieſer Beſchränkung waren freilich die Meinungen auf der 
Rechten ſehr verſchieden. Von denen, welche nur etwa ein 
reiferes Alter, oder einen eigenen Haushalt, oder feſte 
Niederlaſſung in einer Gemeinde, oder die Zahlung irgend 
einer direkten Steuer, oder den Beſitz eines, wenn auch 
kleinen Einkommens als Vorausſetzungen der Wahl- 
fähigkeit verlangten, bis zu Denen, welche durch künſtliche 
Vertheilung der Wahl nach den verſchiedenen Steuer- oder 
Vermögensclaſſen eine gradweiſe Abſtufung dieſes Rechts 
begründen wollten, welche Mannigfaltigkeit der Anſichten 
und der Vorſchläge kam da zum Vorſchein! Und zwar 
zweigten ſich dieſe nicht gerade nach den Clubs ab — es 
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gab im Cafino Solche, die fich der leichteſten, und wiederum 
im Augsburger Hofe Solche, die ſich der ſtärkſten Beſchrän— 
kung zuneigten. 

Ungleich größer und praftifch eingreifender war der Ge— 
genſatz, welcher die Anhänger der Volksſouveränetät in 
ihrer wahren und edlen Geſtalt abſchied von den Götzen— 
dienern jener fälſchlich ſogenannten Volksſouveränetät, 
deren eigentliches Ziel und Weſen weit richtiger die von 
Welcker erfundene Bezeichnung der „Krawallſouveränetät“ 
ausdrückt. Jene Partei meine ich, welche keinen Begriff 
davon hat, wie der ächte, vernünftige Volkswille nur das 
Reſultat ſein könne eines organiſchen Zuſammenwirkens 
aller Theile des Volkes in wohlgegliederten politiſchen In— 
ſtitutionen, nicht der ungeläuterte Ausdruck augenblicklicher 
Stimmungen einer zuſammengelaufenen, leidenſchaftlich 
erregten Menge, welche daher jeden politiſchen Club und 
jede Volksverſammlung für einen berechtigteren Repräſen— 
tanten der Volksvernunft anſieht, als die aus allgemeinen 
Wahlen hervorgegangene Nationalverſammlung (verſteht ſich, 
wenn jene in ihrem Sinne, dieſe ſich gegen ſie ausſpricht, 
denn im entgegengeſetzten Fall iſt die Sache natürlich ſofort 
eine andere); welche die Volksſouveränetät, die Wahrheit 
und die Freiheit jederzeit da und nur da erblickt, wo ihren 
Anſichten, ihren Wünſchen, ihren Planen ſtattgegeben wird 
— jene Partei, welche zuerſt die Nationalverſammlung als 
das allein berechtigte Organ des ſouveränen Volkswillens 
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pries, jo lange fie hoffte, hier ihre Foren durchzuſetzen, dann, 
als dieß mißlang, von ihr an die einzelnen Landesverſamm— 
lungen appellirte, ferner da, wo dieſe gleichfalls nicht in 
ihrem Sinne handelten, ſie durch Volksverſammlungen und 
„ſouveräne Clubs“ tyranniſirte, endlich bei den Volksver— 
ſammlungen und in den Clubs auch wiederum nur ihre 
und ihrer Parteiführer ſouveräne Meinung zum Worte 
kommen ließ. 

Dieſes war leider ihrer Mehrheit nach der Charakter 
jener großen und wohldisciplinirten Partei der National⸗ 
verſammlung, welche man als die vereinigte Linke 
bezeichnen kann. Wenn man die Programme dieſer Linken 
lieſt, ſo (um mit Goethe im Fauſt zu reden) „möcht's 
leidlich ſcheinen“, denn, wenn da auch die Rede iſt von einer 
„aus der freien Wahl aller volljährigen Deutſchen hervor— 
gehenden und nur auf das dauernde Vertrauen des Volkes 
gegründeten Volksvertretung“ und einem ausſchließlichen 
Geſetzgebungsrechte dieſer (wie in dem Programm des 
Deutſchen Hofes) oder von der ausgedehnteſten Selbſt— 
beſtimmung der Einzelnen, der Gemeinden, der Nationen 
(wie in jenem des Donnersbergs, der äußerſten Linken), 
ſo ließe ſich doch allenfalls noch eine Ausführung dieſer 
Grundſätze denken, welche eine organiſche Staatsbildung 
nicht ausſchlöſſe. Aber die Praxis, die Praxis! Daß dieſe 
Partei die Republik wollte, die demokratiſch⸗eonſtitutionelle 
Monarchie aber nur ſo lange ertrug, als ſie ſich nicht ſtark 
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genug fühlt, um ihre Plane durchzuſetzen, das unterſchied 
ſie zwar weſentlich von der gemäßigten Linken und dem 
linken Centrum, welche, wenn auch zum Theil der Re— 
publik in der Idee den Vorzug gebend, doch die conſtitu— 
tionelle Monarchie aufrichtig und aus Ueberzeugung feſt— 
hielten, als die zur Zeit für Deutſchland heilſamſte Regie— 
rungsform — allein daraus würde ich derſelben noch keinen 
Vorwurf machen, wenn nur das, was ſie unter der Form 
der Republik anſtrebte, eine wirklich lebensfähige, organiſche, 
vor der Vernunft und Geſchichte beſtehende Geſtaltung 
wäre. Aber das iſt's ja eben, daß mit den Grundſätzen, 
welche dieſe Herren in der Praxis zur Anwendung bringen, 
mit der Mißachtung der parlamentariſchen Majoritäten, 
mit den Appellationen an die unmittelbaren Ausſprüche des 
Volkswillens, ja ſelbſt an die rohe Gewalt der Maſſen, 
andererſeits mit der Tyranniſirung der Minorität, wo ſie 
ſelbſt in der Majorität find — daß mit ſolchen Grund⸗ 
ſätzen überhaupt kein vernünftiges Staatsweſen, am aller⸗ 
wenigſten aber ein republikaniſches beſtehen kann. Wenn 
Herr Simon von Trier die Anarchie und die Revolution 
für den normalen Zuſtand der Geſellſchaft erklärt, weil da 
Jeder frei ſich ſelbſt beſtimme, wenn Herr Ruge, ausgehend 
von der Idee, daß jeder kleinſte Theil eines Staatsganzen 
ſich ſouverän — politiſch und national — entwickeln müſſe, 
gegen die Unterdrückung panflaviftifcher Beſtrebungen auf 


deutſchem Gebiet eifert, wenn Herr Schlöffel eine ſofortige 
Erinnerungen a. d. Paulskirche. 3 
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unentgeltliche Aufhebung aller möglichen Eigenthumsrechte 
predigt — ſo hört hier freilich alle politiſche Geſtaltung 
auf und wir befinden uns an jenem ſchauerlichen Ab— 
grunde der Auflöſung jeder ſtaatlichen und geſellſchaftlichen 
Ordnung, in welchen zwar dieſe Partei mit frevelhaftem 
Uebermuthe — nicht ſich ſelbſt, wie der große Römer Cur⸗ 
tius — nein, das Glück, den Wohlſtand, das Leben von 
Tauſenden und aber Tauſenden ihrer Mitmenſchen hinein⸗ 
zuwerfen ſich nicht bedenkt, über welchen hinweg aber noch 
keiner dieſer Weltverbeſſerer die ſichere Brücke zu ſchlagen 
verſtanden hat zu dem geträumten Eldorado der „ſoeialen 
Republik“, von dem ſie doch ſo viel — zu reden wiſſen. 
Ich weiß wohl, daß Theorien, wie die zuletzt erwähnten, 

nur der äußerſten Linken, und auch hier nicht allen Mit⸗ 
gliedern, ſondern nur den Aeußerſten unter den Aeußerſten 
angehörten, daß die eigentliche Linke oder die Partei des 
Deutſchen Hofes weder im Prineip ſich ſo weit verirrte, noch 
in den praktiſchen Mitteln der Ausführung ihrer Ideen ſo 
frevelhaft oder ſo leichtſinnig wie jene direct an die roheſten 
Leidenſchaften der Maſſen ſich wendete. Ich weiß wohl, daß 
gerade darum jene Scheidung zwiſchen einer Linken und einer 
äußerſten Linken eintrat, weil der eine Theil dem andern zu 
weit ging, dieſer wiederum jenem nicht entſchieden genug 
war. Ja, ich muß noch mehr ſagen, ich muß erklären, daß 
manche Mitglieder des Deutſchen Hofes, obſchon im Herzen 
Republikaner, dennoch nicht wie ihre Parteigenoſſen nur 


33 


aus Klugheit die Durchführung dieſes Herzenswunſches ver— 
ſchoben, ſondern aus wirklicher Ueberzeugung von der Un— 
zuträglichkeit und Gefährlichkeit eines ſolchen Experiments 
unter den beſtehenden Verhältniſſen. Alles dieß mag zu— 
gegeben werden, allein was ändert's? Die rohe, plumpe 
oder leichtfertige Art der Auffaſſung politiſcher Verhält— 
niſſe, der Mangel jedes tieferen Einblicks in die Natur des 
Staates und der Geſellſchaft, überhaupt jedes Organs für 
poſitive Geſtaltung, das kecke, anmaßliche Negiren und Op— 
poniren gegen jede politiſche That, und dabei die gänzliche 
Ohnmacht des Beſſermachens, die Unfähigkeit, den eigenen 
Willen und die eigene Einſicht dem objertiven Geſetz der 
Thatſachen oder der Autorität vernünftiger Gründe unter— 
zuordnen, endlich der Ungeſtüm, welcher die einmal vor— 
gefaßte Meinung als die alleinſeligmachende Allen auf— 
dringen und überall zur Geltung bringen möchte, und dazu 
die geringe Gewiſſenhaftigkeit in der Wahl der Mittel, dieſe 
Eigenſchaften waren jo ziemlich allen Mitgliedern der Lin⸗ 
ken — etwas mehr oder weniger, was trägt's aus? — 
gemeinſam und brachten unter ihnen eine Solidarität der 
Anſichten und der Handlungsweiſe hervor, welche die feine 
Gränze zwiſchen der „Linken“ und der „äußerſten Linken“ 
jeden Augenblick zu verwiſchen drohte oder wirklich ver— 
wiſchte. Die „Linke“ hatte allerdings nicht an den directen 
Aufreizungen des Volkes am 16. und 17. September theil⸗ 
genommen; allein ſie hatte indirect oft genug die rohe 
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Gewalt der Maſſen gegen die von ihr gehaßte Majorität 
des Parlaments aufgerufen und ſo mit vollen Händen den 
Samen ausſtreuen helfen, der in ſo blutigen Thaten am 
18. September aufging, und ſie hat dieſe Thaten nicht 
minder als die „äußerſte Linke“ zu beſchönigen und zu ent⸗ 
ſchuldigen verſucht. Der „Linken“ gehörten jene Brentanos, 
Wiesners und Schmidts von Löwenberg nicht an, welche 
die Verletzung des parlamentariſchen Anſtandes auf's Aeu— 
ßerſte trieben; aber in der Mißachtung, in der Verhöhnung 
der Verſammlung durch feinen und groben Spott ahmten 
ihnen die Röslers von Oels und die Vogts glücklich nach, 
und auch das Aergſte, was in dieſer Richtung geſchah, 
fand es nicht bei der Linken ebenſo gut wie bei der äußerſten 
Linken ermunternden Zuruf und wieherndes Beifallslachen? 
Ja, hätte es überhaupt geſchehen und ſich wiederholen kön— 
nen, wenn die Linke es mit der parlamentariſchen Sitte 
ernſtlich gemeint und in aufrichtigem ſittlichem Unwillen 
ſich entſchieden von der äußerſten Linken getrennt hätte? 
Daß dieſes ſoeben gefällte Urtheil über das parlamen⸗ 
tariſche Verhalten der Linken kein ungerechtes oder parteilich 
befangenes iſt, ergiebt ſich daraus, daß viele achtbare Mit⸗ 
glieder der genannten Partei durch dieſen Mangel an per⸗ 
ſönlicher Selbſtachtung, den ſie bei ihren Meinungsgenoſſen 
fanden und nicht zu beſeitigen vermochten, aus der Partei: 
verbindung herausgetrieben worden find. So traten ſchon 
früh die Abgeordneten H. und M. Simon von Breslau, 
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Venedey, Reh u. A. aus dem Deutſchen Hofe in den 
Württemberger Hof, ſpäter in die Weſtendhall über, und aus 
dem gleichen Grunde ſonderte ſich eine eigene Fraction unter 
dem Namen des Nürnberger Hofes vom Deutſchen Hofe 
ab — Leute von entſchieden republikaniſcher Geſinnung, 
aber zu ehrenhaft, um nicht durch das allzu formloſe Treiben 
ihrer Parteigenoſſen abgeſtoßen zu werden. 

Ich gehe jetzt zu dem letzten Standpunkte der Partei— 
gruppirung über. Es iſt dieß die Stellung derſelben zum 
Miniſterium und zu den praktiſchen Fragen der 
Verwaltung. Bei der erſten Zuſammenſetzung des 
Reichsminiſteriums nahm man daſſelbe zum größten Theil 
aus dem rechten Centrum, der damals noch ungetheilten 
Caſinopartei, zog aber auch aus dem linken Centrum, dem 
Württemberger Hofe, einige Elemente hinein, um ihm die 
Unterſtützung der geſammten Centren zu ſichern. Die Linke 
war natürlich von vorn herein in principieller und ſyſtema⸗ 
tiſcher Oppoſition gegen das Miniſterium, welches ſie durch 
beſtändige Interpellationen peinigte. Auch die Weſtendhall, 
welche zu Anfang des Auguſt ſich vom Württemberger Hofe 
ſonderte und eine Mittelſtellung zwiſchen dieſem und dem 
Deutſchen Hofe als ſogenannte „rationelle Linke“ annahm, 
konnte ſich eine ſolche Oppoſition — wenn ſchon in etwas 
gemäßigterer und gemeſſenerer Form — nicht verſagen. Die 
äußerſte Rechte zeigte ſich unzufrieden mit gewiſſen, nach 
ihrer Meinung zu weit übergreifenden Maßnahmen des 
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Miniſteriums gegenüber den Einzelregierungen, jo nament— 
lich mit jenem Huldigungsbefehl des Kriegsminiſters. Die 
Centren dagegen unterſtützten das Miniſterium getreulich 
bis zu jenen verhängnißvollen Verhandlungen über den 
Waffenſtillſtand von Malmoe, wo der Württemberger Hof 
ſich gegen das Miniſterium und gegen die aus ſeiner eigenen 
Mitte demſelben angehörigen Mitglieder erklärte und durch 
ſein entſcheidendes Votum — nebſt einer Anzahl ſchleswig— 
holſteiniſcher Abgeordneter aus dem rechten Centrum — die 
Miniſterkriſis herbeiführte. Die Bildung eines neuen Mi— 
niſteriums mißlang — weder Dahlmann, der Führer 
jener kleinen ſchleswig-holſteiniſchen Phalanx, noch Her: 
mann aus München, den, als einen der hervorragenden 
Parteigänger des linken Centrums, der Reichsverweſer nach 
Dahlmann mit der gleichen Miſſion betraute, brachte 
ein ſolches zu Stande. So kam der 16. September heran, 
wo die Majorität ſich wandte. Dieß und die Ereigniſſe am 
Abend des 16., welche das Vorhandenſein eines verant- 
wortlichen Miniſteriums dringend heiſchten, veranlaßten 
den Wiedereintritt des geſtürzten Cabinets in ſein Amt. 
Die blutigen Vorgänge des 18. Septembers, und was darauf 
folgte, bezeichneten die Bahn, welche das wiedererſtandene 
Miniſterium von jetzt ab zu gehen hatte und in welche es 
auch ſofort mit Muth und Entſchloſſenheit eintrat. Das 
Miniſterium unterſtützen, hieß bei dieſer Sachlage für die 
Ordnung Partei nehmen; ihm Oppoſition machen, hieß der 
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Anarchie wiſſentlich oder unwiſſentlich Vorſchub leiſten. 
Hier war es, wo der Württemberger Hof zum zweiten Mal 
ſich ſpaltete, indem ein Theil dem Miniſterium feine ent: 
ſchiedene Unterſtützung im Intereſſe der Ordnung zuſagte 
und, um dieſe Zuſage beharrlich zu erfüllen, ſich von dem 
andern, welcher nicht die gleiche Beharrlichkeit zeigte, auch 
äußerlich trennte. So entſtand die Partei des Augsburger 
Hofes, die ſeitdem in allen praktiſchen und Cabinetsfragen 
von bedeutendem Einfluß auf die Entſcheidungen des Hau— 
ſes geweſen iſt und ihr Ziel, welches dahin ging, die mi— 
niſterielle Politik in ſtrenger Aufrechthaltung der Ordnung, 
unbeſchadet der wahren Freiheit, kräftig zu unterſtützen, 
unverrückt verfolgt hat. Der zurückgebliebene Theil des 
Württemberger Hofes (der dieſen Namen beibehielt) ward, 
unter dem Vorgange und der Anleitung zuerſt Hermanns, 
ſpäter Wydenbrugks, mehr und mehr in die Oppoſition 
gegen das Miniſterium hineingezogen und wetteiferte darin 
lange Zeit mit ſeinem frühern Abſchößling, der Weſtend— 
hall, bis auch dieſe Verhältniſſe in ein anderes Stadium 
traten. Davon ſpäter. 

Zwiſchen dem Augsburger Hof und den beiden Fractio⸗ 
nen des rechten Centrums bildete ſich in Bezug auf praktiſche 
und miniſterielle Fragen eine engere Verbindung, die ihre 
organiſche Vermittlung in einem beſondern, aus Deputirten 
der drei Clubs zuſammengeſetzten Ausſchuß, der ſogenannten 
Neuner⸗Commiſſion, fand. Hier wurden wichtigere Fragen 
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dieſer Art vorberathen und ſodann, zur Erzielung gleich— 
mäßiger Beſchlüſſe, den Berathungen der Clubs übergeben; 
von hier aus ward mit dem Miniſterium direct ins Einver⸗ 
nehmen getreten, Auskunft von ihm über beabſichtigte 
Maßnahmen erbeten oder ihm ſolche ertheilt in Betreff 
der Stimmungen der drei Clubs für oder wider dergleichen 
Maßregeln. So bildeten dieſe drei centralen Clubs in Be- 
zug auf alle Regierungsfragen faſt nur eine einzige große 
Partei, die beim Hinzutritt der eigentlichen Rechten (welche 
in der Regel erfolgte) mit einer Mehrheit von 60 bis 80 
Stimmen die aus den beiden Linken, der Weſtendhall und 
dem Württemberger Hof beſtehende Oppoſition beſiegte. 
Und ſo überwiegend war der Einfluß dieſer praktiſchen 
Fragen auf die Stellung der Parteien, daß, obſchon der 
Augsburger Hof in Verfaſſungsfragen dem Württemberger 
Hof entſchieden näher ſtand, als dem Caſino, ja ſogar deſſen 
Programm unverändert beibehalten hatte, dennoch mitten 
zwiſchen ihm und dem Württemberger Hof hindurch die 
ſcharfe Gränzlinie ging, welche fortan die Majorität und 
Minorität, die ſogenannte Rechte und die ſogenannte Linke 
(Beides im weiteren Sinne genommen) von einander trennte. 
Die Wablverwandtſchaft in der praktiſchen Politik zog 
den Augsburger Hof zur Rechten hin und immer weiter 
und weiter vom Württemberger Hof ab, der ſeinerſeits 
durch die gleiche Wahlverwandtſchaft ſich ſo ſehr der Linken 
annäherte, daß z. B. in jener öffentlichen Erklärung der 
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Minorität über den Beſchluß in der preußiſchen Frage die 
Namen eines Mittermaier und Kierulff in unmit⸗ 
telbarſter Nähe neben denen eines Weſendonck und Si— 
mon von Trier ſich befanden. 

Gegenüber der Organiſation der Centren, von der ich 
eben ſprach, ſchloß ſich auch die Linke zu einer compacteren 
Einheit zuſammen. Nach den Ereigniſſen von Wien und 
Berlin, wo die Demokratie in ihren äußerſten Richtungen 
phyſiſch und moraliſch unterlag, fühlte die demokratiſche Par⸗ 
tei in der Paulskirche die Nothwendigkeit, ſich durch Anſchluß 
an die weniger extremen Parteien zu verſtärken und mit ihnen 
vereint eine umfaſſende Wirkſamkeit, insbeſondere nach außen, 
zu entfalten. So entſtand der Märzverein, anfänglich 
mit dem ausgeſprochenen und in zahlreichen Proklamatio— 
nen ans Volk kundgegebenen Zweck: eine Verfaſſung für 
Deutſchland zu machen im Sinn und Geiſt der unverküm⸗ 
merten Märzerrungenſchaften, d. h. auf ſtreng demokratiſchen 
Grundlagen, als ein Gegenſtück zu der vom Verfaſſungs— 
ausſchuß entworfenen, deren Annahme ſeitens der Majori⸗ 
tät der Verſammlung in allen weſentlichen Punkten nicht zu 
bezweifeln ſchien. Das Volk, ſo meinte die Linke, möge dann 
ſeinen Ausſpruch thun, welche von beiden Verfaſſungen ſei⸗ 
nen Wünſchen mehr entſpreche, welche es ins Leben geführt 
ſehen wolle. Dieſe Vereinigung, von der äußerſten Linken 
anhebend, griff bis nach Weſtendhall hinein, wovon der 
eine Theil dem Märzverein beitrat, während ein anderer ſich 
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davon fernhielt. Der Württemberger Hof, obgleich eben— 
falls zum Beitritt eingeladen, entſchied ſich nach mehrtägi— 
gen lebhaften Debatten gegen denſelben. 

Zu einer Durchführung ſeiner urſprünglichen Aufgabe 
ſcheint der Märzverein niemals gekommen zu ſein; wenig— 
ſtens iſt mir kein von ihm ausgegangener fertiger Verfaſ— 
ſungsentwurf bekannt. Dahingegen warf er ſich ſpäter mit 
allen Kräften auf ein anderes Ziel ſeiner Thätigkeit, auf 
die Verbreitung demokratiſcher Grundſätze in allen deutſchen 
Ländern durch Bildung von Zweigvereinen, welche in ihm 
ihren Mittelpunkt finden, von ihm Antrieb und Leitung 
empfangen ſollten. Allerwärts ward die Begründung von 
Märzvereinen oder der Anſchluß ſchon beſtehender politiſcher 
Vereine an den Märzverein zu Frankfurt (der ſich nunmehr 
Centralmärzverein nannte) mit großem Eifer betrie⸗ 
ben. In manchen Gegenden, namentlich in Württemberg 
und Bayern, hatten dieſe Beſtrebungen einen bedeutenden 
Erfolg; beide Länder bedeckten ſich mit einem Netz demokra⸗ 
tiſcher Vereine, die, unter ſich und mit dem Frankfurter 
Hauptvereine eng verbunden, von letzterem die Parole em- 
pfingen. Als die deutſche Reichsverfaſſung, obſchon in vie⸗ 
len Punkten gegen die Wünſche und Vorſchläge der Linken, 
zu Stande gebracht und „endgültig“ verkündet war, da bes 
ſchloſſen die Märzvereine auf einer Generalverſammlung zu 
Heidelberg am 1. April, ihre ganze Thätigkeit auf die 
Durchſetzung dieſer Verfaſſung zu wenden. Sie gaben ihren 
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grundſätzlichen Widerſpruch gegen einzelne Hauptpunkte 
dieſer Verfaſſung auf, um nur das Princip der in Frage 
geſtellten Souveränetät der Nationalverſammlung zu retten. 
Dieſem Entſchluſſe der Märzvereine war es zu verdanken, 
wenn die Bewegung zu Gunſten der unbedingten Anerken— 
nung der Reichsverfaſſung namentlich in Württemberg ſo 
raſche und unwiderſtehliche Fortſchritte machte. An der 
Spitze des Centralmärzvereins ſtand damals der unermüd— 
liche und feurige Ludwig Simon aus Trier. Ein Theil 
der äußerſten Linken war jedoch jenem Beſchluſſe nicht bei— 
getreten, hatte ſich vom Märzvereine losgeſagt und ver— 
folgte fortwährend den Grundſatz: daß man erſt die Ver: 
faſſung um jeden Preis von den in ihr enthaltenen anti— 
demokratiſchen Elementen (3. B. dem erblichen Kaiſerthum) 
reinigen müſſe, bevor man für ihre Durchführung wirken 
könne. Freilich blieben auch die Märzvereine, ſammt dem 
Centralmärzverein ſelbſt, jener Fahne der Reichsverfaſſung 
nicht überall treu, mißbrauchten dieſelbe vielmehr, um 
unter falſcher Flagge ihre eigentlichen republikaniſchen Ten— 
denzen einzuſchmuggeln. Darauf komme ich ſpäter zurück. 

Zum Schluß dieſer Betrachtungen noch eine kurze Be— 
merkung über die ultramontane Partei und ihr Ver⸗ 
hältniß zu den andern Parteien. Sie war jedenfalls unter 
allen Parteien am früheſten organiſirt und disciplinirt, mit 
den beſtimmteſten Stichwörtern verſehen und von den tüch⸗ 
tigſten Führern geleitet. Ihr ſicherer Einklang und ihr 
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Zuſammenwirken auf's Wort machte ſich bald in der Ver: 
ſammlung bemerkbar und geltend. Aeußerlich hielt ſie ſich 
größtentheils zur äußerſten Rechten, wie dieſe im Steinernen 
Hauſe ſich organiſirte; ſpäter trennte ſie ſich einmal von 
dieſen ihren politiſchen Freunden und ſtand für ſich unter 
Radowitz, wie Jene unter Binde; dann trat fie wieder 
mit ihnen zuſammen zur Partei Milani, bis fie in der 
öſterreichiſchen Frage ſich abermals abſonderte. 

Dieſe ultramontane Partei, welche ſich äußerlich als 
folche darſtellte, umfaßte aber bei weitem nicht die ſämmt⸗ 
lichen ultramontanen Elemente der Nationalverſammlung. 
Vielmehr waren dieſe, faſt möchte man glauben abſichtlich, 
beinahe durch alle Clubs (die Linke ausgenommen) ver⸗ 
ſtreut oder vertheilt. Im Caſino, im Württemberger, im 
Augsburger Hof gab es Ultramontane, welche in gleich— 
gültigen Fragen mit dieſen Clubs, in ſolchen dagegen, wo 
irgendwie nah oder fern ein Intereſſe der Kirche berührt 
ward, unverrückt und ohne die geringſte Rückſicht auf ihre 
gewöhnliche Parteiſtellung mit ihrem Haupttreffen und 
nach den von den Führern ausgegebenen Loſungsworten 
ſtimmten. 

Dieß war der Charakter und die Stellung unferer poli⸗ 
tiſchen Parteien nach ihren prineipiellen ſowohl als takti⸗ 
ſchen Gegenſätzen und Berührungspunkten bis gegen das 
Ende des Jahres 1848. Um dieſe Zeit begann eine neue Par⸗ 
teibildung. Davon wird im nächſten Abſchnitt die Rede ſein. 
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III. 


Reue Parteibildung zu Ende des Jahres 1848. 


Gegen das Ende des Jahres begann eine tiefgreifende 
Umgeſtaltung des Parteiweſens in der Nationalverſammlung. 
Was immer bis dahin die Parteien geeinigt oder getrennt 
hatte, es trat in den Hintergrund vor den neuen, ent— 
ſcheidenden Fragen, welche alle Geiſter und Herzen immer 
ausſchließlicher zu beſchäftigen anfingen, — der Frage 
wegen des Verhältniſſes Oeſterreichs zu Deutſch— 
land und der damit zuſammenhängenden Oberhaupts— 
frage. 5 

Das Verhältniß Oeſterreichs zur Nationalverſammlung 
und zu dem von ihr zu gründenden Bundesſtaate war ſchon 
längſt ein Gegenſtand ernſteſter Zweifel und Bedenken 
geweſen. Es iſt bekannt, wie ſchon im April vorigen 
Jahres die Regierung Oeſterreichs, der bevorſtehenden 
deutſchen Nationalverſammlung gegenüber, den Stand: 
punkt des bloßen Staatenbundes für ſich in Anſpruch 
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nahm, indem ſie ſich vorbehielt, nur das als bindendes 
Geſetz für Oeſterreich anzuerkennen, was für deſſen be— 
ſondere Verhältniſſe paſſe. Was es mit dieſem Vorbehalt 
praktiſch zu bedeuten habe, ließ die gleichzeitige Berufung 
eines Reichstages für Oeſterreich ahnen, auf welchem neben 
den deutſchen Provinzen auch nichtdeutſche vertreten waren, 
ſo daß das deutſche Element ſich in entſchiedener Minderheit 
gegen das flaviſche befand. Schon dadurch ward eine 
Unterwerfung Deutſchöſterreichs unter die nothwendigen 
Bedingungen eines deutſchen Bundesſtaates beinahe zur 
Unmöglichkeit. Aber die öſterreichiſche Regierung ging noch 
einen Schritt weiter. Die Selbſtſtändigkeit, welche die 
Ungarn im März vorigen Jahres durch die dem Kaiſer ab- 
gedrungenen Zugeſtändniſſe errungen hatten, ſuchte ſie mit 
Hinterliſt und mit Gewalt wieder zu unterdrücken und in 
größere Abhängigkeit, denn vorher, zu verwandeln. Die 
Abſicht, alle Theile des Kaiſerſtaates zu einer feſtgeſchloſſenen 
Einheit zu verbinden, trat immer deutlicher hervor. Was 
halfen dagegen die Betheuerungen deutſcher Geſinnung, die 
Adreſſen, die aus dieſem und jenem Theile Deutſchöſterreichs 
an uns kamen und den treuen Willen, den warmen Eifer 
des Volkes für den feſten Anſchluß an Deutſchland be— 
kundeten? War dieſe Geſinnung ſtark genug, um der 
Politik der Regierung eine andere Richtung zu geben? 
War ſie ſich ſelbſt ganz klar über Das was ſie wollte und 
was ſie verſprach? Bald ſollte ſie auf die Probe geſtellt 
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werden. Die Wiener Revolution des Oetobers, ſelbſt ihren 
rein deutſchen Charakter zugegeben, war doch lange nicht 
eine Erhebung des ganzen deutſchen Theils von Oeſterreich 
gegen die Centraliſationspolitik der Regierung und für den 
unbedingten Anſchluß an einen deutſchen Bundesſtaat. 
Aber ſelbſt der Reichstag zu Wien, auf welchem jetzt, nach 
der Entfernung der meiſten ſlaviſchen Abgeordneten, die 
Deutſchen in der Mehrheit waren, that nichts für die 
eigentlich deutſche Sache. Sein erſtes Wort war vielmehr 
ein Wort zu Gunſten der Geſammtmonarchie Oeſterreich. 
Der Wiener Gemeinderath, die factifch herrſchende Gewalt 
der Hauptſtadt während jener Tage, ſandte eine Deputation 
nach Frankfurt, aber nicht an uns, nicht an den deutſchen 
Reichsverweſer, ſondern an den öſterreichiſchen Erzherzog 
Johann, und bat ihn, daß er, als Oheim des Kaiſers, das 
Vermittleramt zwiſchen dieſem und der Stadt Wien über⸗ 
nehme. 

Inzwiſchen war man in Frankfurt bei dem Punkte an⸗ 
gelangt, wo das Verhältniß des künftigen Bundesſtaates 
zu ſeinen Theilen feſtgeſtellt werden ſollte. Jedem Unbe⸗ 
fangenen war klar, daß kein Theil des Bundesſtaates zu⸗ 
gleich organiſcher Theil eines andern Staates außer- 
halb des Bundesſtaates ſein könne. War es denn auch 
nur denkbar, daß ein und daſſelbe Land zugleich von einer 
deutſchen Nationalvertretung in Frankfurt und von einem 
zu 3 deutſchen, zu + ſlaviſch-magyariſch-romaniſchen 
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Reichstage in Wien Geſetze empfinge, zugleich für das 
deutſche Reich und für die öſterreichiſche Geſammtmonarchie 
Soldaten ſtellte, zugleich als deutſches Reichsland an einem 
Reichskriege Theil nähme und als öſterreichiſche Provinz 
vielleicht dem Reichsfeinde Hülfe leiſten müßte, weil der 
öſterreichiſche Geſammtreichstag es ſo beſchlöſſe? | 
Nein! Hier mußte Scharf und klar das künftige Ver: 
hältniß der Theile zum Ganzen beſtimmt werden. Man 
hatte es nicht mehr mit dem alten Staatenbunde zu thun, 
der eben ſeiner Unnatur halber ein ohnmächtig Ding 
war; man wollte eine ſtraffere Einheit, man wollte ein 
wirklich ſtarkes Reich ſchaffen, feſt in ſich gegründet und 
abgeſchloſſen. So entſtanden jene §§. 2 und 3 des 
Abſchnittes „vom Reiche“, worin feſtgeſetzt ward, daß ein 
deutſches Land, welches mit einem nichtdeutſchen Lande 
das gleiche Oberhaupt habe, zu demſelben in keinem andern 
Verhältniſſe ſtehen dürfe, als in dem der reinen Perſonal⸗ 
union, daß alſo das deutſche Land mit dem nichtdeutſchen 
weder eine gemeinſame Regierung und Verwaltung, noch 
gemeinſame Stände, noch eine gemeinſame Vertretung 
nach außen, noch gemeinſame Finanzen, noch ein 
gemeinſames Kriegsheer, überhaupt gar nichts gemein 
haben dürfe, als die Perſon des Regenten. Dieſe $$. 
wurden in erſter Leſung mit großer Mehrheit angenom⸗ 
men. Außer dem Centrum ſtimmte auch die ganze Linke 
dafür; nur die conſervativen Oeſterreicher und eine 
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Anzahl Partikulariſten aus andern Ländern waren da— 
gegen. 
Das war freilich ein ſcharfer Schnitt in den öſterreichi— 


ſchen Kaiſerſtaat. Jetzt mußte ſich zeigen, ob die Sym— 


pathien für die deutſche Einheit, oder ob jene für die 
öſterreichiſche Geſammtmonarchie ſtärker wären in der 
Bevölkerung Deutſchöſterreichs. Die Probe fiel gegen 
uns aus. Ueberwiegend an Zahl wie an Gewicht waren die 
Kundgebungen der Anſicht, daß man um dieſen Preis, 
um den Preis der Auflöſung jenes vielhundertjährigen 
Verbandes mit den nichtdeutſchen Provinzen, um den Preis 
der Vernichtung Oeſterreichs als eines Geſammtſtaates, 
nicht deutſch ſein wolle. Die meiſten Provinziallandtage 
der deutſchöſterreichiſchen Länder ſtellten ſich auf dieſe 
Seite, auf die entgegengeſetzte keiner. Die öſterreichiſche 
Regierung ſelbſt antwortete auf jenen Beſchluß der National— 
verſammlung durch das Programm, mit welchem ſie am 
27. November vorigen Jahres vor den Reichstag zu 
Kremſier trat. Darin erklärte ſie: | 
„Oeſterreichs Fortbeſtand in ſtaatlicher Einheit 
iſt ein deutſches wie europäiſches Bedürfniß. Von dieſer 
Ueberzeugung durchdrungen, ſehen wir der natürlichen 
Entwickelung des noch nicht vollendeten Umgeſtaltungs⸗ 
prozeſſes (in Deutſchland) entgegen. Erſt wenn das 
verjüngte Oeſterreich und das verjüngte 


Deutſchland zu neuen und feſten Formen ge 
Erinnerungen a. d. Paulskirche. 4 


50 


langt ſind, wird es möglich fein, ihre gegen: 
ſeitigen Beziehungen ſtaatlich zu beſtimmen. 
Bis dahin wird Oeſterreich fortfahren, ſeine Bundespflichten 
zu erfüllen.“ 

Oeſterreichs Fortbeſtand in ſtaatlicher Einheit ein 
deutſches, ein europäiſches Bedürfniß! — Das war ja 
derſelbe Gedanke, welchen Gagern ſchon bei der erſten 
Leſung der §§. 2 und 3 entwickelt, auf Grund deſſen er 
ſchon damals eine Sonderſtellung Oeſterreichs außerhalb 
des Bundesſtaates, eine Union zwiſchen dem Bundesſtaate 
und Oeſterreich beantragt hatte. Er hatte alſo richtig vor⸗ 
ausgeſehen, wie Oeſterreich auf die Frage, welche man in 
jenen §§. an daſſelbe ſtellte, antworten werde und müſſe. 
Oeſterreich ſchied mit dieſer Erklärung aus dem Bundes— 
ſtaate aus — Das ſchien klar. Nur ſeine Bundespflichten“, 
d. h. die Verpflichtungen, die es aus dem alten Bunde 
noch hatte, wollte es fortfahren zu erfüllen. 

So hatte denn alſo die Nationalverſammlung, Oeſter— 
reich gegenüber, nunmehr völlig freie Hand bei der ferneren 
Ausarbeitung der Verfaſſung. Die Vorausſetzungen für 
dieſe und beſonders für die Oberhauptsfrage wurden da— 
durch bedeutend vereinfacht. Alles ſchien einen raſchen 
und leichten Fortgang der Verfaſſungsarbeiten zu ver— 
ſprechen, ſeitdem die öſterreichiſche Regierung ſelbſt ſo klar, 
ſo offen, ſo loyal ihre Abſichten und ihre Stellung zu dem 
deutſchen Einheitswerke bezeichnet hatte. 
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Wie ſehr täuſchte man ſich! Statt am Ende der 
Verwickelungen zu ſein, war man erſt am Anfange des 
Anfangs. 

Das Programm von Kremſier ſprach den Gedanken der 
Trennung Oeſterreichs von Deutſchland ſo nackt, beinahe 
ſchroff aus, daß ſelbſt Die, welche in einer ſolchen Trennung das 
einzige Heil für beide Theile erblickten, ſchier über dieſe Offenheit 
erfchrafen und ſich die Augen rieben, ob fie auch recht ge— 
leſen? Die Bedenklicheren fragten, ob denn die öſter— 
reichiſche Regierung auch wohl in alle Konſequenzen des in 
dem Programme ausgeſprochenen Gedankens eingehen 
werde? Eines ſchien wirklich darauf hinzudeuten: die 
Regierung Oeſterreichs erklärte, fernerhin nur noch durch 
die beiderſeitigen Miniſterien des Aeußeren mit der 
Centralgewalt in Beziehungen treten zu wollen; ſie ſchien 
alſo Deutſchland bereits als Ausland zu betrachten. Aber 
die ungleich wichtigere Konſequenz, die doch ebenſo gewiß in 
jener Erklärung lag — die Abberufung der öſterreichiſchen 
Abgeordneten aus der Nationalverſammlung — von dieſer 
war nicht die Rede. Und doch konnten, wenn Oeſterreich 
und Deutſchland als zwei ſelbſtſtändig conftituirte 
Staaten ſich gegenüberſtehen ſollten, wie es das Programm 
verlangte, ebenſowenig öſterreichiſche Abgeordnete an der 
Conſtituirung Deutſchlands Theil nehmen, wie man Ab- 
geordnete des nichtöſterreichiſchen Deutſchlands bei der 
Begründung der öſterreichiſchen Geſammtmonarchie auf 
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dem Reichstage zu Kremſier oder ſonſtwo mitwirken laſſen 
würde. Unmöglich konnten Vertreter Deutſchöſterreichs 
durch ihre Stimmen über eine Verfaſſung mitentſcheiden, 
von der im Voraus erklärt war, daß ſie auf Deutſch— 
öſterreich keine Anwendung leide. Beſonderen Scrupel 
erregten endlich die Schlußworte jener Erklärung: 

„Bis dahin wird Oeſterreich fortfahren, ſeine Bundes— 
pflichten zu erfüllen.“ 

Oeſterreich hatte es bisher mit der Erfüllung ſeiner 
Bundespflichten nicht beſonders ernſtlich genommen; es 
hatte weder Geld noch Soldaten der Centralgewalt ge— 
liefert. Woher jetzt auf einmal der Eifer, dieſe bisher ver⸗ 
nachläſſigten Pflichten zu erfüllen, oder wenigſtens dieſe ſo 
ausdrücklich betonte Zuſage? Sollte es vielleicht damit 
weniger auf die Erfüllung der Pflichten, als auf die 
Wahrung der dieſen Pflichten gegenüberſtehenden Rechte 
abgeſehen ſein? War vielleicht Dies der unſcheinbare, aber 
unzerreißbare Faden, an dem man Deutſchland, indem man es 
anſcheinend losgab, nur um ſo ſicherer feſthalten und an 
ſich ketten wollte, während Oeſterreich für ſich die volle 
Freiheit der Entwickelung, Abrundung und Befeſtigung 
ſeiner inneren Zuſtände erlangte? 

So gab es, bei aller anſcheinenden Klarheit des Pro⸗ 
gramms von Kremſier, immer noch Mancherlei aufzu⸗ 
klären, feſtzuſtellen oder in feinen praktiſchen Konſequenzen 
weiter zu entwickeln. Und endlich, wenn die Erklärung 
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der öſterreichiſchen Regierung aufrichtig gemeint, wenn es 
wirklich die Abſicht war, daß Oeſterreich und Deutſchland 
jedes für ſich ihre Verfaſſungsverhältniſſe ordnen, dann aber 
„ihre gegenſeitigen Beziehungen ſtaatlich beſtimmen“ ſollten 
— war es nicht beſſer, dieſe Verſtändigung über die gegen- 
ſeitigen Beziehungen beider Staatencomplexe gleich jetzt, 
neben der Verfaſſungsbegründung eines jeden derſelben 
hergehend, freilich ohne dieſe zu ſtören, ſtattfinden zu 
laſſen? Der Gedanke einer Unionsakte, den Gagern 
bereits früher ausgeſprochen, lebte wieder auf; man dachte 
nicht blos an ein Schutz- und Trutzbündniß zwiſchen 
Oeſterreich und Deutſchland, ſondern an die Anbahnung, 
wenn nicht einer ſofortigen Zolleinigung, ſo doch einer 
möglichſt gemeinſamen Handelspolitik beider Staaten nach 
außen, an die gegenſeitige Gewährleiſtung von Rechten an 
die beiderſeitigen Staatsangehörigen und dergleichen mehr. 
Man ſtellte ſich vor, daß eine ſolche Union, die vielfach in 
die inneren Verfaſſungszuſtände jeder der beiden Staats- 
einheiten eingreifen würde, beſſer gleichzeitig mit dieſen 
Verfaſſungen ſelbſt, als erſt nach deren Abſchluß, berathen 
werden möchte, daß für dieſe Berathungen vielleicht ſogar 
ein paſſendes Organ zu gewinnen wäre in dem Zuſammen⸗ 
tritt von Abgeordneten der beiden Verſammlungen, welchen 
die Feſtſtellung der beiderſeitigen Verfaſſungen oblag, der 
Nationalverſammlung zu Frankfurt und des Reichstags von 

Kremſier. | 
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So ehrlich, ſo loyal, ſo zutrauensvoll entgegen— 
kommend ward dieſe Frage der künftigen Stellung Oeſter— 
reichs zu Deutſchland — mindeſtens in dem Club, dem ich 
angehörte, dem Augsburger Hof — behandelt. Kindlich 
naiv — möchte man faſt ſagen, wenn man daran denkt, 
wie dieſes vertrauensvolle Entgegenkommen öſterreichiſcher— 
ſeits erwidert und gelohnt worden iſt! 

Bei ſolcher Stimmung der Gemüther fand der Vor— 
ſchlag, direkte Unterhandlungen mit Oeſterreich einzuleiten, 
unter uns wenigſtens eine bereitwillige und eingehende 
Erwägung. Der Vorſchlag ging von einem öſterreichiſchen 
Mitgliede des Clubs, Herrn Arneth, aus. Er ward be— 
gründet vom Standpunkte des Oeſterreichers durch die 
Nothwendigkeit, in welcher er und feine Landsleute ſich be— 
fänden, klar zu wiſſen, was eigentlich ihre Regierung 
wolle und ob ſie, die öſterreichiſchen Abgeordneten, noch 
fernerhin mit Fug an den Arbeiten einer deutſchen National- 
verſammlung Theil nehmen könnten. Wir kannten Herrn 
Arneth als einen ehrenhaften Charakter und ſetzten bei 
ihm keine Hinterhaltgedanken voraus. Gleichzeitig ward 
derſelbe Vorſchlag im Caſino vorgebracht, dort, ſo viel ich 
weiß, von den Herren Würth und Somaruga. Auch 
im Schooße des Miniſteriums kam er zur Sprache. 
Beckerath verſammelte bei ſich einen kleinen Kreis von 
Mitgliedern der verſchiedenen Fractionen „von der äußerſten 
Rechten bis zum Württemberger Hof, um die Stimmung 


dieſer Fractionen über die obſchwebende Frage kennen zu 
lernen. Baſſermann befürwortete hier die Abſendung 
von Bevollmächtigten nach Olmütz, um das Verhältniß 
zwiſchen Oeſterreich und Deutſchland definitiv zu ordnen. 
Schmerling erklärte mit jenem Anſchein aufrichtigſter 
Hingebung und Offenheit, den er ſo täuſchend anzunehmen 
wußte: er wünſche, daß dieſe Unterhandlungen von einem 
Andern, als ihm, geführt würden, da er wohl fühle, daß 
ſolche in ſeiner, eines Oeſterreichers, Hand mit Mißtrauen 
geſehen werden möchten. Daran knüpfte ſich ſofort, von 
mehrern Seiten ausgeſprochen, der ſchon längſt gehegte 
Wunſch, Gagern ins Miniſterium eintreten zu ſehen. 
Ihm, der zuerſt den Gedanken ausgeſprochen, den jetzt das 
öſterreichiſche Miniſterium zu dem ſeinigen gemacht hatte, 
ihm ſchien es vor Allem zuzukommen, auch die Ausführung 
dieſes Gedankens in die Hand zu nehmen. Gagern äußerte 
Bedenken, ob ſein Vorſchlag, der noch vor wenigen Wochen 
kaum ein Dutzend Stimmen in der Verſammlung für ſich 
gehabt habe, jetzt eine Majorität dort finden werde. Beſeler 
und Droyſen waren gegen alle Unterhandlungen; die 
Verſammlung möge ihren Gang zur Vollendung der Ver— 
faſſung ruhig und ſelbſtſtändig fortgehen; das Andere werde 
ſich ſeiner Zeit finden. Unterhandlungen könnten uns nur 
neue Verzögerungen und Verwicklungen bereiten und leicht 
wieder unklar machen, was jetzt klar ſei. Man möge ſich 
hüten, warnte Droyſen, mit Oeſterreichs vielerfahrener, 
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ſchlauer Diplomatie den ungleichen Kampf zu beginnen! 
Dahlmann fand es außerdem der Nationalverſammlung 
nicht würdig, nochmals Oeſterreich einen Schritt entgegen— 
zukommen, welches uns auf unſere Anfrage in den 88. 2 und 
3 noch die direkte Antwort (denn das Programm von 
Kremſier ſei nicht an uns gerichtet) ſchulde. Dagegen ſprach 
Gagern Worte der Verſöhnlichkeit und des Patriotismus, 
hindeutend auf die hohe Wichtigkeit einer baldigen und 
rückhaltloſen Verſtändigung mit Oeſterreich. Von uns, 
die wir den Augsburger Hof vertraten, ward Dem bei— 
geſtimmt, jedoch dabei entſchieden betont, daß, welcherlei 
Unterhandlungen man auch anknüpfen möge, dieſelben das 
Verfaſſungswerk, die ſelbſtſtändige innere Conſtituirung 
Deutſchlands auf keine Weiſe ſtören oder verzögern dürften. 
Rieſſer insbeſondere wies darauf hin, daß auch inner— 
halb der Verſammlung man endlich einmal ſich verſtän— 
digen müſſe, ob man denn wirklich, wie die Linke alles 
Ernſtes zu fordern ſcheine, Deutſch-Oeſterreich zum Ein⸗ 
tritt in den Bundesſtaat zwingen, ob man es nöthigen⸗ 
falls mit Waffengewalt erobern wolle oder nicht, damit die 
Verſammlung nicht länger unter der Fiction, Deutſch— 
Oeſterreich gehöre uns an, Beſchlüſſe faſſe, von denen ſie 
im Voraus wiſſe, daß ſie in den Wind geſprochen ſeien. 
Ein peinlicher Zwiſchenfall war es, als Grumbrecht 
vom Würtemberger Hof mit ſeiner handfeſten Derbheit dem 
Miniſter Schmerling gerade ins Geſicht warf: Gagern 
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dürfe nicht neben ihm im Miniſterrathe ſitzen, dürfe nicht 
die Solidarität des Haſſes und des Mißtrauens auf ſich 
nehmen, womit das Miniſterium Schmerling belaftet 
ſei. Vergebens ſuchte Graf Schwerin den Angreifer zu 
bedeuten und ſprach warme Worte der Vertheidigung für 
Schmerling — Grumbrechts ehrlicher, aber etwas 
grobkörniger Eifer für die unverhüllte Wahrheit und für 
Gagerns makelloſen Namen entzündete ſich nur um ſo 
ſtärker an dieſem Widerſtande und warf ſeinen Fehdehand— 
ſchuh nun auch dem gräflichen Gegenredner plump ins 
Geſicht. Die Wahrheit hatte er freilich in Dem, was er 
gegen Schmerling ſagte, getroffen, und Viele, die ſein 
Benehmen vom geſelligen Standpunkte mißbilligten, gaben 
ihm vom politiſchen im Stillen Recht. Schmerling 
ſelbſt ſchwieg und lächelte wie immer bei Angriffen auf ſeine 
miniſterielle Thätigkeit. 

Baſſermann zog feinen Antrag zurück — Gagern 
entſchied ſich nicht — man kam, wie gewöhnlich bei dieſen 
Vorbeſprechungen, zu keinem feſten Reſultat: es ſollte erſt 
weiter geforſcht werden, was die Fractionen der Majorität 
zu dem Vorſchlag wegen der Unterhandlungen und zu 
Gagerns Eintritt ins Miniſterium ſagen möchten. 

Die Neunerkommiſſion der Centren nahm die Sache 
nun in die Hand. Wir luden das Miniſterium ein, uns 
ſeine Intentionen in Betreff der einzuleitenden Unterhand⸗ 
lungen mit Oeſterreich beſtimmt und klar mitzutheilen. 
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Herr v. Würth, Schmerlings Unterftaatsfecretaiv und Ver: 
trauter, erſchien in unſerer Mitte und machte Eröffnungen, 
die uns erkennen ließen, daß wenigſtens auf Seiten der 
beiden öſterreichiſchen Mitglieder noch etwas Anderes beab— 
ſichtigt werde, als blos über das Verhältniß Oeſterreichs 
zu dem in ſich bundesſtaatlich geeinten Deutſchland zu ver— 
handeln, daß man an Unterhandlungen über Abände— 
rungen weſentlicher Verfaſſungsgrundlagen 
zu Gunſten Oeſterreichs denke. Dieſe Abſicht muß 
aber wohl im Miniſterrathe ſehr ſchlau verhüllt worden 
ſein, denn andere Mitglieder des Miniſteriums äußerten ſich 
im Club über die Pläne des Miniſteriums in einem Sinne, 
der an ſolche Hinterhaltgedanken nicht glauben ließ. Offen⸗ 
bar waren ſie durch die diplomatiſche Feinheit des Herrn 
v. Schmerling getäuſcht, und nur der geringern Schlau— 
heit des Herrn v. Würth hatten wir es zu danken, daß 
uns nicht daſſelbe geſchaͤh. Um ganz ſicher zu gehen, for— 
mulirten wir einen Antrag, worin wir genau ausdrückten, 
zu welcher Art von Unterhandlungen wir allein unſere Zus 
ſtimmung geben würden. Dieſer Antrag ſprach in ſehr ent— 
ſchiedener Faſſung aus, „daß in Folge des Programms 
von Kremſier und dafern nicht die öſterreichiſche Regierung 
bis zur zweiten Leſung der Verfaſſung eine unzweideutige 
und befriedigende Erklärung im entgegengeſetzten Sinne ab⸗ 
gebe, man annehmen müſſe, Oeſterreich wolle in den deut- 
ſchen Bundesſtaat nicht eintreten, daß man jedoch die 
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Centralgewalt ermächtige, zur Anbahnung eines ander— 
weiten, den beiderſeitigen Intereſſen und ſtammverwandt— 
ſchaftlichen Sympathien entſprechenden Verhältniſſes Unter— 
handlungen einzuleiten.“ 

Wir theilten dieſen Antrag Herrn v. Gagern mit, 
um auch über deſſen Auffaſſung des Verhältniſſes zu Oeſter— 
reich ganz klar zu ſein, und Gagern erklärte, daß der 
Antrag vollſtändig ſeine Anſichten ausſpreche. 

Die Sache kam nun an die einzelnen Clubs. Im Caſino 
waren die Meinungen anfangs ſehr getheilt: die Einen 
wollten von Unterhandlungen überhaupt nichts wiſſen, den 
Andern war die Form unſeres Antrags zu ſcharf, ſie wollten 
die Möglichkeit einer Verſtändigung mit Oeſterreich über 
den Inhalt der deutſchen Verfaſſung ſelbſt nicht ganz aus— 
geſchloſſen wiſſen. Erſt nach mehrtägigen lebhaften Be— 
rathungen ſtellte ſich eine Mehrheit für unſern Antrag 
heraus. Im Augsburger Hof und im Landsberg dagegen 
fand derſelbe ſofort Billigung. Wir theilten ihn nun dem 
Miniſterium mit, um dieſem einen ſichern Maßſtab zu 
geben, bei welcher Politik in der öſterreichiſchen Frage es 
auf die Unterſtützung der Centren zu rechnen habe. 

An einem der nächſten Abende legte das Miniſterium 
den befreundeten Fractionen den Entwurf eines Antrags 
vor, den es in die Verſammlung bringen und worin es ſich 
die Ermächtigung zu Unterhandlungen mit Oeſterreich er⸗ 
bitten wollte. Der Antrag war zweideutig; er ſchloß Unter— 
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bandlungen über die Verfaſſung ſelbſt nicht aus; 
wenigſtens konnte leicht ein Mißbrauch der Ermächtigung 
in dieſem Sinne ſtattfinden. Aber ſo geſchickt war die 
Faſſung, daß die meiſten Mitglieder des Miniſteriums, daß 
ſelbſt Gagern, den man bei den Berathungen darüber zu— 
gezogen, dieſe Zweideutigkeit nicht bemerkt hatten und alles 
Ernſtes meinten: der Antrag enthalte vollkommen daſſelbe, 
wie der unſere. Als man ſich aber durch die genaue Prü— 
fung des miniſteriellen Antrags überzeugte, daß wirklich 
eine Zweideutigkeit vorhanden ſei, da wandte ſich auf ein— 
mal die ganze Verhandlung ausſchließlich der Perſonen— 
frage zu. Die Verſtimmung gegen Herrn v. Schmerling 
nahm in allen drei Clubs überhand. Manches kam hinzu, 
was auch deſſen frühere Verfahrungsweiſe in den Beziehungen 
zu Oeſterreich in ein zweideutiges Licht ſtellte; man glaubte 
in der ganzen bisherigen Behandlung dieſer Sache einen 
wohlüberlegten Plan zu erblicken; man ſah die Unmöglich⸗ 
keit ein, die Unterhandlungen mit Oeſterreich einem Mi⸗ 
niſterium anzuvertrauen, welchem dieſer Mann angehöre, 
der, wenn auch nicht unmittelbar mit der Leitung der Unter⸗ 
handlungen betraut, dennoch, und vielleicht gerade um ſo 
gewiſſer, einen höchſt gefährlichen Einfluß darauf ausüben 
möchte, wie ja ſchon die Geſchichte dieſes Antrages zeigte. Auf 
keinen Fall wollte man zugeben, daß Gagern mit ſeinem nur 
allzuvertrauenden, offenen Gemüthe in einem Miniſterium mit 
einem ſo verſchlagenen Diplomaten, wie Schmerling, ſitze. 
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Der Landsberg hatte gleich vom Anfange dieſer Ber: 
handlungen an auf Schmerlings gänzlichen Rücktritt 
gedrungen; im Augsburger Hof und im Caſino war er 
noch gehalten worden durch die Fürſprache ſeiner Kollegen, 
die mit anerkennenswerther Loyalität ſeine Sache nicht von 
der ihrigen trennen wollten und den Rücktritt des ganzen 
Kabinets befürchten ließen, wenn man auf Schmerlings 
Entfernung beſtehe. Sie machten ſeine Verdienſte um die 
Erhaltung der Ordnung geltend; ſie wieſen darauf hin, 
daß man ihn, den man ſo lange gegen die Angriffe der 
Linken unterſtützt habe, auch jetzt nicht fallen laſſen dürfe, 
um nicht dieſer einen Triumph zu bereiten. Allein jetzt, 
nach ſolchen Entdeckungen, war jeder weitere Verſuch, ihn 
zu halten, vergeblich. Der Augsburger Hof ſchloß ſich mit 
großer Majorität dem Landsberg an; das Caſino, wenn 
auch zögernd, folgte; ſelbſt ein Theil der Weſtendhall ver— 
einigte ſeine Stimmen mit denen der Centren, um die Ent— 
fernung Schmerlings und den Eintritt Gagerns an 
die Spitze der Geſchäfte herbeizuführen. 

Am 15. December erfolgte der Rücktritt der Herren 
Schmerling und Würth aus dem Miniſterium. 
Gagern übernahm den Vorſitz im Miniſterrathe und die 
beiden Portefeuilles des Aeußern und des Innern. Am 18. 
December legte er der Verſammlung das bekannte Pro— 
gramm vor, in welchem er das Sonderverhältniß Defter- 
reichs anerkannte, „wonach es anfbricht. in den zu errich— 
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tenden deutſchen Bundesſtaat unter Bedingungen, welche 
die ſtaatliche Verbindung der deutſchen mit den nicht— 
deutſchen öſterreichiſchen Bundestheilen alteriren, nicht ein- 
zutreten,“ worin er ferner die Anbahnung eines Unions⸗ 
verhältniſſes zu Oeſterreich mittels einer beſondern 
Unionsakte in Ausſicht ſtellte, inzwiſchen aber die Erhaltung 
des beſtehenden Bundesverhältniſſes mit ihm für die Auf- 
gabe der Centralgewalt erklärte und zur Anknüpfung ge— 
ſandtſchaftlicher Beziehungen mit Oeſterreich für dieſe 
beiden Zwecke die Zuſtimmung der Verſammlung verlangte. 

„Die Verfaſſung des deutſchen Bundesſtaates“, fo er: 
klärte das Programm ausdrücklich, „kann nicht Gegenſtand 
der Unterhandlung mit Oeſterreich fein.“ 

Der erzwungene Rücktritt Schmerlings und Würths 
aus dem Miniſterium und das Gagernſche Programm 
vom 18. December gaben das Signal zu einer ganz neuen 
Geſtaltung der Parteien. Die Oeſterreicher, alle ihre bis⸗ 
herigen Parteiſtandpunkte aufgebend, ſchaarten ſich um die 
gemeinſame Fahne ihres Oeſterreicherthums, welche Schmer— 
ling ihnen vorantrug. Sie machten deſſen und Würths 
Sache zu der ihrigen, ſprachen von einer beabſichtigten 
Ausſtoßung der Oeſterreicher, die ſie ſich nicht würden ge⸗ 
fallen laſſen, und ſchimpften auf Gagern, weil er ſich auf 
einen Standpunkt ſtellte, welchen doch das öſterreichiſche 
Miniſterium ſelbſt jo beſtimmt als den einzig zuläſſigen be⸗ 
zeichnet hatte. Sie verſammelten ſich wieder regelmäßig 
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unter einander, unter Schmerlings Vorſitz, im Hotel 
Schröder und traten aus den Clubs, denen ſie bisher an— 
gehört hatten, aus oder kehrten ſich doch nicht mehr an 
Das, was dort beſchloſſen ward. 

Neben ſie ſtellten ſich als Bundesgenoſſen eine Anzahl 
Partikulariſten, namentlich aus Bayern und Hannover, 
ferner Ultramontane und Solche, denen die geographiſche 
Totalität Deutſchlands und die Einigung feiner ſämmt⸗ 
lichen Stämme über Alles ging. Sie waren, um nur 
Oeſterreich bei Deutſchland zu halten, zu Conceſſionen bes 
reit, ſelbſt auf Koſten der innern Einheit und Feſtigkeit des 
Bundesſtaates. 

Alle dieſe Elemente zogen ſich gleichfalls aus ihren bis— 
herigen Parteiſtellungen heraus und bildeten eine neue 
Partei im Pariſer Hof, unter der Leitung der Herren 
Edel, Reihensperger, Jürgens, Welcker. Auch 
mehrere Oeſterreicher ſchloſſen ſich dieſer Partei an, ohne 
deshalb der Vereinigung im Hotel Schröder ſich zu ent⸗ 
ziehen. Ihr Programm enthielt folgende Sätze: 

„1) Wir erachten es als Aufgabe des verfaſſunggeben— 
den Reichstages, die Einheit des ganzen Vaterlandes zu 
begründen und alle ſeine Beſtandtheile auf der Grundlage 
freiſinniger Inſtitutionen im Bundesſtaate zu vereinigen. 

2) Die Nationalverſammlung iſt für die Begründung 
der deutſchen Reichsverfaſſung das legale Organ des deut— 
ſchen Volkes, ſie iſt in dieſer Beziehung ſelbſtſtändig. 
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Dies ſchließt nicht aus, daß mit den Regierungen ver Einzel: 
ſtaaten ein Vernehmen ſtattfinde und daß beſondere 
Verhältniſſe der letzteren nach Möglichkeit berückſichtigt 
werden. Verſtändigung, wo ſie nöthig, muß erfolgen, ehe 
ſich Mißverſtändniſſe in ſchroffen Gegenſätzen befeſtigt 
haben. 

3) Wir werden dem Partikularismus entgegentreten, 
ſo er die Einheit und Macht des Geſammtſtaates gefährdet, 
dagegen wollen wir das Recht der einzelnen Stämme und 
Staaten zur Wahrung ihrer Intereſſen und zur Ent— 
wickelung ihres beſonderen Lebens innerhalb der im Inter— 
eſſe der Einheit nöthigen Schranken gewahrt wiſſen. 

4) Der Verein wird dahin trachten, die Vollendung 
des Verfaſſungswerkes möglichſt zu fördern, alle Hemmungen 
des Hauptzweckes abzuwehren und durch gleiche Billigkeit 
gegen alle deutſchen Stämme, durch Erſtrebung des 
Erreichbaren und praktiſch Brauchbaren, der Ver: 
faſſung die Aufnahme in das Leben der Nation zu ſichern. 

Wir wollen eine lebendige Einigung und Verbrüderung 
aller Deutſchen ohne Rückſicht auf Süd und Nord, auf 
Stämme, Stand oder Glaubensbekenntniß; darum ſoll 
Alles vermieden werden, was Stammesvorurtheile erregen, 
was die Intereſſen und Gefühle einzelner Stämme verletzen, 
was den confeſſionellen Frieden ſtören könnte. Wir wollen 
Einigung durch Verſöhnung der Gegenſätze, Ausgleichung 
der Intereſſen und Rechtsgleichheit für Alle.“ 
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Dieſe beiden Parteien, das Hotel Schröder und der 
Pariſer Hof, trafen in ihrer Oppoſition gegen das Gagern— 
ſche Programm mit der Linken zuſammen, welche ebenfalls 
um jeden Preis Deutſch-Oeſterreich bei Deutſchland erhalten 
wollte. Ihre poſitiven Anſichten über das Verhältniß 
Oeſterreichs zu Deutſchland gingen freilich weit auseinander. 
Die Oeſterreicher, die Partikulariſten und Ultramontanen 
wollten Oeſterreich ſtark und ungetheilt erhalten wiſſen, 
wollten aber dieſem ſtarken, ungetheilten, nur zu 3 deut⸗ 
ſchen, zu + nichtdeutſchen Oeſterreich nicht blos einen Platz, 
ſondern wo möglich die Herrſchaft im deutſchen Bundes— 
ſtaate verſchaffen. Die Linke dagegen ging von der Anſicht 
aus: Oeſterreich werde und müſſe zerfallen in eine Mehr: 
heit einzelner, nur durch Perſonalunion verbundener Län— 
dermaſſen; ſeine deutſchen Provinzen gehörten unter allen 
Umſtänden zu uns, wären ſchlimmſten Falls mit Gewalt 


ö zum Eintritt in den Bundesſtaat zu zwingen. 


Eine Parteigemeinſchaft beſtand alſo zwiſchen der 
Linken und der öſterreichiſch-partikulariſtiſchen Partei nicht, 
wenn man nämlich unter Partei nicht blos die Gemeinſam— 
keit des Opponirens, ſondern die gemeinſame Verfolgung 
poſitiver Zwecke verſteht. Es war nichts Anderes als eine 
Koalition, welche ſich zwiſchen dieſen, ihren poſitiven 
Zwecken nach ſo gänzlich verſchiedenen Richtungen lediglich 
auf dem Boden des gleichen Widerwillens gegen das Ga— 
gernſche Programm und in der Abſicht, deſſen Verwerfung 
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zu bewirken, bildete. Das zeigte ſich ganz deutlich ſowohl 
bei den Verhandlungen über dieſes Programm, als nament— 
lich in dem Bericht und Antrag der Ausſchußmehrheit, 
welche in ihrer Zuſammenſetzung jene Koalition reprä— 
ſentirte. | 

Unmittelbar nach der Vorlegung des Gagernſchen Pro— 
gramms war Herr v. Schmerling nach Olmütz gereiſt 
und hatte von da das Patent als öſterreichiſcher Bevoll— 
mächtigter bei der Centralgewalt nebſt einer Note der öſter— 
reichiſchen Regierung mitgebracht, worin die Auffaſſung 
des Programms von Kremſier: „Oeſterreich wolle in den 
deutſchen Bundesſtaat nicht eintreten“, als eine irrige be— 
zeichnet, die „Regelung der deutſchen Verhältniſſe“ der „wei— 
tern Vereinbarung“ vorbehalten und in faſt drohender 
Wendung erklärt ward: „Oeſterreich werde in dem neu zu 
bildenden deutſchen Staatskörper ſeine Stelle zu be— 
haupten wiſſen.“ Gagern ſeinerſeits beharrte, auch 
dieſer Note gegenüber, im Weſentlichen auf dem Stand— 
punkte feines Programms. Zwar erklärte er ſich gern be— 
reit, ſeine Anſicht zurückzunehmen, ſobald Oeſterreich wirk— 
lich unter den für nothwendig erkannten Vorausſetzungen 
in den Bundesſtaat eintreten wolle, ſtellte jedoch die Wahr— 
ſcheinlichkeit eines ſolchen Schrittes nach wie vor in Zwei— 
fel. Das Prineip der Vereinbarung wies er entſchieden 
zurück und warf der argliſtigen öſterreichiſchen Diplomatie 
das offene Manneswort ins Geſicht: | 
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„Die Hoffnung, wo ſie auftauchen mochte, daß die 
Zeit gekommen ſei, den ſtarken Bundesſtaat mit dauerhafter 
einheitlicher oberſter Gewalt in der Geburt zu erſticken und 
durch ein Surrogat zu erſetzen, das dem alten Bundestage 
mehr oder weniger ähnelt, dieſe Hoffnung wird zu Schanden 
werden.“ 

Die Linke konnte nicht wohl anders, als dieſer Erklä— 
rung volle Anerkennung zollen; auch that ſie dies aus— 
drücklich in dem Antrage der Ausſchußmehrheit, und die 
öſterreichiſch-partikulariſtiſchen Mitglieder dieſer Mehrheit 
mußten wohl oder übel mit einſtimmen, wie ſehr ſie 
auch dadurch ſich und ihrer Regierung den Boden unter 
den Füßen abgruben. Dagegen machte der Berichterſtatter, 
Herr Venedey, ihnen das Zugeſtändniß, daß er in ſeinem 
Berichte ſagte: „die zukünftige Verfaſſung Deutſchlands 
müſſe von der Art ſein, daß Oeſterreich hinein— 
paſſe“, und: „wenn dann je beſond ere Verhand— 
lungen über Ausnahmen von der Regel nöthig 
werden ſollten“, ſo ſolle man dieſe „einer Zeit vorbehalten, 
wo die Regierung Oeſterreichs geneigter erſcheinen 
möchte, den deutſchen Intereſſen ein offenes Ohr zu 
leihen.“ Wo blieb hier der Souveränetätsſtandpunkt der 
Linken? 

So blickte überall das Unnatürliche einer Verbindung hin— 
durch, die zwar wohl in dem, was ſie nicht wollte, nirgends 
aber in dem, was ſie wollte, innerlich einig war. 
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Dieſer Koalition gegenüber, alſo auf Seiten des Ga: 
gernſchen Programms, ſtanden alle Die, welche, wie Gagern 
ſich ſo ſchön ausdrückte, die Hoffnung zu Schanden machen 
wollten, daß der ſtarke Bundesſtaat in der Geburt erſtickt 
und durch ein Surrogat, ähnlich dem alten Bunde, erſetzt 
werde; welche die innere Feſtigkeit des zu bildenden neuen 
Staatskörpers höher anſchlugen, als deſſen äußeren Um⸗ 
fang, und daher lieber dieſen letzten verringert, als jene 
erſtere gefährdet ſahen; welche endlich ſich nicht entſchließen 
konnten, vor der, wie auch immer ſchmerzlichen Wahrheit, 
daß Oeſterreich wegen ſeiner eigenthümlichen Verhältniſſe 
in einen deutſchen Bundesſtaat nicht eintreten könne, 
die Augen abſichtlich zu verſchließen, und ebenſowenig ſich 
noch länger der unnützen Täuſchung hingeben mochten, als 
ob nur die Regierung, nicht auch das Volk von Oeſterreich 
an dem Gedanken des untheilbaren Kaiſerſtaates feſthalte, 
nachdem doch ſowohl der Reichstag von Kremſier durch ſein 
beifälliges Hinnehmen des Programms vom 27. November, 
als auch die Bevölkerung in mehrfachen Kundgebungen die 
Politik des Kabinets gebilligt hatte. 

Die drei Centralparteien, Caſino, Landsberg und 
Augsburger Hof, ſoweit nicht ihre Mitglieder zum Hotel 
Schröder oder zum Pariſer Hof übergetreten waren, ſtanden 
einmüthig in dieſer Anſicht zuſammen. Das Café Milani 
war getheilt; Vincke verfocht die Gagernſche Anſicht, 
Radowitz eine künſtliche Combination der Geſammt⸗ 
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monarchie Oeſterreich mit dem deutſchen Bundesſtaate durch 
das, beiden gemeinſame, Mittelglied Deutſch-Oeſterreich. 
Ebenſo geſpalten waren der Württemberger Hof und Weſt— 
endhall, von deren Mitgliedern ein Theil ſich den Anſichten 
der Linken und der Jungöſterreicher, ein anderer dem Ga— 
gernſchen Programm, noch ein anderer endlich dem Stand— 
punkte des Pariſer Hofes zuneigte. In der Weſtendhall 
hatte dieſe Spaltung der Anſichten eine auch äußerliche 
Trennung zur Folge. Die Minderheit, welche für Gagern 
ſtimmen wollte, trat aus und bildete einen neuen Verein, 
die Neuweſtendhall. Der Württemberger Hof vollzog 
eine ſolche Scheidung nicht, büßte aber dadurch ſeine, ſchon 
längſt zweifelhafte Parteiſtellung vollends ein. 

So wogte und ſchwankte Alles durcheinander. Die 
alten Parteibildungen waren großentheils aufgelöſt oder 
doch gelockert und noch keine neuen an ihre Stelle getreten. 
Während die, innerlich fo ungleichartigen Elemente der 
Koalition äußerlich in einem, beſonders von öſterreichiſcher 
Seite lebhaft unterhaltenen Wechſelverkehr ſtanden, fehlte 
es den, durch innere Uebereinſtimmung verbundenen An— 
hängern Gagerns zur Zeit noch an einem feſten äußeren 
Zuſammenhang als Partei. Nur vorübergehend fanden 
einige Male, vor den entſcheidenden Debatten in der Ver: 
ſammlung, allgemeine Vereinigungen und Beſprechungen 
unter ihnen ſtatt. | 

Die Abſtimmung über das Gagernſche Programm 
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ergab ebenfalls noch keine ganz beſtimmte Abſcheidung der 
Parteien. Viele, die im Grunde mit dem Programm nicht 
einverſtanden waren, ſtimmten doch dafür, um nicht 
Gagern zu ſtürzen, der eine Kabinetsfrage daraus gemacht 
hatte; Andere ſahen in den anzuknüpfenden Unterhandlungen 
noch nicht die definitive Ausſcheidung Oeſterreichs ausge— 
ſprochen, weil, wie ſie meinten, dieſe Unterhandlungen ja 
auch zum gegentheiligen Reſultate führen könnten. Einige 
der bedeutendſten Parteiführer enthielten ſich der Abſtim— 
mung, ſo Schmerling ſelbſt, der freilich durch ein Votum 
gegen das Programm eingeſtanden haben würde, daß fein, 
angeblich dem Gagernſchen ganz gleichlautender Antrag 
nicht aufrichtig gemeint geweſen ſei. 

Mit der Annahme des Gagernſchen Programms war 
der Zweck der neuentſtandenen Parteibildung keineswegs er: 
ledigt. Vielmehr begannen nun erſt die rechten Kämpfe 
zwiſchen den beiden großen Gruppen, in welche ſich das 
Parlament geſpalten hatte, und dauerten mit immer ge— 
ſteigerter Heftigkeit bis zur Vollendung der Verfaſſung fort. 

Nächſter Gegenſtand dieſes Kampfes ward die Frage 
wegen des Oberhauptes. 

Die Anſichten über das Oberhaupt des künftigen 
Bundesſtaates waren — ich darf das wohl behaupten — 
bei den meiſten Abgeordneten im Augenblick ihres Eintrittes 
ins Parlament und noch geraume Zeit nachher ziemlich uns 
klare und ſchwankende. Ich nehme davon natürlich die ent: 
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ſchiedenen Republikaner aus, welche hofften, mit Hülfe 
einer republikaniſchen Spitze früher oder ſpäter die Throne 
in den Einzelſtaaten „aufzurollen“ und Deutſchland zur 
einen und untheilbaren Republik zu machen. Ferner nehme 
ich aus die entſchiedenen Partikulariſten, welche eine Form 
der Centralregierung anſtrebten, durch welche das Intereſſe 
der Einzelſtaaten und Einzelregierungen möglichſt gewahrt 
ſei, denen daher ein Directorium oder Etwas dergleichen 
als das Wünſchenswertheſte erſchien. Endlich gab es wohl 
auch eine kleine Anzahl Solcher, deren weitſchauender und 
ſicherer ſtaatsmänniſcher Blick bereits damals, wo noch 
Alles in Gährung begriffen war, die einzig mögliche Form 
einer ſtarken einheitlichen Bundesgewalt für Deutſchland in 
der Errichtung eines erblichen Kaiſerthrones über den Thro— 
nen der Einzelfürſten erkannte. Schon bei jener Zuſam— 
menkunft in Heidelberg, wo die erſten kühnen Schritte zu 
unſerer nationalen Neugeſtaltung geſchahen, ward der Ge— 
danke an ein Kaiſerthum, und zwar ein erbliches, ausge— 
ſprochen und fand Anklang. Zur raſchen Verwirklichung 
deſſelden wurden von mehreren ſüddeutſchen Regierungen, 
die bereits in volksthümlichem Geiſte neu conftituirt waren, 
gemeinſame Schritte gethan, um den König von Preußen 
an die Spitze Deutſchlands zu ſtellen. Die Gebrüder Hein⸗ 
rich und Max v. Gagern waren für dieſe Miſſion beſon⸗ 
ders thätig. Der Plan ſcheiterte theils an der zurückhalten— 
den Politik Bayerns und Sachſens, theils an den Ereigniſſen 
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des 18. März, welche eine Oberherrlichkeit des Königs von 
Preußen über Deutſchland in dieſem Augenblicke unmöglich 
machten. Unterdeſſen war auch Oeſterreich in die allgemeine 
deutſche Bewegung eingetreten und ſchien ſich mit voller 
Hingebung an der Neugeſtaltung Deutſchlands betheiligen 
zu wollen. Oeſterreichiſche Abgeordnete erſchienen im 
Fünfzigerausſchuß, öſterreichiſche Vertrauensmänner nahmen 
an den Berathungen über eine neue Verfaſſung für Deutſch— 
land Theil. Die Vorausſetzungen für die künftige Geſtal— 
tung der deutſchen Staatenverhältniſſe, und namentlich für 
die Form des Oberhauptes, wurden dadurch weſentlich 
andere. Nichtsdeſtoweniger ging aus jenen Berathungen 
der 17 Vertrauensmänner ein Verfaſſungsentwurf hervor, 
welcher an die Spitze des zu gründenden Bundesſtaates 
einen Erbkaiſer ſtellte. Wer dieſer Kaiſer ſein ſolle, war 
nicht geſagt; das Nebeneinanderbeſtehen beider Groß— 
mächte im Bundesſtaate ward vorausgeſetzt. Eine Ber: 
öffentlichung des Details jener Berathungen, um zu ſehen, 
wie ſich eigentlich jene 17 das Verhältniß Preußens und 
Oeſterreichs neben einander gedacht haben, von denen doch 
nur das Eine oder das Andere zur erblichen Herrſchaft ge— 
langen konnte, müßte vom höchſten Intereſſe ſein. Viel— 
leicht werden wir eine ſolche Herrn Droyſen zu verdanken 
haben, dem fleißigen Sammler und aufmerkſamen Beobachter 
aller zur innern Geſchichte unſerer politiſchen Wiedergeburt 
gehörigen Vorkommniſſe. 
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Im Allgemeinen vertrauten wohl jene Männer zu viel 
auf die Macht des Volksgeiſtes, der, wie ſie meinten, durch 
das Parlament die widerſtrebenden Einzelſtaaten, ſelbſt 
die größeren, unter die Einheit und deren geſetzliches Organ, 
die erbkaiſerliche Gewalt, zwingen werde. 

Bei Anderen brachte daſſelbe Vertrauen eine ganz ent— 
gegengeſetzte Richtung der Anſichten hervor. Die Idee des 
Erbkaiſerthums war damals im höchſten Grade unpopulär; 
die handgreifliche Schwierigkeit, eine der beiden Großmächte 
unter die erbliche Herrſchaft der anderen zu beugen, ließ 
dieſen Gedanken noch unausführbarer erſcheinen; die par— 
lamentariſche Regierung, welche das Vorparlament und 
der Fünfzigerausſchuß ohne Widerſpruch über Deutſchland 
und ſeine einzelnen Staaten, unbeſchadet, wie es ſchien, 
des monarchiſchen Princips in letzteren, ausgeübt hatten, 
verleitete zu dem Glauben, es könne wohl auch bei der 
definitiven Geſtaltung der Einheit die vornehmſte Gewalt 
in das Parlament gelegt und die oberſte Spitze entweder 
auf der gleichen volksthümlichen Baſis — nach Art des 
amerikaniſchen Präſidenten oder des neuen ſchweizeriſchen 
Bundesrathes — oder aber, mit Berückſichtigung der mon: 
archiſchen Einzelregierungen, in Form eines Directoriums 
oder eines wechſelnden Vorortes eingerichtet werden. Würde 
doch, meinten ſie, dieſe Spitze immer nur nach dem Willen 
der parlamentariſchen Mehrheit regieren können. 

Dieſer Glaube erlitt einen bedeutenden Stoß durch die 
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Erfahrungen, welche die Nationalverfammlung! und die 
von ihr errichtete proviſoriſche Centralgewalt bezüglich des 
Gehorſams der Einzelſtaaten gegen ihre Anordnungen 
machten. Die kleinen gehorchten wohl; die mittlen gaben 
ſich wenigſtens den Schein zu gehorchen; allein die großen 
ſchienen je mehr und mehr auf ihre wiedererſtarkte Macht 
zu pochen und der Schwäche der Centralgewalt zu ſpotten, 
welcher letztern freilich der ſolide Rückhalt einer eigenen ma: 
teriellen Macht gänzlich abging. Ganz beſonders war dies 
bei Oeſterreich der Fall, deſſen eigenthümliche Verhältniſſe 
einen ſolchen Ungehorſam allerdings „ wenn nicht rechtfer⸗ 
tigten, doch als natürlich und faſt unvermeidlich erſcheinen 
ließen. 

Je mehr durch dieſe Beobachtungen die Ueberzeugung 
wuchs, daß Oeſterreich überhaupt auf die erſte Bedingung 
eines Bundesſtaates: Gleichheit der Rechte und Pflichten 
aller ſeiner Glieder, nicht eingehen könne, um ſo mehr ent— 
wickelte ſich in ganz natürlicher Schlußfolge die Idee, daß, 
wenn einmal Oeſterreich ausſcheiden müſſe, es das Beſte 
ſei, die dann allein übrig bleibende Großmacht Preußen 
an die Spitze des Bundes zu ſtellen, um ihrer Kräfte und 
Hülfsmittel für die Zwecke der Bundesgewalt ſich zu ver 
ſichern und durch fie auch die anderen Staaten zum Gehor⸗ 
ſam zu bringen. 

Der Gedanke des preußiſchen Erbkaiſerthums war alſo 
der ganz natürliche und nothwendige Schlußſtein einer 
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Politik, welche einerſeits den Begriff des Bundesſtaates 
— im Gegenſatz zum alten lockeren Staatenbunde und in 
der ſtraffern Form, wie ſie Deutſchlands eigenthümliche 
Verhältniſſe fordern — verwirklichen, andererſeits das Be— 
ſtehende möglichſt ſchonen, beſonders das monarchiſche 
Princip in den Einzelſtaaten nicht antaſten wollte. Um 
eine ſtarke Centralgewalt für den neuen Bundesſtaat zu 
gründen, gab es nur zwei Wege. Entweder mußte man 
mit der in einem Punkte angeſammelten Vollkraft der Na— 
tion jeden Widerſtand der Einzelſtaaten und Dynaſtien 
brechen — oder man mußte eine der vorhandenen Einzel- 
mächte, und zwar die größte, mit der Centralgewalt dauernd, 
unabtrennbar identificiren, um durch ſie der andern Herr 
zu werden. Jener erſte Weg, wenn er mit Erfolg betreten 
werden ſollte, führte zu einem ſofortigen Vernichtungskampf 
gegen die Monarchie in den Einzelſtaaten, denn Das war 
vorauszuſehen, daß die Regierungen, einmal wieder erſtarkt, 
gegen die Centralgewalt ſich auflehnen, und daß ſelbſt das 
Gewicht des vereinten Nationalwillens, des Parlaments, 
nimmermehr im Stande ſein würde, auf die Länge dieſen 
Kampf mit dem Partikularismus ſiegreich zu beſtehen. 
Ganz richtig ſagte daher von ſeinem Standpunkte aus 
Vogt: man hätte damit anfangen müſſen, die Fürſten 
fortzujagen, um über den Trümmern ihrer Throne die ein⸗ 
heitliche Gewalt auf demokratiſcher Grundlage zu errichten. 
Dieſen Weg nicht zu betreten, war die Majorität des Par: 
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laments von vornherein entſchloſſen. So wurde ſie mit 
Nothwendigkeit auf den andern hingetrieben, denn Alles, 
was dazwiſchen lag, das waren Afterformen, welche die 
Ohnmacht der Bundesgewalt und die Rückkehr zu den alten 
ſtaatenbundlichen Zuſtänden in ſich bargen. 

Man hat von einer „Intrigue“ geſprochen, durch welche 
der Idee des Erbkaiſerthums der Sieg verſchafft worden ſei, 
von einer „preußiſchen Partei“, welche vom Anfange des 
Parlaments an für dieſe Idee gewirkt habe. Alles, was 
man von inneren Wahrſcheinlichkeitsgründen für dieſe Ver: 
dächtigung anzugeben weiß, beſchränkt ſich auf die An⸗ 
weſenheit der preußiſchen Abgeordneten im Parlamente, 
denen man natürlich derartige Hegemoniegelüſte a priori 
zuſchreibt, und ſodann — es iſt faſt komiſch zu ſagen — 
auf den Umſtand, daß gerade vier Schleswig-Hol— 
ſteiner im Verfaſſungsausſchuß einen gewiſſen Einfluß 
übten. Die Schleswig-Holſteiner, ſagt man nämlich, 
hatten allen Grund, Preußen an die Spitze zu bringen, 
weil nur Preußen ihrem engeren Vaterlande Hülfe ſchaffen 
konnte. Unter dieſen Vieren war freilich der Vater der Erb— 
kaiſeridee, Dahlmann; es war aber auch darunter 
Waiz, der bei der erſten Leſung noch gegen die Erblich⸗ 
keit ſtimmte; es war ferner noch ein fünfter Schleswig— 
Holſteiner im Ausſchuß, Gülich, der bis zuletzt ſich gegen 
den Erbkaiſer ſträubte. Und worin beſtand die „Intrigue“? 
Darin, daß man die Verfaſſung ſo einrichtete, daß nur ein 
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erbliches Oberhaupt als Spitze darauf paßte! Aber den 
Bundesſtaat an die Stelle des Staaten bundes 
wollte doch die große Mehrheit der Verſammlung, nicht die 
Preußen allein und die Schleswig-Holſteiner; ja die „Kaiſer— 
macher“ im Verfaſſungsausſchuß und der eigentliche Preußen: 
elub, das Caſino, waren gerade Die, welche einer ſtrafferen 
Centraliſation (wie ſie z. B. der Preußenfeind M. Mohl 
erſtrebte) meiſt entgegentraten. Und die verhängnißvollen 
$$- 2 und 3, wer hat fie am Lebhafteſten unterſtützt? Die 
Linke und beinahe die Hälfte der Oeſterreicher. Iſt durch 
eine Intrigue von der Paulskirche aus das Programm von 
Kremſier hervorgerufen worden? Oder war es etwa nur 
die „preußiſche Partei“, welche die beanſpruchte Unterſtützung 
für die Wiener Octoberrevolution und die Unabhängigkeits— 
beſtrebungen der Magyaren verſagte und dadurch allerdings 
der Politik des Geſammtſtaates in Oeſterreich freie Hand 
ließ? War es nicht vielmehr die ganze conferbative Mehr: 
heit, einfchließlich des größten Theils der Oeſterreicher, 
der Bayern, der Ultramontanen? Noch Eines hat man 
angeführt, um die „preußiſche Intrigue“, um namentlich 
Gagern, der natürlich das Haupt derſelben ſein ſoll, an— 
zuklagen. Wie widerſinnig die Anſchuldigung auch iſt, ſo 
will ich ſie doch hier wiedergeben. Es iſt nichts Anderes, 
als — die Wahl des Erzherzogs Johann zum Reichsver⸗ 
weſer. Damit, ſagen dieſe Ankläger, wollte man Oeſterreich 
abfinden, um bei Schaffung der definitiven Reichsgewalt 
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deſto ſicherer Preußen an die Spitze zu bringen. Bedarf es 
wohl der Widerlegung dieſes ungereimten Verdachtes? 
Wer Zeuge geweſen iſt, wie damals die allgemeine Stimme 
in und außerhalb der Paulskirche den Erzherzog Johann 
als den volksthümlichſten und, ſo glaubte man, deutſcheſten 
aller deutſchen Fürſten für die Wahl zum Reichsverweſer 
bezeichnete; wer es weiß, daß in Berlin man eigentlich viel 
lieber eine dreiköpfige Centralgewalt geſehen hätte, an der 
ein preußiſcher Prinz Theil nähme; wer ſich erinnert, 
daß ſelbſt der „Vater der Kaiſeridee“, Dahlmann, für 
die proviſoriſche Bundesregierung eine Trias vorgeſchlagen 
hatte; wer endlich geſehen hat, wie enragirte Preußen, z. B. 
Lichnowsky, gegen Gagern aufgebracht waren wegen 
ſeiner Hindeutung auf die Wahl des Erzherzogs — Der 
wird dieſe Beſchuldigung nicht einmal gut erdacht finden. 
Allerdings, Das gebe ich zu, vorausſichtig war es nicht von 
Gagern, daß er einen öſterreichiſchen Prinzen zum Reichs⸗ 
verweſer empfahl, wenn er damals ſchon die feſte Ueber— 
zeugung hatte, daß Oeſterreich an der definitiven Conſti— 
tuirung des Bundesſtaates keinen Theil haben werde. Die 
Folgezeit hat es gelehrt. Aber Gagerns Natur iſt ſo 
geartet, daß man ihm eher zwanzigmal Mangel an 
Vorausſicht, als einmal Mangel an Aufrichtigkeit vor— 
werfen kann. a 
Wenn damals bereits intriguirt worden iſt um die 
künftige Oberherrſchaft Oeſterreichs oder Preußens, ſo 
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geſchah dies wohl eher von einer ganz andern Seite her. 
Wenigſtens exiſtirt ein Brief eines öſterreichiſchen Abgeord— 
neten an Jemand aus der nächſten Umgebung des Reichs— 
verweſers, ganz kurz nach der Wahl des Letztern geſchrieben, 
worin genau die Mittel verzeichnet ſind, die man anwenden 
müſſe, um Preußen in der öffentlichen Meinung Deutſch— 
lands zu ruiniren, ferner der Plan einer Koalition mit 
der Linken, ganz in der Weiſe, wie ſolcher ſpäter wirklich 
von der öſterreichiſchen Partei ausgeführt worden iſt. 

Wäre Etwas anzuklagen, ſo wäre es die Täuſchung, in 
der ſich die Nationalverſammlung und Deutſchland über ein 
halbes Jahr lang gewiegt hat: als ob wirklich Oſterreich 
im Stande ſei, uns ganz und vollſtändig anzugehören. Dieſe 
Täuſchung war aber eine gegenſeitige. Die Deutſchöſter— 
reicher täuſchten ſich und uns mit einer Begeiſterung für 
die deutſche Sache, die als Gefühl aufrichtig, aber, wie 
gewöhnlich Gefühle, unklar war und, als ſie zur That 
übergehen ſollte, nicht Stich hielt. Wir aber täuſchten uns 
ebenfalls, indem wir die Oſterreicher mit Enthuſiasmus in 
unſerer Mitte aufnahmen, ſtatt mit kaltem Blute zu erwä⸗ 
gen, ob dieſe Betheiligung an unſerer ſtaatlichen Neugeftal- 
tung ihnen, ob ſie uns frommen könne. Als wir je mehr 
und mehr einſahen, wie dies nicht der Fall ſei, da mochte 
freilich die Haft, mit der wir, nachdem einmal das Scheide- 
wort geſprochen war, uns nun ohne ſie einzurichten eilten, 
die Ofterreicher, die noch unter uns ſaßen, verletzen. Aber 
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wer hätte im März vorigen Jahres, im Drange der erſten 
Begeiſterung, als Oſterreich uns noch das Volk, und das 
Volk die deutſchgeſinnte Aula von Wien bedeutete, das 
nüchtern kalte Wort ausſprechen mögen: Oſterreich bleibe 
draußen, denn es wird doch wieder hinausgehen? Und an— 
dererſeits, wer mochte es uns verdenken, daß wir jetzt raſch 
zum Abſchluſſe eilten, da wir bemerkten, wie nicht mehr 
das deutſchgeſinnte Volk von Oſterreich, ſondern eine un⸗ 
deutſche Kabinetspolitik uns gegenüberſtand, das Volk 
aber ſchwieg? | 

Der Augsburger Hof war der erſte Club, welcher ſich 
für das preußiſche Erbkaiſerthum entſchied. Gerade in die— 
ſem Club waren weder die Preußen, noch die Schleswig— 
Holſteiner an Zahl oder Einfluß überwiegend. Der Aus— 
ſchuß, den der Club zur Vorberathung der Oberhaupts- 
frage niederſetzte, beſtand aus zwei Bayern — Barth und 
Stahl —, zwei Sachſen — Koch und Biedermann —, 
einem Württemberger — Rümelin —, einem Heſſen⸗ 
Darmſtädter — Emmerling —, einem Öfterreicher — 
Arneth —, einem Schleswig-Holſteiner — W. Be⸗ 
ſeler — und einem Rheinpreußen — Breuning. Gleich 
bei der erſten Berathung begegneten ſich Dieſe insgeſammt 
in der Idee des preußiſchen Erbkaiſerthums, mit Aus⸗ 
nahme Kochs, der anfangs für eine Wahl auf Lebenszeit 
war, und Rümelins, der eine für Süddeutſchland min⸗ 
der anſtößige Form der Spitze ſuchte. Aber auch dieſe Bei⸗ 
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den gingen im Laufe der weitern Beſprechung zu der Mehr: 
heit über. Der Oeſterreicher Arneth konnte freilich nicht 
mit einſtimmen, aber auch er gab zu, daß die von uns er— 
ſtrebte Löſung die der gegenwärtigen Sachlage angemeſ— 
ſenſte, wenn auch für die öſterreichiſchen Abgeordneten eine 
ſchmerzliche ſei. Damals nämlich lag ſchon das Programm 
von Kremſier vor; ja es hatte dieſes hauptſächlich uns ver— 
anlaßt, nunmehr, nachdem das Verhältniß Oeſterreichs zu 
Deutſchland klar geworden, auf Grundlage dieſer Thatſache 
an die Erledigung der Oberhauptsfrage zu gehen. Der 
Landsberg, worin Hannoveraner, Braunſchweiger, Bayern 
und Preußen ſaßen, folgte uns bald; nicht ſo das Caſino. 
Hier mußte erſt der früher geſchilderte Ausſcheidungsprozeß 
vor ſich gehen, bevor das Erbkaiſerthum eine Mehrheit ge— 
winnen konnte. Bei Weitem nicht Alle, welche ſich auf 
dem Boden des Gagernſchen Programmes geeinigt hatten, 
blieben auch verbunden bei den Abſtimmungen über das 
Oberhaupt, welche unmittelbar auf jene Verhandlungen 
folgten. Beſonders unter Denen, welche vom Württemberger 
Hof und von Weſtendhall zu uns gekommen waren, gab es 
Viele, deren demokratiſches Gewiſſen ihnen dermalen noch 
nicht zuließ, für den Erbkaiſer zu ſtimmen. So fiel denn, 
wie bekannt, bei dieſer erſten Leſung der Vorſchlag eines 
erblichen Oberhauptes mit 263 gegen 211 Stimmen durch. 
Alle andern Anträge blieben freilich noch weit mehr in der 


Minderheit, und es kam für diesmal Nichts zu Stande. 
Erinnerungen a. d. Paulskirche. 6 
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Unterdeſſen erſchien die preußiſche Note vom 23. Ja— 
nuar, die ſich bezüglich des Verhältniſſes zu Oeſterreich ganz 
auf den Gagernſchen Standpunkt ſtellte. Sogleich ſandte 
Herr v. Schmerling ſeinen Vertrauten, Herrn v. 
Würth, nach Olmütz ab, um neue Inſtructionen zu ho— 
len. Schon um Weihnachten hatte Herr Buß, der be— 
kannte Ultramontane, auf eigene Hand eine Reiſe dorthin 
gemacht. Sein und ſeiner Geſinnungsgenoſſen ganzes Stre— 
ben ging dahin, die deutſche Kaiſerwürde dem jungen Kai— 
ſer von Oſterreich zuzuwenden. „Man zeigte ſich (in 
Olmütz) zu Allem bereit, wofern Oeſterreich an 
die Spitze geſtellt würde“, ſchreibt ein Mitglied der 
öſterreichiſchen Partei, Wuttke, in einem Bericht an 
ſeine Wähler. f | 

Herr v. Würth brachte die Note vom 4. Februar aus 
Olmütz mit. Darin hieß es: „Der kaiſerlichen Regierung 
ſchwebt ein nach Außen feſtes und mächtiges, im Innern 
ſtarkes und freies, organiſch gegliedertes und doch in ſich 
einiges Deutſchland vor“. Was man in Frankfurt wolle, 
ſei kein Bundesſtaat, ſondern ein Einheitsſtaat. „Auf der 
von der kaiſerlichen Regierung in Ausſicht zu ſtellenden 
Grundlage finden alle deutſche Staaten und alle ihre 
außerdeutſchen Landestheile Platz“. Am Schluſſe 
ward erklärt: „Gegen eine Unterordnung Sr. Maj. des 

Kaiſers unter die von einem andern deutſchen Fürſten ge⸗ 
handhabte Centralgewalt verwahren Sich Se. Majeſtät, 
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der Kaiſer und Allerhöchſtdeſſen Regierung auf das Feier— 
lichſte“. 

Sogleich nach dem Bekanntwerden dieſer Note verſam— 
melten ſich die Oeſterreicher unter Schmerlings Vorſitz. 
Einzelne darunter waren der Meinung: man dürfe die Bil- 
dung des Bundesſtaates, den die öſterreichiſche Regierung 
lediglich verneine, ohne doch zu ſagen, was ſie eigentlich 
wolle, nicht länger ſtören; es ſei Ehrenſache für die öſter— 
reichiſchen Abgeordneten, auszutreten. Mit großer Mehr— 
heit ward jedoch beſchloſſen, zu bleiben und eine Erklärung 
zur Rechtfertigung dieſes Schrittes vorzubereiten. 

Eine zweite Zuſammenkunft fand ſtatt auf Antrieb der 
Herren Sommaruga, Welcker und Heckſcher. Es war 
am 10. Februar. Etwa 50 — 60 Abgeordnete der öſter⸗ 
reichiſchen Partei waren verſammelt. Sie erkannten die 
Nothwendigkeit an, daß endlich einmal poſitive Vorſchläge 
über das Verhältniß Oeſterreichs zu Deutſchland gemacht 
würden. Ein Ausſchuß ward niedergeſetzt, beſtehend aus 
den Herren Ahrens, Edel, Giskra, v. Hermann, 
Heckſcher, Reichensperger, Sommaruga, Wel— 
cker, Würth, Wydenbrugk, Wuttke. Man nannte 
ihn den „großdeutſchen“ Verfaſſungsausſchuß — im Gegen— 
ſatz zu jenem, der, wie man ſpottweiſe ſagte, eine Ver: 
faſſung nur für „Kleindeutſchland“ (ohne een ge⸗ 
macht habe. 


Die Verfaſſung, welche diefer Ausſchuß entwarf, ſtellte 
6 * 
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eine Reichsregierung von 7 Mitgliedern auf — Vertretern 
der einzelnen Staaten, reſp. Sta atengruppen —, an ihrer 
Spitze eine Reichsſtatthalterſchaft, abwechſelnd bekleidet von 
Oeſterreich und Preußen. Reichsrath und Civilliſte fielen 
weg. Das abſolute Veto, ſelbſt bei Verfaſſungs— 
änderungen, ward in ein ſuspenſives verwandelt. 

Dieſen Entwurf ſandte Schmerling ſofort nach Olmütz. 
Man war dort damit einverſtanden; „nur in Beziehung auf 
den Wechſel der Reichsſtatthalterſchaft waltete noch ein Be— 
denken ob,“ ſchreibt Wuttke. Natürlich! Man hatte ja 
gegen jede Unterordnung des Kaiſers unter einen andern 
deutſchen Fürſten proteftirt. 

Die §. 2 und 3 waren in dieſem Entwurfe jo umge⸗ 
ſtaltet, daß es hieß: „Die Verbindung eines deutſchen mit 
einem nichtdeutſchen Landestheile ſei ſo zu ordnen, daß die 
vollſtändige, von den Verfügungen einer andern Staats⸗ 
gewalt unabhängige Erfüllung der durch die Reichsverfaſ— 
fung und die Beſchlüſſe der Reichsgewalt aufgelegten Ver: 
bindlichkeiten geſichert werde.“ 

Faſt zur ſelben Zeit erklärte aber die öſterreichiſche Re— 
gierung: eine unbedingte Geltung der in Frankfurt beſchloſ— 
ſenen Reichsgeſetze in Deutſchöſterreich ſei darum unmög⸗ 
lich, weil dadurch allemal auch die nichtdeutſchen Landes⸗ 
theile berührt würden. Alſo ſelbſt dieſe jo gemilderte Be⸗ 
dingung erwies ſich für Oeſterreich als unerfüllbar. 

Am 14. Februar erging von Seiten jener „großdeut⸗ 
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ſchen“ Partei eine Einladung „an alle Abgeordnete, welche 
das Verbleiben der deutſchöſterreichiſchen Lande in einem 
wahren und kräftigen, das geſammte Deutſchland umfaſ— 
ſenden Bundesſtaate anſtreben,“ zu einer Beſprechung in 
der Mainluſt. | 

Hier theilte Welcker die Vorſchläge des großdeutſchen 
Ausſchuſſes mit und betonte beſonders die Punkte, welche 
als Lockſpeiſe für die Linke dienen konnten, den Wegfall 
des Reichsraths und der Civilliſte, das ſuspenſive Veto. 

Was Welcker verſteckt andeutete, das ſprach Vogt 
mit gewohnter Offenheit unverhüllt aus: es ſei auf einen 
Handel mit gegenſeitigen Conceſſionen abgeſehen, man 
wolle die Linke „der man früher gerade von jener Seite am 
Schroffſten entgegengetreten ſei, nun, da man ſie brauche, 
mit ſchönen Zuſagen ködern. In einer Beziehung, erklärte 
Vogt, ſei er käuflich; für jeden Zoll Volksfreiheiten ver- 
handle er einen Zoll vom Oberhaupte. „Man ſichere 
uns ein freies Wahlgeſetz, und ich willige in 
den Kauf.“ Heinrich Simon war zurückhaltender: man 
müſſe die Sache erſt in den Clubs berathen, könne heute 
keine bindende Erklärung geben. So ging die Verſamm— 
lung auseinander. Der großdeutſche Entwurf ward den drei 
Clubs der Linken gedruckt mitgetheilt, von dieſen durch eine 
eigens dazu niedergeſetzte Commiſſion geprüft und amen⸗ 
dirt. Die Vorſchläge dieſer Commiſſion waren im Ganzen 
den „Großdeutſchen“ günſtig; die „Siebenprinzenregierung“ 
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(wie es Rieſſer) oder der „Direktorialextrakt“ (wie es L. 
Simon nannte) wurde genehmigt; die, ſeiner Zeit von 
der Linken jo heftig verfochtenen §§. 2 und 3 wurden preis- 
gegeben gegen die nichtsſagende Phraſe des großdeutſchen 
Entwurfs; auch in dem Abſchnitt von der Reichsgewalt 
ließ man Manches der Ausnahmeſtellung Oeſterreichs nach. 

Doch hütete ſich die Linke wohl, ſich feſt zu bin— 
den. „Zu einem förmlichen Vertrage kam es nicht,“ klagt 
Wuttke. Die Verbindung blieb vielmehr eine loſe und 
unſichere. Die Großdeutſchen hatten verabredet, daß ſie da, 
wo ihre Grundſätze ihnen mit der Linken zu gehen verböten, 
ſich der Abſtimmung enthalten, auch in ihren Reden die 
Linke ſchonen wollten. Aber nicht alle hielten dieſe Zuſage. 
Doch beſtand zwiſchen beiden Theilen ein fortgeſetztes Ein- 
vernehmen; „als Bindemittel dienten die der Linken ange⸗ 
hörigen Oeſterreicher, Berger u. A.“; „ſo kam es, daß die 
großdeutſche Partei und die Linke ſeitdem oftmals zuſam⸗ 
menſtimmten.“ Natürlich war und blieb das Bündniß auf 
gegenſeitiges Mißtrauen begründet — jeder Theil ſuchte 
den andern zu überliſten, ſo viel als möglich für ſich zu 
erreichen und ſo wenig als möglich dagegen zu gewähren. 
Mit einem, hier nicht wohl in ſeiner ganzen Natürlichkeit 
wiederzugebenden Cynismus drückte ſich Vogt einmal 
ſo darüber aus: „Wir wiſſen recht wohl, daß es auf ein 
gegenſeitiges Betrügen hinauskommt; es handelt ſich nur 
darum, ob wir oder die Großdeutſchen die Betrogenen ſein 
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werden.“ Deshalb drang die Linke ſo entſchieden darauf, 
daß vor der zweiten Leſung der Verfaſſung die zweite Leſung 
des Wahlgeſetzes und die Vollendung des Abſchnittes: „die 
Grundrechte“ erfolge; deshalb machte ſie es zur Bedingung, 
daß über den Abſchnitt von der Reichsregierung zuletzt 
abgeſtimmt würde — ſie wollte den Kaufpreis erſt vollftän: 
dig in der Taſche haben, bevor das Zahlungleiſten an ſie 
käme; dann, wie Vogt andeutete, konnte ſie ja noch im— 
mer thun, was ihr gutdünkte. Die Großdeutſchen freilich 
dachten ebenſo. Diejenigen darunter, welche bei der erſten 
Leſung des Wahlgeſetzes nur mit Widerſtreben die Wünſche 
der Linken unterſtützt oder ſich der Abſtimmung enthalten 
hatten, waren wenig geneigt, dies zum zweiten Male zu 
thun, noch dazu ohne ſicher zu ſein, daß damit für ihre 
Zwecke Etwas erreicht werde. So fiel der betreffende Antrag 
der Linken, wie oft er auch wiederholt ward, jedesmal durch. 
Nur die Vollendung der Grundrechte erreichte ſie, freilich 
nicht ganz in der Weiſe, wie ſie gehofft; auch hier ließen 
ihre großdeutſchen Bundesgenoſſen ſie theilweiſe im Stiche. 

In einem Punkte trafen die Intereſſen beider Parteien 
zuſammen, in der Verzögerung des eigentlichen Verfaſſungs— 
werkes. Die Linke rechnete auf die Schwächung der conſer— 
vativen Majorität durch den fortgeſetzten Abgang von Mit: 
gliedern aus deren Reihen, der in der That täglich zunahm, 
ſo wie durch den Zufluß ſolcher auf ihrer Seite, namentlich 
auch in Folge der neuen Wahlen in Oeſterreich, die jetzt 
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ebenſo ſehr von der Regierung betrieben wurden, wie man 
ſie früher trotz aller Mahnungen von Frankfurt aus ver— 
nachläſſigt hatte. Noch unmittelbarer kam dieſer letztere 
Umſtand natürlich der großdeutſchen Partei zu gute, die 
außerdem aber auch einen beſondern Grund ihrer Zöge— 
rungspolitik hatte. Am 25. Februar war nämlich von ihr 
eine Deputation, beſtehend aus den Herren Heckſcher, 
v. Hermann und Sommaruga, nach Olmütz geſandt 
worden, „um das dortige Miniſterium aus ſeiner Gleich— 
gültigkeit gegen die Nationalverſammlung herauszureißen 
und über ſeine Abſichten ſich zu vergewiſſern.“ Bis zu ihrer 
Rückkehr mußte man die Nationalverſammlung von ent— 
ſcheidenden Beſchlüſſen abzuhalten ſuchen. 

Die Reiſe der drei Deputirten kreuzte ſich mit einer De— 
peſche des öſterreichiſchen Miniſteriums an Schmerling, 
welche die Bereitwilligkeit ausſprach, auf das Direktorium 
einzugehen, jedoch ohne den Reichsſtatthalter. „Der Vor— 
ſitz im Direktorium ſei auf eine, der frühern Modalität (dem 
öſterreichiſchen Präſidium im Bundestage!) entſprechende 
Weiſe zu ordnen.“ Darüber ſollte Schmerling vorläufig 
mit den andern Bevollmächtigten in Unterhandlung treten, 
„jedoch noch nicht über die Attribute, Grenzen und Moda— 
litäten des Direktoriums.“ 5 

Ob Oeſterreich eine allgemeine deutſche Volksvertretung 
neben dem Direktorium zugeſtehen wolle, und zwar eine 
geſetzgebende oder eine blos berathende, erfuhr man alſo 
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noch nicht. Erſt eine weitere Depeſche, vom 9. März, ſetzte 
dies ins Klare. Darin ſchlug das öſterreichiſche Kabinet 
vor: eine Eintheilung Deutſchlands in Kreiſe, deren jeder 
eine gemeinſame Volksvertretung haben ſollte; ein Staaten— 
haus, beſchickt durch mittelbare Wahlen von den Regierun— 
gen und Ständen dieſer Kreiſe, „welches mit der Central— 
gewalt (dem Direktorium) die gemeinſamen Intereſſen zu 
berathen habe“ und „nicht gelähmt ſei durch eine 
Volksvertretung neben und über ihm.“ Auf dieſe 
Bedingungen ſei Oeſterreich bereit, einen jener Kreiſe oder 
„Körper“ zu bilden. Den Gefahren dagegen, die aus einem 
„Widerſtreit der Gewalten“ (d. h. einer Theilung der 
Geſetzgebungsgewalt zwiſchen Reichsregierung und Parla— 
ment nach conſtitutionellem Syſtem) für Deutſchland ent— 
ſpringen müßten, könne Oeſterreich ſich nicht preisgeben. 
Schon unterm 17. Januar hatte die Regierung Oeſter⸗ 
reichs einen ähnlichen Plan nach Potsdam mitgetheilt, 
darauf berechnet, die ſämmtlichen kleineren Staaten Deutſch— 
lands mit den größeren durch Gemeinſamkeit der Vertre— 
tung, des Heerweſens, der Juſtiz, der Verwaltung zu ver— 
ſchmelzen, richtiger geſagt: ſie denſelben einzuverleiben. 
Die Beherrſcher der ſo entſtehenden Staatencomplexe ſollten 
mit den Regenten von Oeſterreich und Preußen zuſammen 
ohne Weiteres ſich als „Geſammtvorſtand“ Deutſchlands 
conſtituiren. Die Nationalverſammlung wollte man ent⸗ 
weder zur Einwilligung zwingen oder auflöſen. Zu dem 
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Ende war in jener Note eine gemeinſchaftliche Truppenauf— 
ſtellung von Seiten Oeſterreichs, Preußens und Bayerns 
in der Nähe Frankfurts beantragt. Preußen antwortete 
durch die Note vom 23. Januar. Auf jenen Plan kam 
man alſo jetzt zurück — jetzt, wo durch die betroyirte Ver: 
faſſung vom 4. März die geſammte Ländermaſſe Oeſterreichs 
zu einem vollſtändig centraliſirten Einheitsſtaate verbunden, 
wo alſo jede Möglichkeit einer abgeſonderten, rein deutſchen 
Politik der ehemals zum deutſchen Bunde gehörigen Länder 
Oeſterreichs abgeſchnitten war! Aber das Argſte erfuhr man 
auch aus dieſer Note noch nicht, ſondern aus Privatmit— 
theilungen der von Olmütz zurückgekehrten großdeutſchen 
Deputation und aus Andeutungen der Organe dieſer Partei. 
Oeſterreich gedachte mit ſeiner geſammten Ländermaſſe in 
den deutſchen Bundesſtaat einzutreten. Die Beſchickung des 
Staatenhauſes ſollte nach dem Maßſtabe von 1 Abgeordne— 
ten auf 1 Mill. Einwohner ſtattfinden, ſo daß Oeſterreich 
38 Abgeordnete (von einer zu mehr als z nichtdeutſchen Be: 
völkerung!), das übrige Deutſchland 31 zu ſenden hätte. 
Den einzelnen Kreiſen, in die Deutſchland getheilt würde, 
ſollte verwehrt ſein, ſich zu andern als,privatlichen“ Zwecken 
unter einander zu verbinden. Alſo dem zerſtückelten Deutſch⸗ 
land mit nur 31 Mill. wollte das in ſich feſtgeeinigte Oeſter⸗ 
reich mit ſeinen 38 Mill. im Staatenhauſe gegenüberſtehen! 

Dieſe Vorgänge veranlaßten einen abermaligen Zuſam— 
mentritt der öſterreichiſchen Abgeordneten, um zu berathen, 
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was nun zu thun ſei. Wieder ſprachen Arneth und 
Würth ehrenhafte Worte für den ſofortigen Austritt; wie— 
der wurden ſie überſtimmt. Ihr Beiſpiel, als ſie bald dar— 
auf für ſich allein ausſchieden, fand keine Nachahmung. 
Die öſterreichiſche Regierung hatte ja inzwiſchen, in einer 
Depeſche vom 17. März, an die öſterreichiſchen Abgeordne— 
ten die förmliche Aufforderung gerichtet, in der 
Paulskirche zu bleiben. „Oeſterreich denke nicht daran, ſich 
von Deutſchland in den Berathungen über deſſen künftige 
Verfaſſung loszuſagen.“ 

Indeſſen wagte doch ſelbſt die großdeutſche Partei nicht, 
die Vorſchläge des öſterreichiſchen Kabinets in ihrer ganzen 
Schroffheit und Anmaßlichkeit zu den ihrigen zu machen. 
Wohl aber brachte ſie folgenden Antrag in die Verſammlung 
ein: „Der öſterreichiſche Geſammtſtaat tritt in den deutſchen 
Staatenverband ein. Die öſterreichiſche Regierung erkennt 
die Nothwendigkeit eines deutſch-öſterreichiſchen Ge: 
ſammtparlaments an, beſtehend aus einem Staatenhauſe 
Hund Volkshauſe. Oeſterreich beſchickt das Staatenhaus mit 
Vertretern aus allen öſterreichiſchen Ländern, das Volks⸗ 
haus dagegen nur mit Vertretern aus den bisher zum deut— 
ſchen Bunde gehörigen Provinzen. Die Competenz des 
Staaten⸗ und Volkshauſes wird in der Weiſe abgegrenzt, 
daß das geſammte Staatenhaus allein und ausſchließ⸗ 
lich in Angelegenheiten der äußern Politik und des 
gemeinſamen Zoll-, Handels- und Verkehrs— 
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ſyſtems competent iſt. Ueber alle übrigen inneren An: 
gelegenheiten, welche in die Competenz der Volksvertretung 
gehören, beſchließen beide Häuſer mit Ausſchluß derjenigen 
Mitglieder des Staatenhauſes, welche außerdeutſche Pro— 
vinzen vertreten. Die öſterreichiſche Regierung erkennt die 
Grundrechte des deutſchen Volkes für die bisher zum deut— 
ſchen Bunde gehörigen Provinzen Oeſterreichs als gültig an. 
Die Nationalverſammlung ſendet ſofort eine Deputation an 
die öſterreichiſche Regierung zur Entgegennahme ihrer defi— 
nitiven Erklärung ab. Die Nationalverſammlung wird 
nach eingelangter Erklärung der öſterreichiſchen Regierung, 
oder wenn eine erſchöpfende und definitive Erklärung bin— 
nen einem Monat nicht erfolgen ſollte, über die Reichsver— 
faſſung ohne Discuſſion endgültig beſchließen.“ 

Dieſer Antrag, der die eigentliche Nationalvertretung, 
das Volkshaus, zu einem Spott machte, der andererſeits 
durch die geforderte Gültigkeit der Grundrechte in einem 
Theile des Geſammtſtaates Oeſterreichs direct gegen die 
Verfaſſung vom 4. März anging, war unterzeichnet ſowohl 
von Oeſterreichern der Linken und äußerſten Linken und 
von Männern, die ſich ſtets für Vertheidiger der Volksſou— 
veränetät ausgegeben hatten, wie Heckſcher und Wuttke, 
als auch von ganz conſervativen Oeſterreichern, denen es 
gewiß nicht im Ernſte einfiel, an der von ihrer Regierung 
octroyirten Verfaſſung rütteln zu wollen. Entweder alſo 
lag hier die ſchnödeſte Verleugnung aller bisher bekannten 
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Grundſätze, die ſchmählichſte Geſinnungsloſigkeit vor, oder 
der Antrag war nur darauf berechnet, abermals Zeit zu ge— 
winnen und die Vollendung der Verfaſſung hinauszuſchie⸗ 
ben. Letzteres mochte wohl der eigentliche Zweck geweſen 
ſein, denn der Antrag wurde, als dieſe Abſicht mißglückte, 
vor der Abſtimmung zurückgezogen. 

So machte ſich die öſterreichiſche Partei fortwährend 
zum Helfershelfer und Mitſchuldigen aller der einheits- und 
freiheitsfeindlichen Beſtrebungen, durch welche das öſter— 
reichiſche Kabinet, getreu der von Metternich überkomme— 
nen Politik, die nationale Wiedergeburt Deutſchlands zu 
hindern ſuchte. Und dabei verlangte dieſe Partei noch, wir 
ſollten bei unſerer Politik gegen Oeſterreich das Verfahren 
der Regierung außer Augen laſſen und nur an das Volk 
denken, welches, ſo ſagte ſie, ganz deutſch geſinnt, ganz 
aufrichtig der gemeinſamen Sache Deutſchlands ergeben ſei! 
Was durften wir aber wohl von dieſem Volke in ſeiner 
Mehrheit erwarten, wenn deſſen Auserwählte und Vertre— 
ter ſo gegen uns handelten? 

Doch ich muß mich jetzt wieder zur Gegenpartei der 
Großdeutſchen und zu deren weiteren Ausbildung wenden. 

Nach dem Schluſſe der Verhandlungen über das Ga— 
gernſche Programm und die Oberhauptsfrage hatte der 
Zuſammenhang, der während dieſer Verhandlungen unter 
den ſogenannten „Kleindeutſchen“ beſtand, wieder beinahe 
gänzlich aufgehört. Nur die ſchon früher verbundenen Clubs 
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der Centren blieben nach wie vor in regelmäßigem Wechſel⸗ 
verkehr; mit den Geſinnungsgenoſſen nach links hin ward 
dagegen ein ſolcher nur dürftig durch einzelne Privatver— 
handlungen unterhalten. Die am 14. Februar auf der 
Mainluſt verſuchte Bildung einer großdeutſchen Partei 
machte das Bedürfniß einer engeren Vereinigung auch uns 
ſererſeits dringend fühlbar, und ſo ward, auf meinen Vor— 
ſchlag im Schooße der Neunercommiſſion, zuerſt eine Vor: 
beſprechung von Mitgliedern aller Clubs, die unſerer Rich: 


tung angehörten, ſodann, am 17. Februar, eine allgemeine 


Verſammlung im Weidenbuſch veranſtaltet. Die Einladungen 
zu dieſer letztern waren gerichtet „an alle Abgeordnete, welche 
eine wahre und kräftige Einheit Deutſchlands nur in 
der weſentlichen Beibehaltung derjenigen Form des 
Bundesſtaates erblicken, welche aus der erſten Leſung 
des Entwurfs der Reichsverfaſſung hervorgegangen iſt.“ 
Das war die Antwort auf den „wahren und kräftigen 
Bundesſtaat“ in der Einladung der Großdeutſchen vom 
14. Februar. N 

Als weſentliche Grundlagen des Bundesſtaates und 
folglich auch unſerer Vereinigung wurden in dieſer erſten 
Verſammlung aufgeſtellt: die 8%. 2 und 3 vom Reiche, 
§. 1 vom Reichstag („der Reichstag beſteht aus dem Staa⸗ 
ten⸗ und Volkshaus“), und §. 1 vom Reichsoberhaupt 
(„vie Würde des Reichsoberhauptes wird einem der re- 
gierenden deutſchen Fürſten übertragen“). Damit war 
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unſer Standpunkt, gegenüber der öſterreichiſchen Verfaſſung 
vom 4. März, gegenüber den Plänen auf Beſeitigung des 
Volkshauſes (von denen ſchon damals gerüchtweiſe ver— 
lautete), gegenüber endlich ſowohl dem Direktorium als 
dem republikaniſchen Präſidenten klar und entſchieden be: 
zeichnet. Die Erblichkeit des Oberhauptes wurde, ob— 
gleich Viele, und zwar namentlich von der Linken (z. B. 
Reh, Backhaus u. A.), es wünſchten, nicht in das 
Programm aufgenommen. Durch die angegebenen Punkte 
hielt man die Grenze gegen die großdeutſche Partei für 
hinlänglich ſcharf gezogen und wollte den Verein lieber 
vorläufig auf der allgemeineren Baſis des blos einheitlichen 
und fürſtlichen Oberhauptes begründen, die Frage der Erb— 
lichkeit ſpäterer Verſtändigung überlaſſend. 

Endlich verpflichtete man ſich noch gegenſeitig, „jeder 
Verzögerung des Verfaſſungswerkes, von woher ſie auch 
komme, entſchieden entgegenzutreten.“ 

Der Verein, der von ſeinem Verſammlungsorte den 
Namen: Weidenbuſchverein erhielt, conſtituirte ſich 
nun förmlich als Partei. Regelmäßige Verſammlungen 
fanden ſtatt; ein Vorſtand von neun Mitgliedern ward 
gewählt — es waren die Herren v. Selchow (Cafe Mi: 
lani), Rüder (Caſino), Bauer von Bamberg und Breu: 
ſing (Landsberg), Biedermann (Augsb. Hof), Zell 
und Kierulff (Württemb. Hof), Reh und Federer 
(Neuweſtendhall); der ganze Verein (der bald über 200 
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Mitglieder zählte) ward in Sectionen getheilt, deren jeder 
einer der neun Führer vorſtand, um auf dieſe Weiſe ein 
raſches und ſicheres Zuſammenwirken in der Paulskirche 
möglich zu machen. Einer beſondern Verpflichtung zum 
gleichmäßigen Stimmen, zwingender Parteibeſchlüſſe be— 
durfte es kaum, da in allen weſentlichen Dingen eine voll— 
kommene innere Uebereinſtimmung ſtattfand, in ſolchen 
Punkten aber, welche mit der eigentlichen Hauptfrage nicht 
unmittelbar zuſammenhingen, der Verein ſeinen Mitglie— 
dern möglichſte Freiheit ließ. Von jener mechaniſchen Dis— 
ciplin, welche bei der öſterreichiſchen Partei herrſchte, waren 
wir weit entfernt. Dort wurden beim Anfang jeder Sitzung 
gedruckte Stimmliſten vertheilt, nach, denen die Maſſe der 
Partei mechaniſch aufſtand oder figen blieb. Waren dieſe Liſten 
erſchöpft, ſo mußten die Führer eilen, den Schluß zu beantra— 
gen, ſonſt erlebten ſie, daß ihre eigenen Leute gegen ſie ſtimm⸗ 
ten. Denn, wie einer dieſer Führer ſelbſt ganz naiv bekannte: 
die Meiſten wußten dann nicht, wofür ſie ſtimmen ſollten. 
Darin verrieth ſich nicht blos die furchtbar mangelhafte 
politiſche Bildung und Selbſtſtändigkeit eines großen, bei⸗ 
nahe des größern Theils der öſterreichiſchen Mitglieder, 
ſondern auch das Unnatürliche, Factieuſe ihres Partei⸗ 
treibens. Nicht wie bei uns war es ein einziger großer und 
einfacher Gedanke, der die Partei beſeelte und gleichſam nur 
einen Willen in ihr lebendig ſein ließ — nein! es waren 
verſchiedenartige äußerliche Abſichten, welche es galt künſt⸗ 
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lich zu combiniren und durch ſchlaues Manövriren durch: 
zuſetzen; nicht ein hohes, begeiſterndes Ziel des Schaffens 
und Aufbauens trieb ſie an, nein! nur die kalte, häßliche 
Luſt am Zerſtören, am Hemmen, am Verwirren fremder 
Zwecke, nachdem man eingeſehen, daß man ſeine eigenen 
nicht erreichen könne. Oder wie anders ſoll man es erklä— 
ren, wenn die großdeutſche Partei den Reichsrath auch da 
noch verwarf, als bereits das erbliche Oberhaupt angenom- 
men war und es nun, zur Verſöhnung des Partikularis⸗ 
mus, der Aufnahme eines ſolchen Inſtitutes zu bedürfen 
ſchien? wenn ſie ferner die Linke in der Durchſetzung des 
aufſchiebenden Veto ſelbſt bei Verfaſſungsänderungen unter: 
ſtützte, fie, die faſt im ſelben Augenblicke noch in die In— 
tentionen der öſterreichiſchen Regierung, welche auf 
die gänzliche Beſeitigung der geſetzgebenden 
Volksvertretung abzielten, fo bereitwillig ein— 
gegangen war? 

Daß dieſe Verfahrungsweiſe der Großdeutſchen und 
insbeſondere der Oeſterreicher in den Herzen aller aufrich— 
tigen Patrioten eine tiefe Entrüſtung, ja Erbitterung her⸗ 
vorrief, iſt begreiflich. Wenn dieſe ſich zu offenen Aus— 
brüchen, ſogar in der Verſammlung ſelbſt, hinreißen ließ, 
ſo war Dies gewiß nur zu beklagen. Eher zu entſchuldigen 
war der Gedanke an eine Ausſchließung der Oeſterreicher 
von den ferneren Berathungen über eine Bundesverfaſſung, 


deren erſte und weſentlichſte Bedingung — die Anwendbarkeit 
Erinnerungen a. d. Paulskirche. 7 
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des gemeinſam Beſchloſſenen auf alle Glieder des Bundes — 
ſowohl von der großen Mehrzahl der Oeſterreicher ſelbſt, 
als von der Regierung ihres Landes entſchieden geleugnet 
ward. Dieſer Gedanke tauchte wiederholt in den Berathun— 
gen des Weidenbuſchvereins auf, und mit immer geſteiger— 
ter Heftigkeit, je erſichtlicher durch das factieuſe Treiben 
der Oeſterreicher unſer Werk uns unter den Händen zu nichte 
ward. Auch von auswärts, in Petitionen wie in der 
Preſſe, ward das Gleiche uns angeſonnen, ja von uns als 
eine Pflicht gegen das deutſche Volk gefordert. Und doch 
durften wir dieſem Gedanken nicht Raum geben, ſelbſt ab— 
geſehen davon, ob es möglich war, ihn auszuführen. Wir 
hatten kein Recht zur Ausſchließung der Oeſterreicher. Der 
Auftrag der Nationalverſammlung war hinſichtlich der 
Form der zu Stande zu bringenden Verfaſſung ein völlig 
unbeſchränkter. Sie konnte daher, ſelbſt noch im letzten 
Stadium, die Idee des Bundesſtaates aufgeben und zu der 
loſeren Form des Staatenbundes zurückkehren, in welcher 
dann auch Oeſterreich, trotz ſeiner Geſammtverfaſſung, 
allenfalls einen Platz gefunden hätte. Und ebenſo konnte 
der Entſchluß der öſterreichiſchen Regierung betreffs ihrer 
Stellung zum deutſchen Bundesſtaate ein weſentlich anderer 
werden, je nachdem die Frage des Oberhauptes entſchieden 
ward. Wie unnatürlich, innerlich unwahr und dem deut—⸗ 
ſchen Einigungswerke verderblich daher auch immer die 
Stellung der Oeſterreicher in der Paulskirche fortan war, 
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nicht uns ſtand es zu, fie daraus zu vertreiben. Wir waren 
es, welche weichen mußten, wenn wir es für unmöglich 
hielten, länger mit Jenen zuſammen zu tagen. Auch Das 
kam in Frage, nachdem jener andere Plan wiederholt und 
entſchieden von der Mehrheit des Vereins zurückgewieſen 
war. Dahlmann, der ſo leicht nicht von dem Platze 
weicht, wohin er einmal geſtellt iſt, äußerte in einer Be— 
ſprechung bei Beckerath, in den letzten, heißeſten Tagen 
des Kampfes um Bundesſtaat und Staatenbund, die zwei— 
felnde Beſorgniß: daß uns am Ende doch Nichts übrig 
bleiben werde, als aus der Paulskirche zu weichen und uns 
als beſondere Verſammlung zur Begründung eines Bun— 
desſtaates zu conſtituiren. Da aber erhob ſich Gagern 
und ſchlug mit jener überwältigenden Kraft, mit der 
er einfache politiſche Wahrheiten geltend zu machen weiß, 
jeden ſolchen Gedanken nieder. „Ja!“ ſagte er, „es kann 
der Fall eintreten, daß die Verſammlung, unter dem Ein— 
fluß unnatürlicher Parteicombinationen, eine Verfaſſungs— 
form beſchließt, die wir als durchaus unheilvoll und un⸗ 
annehmbar für unſer Vaterland erkennen müſſen, und daß 
wir dann genöthigt ſind, uns von dieſer Verfaſſung und 
der Nationalverſammlung loszuſagen. Allein dann müſſen 
wir uns auch klar bewußt ſein, daß wir in demſelben 
Augenblicke eine neue Revolution machen, daß wir 
den Boden ſelbſt unter unſeren Füßen abbrechen, auf den 
die Bewegung des vorigen Jahres uns geſtellt hat, den 
7* 
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Boden der ſouverän beſchließenden Nationalvertretung. 
Meine Herren! Ohne den äußerſten Zwang der Noth dür— 
fen wir dieſen Boden nicht verlaſſen. Von uns am We— 
nigſten darf ein Schritt ausgehen, der das Princip der 
Nationalverſammlung in Frage ſtellen, der es vielleicht 
für lange Zeit in Deutſchland vernichten würde.“ Damit 
war auch der Gedanke des Austritts gründlich beſeitigt, 
und, wie oft noch in den nächſten Tagen die Verzweiflung 
und der Unmuth über das wiederholte Unterliegen unſerer 
Partei und die unheilvollen Siege der Koalition unſere 
Reihen zu ſprengen oder die Heftigeren unter uns zu Ueber: 
eilungen fortzureißen drohten, ſo blieb die Mehrheit doch 
ihrem Entſchluſſe getreu: unverzagt auszuharren im parla⸗ 
mentariſchen Kampfe bis auf's Aeußerſte; denn die 15 
und ehrliche Sache müſſe doch zuletzt ſiegen. 

Doch ich bin abermals dem geſchichtlichen Verlauf der 
Begebenheiten vorausgeeilt. Ich kehre dahin zurück. | 

Der Weidenbuſchverein hatte erſt kurze Zeit beſtanden, 
da ſchlug, wie ein Blitz aus heiterem Himmel, in die über- 
raſchte Nationalverſammlung der Welckerſche Antrag ein. 
Welcker, bisher einer der eifrigſten Vorkämpfer und Füh⸗ 
rer der großdeutſchen Partei, ſagte ſich mit einem Male von 
dieſer Partei los und erklärte ſich für ſofortige Uebertragung 
der erblichen Kaiſerwürde an den König von Preußen und 
für Annahme der Verfaſſung, wie ſie vom Ausſchuſſe zur 
zweiten Leſung vorbereitet ſei, in einer einzigen Geſammt⸗ 
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abſtimmung. Dieſer Antrag ward nun das Loſungswort 
für die Partei des Weidenbuſches. Zwar nahm die äußerſte 
Rechte deſſelben (die Mitglieder des Café Milani) Anſtoß 
an der im Antrage vorgeſchlagenen ſofortigen Uebertragung 
der Krone ohne vorgängige Verſtändigung mit den Regie— 
rungen; die Linke andererſeits (Württemberger Hof und 
Neuweſtendhall) hätte gern das abſolute Veto beſeitigt, 
wünſchte wenigſtens die gleichzeitige Annahme des Wahl— 
geſetzes in der unveränderten freiſinnigen Faſſung der erſten 
Leſung, damit auch dem demokratiſchen Elemente des Volkes, 
nicht dem monarchiſchen allein, ſein Recht zu Theil werde. 
Beide Gegenſätze wurden indeß glücklich verſöhnt: die Rechte 
ließ in patriotiſcher Selbſtverleugnung ihre Bedenken fallen 
Angeſichts der dringenden Gefahren des Vaterlandes, und 
dem Verlangen der mehr links ſtehenden Mitglieder des 
Vereins geſchah Genüge, indem der Verfaſſungsausſchuß 
ſelbſt die Aufnahme des Wahlgeſetzes in den Welckerſchen 
Antrag vorſchlug. Als Conceſſion gegen die Linke außer: 
halb unſeres Vereins, in der Abſicht, damit ihre Stim- 
men für den Welckerſchen Antrag zu gewinnen, konnte Dies 
nicht erſcheinen, da feſtſtand, daß dieſe ſelbſt dann noch 
nicht für den Antrag ſtimmen würde. 

So einigten wir uns denn vollſtändig auf dem Boden 
dieſes Antrags und ſetzten Alles daran, ihm die Majorität 
zu verſchaffen. Die Zahl der Mitglieder des Vereins wuchs; 
bedeutende Namen ſchloſſen ſich ihm an, die bis dahin 
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unter den Gegnern der Erblichkeit gezählt hatten, fo die 
beiden Bayern Giech und Roten han. Auch Herrn v. 
Radowitz ſah man mehrmals in den Verſammlungen 
des Vereins, obgleich er niemals demſelben wirklich beitrat. 

Wie dennoch der Welckerſche Antrag fiel, iſt bekannt. 
Nicht ſo bekannt dürfte vielleicht ſein, daß dieſes folgen— 
ſchwere Reſultat zum größten Theile daher kam, daß der 
Weidenbuſchverein die Forderung Heinrich Simons und 
ſeiner Freunde, das abſolute Veto aus der Verfaſſung und 
die öffentliche Abſtimmung aus dem Wahlgeſetze hinweg— 
zulaſſen, wogegen dieſe Herren für das Erbkaiſerthum ſtim— 
men wollten, rundweg abſchlug. Die in den ſtenographi— 
ſchen Berichten niedergelegte Erklärung H. Simons giebt 
dafür offenes Zeugniß. 

Nach dem Fall des Welckerſchen Antrags mußte man nun⸗ 
mehr Das im Einzelnen zu erreichen ſuchen, was dieſer Antrag 
auf einmal, als ein untheilbares Ganzes, hatte zu Stande 
bringen wollen. Mit Mühe ſetzte die Weidenbuſchpartei 
einen Antrag durch, der eine beſchleunigte Vollendung des 
Verfaſſungswerkes, ohne nochmalige Discuſſion, bezweckte. 
Eine ſolche nämlich ſchien bei dem Zuſtande völliger Er— 
mattung, worin die Verſammlung ſich befand, und dem 
täglich zunehmenden Fortgehen von Mitgliedern faſt un— 
möglich. Zudem brachte jeder Tag neue Gefahren für die 
Sache der Einheit, neue Intriguen von außen und inner⸗ 
halb der Verſammlung ſelbſt. 
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Bei den ſonach in raſcher Folge vorangehenden Ab— 
ſtimmungen über die einzelnen Verfaſſungsabſchnitte ent— 
ſtand für die Partei des Weidenbuſches die ernſte Frage: 
ob man ſich gebunden erachte, wie man für den Welcker— 
ſchen Antrag als ein untrennbares Ganzes geſtimmt haben 
würde, ſo auch für alle einzelnen Punkte der Verfaſſung 
gerade ſo zu ſtimmen, wie ſolche dort zu Grunde gelegt 
waren. Mit anderen Worten: ſollte es zur Parteifrage 
gemacht werden, daß alle Mitglieder des Weidenbuſches für 
das abſolute Veto einerſeits, für das allgemeine Wahlrecht 
andererſeits ſtimmen müßten? Es widerſetzten ſich Dem 
viele Mitglieder von der linken Seite des Vereins, welche 
ungern und nur aus der höhern Rückſicht, um die ganze 
Verfaſſung raſch zu Stande zu bringen, beim Welckerſchen 
Antrage für das abſolute Veto geſtimmt hatten, während 
andererſeits die entſchiedenen Gegner des unbeſchränkten 
Wahlrechts, z. B. Baſſermann, ebenſo für ſich die 
Freiheit in Anſpruch nahmen, nun, da einmal der Zweck 
des Welckerſchen Antrags vereitelt ſei, gegen die ihnen an— 
ſtößigen Punkte des Wahlgeſetzes zu ſtimmen. Bevor man 
noch innerhalb der Partei zu einem Abſchluß hierüber kam, 
rückte die Entſcheidung über den Angelpunkt der Verfaſſung, 
die Erblichkeitsfrage, zum zweiten Male heran. Man über⸗ 
zeugte ſich, daß eine Majorität für die Erblichkeit durch die 
Weidenbuſchpartei allein nicht zu erreichen ſei, trotz aller 
Anſtrengungen, die man gemacht hatte, um abweſende 
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Mitglieder herbeizurufen, ſchwankende zu gewinnen oder zu 
befeſtigen. Nur durch den Hinzutritt der Partei Simon 
ward es vielleicht möglich, die Erblichkeit durchzuſetzen; 
aber dieſe Partei machte ihre Abſtimmung für die Erblich— 
keit von der Vorausſetzung abhängig, daß die Vetofrage 
ebenſo wie in der erſten Leſung gelöſt, d. h. das ſuspenſive 
Veto bei der Geſetzgebung auch jetzt beibehalten, daß ferner 
das Wahlgeſetz gleichfalls nach den Reſultaten der erſten 
Leſung endgültig beſchloſſen werde. Dieſe Vorausſetzung 
trat dann von ſelbſt ein, wenn der Weidenbuſchverein 
ſeine Mitglieder nicht durch einen Parteibeſchluß zwang, 
für das abſolute Veto und gegen das Wahlgeſetz zu ſtim— 
men. Denn, wie ſchon geſagt, ein großer Theil Derer, 
welche jetzt der Weidenbuſchpartei angehörten, hatte bei der 
erſten Leſung ſowohl für das ſuspenſive Veto, als auch für 
das unbeſchränkteſte Wahlrecht und die geheime Wahl ge— 
ſtimmt. Gab man dieſen Mitgliedern frei, ebenſo zu ſtim⸗ 
men, wie damals, d. h. nach ihrer eigentlichen Ueberzeu⸗ 
gung, ſo gingen ohne Zweifel beide Punkte wieder ganz ſo 
durch, wie bei der erſten Leſung. Die Frage ſtand alſo jetzt 
weſentlich anders, als beim Welckerſchen Antrag. Dieſer 
war ein einziges, untrennbares Ganzes; es konnten nicht 
einzelne Mitglieder des Vereins für den einen oder andern 
Punkt deſſelben, andere dagegen ſtimmen, ſondern der ganze 
Verein als ſolcher mußte den Antrag in der einen oder an⸗ 
deren Form unterſtützen. Jetzt dagegen handelte es ſich nicht 
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darum, daß der Verein im Ganzen oder auch nur feiner 
Mehrheit nach in einer Weiſe ſtimmen ſollte, die nicht der 
wirklichen Ueberzeugung dieſer Mehrheit entſpräche — eine 
ſolche Forderung iſt nach dem Fall des Welckerſchen An— 
trags an den Verein nicht wieder geſtellt, wäre auch von 
ihm ganz gewiß ebenſo entſchieden zurückgewieſen worden, 
wie das erſte Mal. Was man von dem Verein verlangte, 
war etwas rein Negatives: er ſollte ſeine Mitglieder nicht 
zwingen, gegen ihre Ueberzeugung zu ſtimmen, er ſollte 
die Fragen des Veto und des Wahlrechts nicht zu Partei— 
fragen machen, ſondern als offene behandeln. Weit 
entfernt alſo, daß dem Vereine zugemuthet worden wäre, 
Etwas gegen ſeine, d. h. der Mehrzahl ſeiner Mitglieder 
Ueberzeugung zu thun, verlangte man vielmehr von ihm 
blos, daß er die Ueberzeugung derjenigen ſeiner Mitglieder 
nicht binde, die, wären ſie nicht Mitglieder des Vereins, 
unbedingt für das ſuspenſive Veto und für das allgemeine 
Wahlrecht ſtimmen würden. Dieſem Verlangen ſich zu 
widerſetzen, hatte der Verein gar nicht die Macht, denn, 
ſelbſt wenn er jene beiden Fragen zu Parteifragen machte, 
die betreffenden Mitglieder aber darauf beſtanden, dennoch 
nach ihrer Ueberzeugung zu ſtimmen, ſo bewirkte er durch 
ſeinen Parteibeſchluß höchſtens Dies, daß jene Mitglieder 
ſich vom Vereine trennten, der Verein auseinanderfiel, das 
ſuspenſive Veto aber ſammt Wahlgeſetz dennoch durchging. 

Das iſt der einfache } wahrheitsgetreue Hergang jener 
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ſogenannten Verhandlungen zwiſchen H. Simon und der 
Kaiſerpartei. Es iſt daher ungenau, wenn H. Simon in 
ſeiner in Nr. 78 des Frankfurter Journals veröffentlichten 
Erklärung von Unterhandlungen ſpricht, „in welche ſich der 
Weidenbuſchverein mit ihm eingelaſſen habe.“ Der Weiden— 
buſchverein als ſolcher hat nicht mit H. Simon unter: 
handelt, konnte es auch nicht, da er ihm nichts Poſitives 
zu bieten hatte, um die „Vorausſetzungen“, unter 
denen H. Simon für das Erbkaiſerthum ſtimmen wollte, 
zu verwirklichen. Unterhandelt ward zwiſchen H. Simon 
und denjenigen einzelnen Mitgliedern des Weidenbuſch— 
vereins, welche ſich bereit zeigten, Herrn Simon die Er— 
klärung zu geben, daß ſie für ſuspenſives Veto und Wahl⸗ 
geſetz ſtimmen würden. Der Verein that dabei Nichts und 
konnte Nichts thun, als daß er dieſe ſeine Mitglieder an 
Dem, was ſie ſelbſt zu thun wünſchten, nicht hinderte. Nie— 
mandem iſt von Vereinswegen Zwang ange— 
than oder auch nur zugeredet worden, eine 
ſolche Erklärung zu geben. Sollten Einzelne gleich— 
wohl gegen ihre Ueberzeugung dies Letztere gethan, ſollten 
ſie im Sinne H. Simons geſtimmt haben, nur um ſeine 
und ſeiner Freunde Stimmen dem Erbkaiſerthum zu ſichern, 
ſo würde ich Das in hohem Grade mißbilligen und be— 
klagen. Ich weiß es nicht; ich entnehme zwar aus den Ab⸗ 
ſtimmungsliſten, daß 11 Mitglieder des Vereins, die bei 
der erſten Leſung für das abſolute Veto ſtimmten, bei der 
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zweiten für das ſuspenſive geſtimmt haben, und die Ver: 
muthung liegt wenigſtens nicht fern: es möchte dies aus 
jenen erwähnten äußerlichen Gründen geſchehen fein. Freilich 
haben auch wiederum andere (ich glaube einige 20) ihre 
Vorliebe für das Suspenſivveto bei der zweiten Leſung der 
Rückſicht auf die inzwiſchen ausgeſprochenen Wünſche der 
Regierungen und das Zuſtandekommen einer Verſtändigung 
mit dieſen geopfert, ſo daß der Verein im Ganzen mehr 
Stimmen, als bei der erſten Leſung, für das abjolute 
Veto in Geſetzgebungsfragen geliefert hat. Die größere 
Stimmenzahl, welche gleichwohl das Suspenſivveto er— 
langte, ſowie deſſen Annahme ſelbſt bei Verfaſſungsände— 
rungen iſt lediglich auf Rechnung der großdeutſchen Partei 
zu ſchreiben, von welcher über ein halbes Hundert, die das 
erſte Mal für das abſolute Veto geſtimmt hatten, diesmal 
auch hierin auf die Seite ihrer neuen Alliirten, der Linken, 
traten. Für das abſolute Veto bei Verfaſſungsänderungen 
hat der Weidenbuſchverein wie ein Mann geſtimmt. 

Noch eine Bemerkung möge hier, zu Gunſten H. Si- 
mons, Platz finden. Auch von ſeiner Seite war es kein 
„Handel“ mit Ueberzeugungen, etwa in der Art, wie bei 
jener Koalition der Linken mit den Großdeutſchen, wo Jene 
ihre einheitlichen Tendenzen gegen die conſervativen Grund— 
ſätze Dieſer verkaufte. H. Simon und feine Freunde woll— 
ten aus innern Gründen, aus wirklicher Ueber— 
zeugung für das Erbkaiſerthum ſtimmen, allein ſie wuß⸗ 


108 


ten dieſe Abſtimmung nicht mit ihren demokratiſchen Prin— 
cipien zu vereinigen und ſuchten daher für dieſe eine Ver— 
ſöhnung, eine Befriedigung. Sie machten deshalb auch 
nicht das Stimmen für ihre Grundſätze zur Bedingung, 
zum Kaufpreis ihrer Bundesgenoſſenſchaft, ſondern ſie er— 
klärten nur das Durchgehen dieſer Grundſätze für die Vo r— 
ausſetzung, unter der allein ſie ihrem Gewiſſen nach für 
die Erblichkeit ſtimmen könnten. Wären daher Suspenſiv— 
veto und Wahlgeſetz durchgegangen, und hätte auch die 
ganze Kaiſerpartei dagegen geſtimmt, ſo würden Simon | 
und Genoſſen dennoch für den Erbkaiſer geſtimmt haben. 
Dieſer Unterſchied iſt ſehr wohl zu berückſichtigen. 

Mit dem Wahlgeſetze ging es folgendermaßen. Ueber 
100 Mitglieder des Weidenbuſchvereins, welche das erſte 
Mal für das allgemeine Wahlrecht geſtimmt, hatten, auf 
H. Simons Wunſch, Dieſem ſchriftlich erklärt, daß ſie auch 
diesmal dafür ſtimmen würden. Das abermalige Durch⸗ 
gehen des Geſetzes in der zuerſt beſchloſſenen Faſſung war 
daher geſichert, und der conſervativer geſinnte Theil des 
Vereins, der Dies freilich gern verhindert hätte, konnte 
Nichts dagegen thun, ſelbſt wenn er eine nochmalige Be— 
rathung des Geſetzes im Einzelnen durchſetzte. Als nun am 
Abend des 27. März die ganze Verfaſſung mit dem Erb⸗ 
kaiſerthum glücklich zu Ende gebracht, alſo der ſo mühſam 
erſtrebte Hauptzweck des Vereins erreicht, als, wie man 
hoffen durfte, nun endlich ein Abſchluß der namenloſen 
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Wirren und der Anfang eines feften, geficherten Zuſtandes 
für Deutſchland herbeigeführt war — in der Aufregung 
dieſes unbeſchreiblichen Moments, wo ſelbſt der Zwiſt und 
Groll der Parteien geendet ſchien, weil ihm ſein Gegen— 
ſtand entrückt war, wo namentlich, wie Dies in der Natur 
des Menſchen liegt, die ſiegende Partei zur Verſöhnlichkeit 
und zur Annäherung an die unterlegene ſich geneigt fühlte 
— in dieſer Stimmung, faſt möchte ich ſagen in dieſem 
Rauſche fand der Vorſchlag, der zuerſt von der linken Seite 
unſers Vereins ausging: ſofort in einer einzigen Abſtim— 
mung auch das Wahlgeſetz, wie es in erſter Leſung ange— 
nommen, endgültig zu beſchließen, bei uns Uebrigen be— 
reitwilliges Entgegenkommen und raſche Ausführung. Es 
war kein Zugeſtändniß, welches wir der Linken machten, 
um ſie zu gewinnen — wofür auch? die Verfaſſung war 
ja fertig, und, was die noch bevorſtehende Wahl des Kaiſers 
betraf, ſo waren wir nicht ſo thöricht, zu glauben, die 
Linke werde dem König von Preußen ihre Stimmen geben — 
es war vielmehr ein Akt der Verſöhnung, ein Freudenopfer, 
welches wir nach gewonnenem Siege darbrachten, oder auch, 
wenn man will, ein Sühnopfer, womit wir die, wie wir 
wohl wußten, zahlreich vorhandenen Antipathien gegen 
das preußiſche Erbkaiſerthum, mehr noch außerhalb als in⸗ 
nerhalb der Verſammlung, mit unſeren Beſchlüſſen auszu⸗ 
ſoͤhnen hofften. Uebrigens wiederhole ich: an der Sache 
ſelbſt wäre durch eine nochmalige ſchrittweiſe Berathung 
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des Geſetzes Nichts geändert worden; nur den Schein der 
Uebereilung oder einer falſchen Nachgiebigkeit, den viel— 
leicht in den Augen Mancher jener raſche Beſchluß auf die 
Verſammlung werfen mag, hätte man vermieden. 

Noch einen Vorwurf endlich, den man der Kaiſerpartei 
macht, muß ich entkräften. Er betrifft die „Erklärung der 
80” wegen des unbedingten Feſthaltens an der endgültig 
beſchloſſenen Verfaſſung. Abermals war es H. Simon, 
der auch dieſe Erklärung veranlaßte. Argwöhniſch, wie er 
war, und auf jedem Schritte Verrath gegen die Sache der 
Volksſouveränetät witternd, mißtraute er den conſervativen 
Mitgliedern der Majorität, daß fie, wäre erſt das Erbkai— 
ſerthum angenommen, die Hand dazu bieten möchten, das 
demokratiſche Beiwerk, welches ſie mit in den Kauf hatten 
nehmen müſſen, im Wege der Vereinbarung mit den Re— 
gierungen wieder auszumerzen. Er verlangte daher die be⸗ 
ſtimmte, ſchriftliche Zuſicherung, daß wir von der einmal 
endgültig beſchloſſenen Verfaſſung nicht wieder zurückgehen, 
zu keiner Aenderung derſelben durch die Verſammlung die 
Hand bieten würden. Dieſe Erklärung abzugeben, trugen 
wir kein Bedenken, denn es war dies ja nur der Stand— 
punkt, den wir von Haus aus feſtgehalten hatten und den 
wir unter den vorliegenden Verhältniſſen nur 
um ſo entſchiedener feſthalten mußten. Mit den 
unſäglichſten Anſtrengungen hatten wir der mächtigen feind— 
lichen Ligue eine Verfaſſung abgekämpft, die wir, wenn 
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auch nicht mit allen darin aufgenommenen Punkten ein: 
verſtanden, doch im Weſentlichen ebenſo der Ordnung wie 
der Freiheit, ebenſo dem monarchiſchen wie dem demokrati— 
ſchen Princip, ebenſo der nothwendigen Einheit wie der 
zuläſſigen Mannigfaltigkeit entſprechend erachteten. Jedes 
Rütteln an dieſer Verfaſſung ſtellte unſer ganzes mühſames 
Werk wieder in Frage, denn, wenn wir auch nur einen 
Punkt darin den Anforderungen einer Regierung, wie ge⸗ 
recht dieſe ſein mochten, nachgaben, mit welchem Rechte 
konnten wir dann verhindern, daß unſere Gegner auch an— 
dere Punkte, ja die ganze Verfaſſung einer nochmaligen 
Reviſion unterzogen? Ein Anlaß von außen, wenn ſie deſ— 
ſen bedurften, würde ihnen nicht gefehlt haben. 

Und war nicht dann das Erbkaiſerthum, war nicht der 
Abſchnitt von der Reichsgewalt und vom Reiche, war nicht 
der Kern der ganzen Verfaſſung gefährdet? Mit vier Stim- 
men hatten wir die Erblichkeit, mit einer ebenfalls nicht 
ſehr großen Mehrheit die §§. 2 und 3 vom Reiche, und 
zwar nur in gemilderter Faſſung, durchgeſetzt. Täglich tra— 
fen neue Abgeordnete aus Oeſterreich ein, und es konnten 
deren in kurzer Zeit noch ſo viele kommen, daß das ganze 
Stimmenverhältniß ein völlig anderes wurde. Nur durch 
ſtrenges Halten an dem Grundſatze der endgültigen Feſt⸗ 
ſtellung der Verfaſſung in zweiter Leſung ward es möglich, 
zu verhindern, daß die ganze, mehr denn zehnmonatliche 
Arbeit der Nationalverſammlung eine Siſyphusarbeit und 
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dieſe ſelbſt am Ende noch genöthigt wäre, fich für bank— 
brüchig zu erklären. Nicht alſo jene „Erklärung der 80“, 
ſondern der Drang der Verhältniſſe und eine aufrichtig pa— 
triotiſche Erwägung zwang die Weidenbuſchpartei, das 
Princip der Vereinbarung von ſich zu weiſen, wie ſchon 
daraus erhellt, daß zu dem Beſchluſſe vom 11. April: „an 
der endgültig beſchloſſenen Verfaſſung feſtzuhalten“, nicht 
blos jene 80 Mitglieder des Weidenbuſchvereins mitwirkten, 
ſondern die ganze bisherige Mehrheit mit ſehr wenigen Aus⸗ 
nahmen. Ohnehin konnte die Vereinbarung zu keinem Re⸗ 
ſultate führen. Auf das amerikaniſche Princip des bloßen 
Annehmens oder Ablehnens, d. h. Beitretens oder Nicht⸗ 
beitretens wären die Regierungen, zumal die größeren, 
nimmermehr eingegangen; ſie hätten, wie Dies von Seiten 
Oeſterreichs bereits geſchehen war, verlangt, daß die fertige 
Verfaſſung nach ihren Anforderungen abgeän⸗ 
dert werde. Damit war aber jegliche Ausſicht auf das 
Zuſtandekommen des Bundesſtaates vernichtet, denn jede ein⸗ 
zelne Regierung hatte dann das Recht, auf ihren Forde⸗ 
rungen zu beſtehen und gegen die Verfaſſung ihr Veto ein⸗ 
zulegen. Es gab für den Uebergang aus dem alten deut⸗ 
ſchen Bunde in eine neue Staatsordnung überhaupt nur 
drei Wege. Man konnte eine Reform der Bundes verfaſſung 
unter den in dieſer ſelbſt vorgeſchriebenen Formen vornehmen 
— dazu war aber Einſtimmigkeit aller Mitglieder des 
bisherigen Bundes nothwendig. Oder man konnte einen 
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Bund im Bunde, nach Art. XI. der alten Bundesverfaſ— 
ſung, begründen — dieſen Weg haben nach der Auflöſung 
der Nationalverſammlung die Regierungen von Preußen, 
Sachſen und Hannover betreten. Oder endlich: man mußte 
die Nationalverſammlung als eine conſtituirende an— 
erkennen, wie dies der Bundesbeſchluß vom 7. April 1848 
wirklich that, d. h. man konnte zwar von ihr verlangen, 
daß ſie ſich mit den Regierungen verſtändigte, deren 
Einwendungen gegen ihre Verfaſſungsbeſchlüſſe prüfte und 
möglichſt berückſichtigte, aber man mußte ihr überlaſſen, 
das letzte, entſcheidende Wort zu ſprechen. Ein Her— 
über⸗ und Hinüberverhandeln ohne Ende, ohne letzte, end— 
gültige Inſtanz war unmöglich; jeder erſte Schritt aber auf 
der Bahn der Vereinbarung, den die Nationalverſammlung 
that, führte dieſes end- und hoffnungsloſe Hin- und Her⸗ 
verhandeln nicht blos zwiſchen ihr und den Regierungen, 
ſondern auch unter dieſen ſelbſt herbei. „Es iſt unmöglich, 
mit 38 Staaten zu vereinbaren,“ hatte Gagern am erſten 
Tage der Verſammlung geſagt; dieſe Unmöglichkeit beſtand 
noch heute wie damals und darum gab es für uns und 
unſer Werk, die Verfaſſung, kein anderes Heil, als: das 
endgültige Beſchließen. 


Erinnerungen a. d. Paulskirche. 8 


IN: 


Die letzten Wochen der Nationalverſammlung zu 
Frankfurt und die Stellung der Parteien während 
dieſer Zeit. 


Seit der ablehnenden Antwort des Königs von Preußen 
und der Rückkehr der Deputation von Berlin concentrirten 
ſich alle Verhandlungen der Nationalverſammlung und 
folglich auch alle Bewegungen der Parteien in dem einen 
Zweck der Aufrechthaltung und Durchführung der endgül— 
tig beſchloſſenen und verkündeten Reichsverfaſſung. Schon 
in dem Beſchluß vom 11. April hatte die Verſammlung, 
neben der feierlichen Erklärung: „an der in zweiter Leſung 
beſchloſſenen und verkündeten Reichsverfaſſung und an dem 
in zweiter Leſung beſchloſſenen Wahlgeſetz unwandelbar 
feſtzuhalten“, einen eigens dazu erwählten Ausſchuß — den 
ſogenannten Dreißigerausſchuß — mit der „Vorberathung 
derjenigen Maßregeln“ beauftragt, „welche zur Durchfüh⸗ 
rung der unter 1. gegebenen feierlichen Erklärung nöthig 
erſcheinen.“ In dieſem Beſchluß begegneten ſich damals die 
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beiden Hauptparteien des Hauſes, die Rechte und die Linke; 
nur die Extreme auf beiden Seiten — die Männer der 
Vereinbarung und die Großdeutſchen dort, die entſchiede— 
nen Republikaner hier — ſchloſſen ſich von dieſer Einigung 
aus. 

Jener Beſchluß ſowohl, als die Annäherung der Par— 
teien, deren Reſultat er war, brachten im Volk allerwärts 
den günſtigſten Eindruck hervor. Eine großartige Bewe— 
gung zu Gunſten der Verfaſſung begann, namentlich in 
den Ländern, wo die Anerkennung der Verfaſſung nicht 
ſofort aus eigenem Antrieb der Regierungen erfolgte. Es 
iſt bekannt, wie zunächſt in Württemberg dieſe Bewegung 
ihr Ziel erreichte, wie der König nach hartnäckigem Wider— 
ſtreben gezwungen ward, ſich den Beſchlüſſen der National: 
verſammlung zu unterwerfen. Gezwungen, ſage ich, 
denn ſo ſah er ſelbſt es an, und ſo war es in der That, 
wenn auch glücklicherweiſe dieſer Zwang ohne Anwendung 
äußerer Gewalt geſchah. | 

Damals erklärte die Nationalverſammlung in ihrer 
Sitzung vom 24. April mit großer Mehrheit: „Die würt— 
tembergiſche Kammer der Abgeordneten, insbeſondere durch 
ihren Beſchluß vom 22. April, ſowie das württembergiſche 
Volk überhaupt entſprechen mit dem in den letzten Tagen 
gezeigten entſchiedenen Feſthalten an der deutſchen Reichs⸗ 
verfaſſung den Erwartungen und dem Willen der deutſchen 
Nation.“ 

8 * 
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Die Nationalverſammlung, einſchließlich der conſerva— 
tiven Partei, billigte es alſo, daß Zwang geübt worden war 
gegen einen königlichen Willen, weil dieſer Wille dem Wil- 
len ſeines ganzen Volkes und den Beſchlüſſen der National⸗ 
vertretung gegenübertrat; ſie freute ſich, daß dem könig— 
lichen Willen die Mittel verſagt hatten, um dieſen Zwang 
abzuwehren; ſie nahm es mit Beifall auf, als der Reichs⸗ 
kriegsminiſter erklärte, daß er den eigenmächtigen Befehl 
des württembergiſchen Corpscommandanten zur Rückkehr 
der württembergiſchen Truppen aus Baden ſofort durch 
einen Gegenbefehl annullirt habe; fie erkannte damit ſtill⸗ 
ſchweigend an, daß ein fürſtlicher Eigenwille nicht unter— 
ſtützt werden dürfe durch fremde Hülfe oder von Reichs⸗ 
wegen in dem Widerſtande gegen eine auf Anerkennung 
der Reichsverfaſſung gerichtete Bewegung des Volkswillens. 

Am 26. April faßte die Nationalverſammlung weitere 
Beſchlüſſe auf Grund der vom Dreißigerausſchuß ihr ge— 
machten Vorſchläge. Hier aber ſchieden ſich ſchon wieder 
die Anſichten der beiden Hauptparteien. Die Linke verlangte 
ſofort energiſche Mittel zur Durchführung der Verfaſſung 
— Beeidigung des Militärs, Ausſchreibung der Wahlen, 
Proclamationen an's Volk, um es zur „thatkräftigen 
Durchführung der Verfaſſung“ aufzufordern u. dgl. m. — 
die Rechte wollte es vorderhand noch mit ſanfteren, „perſua⸗ 
ſiven“ Mitteln verſuchen. Die Mehrheit entſchied ſich für 
letztere; doch ging man bereits einen Schritt über den 
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ſtrengformalen Rechtsboden der Verſammlung hinaus, in— 
dem man die Regierungen aufforderte, „von ihrem Rechte 
der Vertagung und Auflöſung ihrer Ständeverſammlungen 
im gegenwärtigen Augenblick keinen Gebrauch zu machen.“ 
Dieſer Beſchluß, zuerſt beantragt von einem Mitgliede des 
Miniſteriums und bevorwortet von mehreren entſchieden 
conſervativen Männern der Rechten, entſprang offenbar 
aus der Anſicht, daß der Volkswille in dieſer Sache eine 
entſcheidende Stimme zu fordern berechtigt ſei, daß er 
zur Geltung kommen müſſe, daß die Regierungen im 
Unrecht ſeien, wenn ſie ihm dieſe Geltung verweigerten. 

Die Erwiderung auf den Beſchluß vom 26. April 
war von Seiten der renitenten Regierungen die Auflöſung 
der Kammern in Berlin, Hannover und Dresden. Die 
Nationalverſammlung ſprach am 30. April ihre Mißbilli⸗ 
gung über dieſes Verfahren aus, forderte die betreffenden 
Regierungen zur ſchleunigen Vornahme von Neuwahlen 
auf und richtete an die noch übrigen geſetzlichen Organe 
in den gedachten Staaten die Mahnung, „den Willen des 
Volkes in der deutſchen Verfaſſungsſache offen, muthig 
und ſchleunig kundzuthun.“ An die Anerkennung der 
Reichsverfaſſung, wie fie in dem Beſchluß vom 26. April 
nochmals von den renitenten Regierungen gefordert ward, 
war natürlich nicht zu denken; die deshalb abgeſandten 
Reichscommiſſäre wurden entweder nicht empfangen oder 
erhielten ſchnöde Abfertigungen. So war man am 4. Mai 
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(wo das Reichsminiſterium über den Erfolg feiner Bemü— 
hungen für Durchführung der Beſchlüſſe vom 26. April 
berichten ſollte) um keinen Schritt weiter als vorher, aus— 
genommen, daß man nun ganz beſtimmt wußte: es beſtehe 
ein ſyſtematiſcher und höchſt wahrſcheinlich genau verabre— 
deter Widerſtand der größeren Regierungen gegen die An— 
erkennung der Reichsverfaſſung. 

Unter dieſen Umſtänden erſchien ein weiterer Schritt 
zur Durchführung der Verfaſſung, gegenüber jenem Wider— 
ſtande, auch der gemäßigten Partei der Nationalverſamm- 
lung als nothwendig. Nach mehrfachen Vorberathungen 
darüber in engeren Kreiſen, denen auch von den Reichs⸗ 
miniſtern und von den Bevollmächtigten der verfaſſungs⸗ 
treuen Staaten mehrere beimohnten, kam der Wyden— 
brugkſche Antrag, als Ausdruck der Entſchließungen der 
conſervativen Majorität oder der ſogenannten Weidenbufch: 
partei, zu Stande. Dieſer Antrag ſetzte den Zuſammentritt 
des erſten Reichstags auf den 15. Auguſt feſt und verord⸗ 
nete die Ausſchreibung der Wahlen dazu für den 15. Ju⸗ 
lius; traf ferner Vorkehrungen für den Fall, daß nicht alle 
deutſche Staaten ſchon auf dieſem erſten Reichstag vertreten 
ſein ſollten, hielt jedoch ausdrücklich für Preußen, auch bei 
erſt ſpäter erfolgendem Zutritt, die oberſte Stelle im Bun⸗ 
desſtaat offen. Gleichzeitig enthielt der Antrag eine Auffor— 
derung an „die Regierungen, die geſetzgebenden Körper, die 
Gemeinden der Einzelſtaaten, das geſammte deutſche Volk“, 
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„die Verfaſſung des deutſchen Reiches vom 28. März zur 
Anerkennung und Geltung zu bringen.“ 

Die Idee, welche dieſem Antrage zu Grunde lag, war 
folgende: man wollte durch Ausſchreibung der Wahlen zum 
Reichstag der Agitation für die Verfaſſung ein beſtimmtes 
Ziel und einen neuen Schwung geben; man hoffte, daß die 
Volksſtimme in den einzelnen Staaten die Regierungen 
zwingen werde, die angeordneten Wahlen zu vollziehen, 
ſoweit Dies nicht freiwillig geſchähe; man glaubte, dieſe 
Bewegung werde ſo ſtark ſein, daß keine Regierung ſich ihr 
entziehen und die Beſchickung des Reichstages verweigern 
könnte. Man nährte alſo abſichtlich die Bewegung für die 
Verfaſſung, indem man ihr einen neuen Stoff, einen neuen 
Zielpunkt gab; man ermunterte, man legitimirte ſie. Man 
ſtellte ſich dabei (laut den Erwägungsgründen des Antrags) 
ausdrücklich auf einen Standpunkt „über dem geſchriebenen 
Rechte“, auf den Standpunkt der politiſchen Nothwendig— 
keit, welcher „bei dieſer Lage Deutſchlands der Geſammtver— 
tretung der Nation das Recht giebt und die Pflicht auf 
erlegt, die Exiſtenz des gemeinſamen Vaterlandes zu ſichern 
und zu thun, was daſſelbe allein zu retten vermag“; man 
erklärte für den eigentlichen Rechtsboden, worauf die Na: 
tionalverſammlung und die Nation ſelbſt fortan ſtehe, die 
von der erſtern beſchloſſene und verkündete Verfaſſung, und 
man erkannte an, „daß, wenn nach dem Abſchluß der deut⸗ 
ſchen Verfaſſung die Nationalverſammlung ſich auflöſen 
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wollte, ſie den ihr vom deutſchen Volk unter Zuſtimmung 
der Regierungen ertheilten Auftrag nur zur Hälfte erfüllen 
würde, indem die neue Conſtituirung Deutſchlands nicht 
mit dem Ausarbeiten einer Verfaſſung, ſondern erſt dann 
bewirkt iſt, wenn Deutſchland in Wirklichkeit unter der be: 
ſchloſſenen Verfaſſung geeinigt iſt.“ 

Hiermit war abermals, und zwar auf ſehr entſchiedene 
Weiſe, das Princip der thatkräftigen Durchführung 
der Verfaſſung anerkannt und die Bahn des blos ver— 
trauensvollen Abwartens der freien Zuſtimmung der Regie: 
rungen verlaſſen. Mit Recht machte damals ein hochgeach— 
tetes Mitglied der conſervativen Partei, Herr v. Bede- 
rath, darauf aufmerkſam, daß es nur zwei Wege für die 
Verſammlung gebe, um ihr ferneres Verhalten in Bezug 
auf die Verfaſſung zu regeln. Der eine Weg ſei der der 
Reſignation: dieſem folgend, müſſe die Verſammlung, 
nachdem nun alle Mittel friedlicher und ſtreng geſetzlicher 
Agitation für die Anerkennung der Verfaſſung erſchöpft 
ſeien, ihr Mandat niederlegen, ſich auflöſen und ihr Werk, 
die Verfaſſung, dem Volk und der Zukunft überantworten. 
Jeder andere Weg, ſobald man jenen verlaſſe und ſelbſt⸗ 
thätig Hand anlege zur Durchführung der Verfaſſung, 
führe nothwendig zur Revolution, zur Ueberſchreitung 
der geſetzlichen Befugniſſe der Verſammlung, und weiter 
dann, in unvermeidlicher Conſequenz, zur Ergreifung ges 
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waltſamer Maßregeln — denn auf halbem Wege könne 
man nicht ſtehen bleiben. 

Die conſervative Mehrheit verſchmähte jenen erſtern 
und beſchritt dieſen letztern Weg. Beckerath trat aus. 
Man kann dieſen Austritt Beckeraths vom Geſichtspunkte 
des Patriotismus aus tadeln, ja, man muß es nach mei— 
ner Ueberzeugung; aber man muß zugeſtehen, daß Beckerath 
mit großer Conſequenz die ſcharfe Grenzlinie zog, über 
welche hinaus er auch nicht um eines halben Schrittes Länge 
ſich fortreißen ließ. Andere waren ſo conſequent nicht; ſie 
ſtimmten dem Beſchluß in allen Punkten bei, nachdem ſie 
nur hinſichtlich des erſten Punktes, der Aufforderung an 
das Volk, ſich dahin verwahrt hatten, daß dieſe Aufforde— 
rung zur Durchführung der Verfaſſung lediglich „geſetzliche 
Mittel“ im Auge habe. 

Alſo die Mehrheit der conſervativen Mitglieder blieb 
und ſtimmte für den Wydenbrugkſchen Antrag, unbeküm⸗ 
mert, wie es ſchien, um deſſen Conſequenzen. Sie glaub⸗ 
ten ihre ſtreng geſetzliche und friedliche Geſinnung hinläng⸗ 
lich zu documentiren, indem ſie alle weiter gehende Anträge 
der Linken — Vereidigung des Militärs und der Beamten 
auf die Verfaſſung, Aufſtellung eines Reichsheeres, Erwäh⸗ 
lung eines Reichsſtatthalters, Aufforderung an die Stände 
der Eiznelſtaaten, kraft eigenen Rechts die Verfaſſung 
durchzuführen u. ſ. w. — entſchieden von der Hand wie⸗ 
ſen. So zog man ſich faſt eine Woche lang in der rein 
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paſſiven Stellung eines fteten Verneinens hin. Unterdeſſen 
ging die Bewegung außerhalb ihren Gang fort. In Sach— 
ſen begann eine tiefgreifende, aber durchaus friedliche und 
würdig gehaltene Agitation für die Verfaſſung; in der 
Pfalz nahm die gleiche Bewegung, entſprechend dem erreg— 
teren Charakter der Bevölkerung und den eigenthümlichen 
Verhältniſſen des Landes, gleich von vornherein einen 
haſtigeren Schwung. Von der andern Seite ſchritt die 
Reaction gegen die Verfaſſungsbeſtrebungen nicht minder 
raſch und entſchieden vorwärts. Die preußiſche Regierung 
trat nun offen hervor mit der Zurückweiſung der Ver- 
faſſung und der auf Grund derſelben dem König dargebo⸗ 
tenen Krone; fie lud die übrigen Regierungen zur Vereins 
barung einer Gegenverfaſſung nach Berlin ein; ſie ſprach 
endlich den entſchiedenen Willen aus, jede Erhebung, 
welche zur Durchführung der von der Nationalverſammlung 
beſchloſſenen Verfaſſung erfolgen möchte, ſowohl im eige⸗ 
nen Lande als in den andern deutſchen Staaten mit 
Waffengewalt zu unterdrücken. 

Hiermit griff die Regierung Preußens in die Befugniſſe 
der Centralgewalt ein und maßte ſich ein Recht der Ein⸗ 
miſchung in die inneren Verhältniſſe anderer Staaten an, 
welches ſelbſt nach der alten Bundesverfaſſung keinem 
einzelnen Staate, nicht einmal auf Anrufen der Regierung 
des andern Staates, vielmehr einzig und allein der Bundes⸗ 
verſammlung zuſtand. Denn der Beſchluß vom Jahr 1830 
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und ein anderer vom März vorigen Jahres waren beide, da 
ſie weder in der Bundesakte noch in der Schlußakte ihre 
Begründung fanden, bloße Ausnahmebeſchlüſſe, als 
ſolche aber durch einen ſpätern Bundesbeſchluß (vom April 
v. J.), welcher ſämmtliche Ausnahmegeſetze auf— 
hob, außer Kraft geſetzt. Ebenſo ſtellte ſich die preußiſche 
Regierung außerhalb des geſetzlichen Bodens, indem ſie 
nicht etwa alle Regierungen, ſondern nur die, „welche 
dazu geneigt wären“, zur Vereinbarung einer Verfaſſung 
für Deutſchland nach Berlin einlud, da doch (abgeſehen 
von der verfaſſunggebenden Befugniß der Nationalverſamm⸗ 
lung, welche die Bundesbeſchlüſſe vom 30. März und 
7. April v. J. derſelben übertrugen) auch nach altem Bun 
desrecht organiſche Beſchlüſſe und Verfaſſungsänderungen 
nur mit Einſtimmigkeit ſämmtlicher Bundes- 
regierungen zu Stande kommen konnten. Der Ausweg, 
den man ſpäter ergriffen hat, dieſe Verfaſſung nur als 
einen freien Vertrag einzelner deutſcher Staaten, nicht als 
eine für ganz Deutſchland gegebene zu betrachten, war da— 
mals noch nicht gefunden, ſonſt hätte man nicht die Abſicht 
ausſprechen können, dieſe Verfaſſung auch mit der Natio— 
nalverſammlung — welche das Organ für ganz Deutſch— 
land war — zu vereinbaren. 

Die verfaſſungstreuen Regierungen erklärten, eine nach 
der andern, daß ſie die Berliner Conferenz nicht beſchicken, 
vielmehr an der einmal anerkannten Verfaſſung feſthalten 
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würden, und gegen jene andere Anmaßung Preußens, durch 
welche es ſich eigenmächtig zum Reichspolizeimeiſter für 
ganz Deutſchland machte, ward von der Centralgewalt 
förmlich proteſtirt. Leider konnte alles Dies das Vorſchrei— 
ten jener preußiſchen Politik nicht hemmen, welche ſchon 
ihren Fuß in das Nachbarland Sachſen ſetzte. Man hat 
des Einrücken preußiſcher Truppen nach Sachſen als eine 
für Herſtellung der geſtörten Ruhe und für Unterdrückung 
der Anarchie nothwendige, durch nachbarliche Rückſichten 
und durch ausdrückliche Anrufung ſeitens des Königs von 
Sachſen gebotene Bundeshülfe darzuſtellen verſucht. Ich 
gebe zu, daß in dem Momente, wo jene Hülfe eintrat, ſie 
allerdings nothwendig war und den Geſetz und Ordnung 
liebenden Bürgern willkommen ſein mußte — allein die 
Art, wie ſie zum voraus angeboten und angenommen war, 
hat ſelbſt erſt zum großen Theil jene furchtbare Kataſtrophe 
hervorgerufen, welche Sachſen in tiefe Trauer ſtürzte und 
die ſächſiſche Dynaſtie mit dem ſchwer wieder zu tilgenden 
Haß ihres Volkes belaſtete. Hätte der König von Sachſen 
ſich nicht, Preußen gegenüber, zum Widerſtand gegen die 
Verfaſſung verpflichtet (wie man Dies, und wohl nicht 
ohne Grund, annimmt), hätte er nicht dafür die Zuſage 
jeder zur Unterſtützung dieſes Widerſtandes nöthigen Hülfe 
empfangen, nimmermehr wäre er in ſeiner unbeugſamen 
Weigerung, den Wünſchen ſeines Volkes, den Anträgen 
ſeiner Stände, den dringenden Mahnungen der Mehrzahl 
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jeiner conſtitutionellen Rathgeber nachzugeben, ſo weit ge: 
gangen, als er wirklich ging, und ſo wäre auf dem Wege 
friedlicher Agitation das Ziel gerechter Volkswünſche dies— 
mal ebenſo unblutig erreicht worden, wie im vorigen Jahr, 
wo man — obgleich damals noch das alte Syſtem herrſchte 
— dennoch es zu einem ſolchen Aeußerſten nicht kommen 
ließ. Wenn es Thatſache iſt, daß der König den inſtändigen 
Bitten der Mehrzahl ſeiner Miniſter wegen Annahme der 
Verfaſſung bereits ſo weit nachgegeben hatte, daß letztere 
feſt auf ſeine Zuſtimmung rechneten und nur in dieſer Er— 
wartung ihre Einwilligung zur Auflöſung der Kammern 
gaben, um dem König die von ihm gewünſchte Freiheit des 
Entſchluſſes zu verſchaffen; wenn es wahr iſt, daß das 
Dekret wegen Verkündigung der Verfaſſung bereits fertig 
und ſchon zum Theil gedruckt war, als, unmittelbar nach 
Ankunft eines diplomatiſchen Agenten von Berlin, plötzlich 
Befehl gegen die Publication erging; wenn es wahr iſt, 
daß der König, als die Deputirten von Dresden und Leip- 
zig ihn dringend, ja fußfällig baten, doch nachzugeben 
und dadurch dem ſchon entbrannten Kampfe ein Ende zu 
machen, ſchwankend und mit ſich ſelbſt uneins ausrief: 
„kann ich denn noch nachgeben?“ daß er aber nach kurzer 
Bedenkzeit erklärte: „ich kann es nicht!“ wenn alles dies 
ſich ſo verhält, wie es von glaubwürdigen Männern erzählt 
wird, ſo iſt hier augenſcheinlich mit dem Wohl des Landes 
und den Intereſſen des Königthums ein bedenkliches Spiel 
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gejpielt worden, und, was auch die Volkserhebung in Sach— 
ſen in ihrem blutigen und leider von ſo vielen unreinen 
Elementen getrübten Verlaufe verſchuldet hat, die erſte 
Schuld iſt und bleibt jene, welche, indem ſie die friedliche 
Agitation in allen ihren Formen und Abſtufungen kalt 
und eigenwillig zurückſtieß, der gewaltthätigen Erhebung 
Anlaß und Vorwand gab, die guten Bürger von der ſofor— 
tigen Unterdrückung der ſchlechten Elemente abhielt und 
Tauſende von Landeskindern verführte, an einem Kampf 
Theil zu nehmen, der, mochten die eigentlichen Abſichten 
ſeiner Anſtifter und Leiter ſein, welche ſie wollten, jedenfalls 
aus jenen zu Tage liegenden fremden Au einen 
Schein fittlicher Berechtigung zog. 

Ich mußte dieſe ſächſiſchen Zuſtände ausführlicher be- 
ſprechen, weil fie einer der Hauptwendepunkte für die Stel: 
lung der Parteien in der Paulskirche wurden. Während 
täglich furchtbarere Nachrichten von dem unglücklichen 
Dresden anlangten, während ein Abgeſandter nach dem 
andern aus Sachſen eintraf, um den Schutz und die Ver— 
mittlung der Centralgewalt und der Nationalverſammlung 
anzurufen, während auf der andern Seite der preußiſche 
Staatsanzeiger die Beſchlüſſe der Verſammlung vom 
4. Mai ſchon als revolutionäre bezeichnete und die preußi⸗ 
ſchen Behörden anwies, den Folgen derſelben mit Nachdruck 
zu begegnen, griff gleichzeitig die Bewegung für die Ver— 
faſſung in der bayeriſchen Pfalz, in Rheinland und Weſt⸗ 
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phalen immer weiter um ſich, richteten auch von dort die 
Blicke ſich vertrauensvoll nach Frankfurt, mit Sehnſucht 
erwartend, daß von hier aus das leitende und maßgebende 
Wort für die Verfaſſungsbeſtrebungen des Volkes geſpro— 
chen werde. 

Die Linke drängte von neuem auf entſcheidende 
Schritte; die Rechte widerſtand zwar noch immer, allein 
ſchon machte ſich bei Vielen in ihren Reihen, und zwar 
ſelbſt bei ſehr conſervativen Männern, täglich lebhafter das 
Gefühl geltend, daß es ſo nicht länger gehe, daß man nicht 
immerfort nur verneinen könne, daß man eine beſtimmte 
Stellung einnehmen, ein poſitives Syſtem des Handelns 
aufſtellen müſſe. Auch das Miniſterium fühlte dieſe Noth— 
wendigkeit und trat mit ſeiner Partei über das, was zu 
thun ſei, in wiederholte ernſte Berathungen. Das Ergeb— 
niß dieſer Berathungen war einerſeits jenes Programm, 
deſſen Nichtannahme ſeitens des Reichsverweſers den defini— 
tiven Rücktritt des Miniſteriums Gagern zur Folge hatte, 
andererſeits ein dieſem Programm im Weſentlichen ſich an— 
ſchließender Antrag, den eine Commiſſion der Weidenbuſch— 
partei in deren Auftrag entwarf. Zwei Punkte waren in 
beiden Documenten enthalten, dort milder, hier ſchärfer 
formulirt: die entſchiedene Abwehr jedes einſeitigen Ein⸗ 
ſchreitens der Regierung eines Staates in die Verhältniſſe 
eines andern Staates „zur Unterdrückung etwaiger Bewe⸗ 
gungen zum Zwecke der Anerkennung der Reichsverfaſſung“ 
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(wie es in dem minifteriellen Programm ausdrücklich heißt), 
und ſodann die in Ausſicht geſtellte „Vermittlung“ der 
Centralgewalt für Anerkennung der Verfaſſung, neben der 
ihr gleichfalls zur Aufgabe gemachten Unterdrückung anar— 
chiſcher Beſtrebungen, wo ſolche unter der a der Ver⸗ 
faſſung vorkämen. 

Das minifterielle Programm iſt ſeiner Zeit zur Deffent- 
lichkeit gebracht worden, nicht fo der Antrag der Weiden— 
buſchpartei in der urſprünglichen Faſſung, in welcher er am 
Morgen des 9. Mai in der allgemeinen Parteiverſamm⸗ 
lung faſt ohne Widerſpruch genehmigt und auch von den 
Mitgliedern des Miniſteriums gebilligt ward, welche letz— 
tere, nach Verwerfung ihres Programms von Seiten des 
Reichsverweſers, ſich dieſem Antrag anzuſchließen bereit 
waren. Dieſer urſprüngliche Antrag lautete: „Die Central—⸗ 
gewalt ſei aufzufordern 1) da, wo in Folge der Verkümme⸗ | 
rung oder Nichtbeachtung des auf Anerkennung der Reichs⸗ 
verfaſſung gerichteten Volkswillens Ruheſtörungen vor⸗ 
kommen, die geſtörte Ordnung wiederherzuſtellen und der 
entſtandenen Bewegung, ſofern dieſelbe auf den gewalt⸗ 
ſamen Umſturz der beſtehenden Staatsordnung oder gegen 
die Grundlagen der Geſellſchaft gerichtet ſein ſollte, mit 
allem Ernſt zu begegnen, dagegen aber auch, zur Vermitt⸗ 
lung eines dauernden Friedenszuſtandes, mit gleicher Kraft 
und mit allen ihr zu Gebote ſtehenden Mitteln darauf zu 
dringen, daß dem geſetzlich ausgeſprochenen Volkswillen 
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in Bezug auf die Anerkennung der Reichsverfaſſung die 
ihm gebührende Geltung nicht länger verweigert werde; 
2) jedem Eingriff von Seiten eines Einzelſtaates in die Be— 
fugniſſe der Centralgewalt, namentlich auch dem unbefug— 
ten militäriſchen Einſchreiten der preußiſchen Regierung in 
andere deutſche Staaten, mit Entſchiedenheit entgegenzu— 
treten.“ 

Hier war alſo der ordnungſtiftenden Thätigkeit der 
Centralgewalt gegenübergeſtellt als gleichberechtigt und 
gleichverpflichtet das thatkräftige Eintreten derſelben für 
die Anerkennung der Reichsverfaſſung, wo ſolche von dem 
auf geſetzliche Weiſe kundgegebenen Volkswillen begehrt 
werde. Wenn die Worte: „mit gleicher Kraft und allen 
ihr zu Gebote ſtehenden Mitteln“ nicht ein leeres Gerede 
ſein ſollten, ſo mußte die Centralgewalt die Anerkennung 
der Verfaſſung, ſobald irgendwo der Volkswille in allen 
conſtitutionellen Formen ſich dafür ausgeſprochen hatte, 
gegen die einſeitig widerſtrebende Regierung nöthigenfalls 
ſelbſt mit Zwang durchſetzen, mindeſtens inſoweit, daß ſie 
mit ihrer Autorität auf die Seite des Volkes trat und den 
Widerſtand der Regierung für unberechtigt erklärte. Wollte 
man Dies nicht, ſo war Alles blos Phraſe und Schein; 
denn, wie weit man mit den lediglich „perſuaſiven“ Mitteln 
komme, hatte man ja an den Folgen des Beſchluſſes vom 
26. April hinlänglich erfahren. Es ward ferner in jenem 
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befugt“ zurückgewieſen — ganz in Uebereinſtimmung mit 
dem Proteſt, welchen ſchon das Reichsminiſterium im Na— 
men der Centralgewalt dagegen eingelegt hatte. Daß durch 
alles dies die Grenze der blos perſuaſiven Mittel zur 
Durchführung der Verfaſſung überſchritten und ein Stand— 
punkt eingenommen ward, auf welchem man allenfalls 
auch bereit ſein mußte, der unbefugten Gewalt von der 
andern Seite Gewalt entgegenzuſetzen — dieſe Bedeutung 
und Conſequenz wird man jenem Antrage niemals abſpre— 
chen können, zumal wenn man hinzunimmt, daß derſelbe 
vorzugsweiſe unter dem Eindruck und im Hinblick auf die 
ſächſiſchen Vorgänge entſtand, deren Auffaſſung in dem 
Sinne, wie ich ſie oben gab, dabei entſchieden maßgebend war. 

In der Abendverſammlung der Weidenbuſchpartei am 
9. Mai ward nun aber dieſer, am Morgen bereits gutge— 
heißene Antrag durch allerhand Einwände und Abände— 
rungen auf's Neue in Frage geſtellt. Insbeſondere drang 
ein Theil der Verſammlung, meiſt Preußen, auf Entfer⸗ 
nung der Bezeichnung „unbefugt“ in Betreff des militäri— 
ſchen Einſchreitens eines Staates in den andern, ſowie der 
ausdrücklichen Erwähnung „Preußens“ an dieſer Stelle. 
Vergebens ward ihnen vorgeſtellt, daß die Sache ja doch, 
ſo oder ſo, ganz dieſelbe bleibe und es nur als eine der 
Nationalverſammlung nicht würdige Halbheit erſcheinen 
müſſe, wenn man Das nicht offen ſage, was man doch 
ganz handgreiflich meine. Vergebens ward darauf 
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aufmerkſam gemacht, daß dieſe übelangebrachte Rückſicht— 
nahme, wenn ſie den einen Theil der Partei zufriedenſtelle, 
ebenſo gewiß einen andern Theil zurückſtoßen, ja vielleicht 
ihn dem ganzen Antrag abwendig machen werde. Umſonſt! 
Die Rückſichtsvollen ſiegten; der Antrag ward nach allen 
Seiten hin abgeſchwächt und ſeiner entſchiedenen Haltung 
entkleidet. 

Dieſer ſo eben geſchilderte Verlauf der Verhandlungen 
über den Antrag war es hauptſächlich, was den entſchiede— 
neren Theil der Weidenbuſchpartei verletzte, weil man darin 
den Beweis zu finden glaubte, daß die Mehrheit der Partei 
es mit dem thatkräftigen Auftreten für die Verfaſſung und 
gegen die preußiſche Reaction nicht ernſtlich meine, daß ſie 
zwar den Schein annehme, etwas thun zu wollen, daß ſie 
aber im Grund ihres Herzens nicht geſonnen ſei, wirklich 
etwas Entſchiedenes in dieſer Richtung zu unternehmen. 
Aus dieſem Gefühle des Verletztſeins durch die Halbheit der 
Partei, aus dem Bedürfniſſe, die Conſequenzen der bishe— 
rigen Beſchlüſſe der Majorität in Bezug auf die Durch— 
führung der Verfaſſung ernſtlich und aufrichtig zu ziehen 
und eine entſchiedene Stellung zu der Verfaſſungsbewegung 
außerhalb zu gewinnen — aus dieſen Motiven ging jene 
Ausſcheidung eines Theils der Weidenbuſchpartei hervor, 
welche zunächſt am 10. Mai in der Abſtimmung über den 
Reden ſchen Antrag zu Tage trat. Die ausſcheidende Frac- 
tion ſtimmte für den Redenſchen Antrag (obgleich ſeine 
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Faſſung die Wenigſten befriedigte), weil ſie für den Antrag 
der Weidenbuſchpartei nach den erwähnten Vorgängen und 
der damit vorgenommenen Umwandlung nicht mehr ſtim⸗ 
men konnte, während ſie gleichzeitig — und das ſollte man 
nicht vergeſſen! — den Simon -Vogtſchen Antrag, 
welcher die Erhebungen in der Pfalz und in Sachſen mit 
Stumpf und Stiel in Schutz nahm und legitimirt wiſſen 
wollte, alſo auch deren anarchiſche Elemente mit inbegrif⸗ 
fen, entſchieden zurückwies und deſſen Zurücknahme be⸗ 
wirkte. Daß man ſich nicht über eine angemeſſenere Faſſung 
unter ſich und mit den übrigen Elementen der bisherigen 
Majorität verſtändigte, kam daher, daß die Majorität eine 
Ausſetzung der Verhandlungen, nachdem die Verwerfung 
des miniſteriellen Programms und der definitive Rücktritt 
des Miniſteriums angekündigt ſein würde, beantragen 
wollte und durchzuſetzen hoffte. In dieſer Erwartung war 
in der Berathung im Weidenbuſch am Morgen des 10. 
Mai die definitive Entſchließung über das nun einzuhal⸗ 
tende Verfahren verſchoben und von Seiten der diſſentirenden 
Minderheit nur vorläufig angekündigt worden, daß ſie dann 
auch über den Standpunkt, den ſie mit Rückſicht auf die 
neueſten Vorgänge in und außerhalb der Verſammlung 
einzunehmen gedenke, ſich ausſprechen werde. Der Antrag 
auf Ausſetzung unterblieb, weil man, dem heftigen Wider— 
ſpruch der Linken gegenüber, nicht den Schein einer abſicht— 
lichen Verzögerung der ſchon mehrmals vertagten Entfchei- 


133 


dung auf ſich nehmen wollte, und ſo erfolgte die Beſchluß— 
faſſung, ohne daß man zuvor zu einer nochmaligen 
Verſtändigung Zeit hatte. 

So viel zur Entkräftung des Vorwurfes, als ob die 
diſſentirende Fraction der Weidenbuſchpartei ihren bisheri— 
gen Parteigenoſſen gar keine Mittheilung von ihrer verän— 
derten Richtung gemacht hätte. Was den Gegenſtand der 
Spaltung ſelbſt, den Reden ſchen Antrag vom 10. Mai, 
betrifft, ſo hat man dieſen als einen ungeheuerlichen, den 
geſetzlichen Rechtsboden gänzlich verlaſſenden, revolutionä— 
ren verſchrien. Wie geſagt: an der Form deſſelben mag 
Manches auszuſetzen ſein; gegen den Inhalt aber ſollte 
man doch etwas weniger grimmig verfahren, da ſich bei 
ruhiger Erwägung finden wird, daß die zumeiſt anſtößigen 
Punkte des Antrages ihrer Subſtanz nach auch in dem An⸗ 
trage der Weidenbuſchpartei, ſelbſt noch in deſſen ſpäte— 
rer, abgeſchwächter Faſſung enthalten jind.*) Denn auch 


*) Dieſe ſpätere Faſſung lautete fo: „Die Nationalverſamm—⸗ 
lung beſchließt, die Centralgewalt aufzufordern: 1) Jeder Störung 
des Reichsfriedens, von woher ſie auch komme, zu begegnen und 
demgemäß einen gewaltſamen Angriff gegen die Regierungen mit 
aller Kraft zurückzuweiſen und die geſtörte Ordnung wiederherzu— 
ſtellen, dagegen aber auch, zur Vermittelung dauernden Friedens— 
zuſtandes, mit gleicher Kraft und allen ihr zu Gebote ſtehenden 
Mitteln darauf zu dringen, daß dem geſetzlich ausgeſprochenen 
Volkswillen in Bezug auf die Anerkennung der Reichsverfaſſung 
die ihm gebührende Geltung nicht länger verweigert werde; 2) jedem 
Eingriff von Seiten eines Einzelſtaates in die Befugniſſe der Cen⸗ 
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dieſer Antrag ſpricht von „Störungen des Reichsfriedens, 
von woher ſie auch kommen“, geht alſo von der 
Vorausſetzung aus, daß ſolche auch von oben her kom— 
men; er weiſt ferner das militäriſche Einſchreiten eines 
Staates in den andern ohne Autoriſation der Central— 
gewalt entſchieden zurück, muß alſo doch ebenfalls dieſes 
Einſchreiten für „unbefugt“ halten; er verlangt endlich, 
die Centralgewalt ſolle mit der gleichen Kraft, mit der 
ſie Angriffe auf Regierungen zurückzuweiſen habe, auch dem 
geſetzlich ausgeſprochenen Volkswillen die ihm gebüh⸗ 
rende Geltung verſchaffen. Iſt damit wohl, dem We— 
ſen nach, etwas Anderes geſagt, als in dem Redenſchen 
Antrage? Iſt damit nicht ebenfalls die preußiſche Interven⸗ 
tion in Sachſen als unbefugt verurtheilt und der Central— 
gewalt ein activer Widerſtand dagegen zur Pflicht gemacht? 
Iſt nicht ferner in dem Antrage die Berechtigung des Volks: 
willens anerkannt, nicht blos ſich in allen geſetzlichen For— 
men auszuſprechen, ſondern auch für dieſe ſeine Ausſprüche 
Geltung zu verlangen? Worin alſo liegt der ungeheuere 
Unterſchied zwiſchen dem Antrage von Beſeler und Ge: 
noſſen und dem Redenſchen, wenn nicht in der Form? 
Oder ſoll man ihn etwa darin ſuchen, daß die für den Be: 
ſeler ſchen Antrag Stimmenden ſich über die darin liegen- 


tralgewalt, namentlich auch dem militäriſchen Einſchreiten eines 
Staates in andere deutſche Staaten ohne Autoriſation der Central⸗ 
gewalt, mit Entſchiedenheit entgegenzutreten.“ 
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den praktiſchen Conſequenzen leichter täuſchen konnten, 
während bei dem Redenſchen dieſe Conſequenzen aller— 
dings unverhüllt und weniger leicht verleugbar zu Tage 
traten? 

Ja, ſo war es in der That. Der Schritt, den die 
Majorität der Weidenbuſchpartei durch den Antrag von 
Beſeler und Genoſſen zu thun im Begriff ſtand, war 
ein durch die Gewalt der Ereigniſſe und durch ein gewiſſes 
Gefühl ſittlicher und logiſcher Conſequenz ihr aufgedrun— 
gener; ſie that dieſen Schritt wie Einer, der auf einer ab— 
ſchüſſigen Bahn vorwärtsgeſtoßen wird, ſich aber dabei mit 
aller Kraft rückwärts wirft, um ja nicht weiter fortgeriſſen 
zu werden. Es war das Aeußerſte, was zu thun ſie ſich 
nicht ſowohl ſelbſt beſtimmte, als vielmehr beſtimmen ließ 
— nicht aber war es der Anfang einer wahrhaft neuen 
Politik, durch welche man ſich entſchloſſen hätte, den Bann 
der bisher befolgten Politik des Wartens und Zögerns ent— 
ſchieden zu durchbrechen. In dieſem letztern Sinne ward 
dagegen die Entſcheidung des 10. Mai von der Minderheit 
des Weidenbuſchvereins — der fortan im Nürnberger 
Hof vereinigten Fraction — aufgefaßt. Sie glaubte den 
Augenblick gekommen, wo man eine entſchiedenere Stellung, 
als bisher, zu der geſammten Verfaſſungsbewegung einneh— 
men müſſe, wenn man nicht überhaupt den Gedanken einer 
Durchführung der Verfaſſung gänzlich aufgeben und 
auf den ſchon vor dem 4. Mai von Beckerath empfohlenen, 
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Reſignation zurückgehen wolle. Die Abſtimmung am 
10. Mai war ſomit nicht die Urſache, ſondern blos das 
Symptom einer tieferen principiellen Scheidung, welche die 
bisherige Majorität ſpaltete und den Anfang einer neuen 
Combination der Parteien bezeichnete. 

Während bereits dieſe Scheidung begonnen hatte, an 
jenem verhängnißvollen Abend des 9. Mai, nach dem 
Schluſſe der Weidenbuſchverſammlung, kamen von Seiten 
der Linken zuerſt an Einzelne, am folgenden Morgen an 
die Partei ſelbſt Anträge auf ein gemeinſames Handeln in 
ſo bedrängten und drängenden Verhältniſſen. Es ward 
vorgeſtellt: die Linke (getrennt von der äußerſten Linken) 
ſei entſchloſſen, ſich an die gemäßigte Partei anzuſchließen, 
ſobald nur dieſe mit ihr Hand in Hand gehez ſie ſehe ein, 
daß für ſich allein ſie die Bewegung zwar wohl hervorru— 
fen, nicht aber bewältigen und zu einem gedeihlichen Ende 
führen könne, daß fie vielmehr in ſolchem Falle nothwen⸗ 
dig bald überrannt werden müſſe von jener äußerſten Lin⸗ 
ken, während, wenn die Gemäßigten mit ihr gingen, man 
die Mittelklaſſen für ſich haben und dadurch die Bewegung 
in eine zugleich erfolgreichere und gemeſſenere Bahn leiten 
werde. | 

Solchen Anträgen ſich von vornherein zu verſchließen, 
erſchien vielen aufrichtig conſervativen Mitgliedern der 
Weidenbuſchpartei als eine Gewiſſensſache. War es denn 
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nicht begründet, daß die Nationalverſammlung, und zwar 
auch deren conſervative Mehrheit, die Bewegung für die 
Verfaſſung ermuthigt, genährt, autoriſirt hatte? Hatte 
man nicht durch die Beſchlüſſe vom 11., 26. April und 
4. Mai eine Bahn betreten, auf welcher plötzlich ſtehen zu 
bleiben unmöglich war, ohne auch die bisher gethanen 
Schritte als unberechtigte zu verdammen? War man nicht 
ſchon viel zu weit gegangen, wenn man nicht noch weiter 
gehen wollte? Konnte man es verantworten, die Bewe— 
gung, nachdem man ſie entzündet, nun ſich ſelbſt ſchutz— 
und leitungslos zu überlaſſen und dadurch ſchuld zu ſein, daß 
ſie entweder kraftlos in ſich zuſammenbreche oder, was weit 
mehr zu befürchten, daß ſie in unreine Hände falle und 
ausarte? Durfte man ſelbſt die der Verfaſſung beigetre— 
tenen Staaten hülflos ihrem Schickſal überlaſſen, welches 
ſie entweder zu einer Beute für die größern Staaten oder 
zum Tummelplatz einer regelloſen Bewegung in ihrem 
eigenen Innern, beim gerechten Widerſtand der Bevöl— 
kerungen gegen Uebergriffe der verfaſſungsfeindlichen Re⸗ 
gierungen, zu machen drohte? Hatte man endlich nicht 
ſehr ernſte Verpflichtungen gegenüber dem ſittlichen und 
dem Rechtsgefühl der Nation, welches man nicht verwirren 
und vergiften laſſen durfte durch die gewaltſame und eigen⸗ 
mächtige Wiederaufhebung oder Verdrängung einer Ver⸗ 
faſſung, die von der Nationalvertretung, von den Regie— 
rungen und den Gerichten der 29 Staaten als rechtsgültig 
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anerkannt und gehandhabt worden war? Wenn die ges 
mäßigte Partei noch in dieſem Momente die Bewegung 
in die Hand nahm, wenn ſie dieſelbe einerſeits durch die 
Autorität der Nationalverſammlung unterſtützte, anderer— 
ſeits mit feſter Hand auf der rechten Bahn zum alleinigen 
Ziel der Verfaſſung erhielt und vor Ausſchreitungen be⸗ 
wahrte, wenn ſie durch ihr Vorangehen den Mittelſtand 
zur Theilnahme an der Bewegung ermuthigte uud durch 
dieſe wiederum die ſchlechten Elemente, die ſich jeder ſolchen 
Bewegung beizumiſchen pflegen, beherrſchte und niederhielt 
— ſo war es wenigſtens möglich, daß die Bewegung, von 
Gewaltthätigkeiten fern, ſchon durch ihre impoſante Hal— 
tung ihr Ziel, die Anerkennung der Verfaſſung in allen 
deutſchen Ländern, erreichte, während es ſo gut wie gewiß 
war, daß, von der gemäßigten Partei aufgegeben und ſich 
ſelbſt überlaſſen, die Bewegung jenes Ziel verfehlen und 
grenzenloſes Unheil nach allen Seiten anrichten würde. 
Der Gang, den man zu nehmen hatte, wenn man die 
Bewegung im Sinne der gemäßigten und ſtreng verfaſ— 
ſungstreuen Partei in die Hand nehmen wollte, erſchien 
durch die Verhältniſſe und Ereigniſſe ſelbſt vorgezeichnet. 
In 29 deutſchen Staaten war die Verfaſſung von Regie⸗ 
rung und Volk anerkannt; hier beſtand alſo ſchon ein 
Rechtsboden, den man zu vertheidigen, auf den man ſich zu 
ſtützen hatte. Aus dieſen 29 Staaten mußte ſofort ein 
feſter Kern gebildet, es mußten deren militäriſche und 
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materielle Kräfte organiſirt und in einer Hand vereinigt 
werden. Man mußte den Bevölkerungen dieſer Staaten 
die Garantie geben, daß nicht etwa ihre Regierungen durch 
Lockungen oder Einſchüchterungen von Seiten der größern 
Staaten ſich wieder der Reichsverfaſſung abtrünnig machen 
laſſen würden. War Dies geſchehen, dann konnte und 
mußte man mit der gleichen Energie dieſe verfaſſungstreuen 
Regierungen gegen unbefugte Anmuthungen übelwollender 
Agitatoren, gegen verfaſſungswidrige Bewegungen in ihren 
Ländern in Schutz nehmen. Man konnte Dies um ſo 
leichter, weil ſolchen Bewegungen aller Vorwand fehlte, 
und weil man befugt war, jede regelloſe Aufbietung der 
Volkskraft zu verhindern, ſobald man dieſe Volkskraft auf 
geregeltem Wege organiſirte und verwendete. Gegenüber 
den größeren Regierungen, welche die von der National: 
verſammlung endgültig beſchloſſene Reichsverfaſſung nicht 
annehmen, vielmehr ſelbſt eine ſolche vetroyiren wollten, 
befand man ſich offenbar im Zuſtand der Nothwehr. Hier 
galt es zunächſt, die verfaſſungstreuen Staaten ſowohl gegen 
einen directen Zwang, als auch gegen indirecte Zumuthun— 
gen ſolcher Art zu ſchützen. Sodann aber mußte man, 
gleichwie das preußiſche Kabinet ſeinen Willen kundgegeben 
und bethätigt hatte: die gegen die Reichsverfaſſung reni⸗ 
tenten oder von ihr wieder abtrünnig werdenden Kabinette mit 
Waffengewalt zu unterſtützen, ſo von hier aus die Bevöl⸗ 
kerungen jener Staaten in ihren Kundgebungen für die als 
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rechtsgültig verkündete Verfaſſung gegen einen ſolchen 
Zwang von außen ſchützen und unterſtützen, wie das ja 
laut dem miniſteriellen Programm von dem Miniſterium 
Gagern auch beabſichtigt worden war. Dabei verſtand ſich 
von ſelbſt, daß die unreinen Elemente der Bewegung mit 
kräftiger Hand niedergehalten und daß die Erhebung überall 
ſtreng in den Bahnen einer wirklich blos auf die Durch— 
führung der Verfaſſung gerichteten, nicht aber republika— 
niſche oder anarchiſche Zwecke verfolgenden Bewegung 
erhalten werden mußte. | 
Die Richtigkeit dieſer Grundſätze und die Statthaftig⸗ 
keit eines ſolchen den Erhebungen für die Reichs ver- 
faſſung zu gewährenden Schutzes ward von der conſer⸗ 
vativen Partei ſelbſt und von ihrem Führer, dem Miniſter⸗ 
präſidenten v. Gagern (abgeſehen von jenen Andeutungen 
des Programms) auch in einem concreten Fall anerkannt, 
indem am 15. Mai ein von Gagern ſelbſt gutgeheißener 
Antrag Annahme fand, nach welchem die Nationalver⸗ 
ſammlung „die bayeriſche Rheinpfalz bei der in der— 
ſelben zur Durchführung der Reichsverfaſſung 
entſtan denen Bewegung unter den Schutz des 
Reichs ſtellte und die Centralgewalt aufforderte, ſofort die 
geeigneten Maßregeln zur Verwirklichung dieſes 
Schutzes, der allen Rechten und Intereſſen gebührt, zu 
treffen.“ | | 


Der Erfolg einer Politik, wie ich fie jo eben an— 
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gedeutet habe, hing weſentlich von zwei Bedingungen ab: 
einmal von einer kräftigen Betheiligung des Mittelſtandes 
an der Verfaſſungsbewegung, ſodann davon daß die Be— 
wegung ſich nicht in einzelnen Ländern überſtürzte, in 
andern zurückblieb, daß ſie vielmehr allerwärts möglichſt 
gleichmäßig und ſtetig voranſchritt. Von der National— 
verſammlung aus konnte in beiderlei Richtung viel ge— 
ſchehen, wenn einerſeits die ganze bisherige Mehrheit in 
dieſe Politik eintrat und der Bewegung den Stempel ihrer 
Autorität bei den Mittelklaſſen aufdrückte, wenn anderer⸗ 
ſeits die Linke, ſtatt die Bewegung einſeitig zu ſchüren, ihren 
Einfluß bei den untern Klaſſen anwandte, um dieſelben von 
Ausſchreitungen zurückzuhalten und ſie zur ſtrengen Ber: 
folgung der Bahn zu ermahnen, auf welcher die Mittel: 
klaſſen ihnen vorangehen würden. In beiderlei Hinſicht 
wurden von der neuentſtandenen Mittelpartei, dem Nürn⸗ 
berger Hof, die ernſteſten und ausdauerndſten An: 
ſtrengungen gemacht. Insbeſondere ward mit Herrn 
v. Gagern wegen deſſen Betheiligung an jenem Plane lange 
und wiederholt unterhandelt. Die Linke ſelbſt, oder we— 
nigſtens ihre einſichtsvolleren Führer, ſchien zu begreifen, 
daß nur mit Gagern an der Spitze die Bewegung einen 
Erfolg haben könne. Für die Partei des Nürnberger Hofs 
war Gagerns Führerſchaft die Lebensbedingung ihres eige— 
nen Mitgehens: mit ihm trug fie kein Bedenken, ſich in die 
Bewegung hineinzuwerfen; ohne ihn und die ihm anhän⸗ 
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genden conſervativen Elemente in und außerhalb der Ver— 
ſammlung ſchien eine Fortleitung der Bewegung auf dem 
Wege, welchen allein jene Mittelpartei zu gehen entſchloſſen 
war, kaum möglich, vielmehr ein alsbaldiges Ueberſchlagen 
derſelben in eine Herrſchaft der regelloſen, anarchiſchen 
Elemente nur zu gewiß. 

Die Unterhandlungen mit Hrn. v. Gagern führten 
zu keinem Reſultate. Einigemal zwar ſchien er faſt ent⸗ 
ſchloſſen, die ihm zugedachte Rolle zu übernehmen, allein 
bald traten wieder ſeine Bedenken dagegen in voller Kraft 
hervor, bis er zuletzt entſchieden jedes Eingehen in die oben 
angedeutete Richtung verweigerte. Jene Bedenken Ga— 
gerns entſprangen theils einem tiefen, aus feiner edlen Na 
tur und den bittern Erfahrungen dieſes letzten Jahres wohl 
erklärbaren Widerwillen gegen die Männer der Bewegung 
und die Bewegung ſelbſt, in welcher er, vielleicht zu ein— 
ſeitig, nur die ſchlechten, unreinen Elemente ſah und von 
der er deshalb nur Unheil fürchtete, theils der Beſorgniß, 
daß eine ſolche gegen Preußen gerichtete Bewegung den 
alten, kaum etwas vernarbten Preußenhaß und überhaupt 
den Gegenſatz zwiſchen Nord- und Süddeutſchland von 
neuem aufwecken und dadurch das preußiſche Kaiſerthum 
vollends unmöglich machen möchte (als ob dahin nicht 
leider ſchon die verkehrte und gewaltthätige Politik Preußens 
führte!), theils endlich einem Mißtrauen in ſeine eigene 
Kraft, dem Gefühl, nicht mehr Das zu ſein, was er beim 
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Beginn der Bewegung im vorigen Jahre geweſen, dem 
Zweifel an ſeiner Popularität, welche er, gewiß mit Unrecht, 
durch die planmäßigen Verleumdungen der demokratiſchen 
Partei geſchwächt, wo nicht vernichtet glaubte. Einigen 
Antheil an ſeinem Widerſtreben hatte wohl auch der noch 
immer in ihm lebende Glaube an die Möglichkeit einer 
gütlichen Verſtändigung mit Preußen und einer friedlichen 
Löſung der unſeligen Wirren. Wie viel nebenbei die Zu— 
ſprache ſeiner politiſchen Freunde aus der Caſinopartei 
dazu mitgewirkt, daß jene Bedenklichkeiten, wenn ſie auch 
einmal beſiegt ſchienen, immer wieder auflebten und zuletzt 
den Sieg davon trugen, bleibe dahingeſtellt. Daß nicht 
ein Mangel an Hingebung für die Sache der Freiheit und 
Einheit, noch viel weniger ein Mangel an Muth und 
Freudigkeit der Selbſtaufopferung es war, was Gagern ab— 
hielt, dem an ihn ergangenen Rufe zu folgen und ſich an 
die Spitze der Bewegung zu ſtellen, das könnte nur die 
jämmerlichſte Verkleinerungsſucht und der boshafteſte Par— 
teigeiſt in Zweifel ziehen, jener Parteigeiſt, deſſen ekelhafte 
Begeiferungen, deſſen rohe Ausbrüche gerade die größte 
Schuld daran hatten, wenn Gagerns edler Geiſt, verbittert, 
angewidert, entmuthigt von einer Bewegung ſich abwandte, 
die er zum großen Theil in ſolch' unreinen Händen ſehen 
mußte. Nicht die Gerechtigkeit des Kampfes gegen un— 
gerechte Gewaltthat und freiheitsfeindliche Reaction war es, 
woran Gagern zweifelte; mehrfache Aeußerungen von ihm 
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deuten darauf hin, daß er unter Umſtänden, z. B. gegen eine 
mit Rußland verbündete Reaction, ſelbſt eine neue Revolution 
für gerechtfertigt gehalten haben würde. Aber er glaubte nicht 
an die innere Berechtigung dieſer Bewegung, an ihre ſitt— 
liche Kraft und Reinheit, darum auch nicht an einen heil— 
ſamen, der Einheit und Freiheit Deutſchlands günſtigen 
Ausgang derſelben. Ohne einen ſolchen Glauben aber 
läßt ſich eine Bewegung weder machen noch leiten. 

Inzwiſchen hatte freilich auch in der That die Bewe— 
gung in manchen Theilen Deutſchlands eine Richtung 
genommen, die es zweifelhaft machte, ob mit ſolchen 
Elementen noch Etwas für die Verfaſſung auszurichten ſei. 
In Baden fand ein Ausbruch ſtatt, zwar theilweiſe unter 
der Firma der Reichsverfaſſung, aber offenbar zu ganz an⸗ 
dern Zwecken. Hier ſowohl wie in Rheinbayern nahm die 
Bewegung einen weſentlich republikaniſchen Charakter an, 
wenn ſchon man die förmliche Proclamation der Republik 
zur Zeit noch unterließ. Auch in Elberfeld und Iſerlohn 
hatten ſich fremdartige, communiſtiſche Elemente der Bewe— 
gung für die Verfaſſung beigemiſcht, und dieſe war dadurch 
erſtickt worden. Pre 

Die Linke in der Paulskirche, welcher man ſolche Er— 
ſcheinungen vorwurfsvoll entgegenhielt, gab dieſen Vor— 
wurf der gemäßigten Partei zurück, deren zaudernde und 
paſſive Politik, wie ſie ſagte, das Ausarten der Bewegung 
verſchulde. Doch konnte man nicht verkennen, daß die 
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Linke ſelbſt theils unter ſich über das jenen Ereigniſſen 
gegenüber einzuhaltende Verfahren uneins war, theils ſich 
täuſchte oder getäuſcht ward, theils aber auch Andere über 
ihre eigentlichen Abſichten täuſchen wollte. Die Klügern 
begriffen wohl, daß mit ſolch vereinzelten und regelloſen 
Bewegungen wie in Baden der Sache der Freiheit und 
Einheit im Ganzen nur geſchadet werde; ſie drangen daher 
fortwährend auf Mäßigung, auf Annäherung an die 
Mittelpartei, und opferten dieſem Zweck manchen Antrag 
in der Verſammlung, den ſie von ihrem Standpunkt aus 
gern durchgeſetzt hätten. Andere, die Fanatiker des Prin— 
eips, konnten es zu einer ſolchen Selbſtüberwindung nicht 
bringen, ſondern gingen ſchnurſtracks auf ihrem Wege fort 
von Conſequenz zu Conſequenz. Das Schlimmſte war, daß 
die ganze Partei beinahe willenlos vorwärtsgeriſſen ward 
von der zwar kleinen, aber entſchloſſenen Schaar der Revo— 
lutionäre von Profeſſion, denen der Aufſtand um des Auf— 
ſtandes, die Unordnung um der Unordnung willen lieb 
und erwünſcht iſt, die das Volk raſtlos hetzen und ſtacheln 
und gar leicht in deſſen Augen ſich als die allein getreuen 
und muthigen Vorfechter der Volksſache, jene Andern aber, 
die etwas gemäßigtern Demokraten, als Feiglinge oder Ab— 
trünnige darzuſtellen wiſſen. Solche Angriffe auf ihre 
Popularität ruhig über ſich ergehen zu laſſen, dieſen Muth 
hatten auf die Länge nur Wenige. Die Meiſten verfielen 


wieder in ihre alte Ungeduld des Vorwärtsdrängens; die 
Erinnerungen a. d. Paulskirche. 10 
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angebahnte Verbindung mit der Mittelpartei fing an, ihnen 
läſtig zu werden, weil ſie ſich dadurch nur gehemmt und 
gezügelt fühlten, und, je mehr die Hoffnung auf eine all— 
gemeine und ſiegreiche Verfaſſungsbewegung über ganz 
Deutſchland ſchwand, je mehr die conſervative Partei in 
und außerhalb der Paulskirche von dieſer Bewegung ſich 
zurückzuziehen oder doch nur ſchwach und ohne die rechte 
Hingebung ſich daran zu betheiligen ſchien, um ſo ſtärker 
trat für die Linke der Gedanke in den Vordergrund, daß 
man ſich ganz auf die Erhebung in Suͤddeutſchland ſtützen 
und von da aus den Norden „erobern“ müſſe — ein Ge— 
danke, der ja ohnehin mit den geheimen Wünſchen dieſer 
Partei, welche ſich ſtets mehr den republikaniſchen Geſin⸗ 
nungen des Südens, als den monarchiſchen des Nordens 
zugeneigt hatte, trefflich übereinſtimmte. So bedingte 
Eines das Andere. Die ſpröde Zurückhaltung der conſer— 
vativen Majorität und ihrer Führer warf die Bewegung 
faſt gewaltſam nach der andern Seite hin, in die Hände 
der Agitatoren von Profeſſion; die Energie, meinte man, 
müſſe erſetzen, was der Sache an der allgemeinen Bethei⸗ 
ligung aller Parteien abgehe. Umgekehrt aber zogen ſich 
die Conſervativen nur um ſo ängſtlicher von der Bewegung 
zurück, einen je raſcheren Schwung dieſe nahm. Das 
Mißtrauen der Linken gegen die Conſtitutionellen, von 
denen ſie glaubten, ſie meinten es nicht ehrlich mit der 
Durchführung der beſchloſſenen Verfaſſung, ſie wünſchten 
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ſelbſt deren Beſeitigung durch eine mehr im conſervativen 
und ſtrengmonarchiſchen Geiſt verfaßte, dieſes Mißtrauen 
fand ſein natürliches Gegenſpiel in dem Argwohn der Con— 
ſtitutionellen, daß die Linke nur zum Schein für die Reichs- 
verfaſſung, in der That aber für die Republik agitire. Viel⸗ 
leicht war der eine wie der andere Verdacht ebenſo ungerecht 
im Ganzen, wie gerecht im Einzelnen. 

Die ſchwierigſte Stellung hierbei hatte jene Mittel— 
partei des Nürnberger Hofes mit ihrem wohlgemeinten, aber 
erfolgloſen Verſuch, eine Annäherung zwiſchen der conſer— 
vativen und der radiealen Partei und ein gemeinſames Wirken 
beider für Durchführung der Verfaſſung zu vermitteln. 
Ihre bisherigen Freunde, die Conſervativen, ließen ſie im 
Stich, indem ſie entſchieden jede fernere Betheiligung an 
der Bewegung verweigerten und ſich ſtreng auf den Stand— 
punkt der „friedlichen“ Agitation mit lediglich „perfuaſiven“ 
Mitteln zurückzogen — als ob ſie dieſen Standpunkt nicht 
ſchon längſt durch ihre Beſchlüſſe vom 26. und 30. April, 
vom 4. und 15. Mai verlaſſen hätten! Es herrſchte unter 
den Conſervativen eine traurige Rath- und Thatloſigkeit. 
Sie konnten ſich eben jo wenig zu einer Politik der That 
entſchließen, als es ihnen möglich ſchien, eine andere Politik 
unter den gegenwärtigen Umſtänden zu vertreten und durch⸗ 
zuführen. So blieb ihnen Nichts übrig, als entweder ein 
völlig paſſives, blos verneinendes oder abwehrendes Ver⸗ * 


fahren in der Verſammlung, oder — der Austritt. Die 
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Meiſten wählten das Letztere. Ich komme darauf ſpäter 
zurück. Von den Conſervativen alſo verlaſſen, ſah ſich die 
Mittelpartei auch für ihren Theil außer Stand, eine Poli— 
tik durchzuführen, deren weſentlichſte Vorausſetzung eben die 
Mitwirkung der conſervativen Partei und der von ihr re— 
präſentirten Mittelklaſſen war. Für ſich allein konnte ſie 
in die Bewegung nicht eintreten, ohne ganz der Herrſchaft 
der Linken zu verfallen und ſomit gerade Das herbeizuführen, 
was ſie durch ihre Betheiligung hatte vermeiden wollen. 
In dieſer peinlichen Lage ſchleppte man ſich über eine 
Woche lang hin. Die Linke, nachdem ſie am 12. Mai 
mit Hülfe eines Theiles der Mittelpartei ihren Lieblings⸗ 
wunſch, die „feierliche Verpflichtung des Militärs und der 
Bürgerwehr auf die Reichsverfaſſung“, endlich durchgeſetzt 
hatte, drang auf Schaffung einer neuen, der Verſammlung 
unbedingt unterworfenen Regierungsgewalt — eines Voll- 
ziehungsausſchuſſes oder einer Regentſchaft — ſodann auf 
Verlegung der Nationalverſammlung an einen andern Ort, 
wo ſie weniger in der Gewalt der gegenwärtigen Central⸗ 
regierung und der verfaſſungsfeindlichen Mächte ſei, endlich 
auf Herabſetzung der beſchlußfähigen Zahl von 150 auf 
100. Die beiden letzten Forderungen wurden ihr vom 
Nürnberger Hof rundweg abgeſchlagen; die Nothwendigkeit 
einer neuen Gewalt zur Ausführung der Verfaſſung ward 
zugegeben, jedoch die Bedingung geſtellt, daß dieſe Gewalt 
eine wirklich verfaſſungsmäßige, d. h. ſelbſtſtändige und 
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unverantwortliche ſeyn müſſe, nicht ein bloßes Werkzeug 
der Verſammlung. Man erklärte der Linken ganz ent— 
ſchieden: dem „Conventſpielen,“ dem offenen wie dem ver— 
ſteckten, werde ſich der Nürnberger Hof mit allen Kräften 
widerſetzen. Eine verfaſſungsmäßige Reichsgewalt dagegen 
war allerdings nicht wohl länger zu entbehren, wenn man 
überhaupt die Verfaſſung aus- und durchführen, wenn 
man ſie nicht blos auf dem Papier ſtehen laſſen wollte. 
Schon der Beſchluß vom 4. Mai zielte auf eine ſolche ab: 
an die Stelle des zur Zeit noch nicht zu erlangenden Reichs⸗ 
oberhauptes ſollte vorläufig ein Reichsſtatthalter mit allen 
Rechten und Pflichten eines Kaiſers treten. Das war 
freilich wieder ein Proviſorium, aber doch auf dem Boden 
der definitiven Verfaſſung — ein Proviſorium nur in Bes 
zug auf die Perſon, nicht in Bezug auf die Gewalt 
ſelbſt und ihre Attribute. Als ſelbſtverſtanden war daher 
auch im Beſchluß vom 4. Mai vorausgeſetzt, daß mit dem 
Eintritt des Reichsſtatthalters die proviſoriſche Central⸗ 
gewalt aufhören müſſe. Nach dem Beſchluß vom 4. Mai 
ſollte jedoch dieſe Reichsſtatthalterſchaft erſt am 15. Auguſt 
beginnen. Bis dahin blieb die Verfaſſung lückenhaft, bis 
dahin fehlte es an einer Gewalt, die vom Boden der Ver⸗ 
faſſung ſelbſt aus und mit deren Mitteln die Durchfüh⸗ 
rung derſelben übernähme, die den vereinzelen Bewegungen 
für die Verfaſſung einen gemeinſamen Mittelpunkt und 
einen geſetzlichen Anhalt böte. Die proviſoriſche Central⸗ 


150 


gewalt wollte und konnte Dies nicht ſein; abgeſehen von 
der Weigerung des Reichsverweſers, die Verfaſſung an— 
zuerkennen und durchführen zu helfen, war auch in der 
That die Centralgewalt zur Verwirklichung der Verfaſſung 
nicht geeignet, da ſie auf einem andern Rechtsboden als 
dem dieſer Verfaſſung, auf dem Geſetz vom 28. Juni 
1848 ſtand. Nur eine wirkliche, verfaſſungsmäßig con- 
ſtituirte Reichs gewalt war im Stande, die zur Ausfüh— 
rung der Verfaſſung nothwendigen Acte zu vollziehen; nur 
eine ſolche war verpflichtet, den Eid auf die Verfaſſung zu 
leiſten, und befugt, ihn vom Militär, von den Beamten, 
vom Volke zu fordern; eine ſolche konnte das Heer und 
die Bürgerwehr der verfaſſungstreuen Staaten zur Verthei⸗ 
digung der Verfaſſung aufbieten und commandiren; eine 
ſolche endlich vermochte allein die Vollziehung der ſchon 
gefaßten Beſchlüſſe wegen der Wahlen zum Reichstag ic. 
wirkſam durchzuſetzen. Die ſofortige Herſtellung einer 
Reichsgewalt nach den Beſtimmungen des Abſchnitts III 
der Verfaſſung und nach Analogie der Beſchlüſſe vom 
4. Mai ſei, ſo urtheilten die Mitglieder des Nürnberger 
Hofes, formell vollkommen gerechtfertigt, weit mehr ge— 
rechtfertigt, als jene Beſchlüſſe ſelbſt, bei welchen die Na⸗ 
tionalverſammlung eingeſtandenermaßen in die Voll- 
ziehungsgewalt übergegriffen hatte. Sie ſei aber auch 
materiell gerechtfertigt durch alles Vorangegangene und 
durch die ganze Lage der Verſammlung. Wenn dieſe nicht 
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überhaupt jede Thätigkeit für Durchführung der Verfaſ— 
ſung aufgeben wolle, ſo müſſe ſie eine Gewalt ſchaffen, in 
deren Hände ſie dieſe Thätigkeit lege. Ohne eine ſolche, 
ſelbſtſtändig neben ihr und doch in ihrem Sinne wirkende 
Gewalt müſſe die Verſammlung faſt mit Nothwendigkeit 
zum Convent werden. Sei dagegen eine verfaſſungsmäßig 
conſtituirte Reichsgewalt vorhanden, ſo trete die Verſamm— 
lung dieſer gegenüber in die genau abgemeſſenen Rechte 
und Pflichten des Reichstags ein, und ein Uebergreifen der— 
ſelben in die Executive ſei nicht mehr zu befürchten. Ja 
es könne dann ſogar eine Vertagung der Verſammlungſtatt— 
finden, nachdem ſolchergeſtalt für die fortgeſetzte Durch— 
führung der Verfaſſung geſorgt ſei. 

Aus ſolchen Erwägungen ging jener Antrag des Nürn: 
berger Hofes hervor, welcher den Beſchluß vom 19. Mai 
hervorrief. Nach dieſem Antrag ſollte „auf Grundlage 
und zur Ergänzung der Beſchlüſſe vom 4. Mai“ von der 
Verſammlung ſofort ein Reichsſtatthalter — wo 
möglich aus der Reihe der regierenden Fürſten — erwählt 
werden, welcher bis zu dem in jenen Beſchlüſſen vorgeſehe— 
nen Zeitpunkte (dem Zuſammentritt des erſten Reichstags) 
alle Rechte und Pflichten des Reichsoberhauptes (nach Ab: 
ſchnitt III der Verfaſſung) auszuüben hätte. Derſelbe 
ſollte den Eid auf die Verfaſſung leiſten, ſolchen auch von 
den Reichsbeamten und den Angehörigen der Einzelſtaaten 
fordern (nach den $$. 190, 191, 194 der Verfaſſung); er 
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ſollte ferner für Vollziehung des Beſchluſſes wegen der 
Wahlen zum Reichstag Sorge tragen. Nachdem ſomit 
eine verfaſſungsmäßige Reichsregierung begründet, alſo 
das Verfaſſungswerk in Ausführung gebracht ſein würde, 
ſollte, gemäß dem Geſetze vom 28. Juni 1848, C. 18, 
die Thätigkeit der proviſoriſchen Centralgewalt aufhören 
und deren Befugniſſe in dem erweiterten Umfange, wie 
Solches der Abſchnitt der Verfaſſung „von der Reichsgewalt“ 
vorſchreibe, auf den Reichsſtatthalter übergehen. Endlich 
war beſtimmt, daß der gewählte Reichsſtatthalter, „falls der 
in den Beſchlüſſen vom 4. Mai vorgeſehenen Uebertra— 
gung der Oberhauptswürde auf den Monarchen des größten 
oder eines der nächſtgrößten Staaten Deutſchlands nicht zu 
beſeitigende Hinderniſſe entgegenſtünden, ſein Amt auch 
nach dem Zuſammentritt des Reichstages fortführen, und 
daß dann der Reichstag wegen Ausführung des §. 69 der 
Verfaſſung (die Erblichkeit der Oberhauptswürde be— 
treffend) das Nöthige vorkehren ſollte.“ j 

Das war der urfprüngliche Antrag. Man hatte dabei 
die Möglichkeit im Auge, einen thatkräftigen und unter— 
nehmenden Fürſten zu finden, der, bekleidet mit dem for⸗ 
mellen Recht des Oberhauptes über ganz Deutſchland, ſich 
zunächſt an die Spitze der vereinten verfaſſungstreuen Staa- 
ten ſtellte und, geſtützt auf deren Kräfte, auf die allerwärts 
in Deutſchland ſich regenden Sympathien für die Verfaſ— 
ſung und auf die vom Volk und den Ständen aller deut— 


153 
ſchen Länder anerkannte Autorität der Nationalverſamm— 
lung, den eigenmächtigen Octroyirungsgelüſten des preußi— 
ſchen und einiger anderen Kabinette kühn entgegenträte. 
Man verhehlte ſich nicht, daß es ſchwer ſein würde, unter 
den deutſchen Fürſten einen zu finden, der die Kühnheit be— 
ſäße und das Herz hätte, den Kampf zu wagen, ſelbſt wenn 
der Preis dieſes Kampfes im günſtigſten Fall eine Kaiſer— 
krone wäre. Es war wohl die Rede von dem jungen Be— 
herrſcher eines der kleineren Staaten, deſſen Haus durch 
ein ſeltenes Glück gleichſam dazu auserſehen ſcheint, Throne 
einzunehmen, und den vielleicht dieſes lockende Familienfa— 
tum ſowie ſein eigener bewährter ritterlicher Sinn dazu 
anfeuern mochte, ſich einem Wagniß zu unterziehen, bei dem 
er wenig verlieren und viel gewinnen konnte. Andere 
dachten an den Monarchen des größten unter den bisher 
beigetretenen Staaten. Es ward mit Gagern über den 
Plan geſprochen; er ſchien denſelben zu billigen, ja es gab 
einen Moment, wo man glauben durfte, er ſelbſt werde ſich 
an deſſen Ausführung thätig betheiligen. In dieſer Hoff— 
nung entſtand ein Zuſatz zu dem urſprünglichen Antrage, 
wonach bis zum Regierungsantritt des zu wählenden 
Reichsſtatthalters Herr v. Gagern in deſſen Namen die 
Regierung führen und unter ſeiner Verantwortlichkeit ein 
Miniſterium bilden ſollte. So glaubte man die Macht des 
populärſten Namens in Deutſchland mit dem ſtrengen Feſt⸗ 
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halten an §. 68 der Verfaſſung und dem Nimbus des 
fürſtlichen Oberhauptes wirkſam verbinden zu können. 

Die Linke wollte von dieſem Plan anfänglich durchaus 
Nichts wiſſen: ſie drang vielmehr fortwährend auf eine 
Regentſchaft aus dem Schooß der Verſammlung. Herrn 
v. Gagern wollte man zwar in dieſe Regentſchaft aufneh— 
men, denn die Linke fühlte wohl die Unentbehrlichkeit ſeines 
Namens für das Gelingen eines ſolchen Unternehmens; 
nur ſollte er nicht die Mehrheit darin für ſeine Richtung 
haben, ſondern in der Minderheit fein neben den ihm bei- 
gegebenen Collegen von der Linken. In der That, ein naiver 
Vorſchlag! Dagegen intereſſirten ſich mehrere einflußreiche 
Mitglieder der alten Weidenbuſchpartei eine Zeit lang leb— 
haft für die Idee der Reichsſtatthalterſchaft und für Ga= 
gerns Betheiligung daran. 

Nachdem freilich dieſer letzte Theil des Plans durch 
Gagerns entſchiedene Ablehnung jeder perſönlichen Mit— 
wirkung unmöglich geworden, nachdem überhaupt in⸗ 
zwiſchen die Verhältniſſe ſowohl in der Verſammlung als 
draußen eine ganz veränderte Geſtalt angenommen hatten 
(wie ich Dies oben dargeſtellt), hatte der Antrag an ſeiner 
praktiſchen Möglichkeit und Ausführbarkeit bedeutend ver⸗ 
loren, und ſeine Urheber würden ihn wahrſcheinlich ganz 
zurückgezogen haben, wenn ſie nicht geglaubt hätten, den 
Anträgen der Linken auf Regentſchaft u. dergl. einen Vor⸗ 
ſchlag entgegenſetzen zu müſſen, in welchem ſowohl ihre 
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Abſicht, etwas Poſitives für die Vollendung und Durchfüh— 
rung der Verfaſſung zu thun, als auch ihr entſchiedener 
Gegenſatz gegen die Conventsgedanken der Linken klar zu 
Tage läge. 

So kam der Antrag, ohne den Zuſatz, von der Mino- 
rität des Dreißigerausſchuſſes — Welcker, Kierulff, 
Eckert, Wurm — aufgenommen, neben jenen Vorſchlägen 
der Linken zur Berathung. Die Rechte ſtimmte gegen alle 
Anträge; fie beharrte bei ihrer Politik des bloßen Verneinens; 
die Linke dagegen, nachdem alle ihre Vorſchläge durchge⸗ 
fallen, ſchloß ſich zum größern Theil dem Antrage des 
Nürnberger Hofes an und verſchaffte jo dieſem die Majo⸗ 
rität. Einen Hintergedanken ſchien ſie dabei nicht zu haben, 
ſondern wirklich zu wünſchen, daß wenigſtens Etwas zu 
Stande komme. Für den Nürnberger Hof war freilich durch 
dieſen unerwarteten Beitritt der Linken zu ſeinem Antrag 
und die ebenſo unerwartete und unerwünſchte gänzliche Zu⸗ 
rückziehung der Rechten von demſelben der Standpunkt, 
von welchem aus der Vorſchlag urſprünglich gemacht war, 
abermals weſentlich verrückt. Ein Reichsſtatthalter, der 
ſich lediglich auf die Linke und eine kleine Mittelpartei ſtü⸗ 
gen, der daraus fein Miniſterium nehmen ſollte, war ſicher⸗ 
lich ebenſo wenig zu finden, als, wenn er ſich auch fand, 
ſeine Wirkſamkeit von vornherein eine höchſt zweifelhafte 
fein mußte. Die Macht des Reichsſtatthalters auf die mo⸗ 
raliſche Gewalt der Nationalverſammlung und auf die die⸗ 
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jer dienſtbaren Kräfte des Volkes zu gründen — einen ſol— 
chen Gedanken mußte man jetzt alſo aufgeben. Nur in 
einem Fall war vielleicht der Plan noch ausführbar, wenn 
es nämlich gelang, einen Fürſten an die Spitze zu ſtellen, 
welcher eine ſtarke Hausmacht mitbrächte. Gerade damals 
verlautete, daß Bayern ſich von den Oetroyirungsconferen— 
zen in Berlin losſagen und eine entſchieden ſelbſtſtändige 
Stellung Preußen gegenüber einnehmen wolle. Darauf 
gründete man die, freilich immerhin ſehr ſchwache Hoffnung, 
daß vielleicht der König von Bayern die Verfaſſung anneh⸗ 
men und ſich als Reichsſtatthalter an die Spitze der Ver— 
faſſungsſtaaten ſtellen könne. Es geſchahen vertrauliche 
Schritte nach dieſer Richtung hin in München, die aber, 
obgleich von hochſtehenden Perſonen lebhaft unterſtützt, zu 
keinem Reſultat führten. Vielleicht wäre man glücklicher 
geweſen, wenn man mehr und Dauernderes hätte 
bieten können. 

Freilich hatten ſich unterdeſſen auch innerhalb der Ver⸗ 
ſammlung zwiſchen den Beſchluß vom 19. Mai und deſſen 
Ausführung abermals Ereigniſſe ſo unvorhergeſehener Art 
gedrängt, daß dieſe Ausführung ſchon dadurch faſt unmög⸗ 
lich ward. Durch den maſſenhaften Austritt der conſerva⸗ 
tiven Partei war beinahe die ganze rechte Seite des Hauſes 
geleert, und die wenigen zurückgebliebenen Mitglieder der⸗ 
ſelben ſahen fich ſammt dem Nürnberger Hof in einer ent⸗ 
ſchiedenen Minorität gegenüber der Linken. Die Verſamm⸗ 
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lung repräſentirte weſentlich nur noch eine politiſche Rich: 
tung, nicht mehr die Geſammtmeinung des Volkes, ſie war, 
wenn auch formell noch beſchlußfähig, doch moraliſch kaum 
mehr als ein Rumpfparlament. 

Ich komme hier auf eines der traurigſten Capitel in 
der ganzen langen Geſchichte dieſer erſten deutſchen National- 
verſammlung, auf jene Flucht vom parlamentariſchen Kampf— 
platz, nicht Einzelner, ſondern ganzer Parteien, und die da— 
durch in ſo raſcher Folge herbeigeführte moraliſche und phy— 
ſiſche Zerbröckelung der Verſammlung. Vielen auf der rech— 
ten Seite des Hauſes war es ſchon lange nicht mehr recht 
geheuer geweſen. Den Männern der Vereinbarung konnte 
man Dies nicht gerade übel nehmen, denn für ſie ſtand die 
Verſammlung längſt außerhalb der Grenzen ihrer Befug— 
niſſe, ſeitdem ſie von der Berathung der Verfaſſung zu deren 
einſeitiger Durchführung übergegangen war, ſtatt ſich mit 
den Regierungen zu vereinbaren. Sie hatten ſich daher auch 
ſeit der Rückkunft der Kaiſerdeputation aus Berlin und den 
darauf gefolgten Beſchlüſſen allmälig größtentheils aus 
den Weidenbuſchverſammlungen zurückgezogen. Ebenſo ging 
es den Partikulariſten und den ſogenannten Großdeutſchen, 
welche ſahen, daß man von der einmal beſchloſſenen Ber- 
faſſung und dem erblichen Oberhaupt darin ſelbſt dann 
nicht abging, als deren Ausführbarkeit durch die Weigerung | 
Preußens unmöglich geworden zu fein ſchien. Von dieſen 
beiden Fractionen waren daher ſchon im April und zu An⸗ 
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fang Mais, beſonders aber nach dem 4. Mai Viele aus- 
getreten. a 

Aber auch inmitten der erbkaiſerlichen Partei begannen 
ſich Serupel und Aengſten zu regen in Bezug auf den Weg, 
den die Mehrheit der Verſammlung zur Durchführung der 
Verfaſſung einſchlug. Zwar hatte früher einmal ein ſehr 
conſervatives Mitglied aus Preußen die trotzigen Worte ge⸗ 
ſprochen: „Wenn man uns eine Verfaſſung oetroyiren will, 
dann trete auch ich mit auf die Barrikaden.“ Aber ſeitdem 
war das geehrte Mitglied längſt in ſeine Heimath gegangen 
und nicht wiedergekommen. Zwar donnerte ein berühmter 
Hiſtoriker noch unmittelbar vor dem 10. Mai in allen Par⸗ 
teiverſammlungen gegen das preußiſche Kabinet und deſſen 
ungerechtes Verfahren gegen die Nationalverſammlung, 
mahnte zum energiſchen Beharren auf der Verfaſſung und 
„daß Alle zuſammenſtehen müßten wie ein Mann“ — aber 
derſelbe kühne Sprecher war einer der Erſten, welche nach 
dem 10. Mai ihren Austritt aus der Verſammlung erklär⸗ 
ten. Auch Andere, welche noch kurz zuvor von Entſchieden⸗ 
heit überfloſſen, unabläſſig von der Nothwendigkeit energi⸗ 
ſcher Maßregeln ſprachen und nur mit Mühe von der Zu⸗ 
ſtimmung zu den extremen Vorſchlägen der Linken zurück⸗ 
gehalten werden konnten, waren jetzt auf einmal ſehr klein⸗ 
laut geworden, und mancher von ihnen ſchlich ſich ganz ſtill 
aus der Verſammlung hinweg, um nicht wiederzukehren. 
Dieſer moraliſche Bankbruch der Charakterloſigkeit konnte 


159 

nicht befremden. Aber auch über die Beſſeren und Tüch— 
tigeren der Partei war eine ſolche Verzagtheit und Ver— 
zweiflung an der Möglichkeit ferneren Wirkens der Ver— 
ſammlung gekommen, daß ſie offenbar nur mit innerem 
Widerſtreben noch länger in der Paulskirche ausharrten, 
ja zum Theil mit Mühe durch die eindringlichen patrioti— 
ſchen Ermahnungen eines Dahlmann, Gagern und 
Anderer von dem ſofortigen Austritt zurückgehalten werden 
konnten. 

Inzwiſchen erſchien die preußiſche Verordnung, welche 
das Mandat der preußiſchen Abgeordneten für erloſchen er— 
klärte. Gegen dieſe Verordnung legte in der Sitzung vom 
16. Mai eine große Anzahl preußiſcher Abgeordneter, an 
ihrer Spitze G. Beſeler, Saucken, Meviſſen, Ed. 
Simſon, feierlich Verwahrung ein und erklärte: „Ueber— 
zeugt, daß die Durchführung des deutſchen Verfaſſungswer— 
kes nur mit geſetzlichen Mitteln zu erſtreben iſt, werden ſie 
der Nationalverſammlung ſolange angehören, als ſie ſich 
im Stande ſehen, mit Erfolg in dieſem Sinne zu wirken, 
und nehmen das Recht für ſich in Anſpruch, allein nach ih: 
rem gewiſſenhaften Ermeſſen über ihr Bleiben oder Austre— 
ten zu entſcheiden.“ Dieſe Herren mußten alſo wohl die 
Bahn der Geſetzlichkeit durch den Beſchluß vom 10. Mai 
noch nicht für verlaſſen anſehen, wie es die am 11. Mai 
Ausgetretenen gethan hatten. In derſelben Sitzung des 
16. Mai beſchloß die Verſammlung auf den Antrag von 
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Wiedenmann und Genoſſen mit einer Mehrheit, wie fie 
noch nie vorher dageweſen: „Die Verſammlung erklärt die 
preußiſche Verordnung vom 14. Mai als unverbindlich für 
die preußiſchen Abgeordneten und erwartet von de m 
deutſchen Patriotismus der preußiſchen Abge— 
ordneten, daß ſie ſich der fernern Theilnahme 
an den Verhandlungen der Nationalverſamm⸗ 
lung nicht entziehen werden.“ 

Gleichwohl verließ am Tage nach dieſer Beſchlußfaſſung 
abermals ein halbes Dutzend preußiſcher Abgeordneter die 
Verſammlung. Allerdings ſolche, welche gegen den Be: 
ſchluß geſtimmt oder ſich der Abſtimmung enthalten hatten. 
Dawider war wenig zu ſagen. Aber leider bewahrheitete ſich 
auch noch an mehreren andern Mitgliedern aus Preußen 
die in dem Brandenburgſchen Schreiben ausgeſprochene 
Vorausſetzung: „daß Viele nur auf die Erklärung der Re— 
gierung warteten, um einen gleichen Schritt wie die frei⸗ 
willig Ausgetretenen zu thun.“ Man wollte zwar den Schein 
retten, nicht auf Ordre fortgegangen zu ſein, aber man 
fühlte ſich doch im offenen Widerſtand gegen den Befehl 
feiner Regierung unbehaglich und wartete nur auf den er: 
ſten paſſenden Vorwand, um ſich mit guter Manier aus 
dieſer peinlichen Lage herauszuziehen. Was dieſer Inſtinkt 
des Gehorchens bei den Einen, daſſelbe wirkte bei Andern 
die angeborene und unaustilgbare Vorliebe für ihr engeres 
Vaterland und ſeine Macht, welcher entgegenzutreten, 
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ſelbſt wo es die Pflicht gegen das allgemeine deutſche 
Vaterland zu fordern ſchien, ihnen allzuſchwer fiel. Bei 
ſolchen ſpecifiſch preußiſchen Patrioten mußte freilich 
die Berufung an ihren „deutſchen Patriotismus“ verloren 
gehen. | 
So gingen wieder mehrere Tage hin, während welcher 
eine Anzahl von 20 — 30 Mitgliedern der Rechten immer: 
fort gleichſam auf dem Sprunge ſtand. Da kam der Be— 
ſchluß vom 19. Mai, und nun war das Signal gegeben. 
Sofort am ſelben Tage wollten 30 Abgeordnete von der 
Rechten ihr Mandat niederlegen — darunter 28 Preu— 
ßen! — doch ließen ſie ſich bewegen, Nichts für ſich allein 
zu thun. Die ganze Partei trat noch am Abend in Bera⸗ 
thung über die Frage des Austritts in Maſſe. Am eifrig— 
ſten drängten auf den Austritt hin Waitz, Droyſen, 
auch Beſeler, der früher dagegen geweſen; dagegen kämpf— 
ten Soiron, Wiedenmann und, mit unerſchütterlicher 
Feſtigkeit, Dahlmann. Auch Gagern und der frühere 
Präſident Simſon erklärten ſich dafür, daß man noch 
bleiben ſolle. Aber die Ungeduld des Fortgehens war ſchon 
zu groß; Gründe verfingen nicht mehr, weil man nicht 
überzeugt ſein wollte; ein Vorſchlag auf Vertagung der 
Nationalverſammlung, wodurch man daſſelbe, was der 
Austritt bezweckte, erreicht und doch den Fortbeſtand der Ver⸗ 
ſammlung und die Möglichkeit eines Wiederzuſammentritts 


derſelben zu günſtiger Zeit geſichert hätte, konnte nur wenig 
Erinnerungen a. d. Paulskirche. 11 
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Stimmen für fich gewinnen. Gagern, der krank zu Haufe 
lag, ward wiederholt beſchickt und erklärte zuletzt, ſich der 
Mehrheit der Partei zu unterwerfen, ebenſo Simfon; 
auch Dahlmann, nachdem er lange widerſtanden und 
abgemahnt, unterordnete ſeine perſönliche Autorität — ei— 
ner frühern Zuſage gemäß — der Entſcheidung nach der 
Kopfzahl; endlich kam's zur Abſtimmung, und 47 Stim⸗ 
men gegen 38 entſchieden für's Fortgehen. So erfolgte denn 
am 21. Mai der Austritt der 65, unter denen die glän— 
zendſten Namen der Centren und der ganzen Verſammlung, 
H. v. Gagern, Dahlmann, Ed. Simſon, Arndt, 
Beſeler, Waitz, Droyſen, Saucken, Meviſſen, 
Sylveſter Jordan, Mathy u. A. Die Erklärung, 
worin ſie ihren Austritt motivirten, ging davon aus, daß, 
nachdem die Verſammlung alle geſetzlichen und friedlichen 
Mittel zur Durchführung der Verfaſſung erſchöpft, nach» 
dem aber auf der einen Seite die preußiſche und drei andere 
Regierungen die Anerkennung dieſer Verfaſſung verſagt, 
nachdem auf der andern Seite eine gewaltthätige Bewegung 
außerhalb der Reichsverfaſſung und gegen einen ihrer mes 
ſentlichſten Theile, die Oberhauptsfrage, ſich erhoben, nach— 
dem endlich die Centralgewalt ihre Mitwirkung zur Durch: 
führung der Verfaſſung verweigert habe, für die Verſamm⸗ 
lung nur die Wahl bleibe, entweder einen andern Weg zu 
betreten und, unter Beſeitigung der Cen tralgewalt, einen 
Bürgerkrieg zu verbreiten, oder auf die weitere Durchfüh— 
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rung der Reichsverfaſſung durch ihre geſetzgebende Thätig— 
keit zu verzichten und das Verfaſſungswerk für jetzt den 
geſetzlichen Organen der Einzelſtaaten und der ſelbſtthätigen 
Fortbildung der Nation zu übergeben. Auch könne die 
Verſammlung in ihrer gegenwärtigen Lage und Zuſammen— 
ſetzung, wobei ganze Landſchaften nicht mehr vertreten 
ſeien, dem deutſchen Volke keine erſprießlichen Dienſte mehr 
leiſten. 

Dieſer letzte Grund war ſehr ſchwach, denn noch waren 
alle deutſchen Länder vertreten, mit Ausnahme von Oeſter— 
reich, von deſſen Abgeordneten nur wenige übrig geblieben. 
Aber konnte man darauf ein ſolches Gewicht legen, nach— 
dem gerade von dieſer Seite her der Austritt der Oeſter— 
reicher ſo oft gewünſcht, ja beinahe gefordert worden war? 
Daß man, nachdem die freie Anerkennung der Verfaſſung 
auf Hinderniſſe geſtoßen, entweder auf deren Durchführung 
verzichten, oder aber dem ſchroffen Widerſtande von der an— 
dern Seite einen ebenſo energiſchen Widerſtand entgegen- 
ſetzen mußte, war richtig; aber dieſe Ueberlegung kam etwas 
ſpät, nachdem man bereits ſeit dem 11. April die Durch- 
führung der Verfaſſung zur Parole der Verſammlung und 
damit auch der Nation gemacht, nachdem man das Volk 
wiederholt zu dieſer Durchführung aufgefordert, es ſogar 
durch legislative Maßregeln dazu förmlich angeleitet hatte. 
Für's Andere aber führte dieſer Gedanke in richtiger Con⸗ 
ſequenz nicht zum Austritt, ſondern zu dem Verſuche, eine 
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Vertagung oder Auflöſung der Verſammlung durch Mehr: 
heitsbeſchluß herbeizuführen. Noch hatte man, im Verein 
mit dem Nürnberger Hof, die Majorität; der Nürnberger 
Hof war geneigt, auf eine Vertagung einzugehen; dadurch 
ward die Thätigkeit der Verſammlung, wenn ſolche wirklich 
nur noch eine unheilbringende fein konnte — wie die „Er⸗ 
klärung“ annahm — unſchädlich gemacht, nicht aber durch 
einen Austritt in Maſſe, welcher die Reſte der rechten Seite 
und die Mittelpartei in eine vollſtändige Minorität gegen 
die Linke brachte, alſo dieſer gänzlich die Zügel der Ver— 
ſammlung überließ. Der Austritt der 65 war darum fo 
verhängnißvoll, weil er zuerſt die Mehrheit entſchieden und 
unwiederbringlich auf die Seite der Linken warf, weil er 
ferner durch das Gewicht der Namen, die hier auf einmal 
ſich der Verſammlung entzogen, dieſe in den Augen eines 
großen Theils der Nation moraliſch tödtete, ohne ſie doch 
phyſiſch aufzulöſen, während wiederum bei einem andern 
Theile das Vertrauen zu dieſen Namen ſelbſt und zu den 
Männern, auf die das Volk bisher, als auf ſeine Führer, 
in unbedingtem Glauben geſchaut hatte, bedeutend erſchüt⸗ 
terd ward. Wenn man die Verantwortung für dieſen 
Schritt auf die Majorität vom 19. Mai abzuwälzen ſucht, 
ſo thut man Unrecht. Der Beſchluß wegen des Reichsſtatt⸗ 
halters mochte unter den gegebenen Umſtänden ein unaus— 
führbarer ſein, aber ein rechtswidriger und verderblicher, 
als welchen man ihn darzuſtellen ſuchte, war er nicht. Er 
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war nicht aus Feindſeligkeit gegen den Reichsverweſer ent— 
ſprungen, ſondern nur aus der conſequenten Abſicht, die 
Verfaſſung zur Ausführung zu bringen und dadurch leichter 
durchzuſetzen. Wenn darin eine Feindſeligkeit oder gar der 
Grund zu einem Bürgerkriege geſucht ward, ſo lag ein 
ſolcher gerade ebenſo in dem Beſchluſſe vom 4. Mai, dem— 
zufolge auch der Reichsſtatthalter an die Stelle des Reichs— 
verweſers treten ſollte. Was dort am 15. Auguſt, das 
ſollte jetzt nur ein paar Wochen früher geſchehen. Fürchtete 
man, der Reichsverweſer werde nicht ohne Kampf weichen, 
ſo hatte man ganz daſſelbe auch am 15. Auguſt zu fürchten. 
Daß man mit Aufhebung der proviſoriſchen Centralgewalt 
„das letzte gemeinſame Band zwiſchen allen deutſchen Re— 
gierungen und Völkern löſte,“ war freilich ſchlimm, aber 
war dieſes Band nicht bereits factiſch jo gut wie gelöſt, 
und iſt es ſeitdem nicht von anderer Seite her vollends ganz 
und förmlich gelöſt worden? Schon damals wußte man, 
daß Preußen der Centralgewalt den Gehorſam in vielen 
Stücken aufgekündigt hatte, daß es mit Dänemark auf 
eigene Hand unterhandelte, daß gleichermaßen andere 
Staaten ihre Verpflichtungen gegen die Centralgewalt 
großentheils nicht mehr erfüllten; ſeitdem haben 
Preußen, Sachſen, Hannover ſich förmlich von 
ihr losgeſagt, alſo das „gemeinſame Band“ wirklich 
zerriſſen und einen Sonderbund geſtiftet, der kaum auf 
einem ſo guten Rechte beruht, wie ein auf dem Boden 
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der von der Nationalverſammlung beſchloſſenen Verfaſſung 
begründeter. 

Seit dem Austritt der 65 erfüllte ſich das unvermeid— 
liche Geſchick der Verſammlung in beſchleunigter Geſchwin— 
digkeit. Der zurückgebliebene Reſt der Rechten — meiſt dem 
Augsburger Hof angehörend — machte einen letzten Ver— 
ſuch, den Beſtand der Verſammlung wenigſtens in der Idee 
zu retten, und beantragte eine Vertagung, um in der 
Zwiſchenzeit die Verſammlung durch Neuwahlen und Ein— 
berufung von Stellvertretern wieder zu ergänzen. Als die 
Linke dieſen Antrag mit Hohn zurückwies, traten aber— 
mals 22 aus, unter ihnen Wiedenmann, Fallati, 
Wurm, Rümelin u. A. Die Linke ſetzte nunmehr 
ihren langgehegten Wunſch durch, die beſchlußfähige Zahl 
auf 100 herabzuſetzen. Noch harrte der Nürnberger Hof 
aus, dem ſich die ſchwachen Reſte der frühern Central: 
parteien angeſchloſſen hatten. Als aber ein Aufruf an das 
deutſche Volk beſchloſſen und dabei die Aufnahme des 
Welckerſchen Zuſatzes, welcher zur Treue gegen die 
Reichsverfaſſung mahnte und fremde Ein— 
miſchung in unſere inneren Zwiſte zurückwies, 
abgelehnt worden war, da ſchied wieder ein Theil dieſer 
Minorität aus — beinahe die letzten Namen von allgemei⸗ 
nerem Klang auf dieſer Seite: Rieſſer, Welcker, 
Kierulff, Zachariä von Göttingen, Cetto, Bieder⸗ 
mann u. A., weil ſie nicht die Mitverantwortlichkeit für 
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Beſchlüſſe theilen mochten, durch welche die Verſammlung 
gänzlich ihre Aufgabe: ein Organ zur Durchführung der 
Verfaſſung für Deutſchland zu ſein, verleugnete. Drei 
Tage darauf erfolgte der Beſchluß wegen Verlegung der 
Verſammlung nach Stuttgart; die Nationalverſammlung 


zu Frankfurt hörte auf zu exiſtiren. 


V. 


Das innere Leben der Parteien. Parteiführer und 
Parteigenoſſen. 


Es war immer ſchon am Abend vorher wahrzunehmen, 
wenn die Tagesordnung der Nationalverſammlung für den 
nächſten Morgen wichtige Fragen in Ausſicht ſtellte. Dann 
begegnete man gewöhnlich noch in ſpäter Abendſtunde in 
der Gegend zwiſchen dem Roßmarkt, dem Liebfrauenberg 
und den angrenzenden Straßen Gruppen von Abgeordneten, 
welche bald nach der, bald nach jener Seite hin gingen, 
zurückkehrten, ſich kreuzten, auch wohl ſich vereinigten, um 
entweder gemeinfchaftlich ihren Weg fortzuſetzen, oder mit: 
ten auf der Straße einen diplomatiſchen Notenwechſel zu 
eröffnen. Es waren das die Deputationen, durch welche 
die verſchiedenen Parteien ſich gegenſeitig beſchickten, um 
für die bevorſtehenden Kämpfe des nächſten Tages entweder 
den gemeinſchaftlichen Schlachtplan zu verabreden, oder die 
Friedenspräliminarien feſtzuſetzen. Zwar fanden in der 
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Regel ſolche wechſelſeitige Beſchickungen nur zwiſchen den 
einander näherſtehenden und geſinnungsverwandten Par: 
teien ſtatt; in außerordentlichen Fällen jedoch unterhan— 
delte man auch mit dem politiſchen Gegner, beſonders wenn 
es galt, für einen zu erwartenden heißen Strauß die 
Kampfesſitte und die Art der Waffen im Voraus zu verab— 
reden, damit nicht durch unritterliches Weſen die gemein— 
ſame Waffenehre der Verſammlung vor den Augen der 
Welt beſchimpft werde. Gewöhnlich übernahm in ſolchem 
Falle einer der Clubs, welche der Rechten eben ſo nahe ſtan— 
den als der Linken, dieſes Vermittleramt; denn in die 
ariſtokratiſchen Räume des Café Milani hat wohl ebenſo 
wenig einer der trotzigen Republikaner des Deutſchen Hofes 
oder des Donnersbergs jemals den Fuß geſetzt, als umge— 
kehrt ein Mitglied der Partei Vincke-Radowitz in dieſe 
Hallen der Demokratie. 

Wer den Weg nicht ſcheute, konnte ſo an einem Abend 
vier, fünf verſchiedene Clubs beſuchen und dabei jeden in 
ſeiner beſonderen Eigenthümlichkeit kennen lernen. Einem 
ſolchen Beſucher mußte ſchon in der äußeren Haltung, 
ja, in den Verſammlungslocalen der Clubs eine frappante 
Verſchiedenheit auffallen. Die Herren vom Steinernen 
Haus oder Café Milani fand er in eleganter, comfortabler 
Umgebung mit gemeſſener Beobachtung feingeſelliger Formen 
verkehrend. Die Cigarre war hier verbannt, und ſelbſt die 
nothwendigen Lebensbedürfniſſe (für welche übrigens, na⸗ 
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mentlich im Café Milani, auch über das blos Nothwendige 
hinaus trefflich geſorgt war) mußten ſich in beſcheidener 
Ferne halten und durften den Ernſt der Verhandlungen 
nicht ſichtbar profaniren. 

Weniger ariſtokratiſch, doch ebenfalls gemeſſen in den 
äußeren Formen zeigte ſich das Caſino. Die Cigarre war 
zwar hier zugelaſſen, aber Eſſen und Trinken mußten ſich 
ebenfalls eine weite Trennung von dem Orte der Verhand⸗ 
lungen gefallen laſſen. Dieſe letzteren gingen, wie das 
ſchon die größere Zahl der Theilnehmer nöthig machte, mit 
einer gewiſſen Förmlichkeit und Umſtändlichkeit vor ſich. 
Ein grüner Tiſch, mit Papieren bedeckt, an welchem das 
geſchäftsleitende Mitglied des Vorſtandes und ein Protokoll— 
führer ſaßen, ſtand an dem einen Ende des Saales; vor 
demſelben und zu beiden Seiten zogen ſich Reihen von 
Stühlen hin, worauf die übrigen Mitglieder Platz nahmen; 
die Sprecher mußten, um beſſer gehört zu werden, an den 
Tiſch, zur Seite des Vorſtandes treten. Natürlich, daß, 
wer einmal dieſen bevorzugten Platz erobert hatte, ihn nicht 
ſogleich wieder aufgab (denn zum zweiten Mal an einem 
Abend ihn zu gewinnen, hielt ſchwer), daß daher die meiſten 
Redner die Geſellſchaft mit langen Vorträgen regalirten, 
und daß die ganze Verhandlung weniger einer vorbereitens 
den Beſprechung im Club, als einer förmlichen Debatte in 
öffentlicher Verſammlung glich. 

Je weiter nach links, deſto laxer wurden die Formen, 
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deſto unſcheinbarer die Dertlichkeiten, in denen die Clubs 
ſich bewegten. Schon bei den dem Caſino am nächſten 
ſtehenden (Augsburger Hof und Landsberg) erklang un— 
genirt mitten in die Berathung hinein das Klappern der 
Teller und Gläſer; im Württemberger Hof nun gar, wo 
man im ſchmalen Zimmer dichtgedrängt beiſammen ſaß, 
pflegte man ſich's an heißen Sommerabenden auch mit der 
Kleidung bequem zu machen, warf Rock und Halstuch ab, 
und ein Fremder hätte, bei flüchtigem Einblick, die ſo da— 
ſitzende Geſellſchaft gewiß weit eher für einen Studenten— 
commers angeſehen, als für eine Verſammlung von Aus- 
erkorenen des Volkes, welche die wichtigſten Intereſſen der 
Nation beriethen und unter denen ſich die höchſten Beamten 
des Reichs, Miniſter und Unterſtaatsſeeretäre befanden. 

Die Berathungen in dieſen mittleren Clubs waren we— 
niger breit und förmlich als im Caſino; gelehrte Vorträge 
und Reden wurden nicht gehalten, ſondern Jeder ſagte ſeine 
Meinung kurz und bündig, ohne Schmuck und Zierrath, 
von ſeinem Platze aus. Beſonders der Württemberger Hof 
in ſeiner guten Zeit, d. h. vor ſeinem inneren Zerfall, und 
ſpäter der aus ihm hervorgegangene Augsburger Hof ge— 
noſſen des Rufes einer bündigen und doch erſchöpfenden, 
nicht weitſchweifigen, doctrinären oder phraſenhaften Be⸗ 
handlung der zur Debatte geſtellten Fragen. - 

Bei der Linken war dies ſchon weniger der Fall; hier 
behauptete die Phraſe ihr Recht; hier ſuchte man ſich gegen⸗ 
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jeitig durch ſchwungvolle Reden voll der bekannten Schlag: 
wörter zu erhitzen und zu überbieten, um ſo mehr, je we— 
niger man nöthig hatte, ſich gegenſeitig zu überzeugen, 
oder geneigt war, die Fragen des Tages gründlich und 
ruhig zu erörtern — hatte man doch für Alles den Leiſten 
des Princips bereit, über den ſich jedes Ding ohne viel 
Mühe ſchlagen ließ. Dieſer Charakter der Clubverhand— 
lungen als Rede- und Lungenübungen oder als Reiz— 
mittel zur Anfeuerung des Parteienthuſiasmus, ward ſo 
weit ausgedehnt, daß der Deutſche Hof eine Zeit lang 
wöchentlich ein- oder zweimal öffentliche Sitzungen vor 
gefüllten Tribünen hielt, in denen ſeine Redner unter dem 
Publikum Propaganda zu machen ſuchten für ihre Partei⸗ 
anſichten. 

Die Mittelelubs, obſchon weit entfernt von ſolchem 
Schaugepränge, ſchloſſen ſich doch gegen Fremde, die ihren 
Berathungen beiwohnen wollten, nicht ab, ſo weit nicht 
der Gegenſtand der Berathungen durchaus vertraulicher 
Natur war. Nach rechts hin ward ſolcher Fremdenbeſuch 
weniger gern geſehen. Es gab dort noch Viele, welche ſich 
alles Ernſtes einbildeten, was unter hundert Menſchen ver- 
handelt werde (die ſich zum Theil nur ſehr oberflächlich 
kannten), das ſei leichter geheim zu halten, als wenn zu 
dieſen hundert noch ein Fremder hinzukomme. 

Charakteriſtiſch war auch das Verhältniß der verſchie— 
denen Parteien zu ihren Führern. Die ertremen Parteien, 
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welche einen ſcharf abgegrenzten Standpunkt einnahmen 
(mochte es nun ein Standpunkt des Principe oder des 
Intereſſes ſein), hatten Das mit einander gemein, daß die 
Führer, welche gleichſam das verkörperte Parteiprincip in 
ſich darſtellten, hier den ſtrengſten und willigſten Gehorſam 
fanden. Es iſt ſchwer zu ſagen, wer im Kreiſe ſeiner Par— 
teigenoſſen unumſchränkter herrſchte, ob Vincke oder 
Blum. Bei den mittleren Parteien fand eine ſolche Ab— 
hängigkeit und Hörigkeit ungleich weniger ftatt. Zwar 
hatten auch ſie ihre Führer, welche mehr oder minder vor— 
wiegenden Einfluß auf die Berathungen und Entſchließun— 
gen der Clubs ausübten; allein theils fand ſich in dieſen 
mittleren Regionen eine größere Summe von politiſcher 
Einſicht und Selbſtſtändigkeit vor, als an den Endpunkten, 
theils waren es hier wirklich mehr ſtaatsmänniſche An— 
ſchauungen, als abſtracte Prineipien oder einſeitige Inter: 
eſſen, welche die Richtung der Parteien beſtimmten, und 
ſolche ließen ſich nicht ſo leicht durch Schlagwörter oder 
kraft perſönlicher Autorität oetroyiren, mußten vielmehr 
im Wege der Erörterung und durch die Macht überzeugender 
Gründe gewonnen werden. War alſo immerhin perſönlicher 
Einfluß auch hier nicht ganz ausgeſchloſſen, ſo war es we— 
nigſtens kein ſo ungetheilter und unwandelbarer, kein ſo 
blindlings an der Perſon haftender, wie dort, ſondern ein 
ſolcher, der täglich neu erkämpft und behauptet ſein wollte 
durch wahre geiſtige Ueberlegenheit. Blieb doch ſelbſt das 
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„Profeſſorenregiment“, welches im Caſino das Szepter 
führte, auf die Länge nicht ohne Oppoſition, ward ſogar 
eine Zeit lang bei Seite geſchoben. 

So viel zur allgemeinen Charakteriſtrung der Parteien! 
Ich verſuche nun, die Zuſammenſetzung derſelben im Ein⸗ 
zelnen und die hervorragenden Perſönlichkeiten einer jeden 
zu ſchildern. Dieſer Schilderung lege ich den Stand der 
Parteien zu Grunde, welcher ſich ſeit Anfang dieſes Jahres 
durch die Ausſcheidung der zwei großen politiſchen Haupt⸗ 
gruppen der Verſammlung, der großdeutſchen und der 
erbkaiſerlichen (neben welchen als dritte die „verei— 
nigte Linke“ fortbeſtand) gebildet hatte. 


) Die Großdeutſchen. 


Ich beginne meine Schilderung der abe 

Gruppe mit den 
Mltra mon temen. 

Als deren Führer und Haupt galt 

5 Herr v. Rado witz. 
Ob mit Recht? wage ich nicht zu entſcheiden. Dürfte man 
auf einzelne hingeworfene Aeußerungen von Mitgliedern 
dieſer Partei Gewicht legen, ſo möchte man faſt glauben, 
daß es Herrn v. Radowitz in dieſer Hinſicht je zuweilen 
nach dem Spruch im Fauſt ergehe: „Du glaubſt zu 
ſchieben, und du wirſt geſchoben.“ Gewiß iſt, daß 
die Herrſchaft, welche Rad o witz über die Schaar der Ul⸗ 
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tramontanen ausübte, nicht um ein Haar weiter reichte, 
als ſeine eigene ſtrenge Unterordnung unter den Willen 
jener Macht, welcher allein unbedingt zu gehorchen dieſe 
Partei gelehrt und gewöhnt iſt, daß er nicht im Stande 
war, derſelben auch nur das kleinſte Zugeſtändniß abzu— 
gewinnen, wenn er ſie einmal, in beſter Ueberzeugung, daß 
ihr Zweck damit nicht beeinträchtigt werde, einen andern 
Weg führen wollte, als den ihnen Gewohnheit oder höherer 
Befehl vorgezeichnet hatte. So trennten ſich die Ultramon— 
tanen von Rado witz in der Frage wegen Einverleibung 
Deutſch⸗Poſens in den deutſchen Bund, weil ſie darin eine 
Gefahr für die katholiſche Kirche in Poſen erblickten, und 
achteten nicht darauf, daß Radowitz, um ſie zu beruhigen 
und ſich zu rechtfertigen, feierlich von der Tribune herab 
erklärte: „Sähe ich nur die geringſte Gefahr für die Kirche, 
ſo müßten und würden alle anderen Rückſichten, politiſche 
wie nationale, ſchweigen. Aber nach meiner innigſten Ueber— 
zeugung iſt eine ſolche Gefahr nicht vorhanden.“ So ver— 
ließen fie ihn abermals, als er für das preußiſche Erbkaiſer⸗ 
thum in die Schranken trat. Selbſt ſein treuer Schild— 
knappe Bally ließ ihn dieſesmal im Stich. Merkwürdig 
war mir eine Aeußerung, die ich bei dieſer Gelegenheit von 
einem Mitgliede der Rechten, alſo einem der politiſchen 
Geſinnungsgenoſſen des Herrn v. Radowitz (freilich kei— 
nem Ultramontanen), vernahm. Er meinte: „Vielleicht 
ſei es Herrn v. Rado witz gar nicht unangenehm geweſen, 
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daß feine Partei in dieſer Frage gegen ihn geſtimmt habe, 
da er ſelbſt um ſeiner Stellung willen nicht wohl anders 
hätte ſtimmen können.“ Ich führe Dieſes nur an, um zu 
zeigen, wie wenig Zutrauen Herr v. Rado witz ſogar bei 
Denen genoß, die mit ihm auf gleichem politiſchem Stand— 
punkte und in den engſten perſönlichen Beziehungen ſtanden. 
Andere, noch ſchlagendere Beweiſe haben mir Dies neuerdings 
beſtätigt. Kein Wunder, wenn ein gleiches Mißtrauen gegen 
ihn noch weit mehr in den übrigen Fractionen des Hauſes 
herrſchte. Um ſo ſtaunenswerther war die faſt zauberhafte 
Gewalt, welche ſein Talent und ſeine Perſönlichkeit, ſo oft 
er auftrat, auf die Verſammlung übten. Als Radowitz 
zum erſten Male die Tribune betrat, ward er von der Lin— 
ken mit unverhohlenen Zeichen des Widerwillens, von den 
Centren mit Kälte aufgenommen. Aber ſchon beim zweiten 
Auftreten waren jene Unterbrechungen verſtummt, war dieſe 
Gleichgültigkeit in die lebendigſte Aufmerkſamkeit überge— 
gangen, und ſeitdem gab es keinen Redner im ganzen Hauſe, 
der mit ſo geſpannter Theilnahme, mit einer ſolchen faſt 
andächtigen Ruhe angehört wurde, wie er. Der Zauber, 
wodurch Herr v. Rado witz dieſes Wunder wirkte, beſtand, 
neben dem Reiz ſeiner myſteriöſen Perſönlichkeit und ſeinen 
vielbeſprochenen und vielgedeuteten Antecedentien, hauptſäch⸗ 
lich in der außerordentlichen Sicherheit und Beſtimmtheit, 
womit er ſeine Anſichten vortrug, nicht wie Meinungen, 
über die ſich ſtreiten laſſe, ſondern wie Orakelſprüche, an 
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die Jeder glauben müſſe, in dem Anſchein von Aufrichtig— 
keit und Offenheit, welchen alle ſeine Aeußerungen an ſich 
trugen, in der feſten Gliederung und dem architektoniſch 
ſchönen Bau ſeiner Redeſätze, die wie granitne Würfel einer 
an den andern gefügt hervortraten, endlich in einer, neben 
jener Schärfe doppelt wohlthuenden, verſöhnlichen Objec— 
tivität ſeiner Anſchauungsweiſe, die auch da, wo ſie noch 
ſo entſchieden den Standpunkten anderer Redner entgegen— 
trat, Dies nie unter der Form einer ſubjectiven Parteian— 
ſicht that, ſondern immer ſo, als ob der Redner darin nur 
das Gebot einer höheren Nothwendigkeit vollziehe, als ob 
er eben nicht anders könne. Rado witz arbeitete feine Re— 
den ſorgfältig aus, trug ſie aber ſo vor, daß, wer ihn nicht 
ſcharf beobachtete, glauben mußte, er ſpreche vollkommen 
frei. Was er ſagte, war kurz, gedrungen, kein Wort zu viel 
und keines an einem anderen Platze, als wohin es gehörte, 
um zu wirken. Es war, als hätte Rado witz die hierarchi— 
ſche Ordnung und Diseiplin, die er als höchſtes Geſetz im 
Völkerleben anerkennt, ſich auch in ſeinen Reden zur Regel 
gemacht. Religiöſe Streitfragen wußte er, wenn ſie in die 
politiſche Debatte gemiſcht wurden, mit Takt und Geſchick 
daraus zu entfernen. Ein einziges Mal betheiligte er ſich an 
einer Debatte kirchlichen Inhalts, damals, als die Tren— 
nung der Kirche vom Staat zur Frage ſtand. Hier war es, 
wo er die, vom Hauſe ziemlich ungläubig aufgenommene 


Verſicherung gab, daß ſeine, d. h. die katholiſche Partei 
Erinnerungen a. d. Paulskirche. 12 
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ſelbſt die Zurückführung der Jeſuiten nach Deutſchland nicht 
wolle, nicht für zeitgemäß und nothwendig halte. Neben 
feinen oratoriſchen Talenten beſaß Radowitz in hohem 
Grade die Kunſt, im perſönlichen Umgange Andere für 
ſich einzunehmen. Sein Reichthum an Kenntniffen, feine 
geiſtvolle Art, die Dinge aufzufaſſen, und ſein Talent, 
einem Jeden die Seite abzulauſchen, wo er am leichteſten 
zugänglich war, wirkten hierbei zuſammen. Jedem Gegen— 
ſtande wußte er durch ſcharfſinniges Eingehen ein beſonde— 
res Intereſſe abzugewinnen, und, während er ſich in der Un— 
terhaltung ganz hinzugeben und rückhaltslos ſein Inneres 
zu erſchließen ſchien, ſagte er doch nie mehr, als er gerade 
wollte und als nöthig war, um den andern Theil offen— 
herzig und zutraulich zu machen. Er iſt ein trefflicher Ken- 
ner menſchlicher Leidenſchaften und Schwächen und rechnet 
mit dieſen wie der Mathematiker mit Zahlen. Auch weiß 
er ſich ſeinen Umgebungen anzupaſſen, ſo weit er dies für 
ſeinen Zweck nöthig findet, iſt daher in der Form ſeiner 
Meinungen ſehr elaſtiſch und ſcheut ſelbſt den Wechſel nicht, 
während er ſein Ziel nie aus dem Auge verliert. 

Die Worte find bekannt, welche Rado witz einmal in 
der Nationalverſammlung ſprach: „Man dient dem Vater— 
lande am beſten, wenn man in Berlin ſehr deutſch, in 
Frankfurt ſehr preußiſch iſt.“ Damals ahnte wohl 
Niemand, vielleicht er ſelbſt kaum, daß er bald in die 
Lage kommen würde, dieſen Spruch in ſolchem Umfange 
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zu bewahrheiten, wie es ſpäter in ſeine Hand gegeben war. 
Radowitz ward nach Berlin berufen, um den König in 
der deutſchen Verfaſſungsfrage zu berathen, zu der Zeit, 
wo zwar die unbedingte Annahme der zu Frankfurt beſchloſ— 
ſenen Reichsverfaſſung und der auf Grund derſelben dem 
König angebotenen Kaiſerkrone bereits verweigert, die defi— 
nitive Ablehnung aber noch nicht ausgeſprochen war. 

Wie hat Radowittz in dieſer wichtigen Stellung jenes 
Wort gelöſt, welches er als Abgeordneter in Frankfurt ge— 
geben? Iſt er in Berlin „ſehr deutſch“ geweſen oder nicht? 
Sonderbarer Weiſe hört man auch hierüber, wie beinahe 
über alle Acte der politiſchen Wirkſamkeit des Herrn v. Ra⸗ 
do witz, die allerwiderſprechendſten Auslegungen, und das 
aus dem Munde von Leuten, welche, die Einen wie die 
Anderen, ihm ſehr nahe zu ſtehen und ihn ganz genau zu 
kennen verſichern. Während die Einen in ihm augenblicklich 
den alleinigen Hort der deutſchen Einheitsidee erblicken, ge— 
genüber den Beſtrebungen Derer, welche das Chaos des alten 
Staatenbundes oder etwas dem Aehnliches wiederherſtellen 
möchten, namentlich gegenüber der bayeriſchen und öſter— 
reichiſchen Politik, können ſich die Anderen nicht von der 
Anſicht trennen, daß Rado witz dennoch in feiner ganzen 
Behandlung der deutſchen Verfaſſungsfrage von einer tief— 
gewurzelten Vorliebe für Oeſterreich und von einer unwan⸗ 
delbaren Rückſichtnahme auf gewiſſe „höhere Principien“ ges 


leitet werde, denen er alles Andere opfere. Ich muß hier 
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abermals eine Thatſache anführen, welche zwar nicht Ra— 
do witz ſelbſt, aber doch die Meinung der Leute über ihn 
charakteriſirt. An dem Tage, wo die ſogenannte Kaiſer— 
deputation von dem König den abſchlägigen Beſcheid er— 
hielt, wollte man durchaus Rado witz in Berlin oder 
deſſen Nähe geſehen haben. Man wollte wiſſen, daß eine 
günſtigere Antwort vorbereitet geweſen, daß aber plötzlich 
ein unbekannter Einfluß dazwiſchen getreten ſei, der die 
ſchlinme Wendung der Sache herbeigeführt habe. Wer 
anders konnte Dies fein, als Rado witz? So ſehr war 
man gewöhnt, anzunehmen, daß Rado witz überall die 
Hand im Spiele habe, überall geheime Fäden auswerfe — 
und zwar keine ſchwarz-roth⸗goldenen. 

Die offenkundigen Handlungen des Herrn v. W 
witz geben eben ſo wenig einen feſten Anhalt zur Beurthei⸗ 
lung ſeiner eigentlichen Abſichten in Betreff der deutſchen 
Frage. In ſeiner Rede über den Welckerſchen Antrag — 
jener Rede, welche eine ſo tiefe Bewegung in der Verſamm⸗ 
lung hervorrief — ſprach Rado witz, nachdem er feine 
Bedenken gegen die zu ſehr centraliſirende Tendenz des Ver— 
faſſungsentwurfes dargelegt, die bedeutungsvollen Worte: 
„Dennoch, meine Herren, bin ich davon durchaus und voll- 
kommen überzeugt, daß wir dieſen Weg jetzt nicht verlaſſen 
können; der Verfaſſungsentwurf iſt auf geſetzlichem Wege 
zu Stande gekommen, er hat in den weſentlichſten Theilen 
vielſeitige Zuſtimmung gefunden, er kann nie direct 
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oder indirect beſeitigt oder durch Machtſprüche 
erſetzt werden. Wer für den Ausgang unſerer 
Wirren einen ſolchen Gedanken faßte, deſſen 
Vermeſſenheit könnte nicht tief genug beklagt 
werden.“ Und dennoch machte ſich wenige Wochen ſpäter 
Herr v. Radowitz zum Werkzeug oder gar zum Leiter 
einer Politik, welche es unternahm, die Frankfurter Ver— 
faffung nicht blos zu „beſeitigen“, ſondern „durch Macht— 
ſprüche“, d. h. durch eine lediglich zwiſchen drei Regierun— 
gen vereinbarte Verfaſſung, zu „erſetzen“! Man könnte zwar 
zur Rechtfertigung des Herrn v. Radowitz ſagen: die 
Verſammlung habe damals den Rath, den er ihr gegeben, 
nicht befolgt; dadurch ſei jene Wendung der Sache herbei— 
geführt worden, zu der er dann, da ſie nicht mehr rück— 
gängig zu machen war, ſelbſt die Hand geboten habe, um 
wenigſtens die nun einmal eingeſchlagene Bahn zu dem 
möglichſt erwünſchten Ziele zu leiten. Aber jener Rath 
ſelbſt war ein ſolcher, der zwar ehrlich und gut gemeint ſein 
konnte, dem ſich aber, wenn man ihn mit argwöhniſchem 
Blick betrachten wollte, eben ſo leicht Hinterhaltgedanken 
unterlegen ließen. Denn was rieth Herr v. Radowitz der 
Verſammlung? Sie ſollte nach abgeſchloſſenem Verfaſſungs⸗ 
werk nicht ſofort zur Wahl des Oberhauptes ſchreiten, ſon⸗ 
dern die Regierungen auffordern, ihren Anſchluß an den 
Bundesſtaat rückhaltlos zu erklären, erſt nach Eingang die⸗ 
ſer Erklärungen aber die Wahl vornehmen. 
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Unter andern Verhältniſſen wäre dieſer Rath unftreitig 
ein ſehr beachtenswerther, ja vielleicht der beſte geweſen; 
allein unter den Verhältniſſen, welche damals in Frankfurt 
obwalteten, war es ſicherlich ein ſehr gefährlicher. Herr v. 
Radowitz konnte ſich darüber nicht wohl täuſchen, daß 
eine einfache Erklärung des Anſchluſſes oder Nichtanſchluſſes 
von den größeren deutſchen Staaten, namentlich Oeſter— 
reich und Bayern, nicht erfolgen, ſondern daß man von 
dieſer Seite her, geſtützt auf das Vereinbarungsprincip, eine 
Aenderung gewiſſer Punkte der Verfaſſung, insbeſondere 
des Beſchluſſes über die Oberhauptsfrage, fordern würde. 
Herr v. Radowitz wußte ferner, daß die ſehr ſtarke Par— 
tei in der Verſammlung, welche um jeden Preis das Erb— 
kaiſerthum beſeitigen wollte, falls ſie bei Feſtſtellung der 
Oberhauptsfrage in zweiter Leſung unterläge, jeden Anlaß 
und Vorwand begierig ergreifen würde, um eine Reviſion 
dieſes Beſchluſſes zu bewirken, und er wußte eben ſo gut, 
daß dieſe Partei durch täglichen Zuwachs öſterreichiſcher Ab— 
geordneten in kurzer Zeit dermaßen verſtärkt werden könnte, 
daß dann an eine Durchſetzung der Erbkaiſeridee nicht mehr 
zu denken, vielmehr der Sieg entweder dem Directorium 
oder irgend einer andern Baſtardform der Centralregierung 
ziemlich gewiß wäre. Er, der kluge Kenner und Berechner 
politiſcher Combinationen, mußte alſo begreifen, daß nur 
ein raſcher und kühner Abſchluß des Verfaſſungswerkes das 
Vaterland vor der Gefahr einer abermaligen Vernichtung 
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jeiner theuerſten Hoffnungen und vor dem Schlimmſten, 
was geſchehen konnte, zu retten vermochte, davor nämlich, 
daß die Nationalverſammlung ſelbſt eine Verfaſſungsform 
beſchlöſſe, welche den lauten und begründeten Anforderun— 
gen der Nation an eine ſtarke einheitliche Regierung wi— 
derſpräche und welche doch, als der formell geſetzliche Wille 
der Nationalvertreter, auf unbedingte Geltung Anſpruch 
hätte. Dieſe Eventualität, die Herrn v. Radowittz nicht 
verborgen ſein konnte, durfte er auf keine Weiſe begünſtigen, 
ſowohl wenn er „ſehr deutſch“, als wenn er „ſehr pre us 
ßiſch“ geſinnt war. Auch ſchien er ſelbſt das Gewicht der 
Thatſachen, die ſeinen Rath unannehmbar machten, zuzu— 
geſtehen. „Ich werde für jeden Antrag ſtimmen,“ ſagte er, 
„der zum Abſchluſſe unſeres Verfaſſungswerkes führen kann; 
ich fühle mich in meinem Gewiſſen dazu gedrungen.“ Und 
in der That ſtimmte er für den Welckerſchen Antrag, ohne 
auf dem ſeinigen zu beharren. 

Es liegt nahe, hier einen Vergleich anzuſtellen zwiſchen 
der Handlungsweiſe des Herrn v. Rado witz und jener des 
Herrn v. Vincke in Bezug auf die von der Nationalver— 
ſammlung endgültig beſchloſſene Verfaſſung. Herr v. VWincke 
(wäre er zu jener Zeit in Frankfurt geweſen) würde ſich 
vielleicht kaum haben entſchließen können, für den Welcker⸗ 
ſchen Antrag zu ſtimmen, weil derſelbe ſeinem Grundſatze 
von der Vereinbarung und der freien Zuſtimmung der Re— 
gierungen zuwiderlief und Herr v. Vincke in Sachen des 
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Grundſatzes unbeugſam iſt. Allein, nachdem einmal die Ver— 
faſſung — wennſchon gegen ſein Princip — zu Stande ge— 
kommen war und er die Nothwendigkeit einſah, daß ſie 
raſch ins Leben trete, wenn nicht abermals Alles ins 
Schwanken kommen ſollte, verfuhr Herr v. Vincke als 
echter Patriot und als ein Staatsmann, der große Zwecke 
mit großen Mitteln verfolgt, indem er zur ungeſäumten 
und unbedingten Annahme der Krone ſammt Verfaſſung 
rieth. Hätte Radowitz, als er nach Berlin berufen ward, 
dem König daſſelbe gerathen und feinen ganzen perfönlichen 
Einfluß dafür eingeſetzt — wer weiß, ob nicht noch zur 
rechten Zeit auf den Weg eingelenkt worden wäre, welcher 
einen raſchen, ſichern und unblutigen Abſchluß des Verfaſ— 
ſungswerkes verſprach! Und Herr v. Rad owitz konnte 
dieſen Rath leichter ertheilen, als Herr v. Vincke, da er 
die Frage gleich anfangs nicht vom Standpunkte eines ſtar— 
ren Rechtsprincips, ſondern vom Standpunkte der Staats: 
klugheit betrachtete, dieſer Standpunkt aber, wie Herr v. 
Vincke ſo glänzend nachgewieſen hat, auch der preußiſchen 
Regierung den raſcheſten Abſchluß der Verfaſſungswirren 
dringend gebot. Aber Radowitz ging nach Berlin mit 
der feſtſtehenden Abſicht, dem König nicht zur unbedingten 
Annahme der Verfaſſung zu rathen, vielmehr zur Einſchla— 
gung des Weges, der ſeitdem wirklich von Berlin aus ver— 
folgt worden iſt. Drei Richtpunkte bezeichnen dieſen Weg, 
und alle drei ſtimmen eben ſo ſehr zu der eigenthümlichen 
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Tendenz und Sinnesart des Herrn v. Nadowig, wie zu 
der ſeines königlichen Freundes; es läßt ſich daher wohl be— 
greifen, wie ein Rath, in dieſer Richtung gegeben, von der 
andern Seite gern entgegengenommen und befolgt wurde. 
Das Eine iſt die Wiederherſtellung des Legitimitätsprincips 
durch Zurückweiſung der dem König im Namen des Volkes 
dargebotenen Krone. Damit war es, bei Rado witz wenig— 
ſtens gewiß, nicht blos auf eine pedantiſche Rechts- oder 
Gewiſſensfrage abgeſehen, ſondern er hatte dabei, wenn 
mich nicht Alles täuſcht, die ſehr praktiſche Rückſicht im 
Auge, daß eine vom Volke den Fürſten octroyirte Verfaſ— 
ſung ihren demokratiſchen Urſprung auch in ihrer Entwicke— 
lung nicht verleugnet, daß dagegen umgekehrt eine von den 
Fürſten zu Stande gebrachte zu einer Wiederbelebung und 
Ausbreitung des alten Legitimitätsprincips in allen Thei— 
len des Staatslebens den fruchtbaren und unvertilgbaren 
Keim in ſich trägt. Damit hängt das Zweite eng zuſam⸗ 
men, die Zurückdämmung des demokratiſchen Elements, 
welches ſich namentlich im Reichswahlgeſetze gar bedenklich 
breit zu machen ſchien, und die Herſtellung einer „dynami⸗ 
ſchen“ Grundlage der Staatsordnung in der Gliederung der 
Wähler nach Claſſen. In dieſer künſtlichen Combination 
glaube ich ganz Herrn v. Radowitz zu erkennen. Iſt nicht 
darin das alte germaniſche Ständeweſen wenigſtens ſymbo— 
liſch nachgebildet, wenn auch überſetzt in das moderne Ver: 
hältniß der Einzelnen zum Staate, die Steuerzahlung z 
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Nur die beſondere Vorliebe des Herrn v. Rado witz für 
dieſes Prineip der Wahlen (worin er nicht mit Unrecht den 
Ausgangspunkt einer ganzen Reihe von Reſtaurationen ſo— 
genannter „organiſcher“, d. h. antidemokratiſcher Zuſtände 
ſehen mag), eine Vorliebe, die beim König leicht Anklang 
fand, macht es erklärlich, wie die unbedingte Annahme 
dieſes Prineips beim Beitritt zu dem Berliner Entwurf ge⸗ 
fordert werden konnte, da doch ſonſt zu einer ſolchen un— 
trennbaren Verknüpfung des Wahlgeſetzes mit der Verfaſ⸗ 
ſung kein Grund vorlag, ein Getrennthalten Beider viel— 
mehr die Durchführung der letzteren bedeutend erleichtert 
haben würde. Das Dritte, worauf Rado witz entſcheiden— 
den Werth legt, iſt das Verhältniß zu Oeſterreich. Hier 
aber iſt eben der dunkle Punkt, wo das eigentliche Wollen 
und Können des Herrn v. Radowitz in ein undurchdring-⸗ 
liches Dunkel gehüllt iſt. Vertritt Herr v. Radowitz 
wirklich den Gedanken einer wahrhaft nationalen Politik, 
wie ſie für Deutſchland und Preußen gleichermaßen noth 
thut, gegenüber den Bundestagsgelüſten Oeſterreichs? Oder 
dient er dem preußiſchen Intereſſe (welches hier zugleich das 
deutſche ift) nur inſoweit, als daſſelbe nicht mit jenen „hö— 
heren Principien“ in Widerſtreit geräth, denen, wie genaue 
Beobachter dieſes merkwürdigen Mannes verſichern, er alles 
Andere nachſetzt? Oder endlich iſt er ſelbſt unfrei und ges 
hemmt in Dem, was er thun möchte? Stehen hinter ihm 
andere Mächte, welche ſeine Plane durchkreuzen? Ueber dieſe 
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Fragen ganz ins Reine zu kommen, ſcheint bisher ſelbſt 
Solchen nicht gelungen zu fein, die Herrn v. Rad owitz 
ziemlich nahe zu ſtehen und ſeines Vertrauens gewürdigt 
zu ſein glauben. Herr v. Rad o witz hat ſeine Anſichten 
über das Verhältniß Oeſterreichs zu Deutſchland in kurzer 
Zeit mehrfach modificirt. Zuerſt, noch am Anfange dieſes 
Jahres, ſtellte er ein ſehr künſtlich combinirtes Syſtem auf, 
nach welchem Großöſterreich, Deutſchland inel. Deutſch— 
öſterreichs und Kleindeutſchland in Geſtalt dreier concentri— 
ſcher Kreiſe mit einander verbunden werden ſollten. Da— 
mals widerrieth er den Abſchluß eines Bundesſtaates ohne 
Oeſterreich, und zwar, wie er verſicherte, „weil er Deutſch— 
land, weil er Preußen liebe“. Doch enthielt er ſich der Ab— 
ſtimmung über das Gagernſche Programm. Jetzt, von Ber: 
lin aus, hat er mit dem Kabinette von Olmütz über eine 
„Union“ Oeſterreichs mit dem deutſchen Bundesſtaate zu 
unterhandeln verſucht. Das ſcheint der Gagernſche Ge: 
danke zu ſein. Aber doch iſt Etwas darin, was entweder 
an dem diplomatiſchen Scharfſinn des Herrn v. Radowitz, 
oder an ſeiner aufrichtigen Liebe zu dem Bundesſtaate irre ma⸗ 
chen könnte. Das iſt die gemeinſame Leitung gewiſſer Ange: 
legenheiten, beſonders der äußeren, zwiſchen Oeſterreich und 
Preußen. So weiß man immer wieder nicht, ob der Angel- 
punkt unſerer deutſchen Staatenverhältniſſe künftig, nach des 
Herrn v. Rado witz Abſicht, in dem deutſchen Reichstag oder 
in dem öſterreichiſch⸗-preußiſchenUnionsdirectorium liegen ſoll. 
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Es gehört zu den Eigenthümlichkeiten dieſer unge: 
wöhnlichen Perſönlichkeit, daß ſie ſich in Geheimniſſe 
hüllt und für alle ihre Umgebungen immer unberechen— 
bar daſteht, während ſie ſelbſt aus dieſem Dunkel her— 
aus um ſo ſicherer die Ziele und die Mittel ihres Wirkens 
berechnet. Wenn daher augenblicklich die katholiſch-öſter⸗ 
reichiſche Partei ein lautes Zetergeſchrei über Herrn v. Ra— 
dowitz erhebt, daß er ihre Sache verrathe, jo halte ich 
Dies eben ſo wenig für ein ausreichendes Kennzeichen der 
aufrichtig deutſchen Politik des Herrn v. Radowitz, als 
ich aus den Stimmen, welche dieſen Staatsmann als den 
letzten Widerhalt gegen das Hereinbrechen Leo-Gerlach-Thie⸗ 
leſcher Reſtaurationsideen preiſen, die Beruhigung ſchöpfen 
kann, daß dieſe Ideen bei fortdauerndem Rado witzſchen 
Einfluſſe nicht gleichfalls, vielleicht weniger plump, aber 
um ſo gefährlicher, wieder in das preußiſche Regierungs⸗ 
ſyſtem hineinſchlüpfen möchten. Selbſt die neueſte Rede 
dieſes Staatsmannes, wie vortrefflich ſie iſt, kann mich 
über ſeine Intentionen nicht völlig beruhigen. Denn, ſo 
gut er damals in Frankfurt es für „vermeſſen“ erklärte, die 
dort beſchloſſene Verfaſſung durch Machtſprüche verdrängen 
zu wollen, und doch wenige Wochen darauf ſelbſt an dieſer 
Vermeſſenheit ſich betheiligte, ebenſowohl könnte er jetzt, 
während er mit Begeiſterung von dem ſtarken Bundesſtaate, 
und mit Entſchiedenheit von der Unmöglichkeit eines Ein⸗ 
gehens auf die öſterreichiſchen Pläne ſpricht, insgeheim an 
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die Möglichkeit eines ſolchen Eingehens und an feine 
Theilnahme daran denken. 

Warum aber, wenn dem ſo iſt, wenn Herr v. Rado— 
witz ſo wenig oder eigentlich gar keine Bürgſchaften dafür 
bietet, daß er mit aufrichtigem Sinn der deutſchen Sache 
diene, warum haben jene Männer in Gotha, die doch ge— 
wiß gute und verſtändige Patrioten ſind, ihre Unterſtützung 
dieſem Manne gewährt? Man würde unrecht thun, wenn 
man glauben wollte, die dort ausgeſprochene, immer auch 
nur bedingte Adhäſion an das Berliner Verfaſſungsproject 
habe ein Vertrauensvotum für Herrn v. Radowitz fein 
ſollen. Inſoweit die Rado witzſche Politik eine wirklich 
deutſche iſt, inſoweit ſie wirklich einen deutſchen Bun— 
desſtaat mit einheitlicher Executive und einer Natio— 
nalvertretung in Staaten: und Volkshaus anſtrebt, 
inſoweit, und nur inſoweit, mag und ſoll ſie eine 
Stütze finden in jener Erklärung der Centralpartei. Ob 
Radowitz wirklich Dies und nur Dies wolle, oder ob 
ſeine Politik in der deutſchen Sache noch mit andern Hin— 
tergedanken ſchwanger gehe, darüber waren auch in Gotha 
die Meinungen ſehr getheilt. Alle wünſchten und Viele 
hofften auch, daß Rado witz mit ſeinem überlegenen Geiſte 
den im deutſchem Volke lebenden Drang nach einer feſten 
Einheit in ſeiner vollen Berechtigung begreifen, daß er die 
Unmöglichkeit, dieſen Drang abermals zu täuſchen, ohne 
die Gefahr einer neuen, furchtbaren Exploſion herbeizu⸗ 
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führen, einſehen, daß er wenigſtens aus Klugheit, wenn 
nicht aus Hingebung an die Idee, in dieſem Sinne ſeinen 
Einfluß auf den König benutzen werde. Andere freilich er— 
innerten daran, wie Radowitz früher ſchon feinen Geiſt 
einer Politik geliehen, die auch in ihren kurzſichtigen Be— 
rechnungen jenen Factor des Wolksgeiſtes gar nicht oder 
viel zu gering in Anſatz brachte und darum ſchmählich Ban⸗ 
kerott litt, wie er die Möglichkeit und Dauer einer künſt— 
lichen Compreſſion der Volkskraft ſelbſt dort überſchätzt 
habe, wo deren Unhaltbarkeit ſchon längſt eine geſchichtliche 
Thatſache geworden war; könnte ihm daſſelbe nicht weit 
leichter in Deutſchland begegnen, wo die ganze Vergangen— 
heit der Nation eine ſolche Täuſchung ſo ſehr begünſtigt? 

Ich wünſche von Herzen, daß jene Erſten mit ihren 
Hoffnungen und ihrer Zuverſicht auf Radowitz Recht be— 
halten mögen; aber ich fürchte beinahe, Radowitz wird 
auch diesmal „ſo klug ſein, nicht klug zu ſein“; er wird 
aus den mechaniſchen Gewaltmitteln der Macht, aus der 
Schlechtigkeit und Schwäche der Menſchen ſich einen Plan 
combiniren und einen politiſchen Kunſtbau emporgipfeln, 
der eine Zeit lang ſtolz und ſtattlich daſtehen und den klu— 
gen Baumeiſter loben mag, der aber hoffentlich noch we— 
niger „feſt wie Eiſen“ ſein wird, als im Jahre 1848 Lud⸗ 
wig Philipps Thron. 

Anaſtaſius Grün (der als Graf Auersperg auch eine 
Zeit lang, leider nur zu kurz, Mitglied des Parlaments war) 
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hat in feinen trefflichen „Spaziergängen eines Wiener Poe— 
ten“ die Mönche eingetheilt in „Dicke“ und „Dünne“. Aehn⸗ 
lich könnte man die Ultramontanen in der Paulskirche ein⸗ 
theilen in „Grobe“ und „Feine“. Zu den Groben würden 
gehören: Laſſaulx, Beda Weber, Gfrörer, Buß, 
zu den Feinen: Döllinger, Dieringer, Ketteler. 
Abwechſelnd fein und grob zeigten ſich Reichensperger 
und Edel. Eine dritte Claſſe bildeten die Langweiligen und 
Ungeſchickten (in dieſer Partei eine Seltenheit), wohin ich 
vor Allen Sepp und Linde rechne, dann Philipps, H. 
Müller, Knoodt und Clemens. Unter den Groben 
repräſentirten Buß und Gfrörer den derben Volksred— 
nerton des Capueiners, Laſſaulx war bald cyniſch un— 
verſchämt, bald hämiſch; in einer klareren Atmoſphäre und 
mit höherem Schwunge bewegte ſich der Humor des Tyro⸗ 
lers Beda Weber, der zwar gewöhnlich ſcharf und beißend 
bis auf's Blut einſchnitt, aber ſich doch ſo unbefangen gab 
und mit jo geſundem Witze und fo naturwüchſiger Anſchau— 
ung der Dinge gewürzt war, daß ſelbſt der Getroffene ſich 
in der Regel mehr zum Lachen, als zum Aerger gereizt fand. 
Nicht mit Unrecht hat man ihn den Abraham a Santa 
Clara der Paulskirche genannt. Unter den Feinen war Döl— 
linger der Feinſte, eine rechte Jeſuitengeſtalt, verdünnt 
und vergeiſtigt durch ſcharfes, unabläſſiges Denken und 
Sinnen im Dienſte der Kirche. Auch Dieringer iſt ein 
feiner Kopf und gewandter Dialektiker. Schwungvoller und 
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musculöſer in feinen Reden, als beide Vorgenannte, war 
Ketteler, der feurige Apoſtel des Glaubens, deſſen Ver— 
dammungseifer gegen alles außerhalb der alleinſeligmachen— 
den Kirche Stehende ſelbſt vor der Friedenspalme auf Lich— 
nowskys Sarge nicht zurückwich. Bei Reichensperger 
und Edel geſellte ſich zu der Verſchlagenheit wohlgeſchulter 
Jünger der Propaganda die Kunſt juriſtiſcher Dialektik. 
Edel hatte dabei noch den Vortheil, Unkundige durch den 
äußeren Schein einer gewiſſen Offenheit und Geradheit zu 
täuſchen, obſchon kaum ein Anderer ſo ſehr ſeine eigenen 
früher bekannten Ueberzeugungen, ja, ſeine ausdrücklichen 
Verſicherungen Lügen geſtraft hat, als er — Alles i. m. 
D. g. Reichenspergers glatte und ewiglächelnde Züge 
hatten ſchon weniger Zutrauenerweckendes. Er ſowohl, wie 
Edel, waren Mitglieder des Caſino, letzterer ſogar eine 
Zeit lang deſſen Vorſtand. Bei der großen Parteiſcheidung 
zu Ende des vorigen Jahres traten Beide zur ultramontan— 
öſterreichiſchen Partei über. 

Was außer den Ultramontanen zur großdeutſchen Par— 
tei gehörte, das waren theils Oeſterreicher — und 
zwar dieſe beinahe ohne Ausnahme —, theils Bayern — 
meiſt Altbayern und Schwaben, außerdem Beamte —, 
theils andere Partikulariſten, endlich politiſche Sonderlinge 
und Querköpfe. Zu den letztern rechne ich die Herren Heck— 
ſcher, Jürgens, Ahrens, M. Mohl und Wuttke. 
Nicht minder würde ich unſeren gefeierten Sänger Uh land 
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dahin zählen müſſen, falls man nicht dieſem auch auf poli— 
tiſchem Gebiet eine gewiſſe poetiſche Freiheit zu Gute halten 
will. Denn auch er war in ſeinen Abſtimmungen ziemlich 
unberechenbar und folgte, wie es ſchien, mehr ſeinem poeti— 
ſchen Gefühle, als dem kalt abwägenden politiſchen Verſtande. 

Herr Heckſcher, der ehemalige Reichsminiſter des 
Auswärtigen, hatte ſchon im Fünfzigerausſchuſſe jenen 
Sonderlingsgeiſt verrathen, der ſich im plötzlichen Um— 
ſpringen von einer Stimmung auf eine andere, in der hals— 
ſtarrigen Vertheidigung von Anſichten, welche den von der 
Mehrheit angenommenen widerſprechen, in einer gewiſſen 
Rechthaberei und einem Gefallen an den Triumphen des 
eigenen Scharfſinns kundgiebt. Nicht anders zeigte er ſich 
in der Nationalverſammlung. Er war geſchätzt und ge— 
fürchtet als ein Meiſter haarſcharfer Dialektik, als ein Red— 
ner von großer Kraft und Präciſion des Ausdruckes und 
von ſchonungsloſer Derbheit in der perſönlichen Polemik. 
Sein klares Expoſé über die Verhältniſſe Schleswig-Hol⸗ 
ſteins und ſein gewandter Schlußvortrag als Berichterſtatter 
in dieſer Sache brachten ihm viel Lob ein, obſchon deren 
glänzendſte Seite ebenfalls in der hartnäckigen Vertheidigung 
von Anſichten beſtand, die mehr juriſtiſch ſpitzfindig, als 
politiſch richtig waren. Ob ſie ſeine Befähigung zum Mi— 
niſter des Auswärtigen hinreichend documentirten, iſt eine 
andere Frage. Indeß ward er Miniſter. Ueber ſeine Amts⸗ 
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daß die Schwierigkeiten, mit denen er zu kämpfen hatte, 
ſehr groß waren, und daß ein mehr als gewöhnliches ſtaats— 
männiſches Talent dazu gehört haben würde, über dieſe 
Schwierigkeiten zu triumphiren. Daß Heckſcher ein ſolches 
nicht beſaß, darf man behaupten, ohne ihm zu nahe zu 
treten. Als das in Folge des Malmöer Waffenſtillſtandes 
am 5. September geſtürzte Miniſterium am 16. September 
die Majorität wieder erlangte und am 18. September ſeine 
Functionen mit voller Verantwortlichkeit von Neuem ans 
trat, blieb Heckſcher allein ohne Portefeuille. Der Haß 
des Volkes, der ſich vorzugsweiſe auf ihn geworfen, und 
die Antipathien, welche ſein perſönliches Benehmen als 
Miniſter auch in der Verſammlung gegen ihn erregt hatte, 
ſtanden ſeiner Wiedereinſetzung im Wege. Als ehrenvoller 
und angenehmer Rückzugspoſten ward ihm eine Sendung 
an die italieniſchen Höfe übertragen. 
Ob nicht damals in Heckſchers Seele ein it der 
Kränkung zurückgeblieben iſt gegen Preußen, deſſen eigen— 
mächtiges Verfahren in der Waffenſtillſtandsfrage die Ver⸗ 
legenheiten und die Niederlage des Miniſteriums, indirect 
auch die Scenen des 18. Septembers verſchuldet hatte, 
desgleichen gegen die Majorität der Nationalverſammlung, 
die, während ſeine Collegen ſämmtlich wieder eingeſetzt 
wurden, für ihn nichts that, vielmehr ihn, wie er wohl 
wußte, nicht ungern ausſcheiden ſah, bleibe ununterſucht. 
Unnatürlich wäre es nicht. Als Heckſcher nach längerer 
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Abweſenheit in die Paulskirche zurückkehrte, ſchloß er ſich 
jener Partei an, welche den Fortgang des Verfaſſungswerkes 
auf dem von der Mehrheit eingeſchlagenen Wege, welche 
das Zuſtandekommen des preußiſchen Erbkaiſerthums um 
jeden Preis zu verhindern ſuchte, liebäugelte auch, wie ſie, 
mit der Linken, mit der er doch früher, ehe er Miniſter 
ward, die heftigſten Auftritte gehabt hatte. Er ließ ſich 
von den Großdeutſchen, nebſt Hermann und Soma— 
ruga, nach Olmütz ſchicken, um im Namen der Partei 
mit dem öſterreichiſchen Cabinete zu unterhandeln — er, 
der in jener berühmten Philippika über das Lepelſche Pro— 
memoria im Fünfzigerausſchuſſe jede Einmiſchung der Re— 
gierungen in das Werk der Nationalverſammlung, ganz 
beſonders aber jeden Verſuch einer Privatunterhandlung 
derſelben mit einzelnen Mitgliedern auf das allerentſchie— 
denſte verdammt hatte. Die Vertheidigung dieſes Schrittes, 
die er nach ſeiner Rückkehr von der verunglückten Olmützer 
Miſſion auf der Tribune verſuchte, war matt und wirkungs⸗ 
los; der früher ſo viel beklatſchte Redner trat diesmal ab 
ohne Zeichen von Theilnahme, ſelbſt aus den Reihen ſeiner 
neuen politiſchen Freunde. Bald darauf verſchwand er aus 
der Verſammlung und kehrte nicht wieder. 

Keiner hat ſo viel „gewühlt“ (um in der familiären 
Parlamentsſprache zu reden), d. h. die Schwankenden und 
Andersgeſinnten im Stillen bearbeitet, Keiner hat ſich ſo 


viel mit geheimen Parteiungen und kleinen parlamentariſchen 
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Intriguen abgegeben, wie der Pfarrer von Stadtoldendorf, 
Jürgens. Schon beim Fünfzigerausſchuß war er die 
Seele der conſervativen Partei. Beim Beginn der National- 
verſammlung gab er ſich alle Mühe, eine ſolche in größerem 
Maßſtabe zu bilden. Als Organ dieſer Richtung gründete 
er mit Bernhardi und Loew von Poſen die „Flugblät— 
ter“, ein Blatt, welches leider nur zu bald den Pfad der 
Mäßigung (die es doch predigte) verließ und an verleum— 
deriſcher Uebertreibung und Entſtellung der Thatſachen, an 
Schmähſucht und gehäſſigen Perſönlichkeiten mit der 
„Reichstagszeitung“ und anderen Schimpfblättern der radi— 
kalen Partei glücklich wetteiferte. Bis zur Kataſtrophe im 
December vorigen Jahres gehörte Jürgens dem Caſino 
an, von da ab weihte er ſeine unermüdlich im Stillen wirk— 
ſame Thätigkeit der großdeutſchen Partei. Als Redner war 
er ohne Bedeutung, trat auch kaum ein paar Male auf. 
Jürgens iſt einer von den unglücklichen Politikern, deren 
Politik, ſtatt aus dem Kopfe, aus dem — Unterleibe 
kommt — er iſt Hypochondriſt im höchſten Grade, ſchwarz— 
gallig und ſchwarzſichtig, darum leicht ungerecht in feiner 
Beurtheilung der Perſonen, befangen in ſeiner Anſchauung 
der Dinge, dazu voll Selbſtüberhebung. Wie wäre es ſonſt 
auch zu erklären, daß der Freund Steinackers ſo wenig 
von deſſen klarer und weitblickender Auffaſſung der deutſchen 
Zukunftsgeſtaltung gelernt hat? 

Ahrens kam nach Frankfurt, als er kaum erſt von 
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langjähriger politiſcher Flüchtlingſchaft und Verbannung 
in Belgien nach Deutſchland zurückgekehrt war. Dies und 
ſeine Wirkſamkeit an der freien Univerſität zu Brüſſel, von 
woher man ihm eine tiefere Einſicht in die Zuſtände des 
conſtitutionellen Muſterſtaates Belgien zutraute, lenkte die 
Aufmerkſamkeit auf ihn und verſchaffte ihm den Eintritt in 
den Verfaſſungsausſchuß. Bald jedoch zeigte ſich, daß man 
ſich in ihm getäuſcht. Im Ausſchuß wie auf der Tribune 
erſchien er verworren und ohne gründliche ſtaatsmänniſche 
Anſchauungen. Sein politiſches Schifflein gaukelte ſteuerlos 
hin und her, bald nach der Linken, bald nach den Großdeut— 
ſchen, und machte gar ſonderbare Kreuz- und Querfahrten. 
Der fleißigſte, red- und ſchreibſeligſte Mann in der 
Verſammlung, ehrlich durch und durch, ohne Falſch und 
Hinterhalt, aber auch halsſtarrig wie Keiner, fremder 
Ueberredung durchaus, aber faſt eben ſo ſehr fremder Ueber— 
zeugung unzugänglich, für Das, was er einmal als recht 
und gut erkannt zu haben glaubte, fanatiſch bis zum Aeu⸗ 
ßerſten, ſo zwar, daß er ihm Alles opfern würde, ſich ſelbſt 
zuerſt, aber eben jo ſchonungslos auch jedes andere Inter: 
eſſe, als Gelehrter und Menſch hochachtbar, als Politiker 
freilich ein Sonderling und Querkopf der erſten Sorte, der 
ſehr gefährlich wirken könnte, wenn ihm nicht zum Glück 
das Talent, Andere ſo wie ſich zu fanatiſiren, gänzlich ab⸗ 
ginge — das iſt Moritz Mohl, ein rechter Typus ſchwä⸗ 
biſcher Eigenthümlichkeit in ihren Uebertreibungen im Gu⸗ 
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ten wie im Schlimmen. M. Mohl ſtimmte meiſt mit der 
Linken, ſogar bis zum Extrem, beſuchte aber ſelten ihre 
Verſammlungen, ſondern ſaß zu Hauſe ganze Abende und 
halbe Nächte hindurch, eifrig beſchäftigt, weitläufige An— 
träge und noch weitläufigere Motive zu dieſen Anträgen 
auszuarbeiten. So gründlich wie Mohl hat ſich wohl 
Niemand auf die Sitzungen vorbereitet, ſo aufmerkſam und 
eifrig iſt in den Sitzungen Niemand geweſen. Mit ſeinen 
endloſen Anträgen, mit ſeinem ewig ungeſtillten Triebe zu 
reden brachte er die Verſammlung oft faſt zur Verzweiflung; 
ſchon bei Nennung ſeines Namens ging ein ſchauderndes: 
Oh! durch die Reihen — ihn rührte es nicht, unerſchüt⸗ 
terlich betrat er die Tribune, unerſchütterlich harrte er aus 
trotz der Unruhe und des Lärmens der auf's Aeußerſte ge⸗ 
brachten Verſammlung, und nur ſein bis zur ſteilſten Fiſtel 
geſteigerter Ton und ſeine immer heftiger werdende Geſticula— 
tion, die vergeblich gegen den Sturm ankämpften, verriethen die 
Gemüthserregung, welche in ihm der grelle Gegenſatz der 
unwirſchen äußeren Umgebung zu ſeiner inneren Ueberzeu⸗ 
gung von der Nothwendigkeit und Nützlichkeit Deſſen, was 
er ſagte, offenbar hervorrief. Dieſe Ueberzeugung war bei 
ihm ſo groß, daß er ſich förmliche Kaſteiungen auferlegte, 
um nur zum Worte zu gelangen. So kam er bei bevor— 
ſtehenden wichtigen Verhandlungen ſtundenlang vor dem 
Beginn der Sitzungen, um feinen Namen als Redner ein⸗ 
zuzeichnen, obgleich er wußte, daß die gültige Einſchreibung 
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erſt ein Viertel vor der Sitzungsſtunde begann und frühere 
Vormerkungen faſt jedesmal wirkungslos blieben. Dabei 
war er ſo gewiſſenhaft, zu dieſen Einzeichnungen ſein eige— 
nes Papier mitzubringen, um nicht das von Reichswegen 
angekaufte zu verbrauchen. Und dieſe Geduldsprobe wieder— 
holte er nicht ſelten viele Tage nach einander, wenn der 
Gegenſtand, über den er ſprechen wollte, zufällig zwei- oder 
dreimal von einer Tagesordnung auf die andere verſchoben 
ward. War es ihm dennoch mißglückt, das Wort in einer 
Debatte zu erhalten, ſo ſuchte er wenigſtens bei der Frage— 
ſtellung noch ſeinem Drange genug zu thun und ſein Ge— 
wiſſen zu beruhigen. Schade, daß durch ſolche Sonderbar— 
keiten ſo viel trefflicher Wille, ſo viel gründliches Wiſſen 
und eine nach manchen Seiten hin ſo richtige Auffaſſung 
der Verhältniſſe in Schatten geſtellt und beeinträchtigt 
wurden. Mit wie wenig Aufmerkſamkeit auch die meiſten 
Reden Mohls angehört wurden, ſo enthalten ſie doch 
neben vielem Einſeitigen und Verkehrten gar manches 
Tüchtige und Brauchbare. Seine Rede über die Frage der 
Garantie der Arbeit war ein Meiſterſtück praktiſcher, auf 
geſunde Anſchauung und gründliche Kenntniß der menſch— 
lichen Natur und der volkswirthſchaftlichen Verhältniſſe 
geſtützter Beredtſamkeit. Auch erlebte Mohl die Freude, 
daß dieſe Rede nicht allein mit tiefſter Ruhe angehört und 
mit lautem, langanhaltendem Beifall belohnt, ſondern auf 
Veranlaſſung der Centralpartei (alſo ſeiner gewöhnlichen 
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politifchen Gegner) gedruckt und verbreitet ward. Das 
preußiſche Erbkaiſerthum hatte keinen erbitterteren Gegner, 
als M. Mohl — ihm ſchwebte ein öſterreichiſches Kaiſer— 
thum über ganz Deutſchland vor. Vielleicht hatte hieran 
neben anderen Beweggründen auch ſein ſchutzzöllneriſcher 
Fanatismus, der, ebenſo wie ſeine Centraliſationswuth, 
Alles überbot, was in dieſem Punkte die Paulskirche auf— 
weiſen konnte, einigen Antheil. . f 

In Wuttkes politiſchem Charakter ſpielt die Eitelkeit 
eine Hauptrolle. Wuttke trat in die Nationalverſamm— 
lung mit der Prätention ein, hier raſch eine ähnliche Gel— 
tung zu erlangen, wie er ſie wohl in kleineren Verhältniſſen 
als Parteiführer und Clubredner behauptet hatte. Anfangs 
ſpielte er den „Mann von ſelbſtſtändigem politiſchem Cha— 
rakter“, den „über den Parteien oder in der Mitte Stehen— 
den“, machte ſich auch durch einige auffallende Acte dieſer 
„Selbſtſtändigkeit“, z. B. durch Proteſte gegen gefaßte Be: 
ſchlüſſe und ſonſtige Separaterklͤrungen zu Protokoll be— 
merklich. In ſeinen Abſtimmungen zeigte er allerdings, 
daß er keiner Partei angehöre, aber nicht, weil er eine 
ſelbſtſtändige, ſondern weil er gar keine feſte politiſche An— 
ſicht hatte. Alſo (um mich abermals eines in die parla— 
mentarifche Umgangsſprache aufgenommenen Ausdrucks zu 
bedienen) er „piepmeyerte“, heute einen Schritt nach rechts, 
morgen einen nach links gehend. Endlich fixirte er ſich im 
„Württemberger Hofe“, wenn man es nämlich „ich fixiren“ 
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nennen kann, einer Partei in dem Momente beitreten, wo 
dieſelbe mehr als je in ſich zwieſpältig geworden war. Als 
ein Theil des Württemberger Hofes ſich den Großdeutſchen 
anſchloß, war Wuttke unter ihnen. Nothwendiger Weiſe 
mußte ja in dieſem Vereine der Großdeutſchen (der, wie 
die Geſellſchaft Jeſu, ſeine Jüngerſchaft nach Provinzen ab— 
theilte) auch Sachſen, und zwar durch Herrn Wuttke, 
vertreten ſein. So hatte er denn nun die Freude, Anträge 
und Berichte für die Großdeutſchen zu fertigen, mit allerlei 
Leuten von Titel und Rang auf vertraulichem Fuße zu 
verkehren und ſeinen Wählern ſchreiben zu können, „daß 
er ſich wohl zu den Führern der großdeutſchen Partei 
zählen dürfe.“ Manche wollten behaupten, daß Wuttke 
neben dieſen kleinen unſchuldigen Eitelkeiten noch andere, 
weitergreifende Ziele des Ehrgeizes verfolge. Bei ſeiner 
außerordentlichen Rührigkeit, die ihn zum brauchbaren 
„Faiseur“ einer Partei macht, und ſeinen mancherlei, auch 
redneriſchen Talenten, würde Wuttke allerdings eine po— 
litiſche Carriere machen können, wenn nicht ſeine maßloſe 
und oft auf's Kleinlichſte gerichtete Eitelkeit den Geſichts⸗ 
kreis ſeines Wirkens allzuſehr verengerte, und wenn nicht 
ſeine Unzuverläſſigkeit und Zweideutigkeit im politiſchen 
Handeln — gleichfalls eine Folge feiner Sucht, ſich über- 
all Geltung und Einfluß zu verſchaffen — ihn für jede Par⸗ 
tei trotz ſeiner ſonſtigen Brauchbarkeit zu einer Eroberung 
von ſehr zweifelhaftem Werthe machte. Wuttke gehörte zu 
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jenem Reſte der großdeutſchen Partei, welcher auch nach der 
beſchloſſenen Verlegung des Parlaments nach Stuttgart in 
Frankfurt blieb, gegen jenen Beſchluß proteſtirte und ſich 
fortwährend als die wahre, berechtigte Verſammlung oder 
doch als den Stamm einer ſolchen betrachtete. Arm in Arm 
mit Herrn Buß verſuchte er die ins Wanken gekommene Cen— 
tralgewalt zu ſtützen und betrieb die Berufung einer neuen Ge— 
ſammtvertretung des ganzen Deutſchlands durch den Reichs— 
verweſer. Daneben war er fortwährend unermüdlich thätig, 
durch die Preſſe und auf anderen Wegen ſeine großdeutſchen 
Anſichten in ſeiner engeren Heimath Sachſen auszubreiten. 

Eine mehr als gewöbnliche Wichtigkeit hatte natürlich 
die Stellung ſolcher Abgeordneten zur deutſchen Verfaſ— 
ſungsfrage, die zugleich Mitglieder von Einzelregierungen 
waren. Die Staatsräthe Wydenbrugk aus Weimar und 
Römer qus Stuttgart gehörten beide lange Zeit zu den 
entſchiedenen Gegnern des preußiſchen Erbkaiſerthums. Al⸗ 
lein der „Staatsmann von Weimar“, der, wie Vincke 
ſagte, „immer auf der Höhe der Zeit ſteht“, ging noch im 
günſtigen Momente, unmittelbar vor der Entſcheidung über 
den Welckerſchen Antrag, in's Lager der Erbkaiſerlichen 
über, hielt auch bei dieſer Fahne aus, obſchon er ſtatt des 
gehofften Sieges eine Niederlage mit ſeinen neuen Freunden 
theilen mußte, was gerade ihm gewiß doppelt unerfreulich 
war, da ſein Geſchmack in dieſer Beziehung weit mehr dem 
der Götter, als dem des Cato gleicht. Von Wydenbrugk 
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gilt jo ziemlich das Umgekehrte Deſſen, was Heine von ſei— 
nem Atta Troll ſagt: er iſt „ein Talent, doch kein Charakter“. 
Und das iſt ſchade, denn er iſt ein großes Talent! 

Ein Charakter dagegen im vollſten Sinne des Wortes, 
ein recht tüchtiger und ehrenhafter Charakter — wenn auch 
nicht ganz frei von manchen Einſeitigkeiten ſchwäbiſcher 
Weltanſchauung — iſt Römer. Unerſchütterlich ſtarr blieb 
dieſer bis zuletzt auf ſeinem gegenkaiſerlichen Standpunkte 
ſtehen, und ſelbſt die gegen ihn in's Feld geführte Autori— 
tät ſeines großen politiſchen Freundes Paul Pfizer ver— 
mochte ihn nicht anderen Sinnes zu machen. Doch erklärte 
er auf der Tribune: was immer die Verſammlung in der 
Verfaſſungsfrage beſchließen möge, er werde ihren Beſchluß 
nicht blos als Abgeordneter ehren, ſondern auch als Mini— 
ſter zur Geltung bringen; Württemberg werde ſich den Be— 
ſchlüſſen der Nationalverſammlung unterwerfen. Und er 
hat wacker Wort gehalten; ſeiner Feſtigkeit verdankt man 
es, daß die Verfaſſung in Württemberg zur Anerkennung 
gelangte ohne Blutvergießen, wie man es wieder nur ſeiner 
Feſtigkeit zu verdanken hat, wenn die wahnſinnigen Beſchlüſſe 
des Stuttgarter Rumpfparlamentes und die damit Hand in 
Hand gehenden grenzenloſen Wühlereien, welche Württem— 
berg zu einem Herd und Ausgangspunkt des Bürgerkrieges 
machen wollten, dieſes verderbliche Ziel nicht erreichten. 

Der hannoveriſche Partikularismus verhielt ſich 
conſequent ſchweigend, warf aber ſeine fünf Stimmen (mehr 
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zählte er glücklicher Weiſe nicht, wenn ich die beiden Han— 
noveraner Wedekind und Ahrens als Separatiſten auf ei: 
gene Hand abrechne) regelmäßig gegen jeden Beſchluß in 
die Wagſchale, der eine ſtraffere Einheit Deutſchlands be— 
zweckte. So groß war der Haß dieſer Herren gegen die ein— 
heitliche Verfaſſung, daß ſie, um dieſe wenigſtens lebens— 
unfähig zu machen, gegen alle Punkte ſtimmten, von denen 
ſie wußten, daß man darauf bei den Regierungen und na— 
mentlich in Berlin den größten Werth lege. So erlebte man 
das Unerhörte, daß Männer wie Bothmer und Det— 
mold mit der Linken für die Verwerfung von Inſtitutionen 
ſtimmten, deren Erhaltung gerade ihnen nach ihren bekann— 
ten politiſchen Geſinnungen und ihrer Stellung beſonders 
am Herzen liegen mußte. Von vieren dieſer ſpeeifiſchen Sans 
noveraner, den Herren v. Bothmer, Hugo, Zum 
Sande und Deymann, iſt gar nichts zu ſagen, als 
daß ſie kamen, ſtimmten und gingen; der fünfte, Det— 
mold, würde von Seiten feiner parlamentariſchen Thätig⸗ 
keit eben ſo wenig Anſpruch auf beſondere Erwähnung ha⸗ 
ben, wenn er nicht theils durch ſeine frühere Stellung als 
Vorkämpfer der hannoveriſchen Oppoſition, theils durch 
die Ausgeburten ſeines ewig regen Witzes und ſeiner beißen⸗ 
den politiſchen Satyre, endlich durch ſeine Amtirung als 
Reichsminiſter (die ich beinahe auch als eine ſolche Ausge⸗ 
burt betrachten möchte) die Aufmerkſamkeit in höherem 
Grade auf ſich gezogen und eine gewiſſe Berühmtheit er⸗ 
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langt hätte. Bei feinem Eintritt ins Parlament erwarteten 
Viele von ihm, im Hinblick auf ſein früheres politiſches 
Wirken, große Dinge. Auch ward er ſofort in den Verfaſ— 
ſungsausſchuß gewählt. Wer ihn näher kannte, wußte 
freilich, daß von jener geiſtigen Spannkraft, die Detmold 
in den Verfaſſungskämpfen Hannovers in den Jahren 1837 
u. ff. entwickelt hatte, kaum noch eine Spur übrig war, 
daß er ſich ſeit lange ſchon einem gewiſſen politiſchen Quie— 
tismus ergeben hatte, daß er ſogar — vielleicht aus Bi— 
zarrerie — nahezu ein Bewunderer Ernſt Auguſts gewor— 
den war, daß er endlich, ein perſönlicher Freund Stüves, 
auch deſſen ſtrengpartikulariſtiſche Anſichten in der deut: 
ſchen Sache theilte. Zwar ſchien es, als ob der Aufenthalt 
in Frankfurt und das Verkehren in größeren politiſchen 
Verhältniſſen dieſe partikulariſtiſche Beengtheitdetmolds 
ſprengen würde; Detmold nahm ſeinen Platz auf dem 
Berge des linken Centrums, freilich, wie ſich bald ergab, 
eigentlich wohl nur deshalb, weil dieſer Platz der geeignetſte 
zum — Schlafen war. Denn Detmold ſchlief oft ganze 
Sitzungen hindurch und konnte kaum beim Abſtimmen von 
ſeinen Nachbarn wach geſchüttelt werden. Nicht lange, ſo 
brach ſeine eigentliche Natur wieder durch, er zog ſich von 
ſeinen deutſcher gefinnten Landsleuten zurück, beſuchte da— 
gegen die Zuſammenkünfte im Steinernen Hauſe. Als 
die hannoveriſchen Abgeordneten gegen die Stüveſche Poli— 
tik, die ſich dem Geſetz vom 28. Juni nicht fügen wollte, 
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feierliche Verwahrung einlegten, fehlte Detmolds Name 
unter dieſem Proteſte. Dagegen war er überall dabei, wo 
eine partikulariſtiſche Minderheit des Verfaſſungsausſchuſſes 
durch Separatanträge den Gedanken der einheitlichen Ge— 
ſtaltung Deutſchlands zu kreuzen ſuchte. Der Geiſt des Zer— 
ſetzens, welcher geiſtreichen und witzigen Leuten eigen zu 
ſein pflegt, ſcheint bei Detmold auch in die politiſche Ge— 
ſinnung übergegangen zu ſein und ihn verhindert zu haben, 
mit vollem, warmem Herzen ſich an ein großes Ganzes an— 
zuſchließen. Ihm war überhaupt das politiſche Treiben um 
ihn her faſt nur Gegenſtand künſtleriſcher Beſchaulichkeit, 
Stoff für die luſtigen Spiele ſeines Witzes und ſeiner Laune. 
Solcher Witzſpiele eirculirten von ihm eine zahlloſe Menge. 
Wie ſcharf und fein er beobachtete, zeigt ſein „Herr Piep— 
meyer“, dieſes treffliche Werk politiſcher Satyre, dieſes treue 
Charakterbild einer leider nur zu zahlreichen Claſſe von 
Volksvertretern. Aber der Witz allein macht keinen Politi— 
ker, und ſelbſt zur Intrigue ſchien Detmold zu träge zu 
ſein. Vielleicht hat ſein gegenwärtiger Poſten ihn aus die— 
ſer Trägheit geriſſen, indem er ihm einen ſtärkeren Anreiz 
und ein weiteres Feld zur Intrigue gab, worin Detmold 
eigentlich ſehr ſtark iſt. Der Eintritt Detmolds in das 
Miniſterium Grävell gehört auch zu den Unbegreiflichkeiten 
dieſer ſo ſonderbar gearteten Natur. Trieb ihn Eitelkeit? 
Auch wenn er ſolche beſaß — was, die ihn kennen, leug⸗ 
nen —, war doch wahrhaftig dieſer Preis für einen ge— 
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ſcheidten Mann ein gar zu zweideutiger. Oder wollte er 
wirklich für ſeine politiſchen Anſichten ſich ein ergiebiges 
Feld der Thätigkeit erſchließen? Selbſt einen ſolchen Partei— 
eifer kann man ihm kaum zutrauen. Oder reizte es ſeinen 
Oppoſitionsgeiſt, an einer Gewalt Theil zu nehmen, die 
gegen das Geſetz parlamentariſcher Regierung der Ver— 
ſammlung aufgezwungen ward und ſomit dieſe gewiſſerma— 
ßen demüthigte? Oder lag wohl endlich gar eine tiefe Bos— 
heit darin, daß Detmold ſich ſelbſt preisgab, um durch 
ſeine Perſönlichkeit, von der er wußte, daß ihr der Stem— 
pel des Komiſchen aufgeprägt ſei, das Miniſterium und da- 
mit auch die Verſammlung lächerlich zu machen? Viele 
glaubten dieſes Letztere, und das boshafte Lächeln, mit 
welchem Detmold — das einzige Mal, wo er ſich auf 
der Miniſterbank zeigte — die Philippika L. Simons ge: 
gen das Miniſterium hinnahm (während ſein College Merck 
ſichtlich bewegt die Farbe wechſelte) / it wohl ee 
Vermuthung Raum geben. e 

Des Hauptagitators unter den Bayern, des Herrn 
Edel, fo wie der geiſtlichen Herren Laſſaulx, Phil: 
lips und Döllinger ward bereits oben gedacht. Von 
den übrigen ſpecifiſchen Bayern debutirte Beisler, damals 
noch königlich bayeriſcher Miniſter, ſehr unglücklich mit 
einer im höchſten Grade partikulariſtiſchen und gouverne— 
mentalen Aeußerung über die Befugniſſe der bayerifchen Ab: 
geordneten zur Nationalverſammlung, einer Aeußerung, 
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gegen welche die große Mehrzahl dieſer förmlich Proteſt ein— 
legte, benahm ſich dagegen tapfer und geſinnungstreu in 
der Kirchendebatte, unbekümmert darum, daß er durch ſeine 
Rede ſich die heftigen Angriffe ſeiner ultramontanen Lands— 
leute in der Paulskirche und deren wirkſame Verfolgungen 
daheim zuzog. Arndts von München und Künßberg 
von Ansbach ſtreiften ſtark in das Gebiet des Langweiligen. 
Letzterer hatte die abenteuerliche Idee: die fertige Verfaſſung 
ſolle nochmals durch einen neuen Ausſchuß von vorn bis 
hinten revidirt und amendirt werden. Höchſt kurzweilig da— 
gegen war Gombart; feine altbayeriſche derbe Sprech— 
weiſe ſchwankte zwiſchen wirklichem Humor und trivialem 
Witz; häufig erhob ſie ſich zu jenem, bisweilem aber ſank 
ſie auch zu dieſem herab. Das Vereinbarungsprincip in ſei— 
ner vollſten Ausdehnung (wonach Alles ſchließlich in die 
Hände der Regierungen gelegt wird) hatte keinen eifrigeren 
Vertheidiger, als Gombart. — Miniſterialrath v. Her— 
mann aus München ſetzte ſich bei ſeinem Eintritt in die 
Paulskirche, entſprechend ſeiner Stellung, auf die Rechte, 
beſchloß jedoch bald, „etwas mehr nach links zu rücken.“ 
So kam er bis in den Württemberger Hof, die letzte Sta— 
tion nach links, von der noch ein Pfad in's gelobte Land 
der Reichsminiſterportefeuilles führte. Nach einigem Har— 
ren und vergeblichem Hoffen zeigte ſich das Schickſal end— 
lich ihm günſtig. Er erhielt vom Reichsverweſer den Auf: 
trag zur Bildung eines Miniſteriums an die Stelle des am 
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5. September abgetretenen Schmerling-Heckſcherſchen. So 
lockend das Glück war, ſo wollte doch Herr v. Hermann 
vor Allem eine Sicherheit haben, daß es auch dauernd ſein 
werde. Er hatte daher die naive Abſicht, die Hauptentſchei— 
dung der Verſammlung über Annahme oder Nichtannahme 
des Waffenſtillſtandes abzuwarten und ſich danach erſt zu 
entſcheiden. Alſo in dem Augenblicke, wo Alles davon ab— 
hing, welche Stellung die vollziehende Gewalt zu dem in 
Frage ſtehenden Waffenſtillſtand nehmen, welche Maßregeln 
ſie für den Fall der Ablehnung der Verſammlung vorſchla— 
gen würde — in dieſem Augenblicke ſollte, nach Her— 
manns Anſicht, gar keine vollziehende Gewalt vorhanden 
ſein, die Nationalverſammlung ſollte allein über dieſe Frage 
der Verwaltung entſcheiden, und erſt nach dieſer Entſchei— 
dung ſollte die Vollziehungsgewalt wieder zum Vorſchein 
kommen! Iſt ſo etwas wohl erhört in der parlamentari— 
ſchen Geſchichte? Leider kam es wirklich dahin — Dank 
jener Zögerungspolitif des Herrn v. Hermann! Die 
Verſammlung verhandelte über Annahme oder Ablehnung 
des Waffenſtillſtandes, ohne ſich gegenüber ein verant⸗ 
wortliches Miniſterium zu haben. Damit war die Frage 
ſo gut wie entſchieden; die Majorität, welche ſich am 
5. September gegen den Waffenſtillſtand erklärt hatte, 
war ſchon dadurch geſchlagen, daß ſie kein Miniſte⸗ 
rium zu Stande gebracht hatte, welches die Verant— 


wortlichkeit für die Ablehnung des Waffenſtillſtandes 
Erinnerungen a. d. Paulskirche. 14 
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und für das, was daraus kommen mußte, auf ſich neh— 
men wollte. | 

Am Abend vor der großen Entſcheidung erklärte Herr 
v. Hermann in der Parteiverſammlung: „er habe mit 
dem preußiſchen Bevollmächtigten, Herrn Camphauſen, 
unterhandelt und glaube, daß Modificationen des Waffen— 
ſtillſtandes zu erlangen ſeien, bei welchen man ſich beruhi⸗ 
gen könne. Er wolle daher den Antrag ſtellen: die Natio- 
nalverſammlung möge ihren Beſchluß ſuspendiren, bis über 
dieſe Modificationen verhandelt ſei.“ Man ſtellte ihm vor, 
daß er einen ſolchen Antrag nicht als Abgeordneter, wohl 
aber als Miniſter ſtellen könne, und daß unter dieſer Vor— 
ausſetzung der vorgeſchlagene Ausweg ganz zweckmäßig er— 
ſcheine. Und gewiß wäre es die glücklichſte Löſung der Waf- 
fenſtillſtandsfrage geweſen, wenn ein neues Miniſterium 
vor die Verſammlung mit der Erklärung hingetreten wäre: 
„Wir halten den Waffenſtillſtand, wie er iſt, für unaus⸗ 
führbar, wir unterhandeln wegen gewiſſer Modificationen 
rückſichtlich der Ausführung deſſelben, und wir bitten die 
Verſammlung, ihren definitiven Beſchluß ſo lange auszu⸗ 
ſetzen „ bis wir über das Ergebniß dieſer Unterhandlungen 
ihr berichtet haben.“ Es ſteht kaum zu bezweifeln, daß der— 
artige Unterhandlungen — eine Majorität in der Verſamm⸗ 
lung für Ablehnung des Waffenſtillſtandes, wenn er nicht 
modificirt würde, im Rücken — von Erfolg geweſen wären, 
da ſogar noch nach dem Nichtablehnungsbeſchluſſe der Ver⸗ 
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ſammlung wichtige Zugeſtändniſſe bei Ausführung des Ver— 
trages erreicht wurden. Der Verſammlung aber wäre da— 
durch jene Entſcheidung erſpart worden, welche in vielen 
Beziehungen für ſie ſo nachtheillg und in ihren unmittelba— 
ren Wirkungen ſo verhängnißvoll geworden iſt. 

Herr v. Hermann wollte von dieſer Behandlung der 
Sache anfänglich nichts wiſſen; natürlich! er mußte ja 
dann ſofort als Miniſter hervortreten, ohne noch der Ma— 
jorität verſichert zu ſein, und die ganze Herrlichkeit dauerte 
vielleicht nur einen Tag. Als man in ihn drang und an 
ſeine patriotifche Selbſtverleugnung appellirte, gab er ſchein— 
bar nach, war aber ſichtlich froh, als aus dem Caſino (wo 
er auch unterhandelt hatte) die Nachricht kam, man wolle 
dort auf ſeinen Vorſchlag nicht eingehen. So erklärte er 
denn, ſeinen Auftrag in die Hände des Reichsverweſers zu— 
rückgeben zu wollen. Damit ſchien die Sache abgemacht. 
Welche Ueberraſchung daher für ſeine Parteigenoſſen, als 
er folgenden Tages neben dieſer Erklärung auch ſeine Ver— 
handlungen mit Camphauſen auf die Tribune brachte, ſo— 
dann aber eine Art Programm entwickelte (er, der eben 
5 zurückgetretene Miniſtercandidat ), worin er auseinander- 
ſetzte, wie er die Sache behandelt haben wür de, wäre er 
Miniſter geweſen! Dieſe Indiscretion, dieſes unſtaatsmän⸗ 
niſche Weſen, dazu der über alle Maßen triviale und ab⸗ 
geſchmackte Inhalt dieſer apokryphen Miniſterrede — es war 


wirklich beinahe das Aergſte, was der Verſammlung je ge— 
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boten worden, und die letztere konnte hiernach wenigſtens 
darüber ſich vollkommen beruhigen, daß Herr v. Her— 
mann nicht für gut befunden hatte, die Leitung der aus— 
wärtigen Politik Deutſchlands in die Hand zu nehmen. 

Seitdem hielt ſich Hermann lange Zeit ſtill und zu— 
rückgezogen, bis er plötzlich als eines der Häupter der groß— 
deutſchen Partei wieder auftauchte und ſich bei der Pilger— 
fahrt nach Olmütz betheiligte. Aber weder bei dieſer, noch 
bei den Verſuchen, die er in der Nationalverſammlung mit 
unermüdlichem Eifer bis zum letzten Stadium derſelben 
wiederholte, Oeſterreich auf Umwegen in den deutſchen 
Bundesſtaat herein- und an deſſen Spitze zu bringen, war 
das Glück ihm günſtig, und ſo verließ er endlich mißmuthig 
den Schauplatz feiner parlamentariſchen Thätigkeit in Franf- 
furt und kehrte in ſein engeres Vaterland zurück. 

Ich bin unſchlüſſig, ob ich Herrn Eiſenmann mehr 
zu den Partikulariſten, oder mehr zu den Sonderlingen 
und politiſchen Einſiedlern zählen ſoll. Gewiß iſt, daß er 
von Partikularismus nicht ganz frei, eben fo gewiß aber 
auch, daß nicht dies allein der Grundton ſeiner politiſchen 
Ueberzeugungen war, die vielmehr nur aus einer ganz 
eigenthümlichen, durchaus redlichen, aber vielfach unklaren 
und einſeitigen Anſchauungsweiſe ſich erklären laſſen. Un⸗ 
vergeſſen und in vollſter Anerkennung bleibe, was Eiſen— 
mann für die Sache der Freiheit ſeit mehr als einem 
halben Menſchenalter gewirkt und gelitten; unvergeſſen 
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bleibe auch fein muthiges und nach ſolchen Erfahrungen 
doppelt ehrenwerthes Auftreten für die Monarchie beim 
Vorparlament, ſo wie das Verdienſt, welches er damals 
ſich erwarb, den rechten Weg gezeigt zu haben durch un— 
abläſſiges Drängen auf Veranſtaltung einer conſtituirenden 
Verſammlung, ſtatt der zielloſen und bedenklichen Debatten 
über Verfaſſungsformen, in welche man von gewiſſen Sei— 
ten her das Vorparlament verwickeln wollte. Aber alle 
dieſe früheren Verdienſte Eiſen manns dürfen uns nicht 
blind machen für Das, was er gegenwärtig iſt und leiſtet. 
Und da können wir nicht anders urtheilen, als daß ſein 
politiſches Wirken in der Nationalverſammlung, bei un— 
verkennbar redlichem und tüchtigem Willen, in ſeinen Zie— 
len und Wegen doch allzu vag, zerfahren und unpraktiſch 
war. Vielgeſchäftig und nicht ohne ein ſtarkes Selbſtgefühl 
von ſeinem Beruf zu politiſcher Führerſchaft, unternahm 
Eiſen mann ſogleich beim Beginn der Nationalverſamm— 
lung Allerlei, um eine Partei unter ſeiner Leitung zu Stande 
zu bringen. Nachdem dies mißglückt, ſchloß er ſich dem 
rechten Centrum, der ſpäteren Caſinopartei an, verließ je— 
doch auch dieſe wieder, ich weiß nicht recht, ob aus ver— 
letzter Reizbarkeit oder wegen eines wirklichen Umſchwunges 
in ſeinen politiſchen Anſichten. Allerdings war es un— 
gefähr um dieſelbe Zeit, daß er, der im Fünfzigerausſchuſſe 
jene ſo banal gewordene Phraſe geſprochen: „Ich ſehe 
keine Reaction“, nun plotzlich bekannte: „Jetzt ſehe ich 
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Reaction.“ Genug, er machte eine ſtarke Wendung nach 
links und kam allmälig jo weit, daß er ſich dem März— 
verein anſchloß und im Vorſtande deſſelben (wo jeder der 
zum Vereine gehörigen Clubs, repräſentirt war) ebenfalls 
Sitz und Stimme erhielt, als Vertreter des Club Eiſen— 
mann, der freilich aus ſeiner alleinigen Perſon beſtand. 
Bei alledem wahrte er ſich jedoch, ſeinen neuen politi— 
ſchen Bundesgenoſſen gegenüber, die Freiheit ſeiner Mei— 
nung, die er denn auch durch ſein Abweichen von ihnen in 
gewiſſen Fragen, ja bisweilen ſelbſt durch ein poſitives 
Auftreten gegen ſie bekundete. Als die Linke nach Stutt— 
gart überſiedelte, trennte ſich Eiſen mann gänzlich von 
ihr und unterzeichnete mit den übrigen Zurückgebliebenen 
den bekannten Proteſt. Eiſenmann war vom Anfange 
an ein entſchiedener Gegner der einheitlichen Spitze, an 
deren Stelle er ein Directorium geſetzt zu ſehen wünſchte. 
Den Kern der großdeutſchen Koalition bildete die 
Phalanr der Oeſterreicher, welche, eng geſchaart um ihre 
Führer und der von dieſen gegebenen Loſung blindlings 
folgend, eine compacte Maſſe darſtellte, deren ausſchlag⸗ 
gebendes Gewicht in allen Fragen, welche das öſterreichiſche 
Intereſſe berührten, ſich mit faſt mathematiſcher Gewißheit 
im voraus berechnen ließ. Die leitende Seele dieſes, theils 
durch Nationalinftinet, theils durch Beamtenunterwürfig— 
keit und Gewohnheit des Gehorchens, theils durch natür— 
liche Unfreiheit und Unfähigkeit des eigenen Urtheils (die 
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nirgends jo groß war, als in dieſer Partei) zuſammen— 
gehaltenen und faſt mechaniſch bewegten Körpers war der 
Ritter v. Schmerling; neben ihm und meiſt wohl nach 
ſeinen Inſpirationen wirkten die Herren Somaruga, 
Würth, v. Mayern, Giskra, Möring, ſelbſt— 
ſtändiger, aber im gleichen Geiſte die Herren v. Mühl— 
feld und Graf Deym. 

Ritter v. Schmerling iſt faſt zu keiner Zeit als ein- 
facher Abgeordneter in der Nationalverſammlung thätig ge— 
weſen, ſondern beinahe immer zugleich mit einer amtlichen 
Eigenſchaft bekleidet. Zuerſt als k. k. öſterreichiſcher Bun— 
destags-Präſidial-Geſandter, dann als Reichsminiſter und 
lange Zeit Vorſitzender des Reichsminiſterraths „ ſpäter 
wieder als k. k. öſterreichiſcher Bevollmächtigter bei der 
Centralgewalt, und nur ganz zuletzt ohne oſtenſiblen amt⸗ 
lichen Charakter, wiewohl man auch da noch ihm wenig— 
ſtens officiöſe Beziehungen zur öſterreichiſchen Regierung, 
und gewiß nicht mit Unrecht, zuſchrieb. 

Auch war dieſe amtliche Stellung Schmerlings 
ſeinem Charakter ganz angemeſſen. Schmerling iſt eine 
durch und durch diplomatiſche Natur, ein würdiger Schüler 
und Nacheiferer jener traditionellen öſterreichiſchen Haus— 
und Hofpolitik, deren Meiſter, den Fürſten Metternich, 
er zwar im März vorigen Jahres, als Sprecher der öſter— 
reichiſchen Stände, beſeitigen half, aber nur, um deſſen 
Werk in zeitgemäßer Umgeſtaltung oder Verkleidung wieder 
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aufzunehmen und fortzuſetzen. Man konnte keinen Geſchick— 
teren zum Nachfolger des Grafen Colloredo wählen, als 
ihn, der damals bereits in der Stellung eines Vertrauens— 
mannes beim Bundestage thätig war. Als Bundestags— 
Präſidial-Geſandter leitete Schmerling jenen Act raffi— 
nirter Diplomatie, die feierliche Uebertragung der Gewalt 
des Bundes auf den von der Nationalverſammlung gewähl— 
ten Reichsverweſer, einen Act, durch welchen die rechtliche 
Continuität zwiſchen dem alten Bundestage und der neu— 
geſchaffenen Gewalt, ſomit auch der Antheil der Regie— 
rungen an der Vollmachtgebung für dieſe letztere, gewahrt 
werden ſollte. Auf das Geſchrei, welches die Linke über dieſe 
„Anmaßung“ des Bundestages erhob, antwortete Schmer— 
ling mit jenem halb höhniſchen, halb leichtfertigen Tone, 
deſſen er ſich überhaupt gegen derartige Angriffe zu bedienen 
pflegte. Als Miniſter war Schmerling Meiſter in der 
Beantwortung von Interpellationen und der Rechtfertigung 
miniſterieller Acte, wenn man nämlich unter dieſer Meiſter⸗ 
ſchaft die Kunſt verſteht, die Frager und Angreifer mit 
nichtsſagenden, aber ſchön klingenden Phraſen abzufertigen, 
auch wohl zu verblüffen. Der Unterſchied zwiſchen ſeinen 
Antworten auf Interpellationen und denen ſeines Nach— 
folgers im Amte, Herrn v. Gagern, ward ſehr treffend 
von einem witzigen Kopfe ſo bezeichnet: „Gagern ſage in 
wenig Worten viel, während Schmerling gewöhnlich mit 
viel Worten nichts geſagt habe.“ Der tiefere Unterſchied 
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war der, daß es Gagern immer um die Sache, Schmer— 
ling um den Schein zu thun war, den die Sache auf ihn 
und ſein Miniſterium werfen möchte, daß die „Ehre und 
Wohlfahrt Deutſchlands“, Worte, die Schmerling fort— 
während im Munde führte, für Gagern die Bedeutung einer 
wahren Herzensangelegenheit hatten, daß, mit einem 
Worte, Gagern nicht blos Miniſter des deutſchen Reiches, 
ſondern wirklich deutſcher Reichsminiſter war, Schmer— 
ling dagegen auch als Reichsminiſter von Deutſchland 
doch immer „vor Allem Oeſterreicher“ blieb, wie er ſelbſt in 
öffentlicher Rede vor ſeinen Wahlmännern ſich rühmte. 
Wie dieſe öſterreichiſche Sonderpolitik Schmerlings bei 
jener Veranlaſſung hervortrat, welche deſſen Verdrängung 
aus dem Cabinet zur Folge hatte, habe ich ſchon geſchil— 
dert; daß fie auch manchen früheren Schritt des Minifte- 
riums Schmerling dictirt habe, wird vielleicht ſpäter 
einmal die geheime Geſchichte dieſes Miniſteriums, wenn ſie 
geſchrieben wird, offenbaren. In einer Richtung hat ſich 
Schmerling unbeſtreitbare Verdienſte um Deutſchland 
erworben: durch die Feſtigkeit, womit er den anarchiſchen 
Bewegungen entgegentrat. Ihm beſonders war es zu ver⸗ 
danken, daß am 18. September zu Frankfurt der Aufſtand 
mit Ernſt niedergekämpft, das Anſehen der Centralgewalt 
und der Nationalverſammlung aufrechterhalten wurde. 
Schmerling iſt überhaupt ein Mann von ſtarkem Willen, 
von außerordentlicher Spannkraft des Geiſtes und Cha- 
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rakters, vor nichts zurückſcheuend, kühn, auch wohl keck 
in ſeinen Unternehmungen, um die Mittel der Ausführung 
nicht verlegen, gewandt, geſchmeidig, einſchmeichelnd und 
durch einen täuſchenden Schein von Zutraulichkeit leicht 
verführend, unermüdlich geſchäftig zur Durchſetzung feiner 
Plane — ein Diplomat vom beſten Stoffe bis auf die 
Leichtfertigkeit, womit er feine geheimſten Gedanken biswei- 
len unvorſichtig preisgiebt, was ihm dann Verlegenheiten 
bereitete, aus denen ihn aber meiſt entweder ſein Glück oder 
ſeine Gewandtheit und Dreiſtigkeit rettete. Das Schlimmſte 
dieſer Art paſſirte ihm nach der Abſtimmung über den 
Welckerſchen Antrag, wo er in ſeliger Selbſtvergeſſenheit 
gegen einen feiner Nachbarn (ein Mitglied der Erbkaiſer— 
partei) äußerte: „Nun ſei ja klar, daß die Verſammlung 
nichts zu Stande bringe, und er hoffe, der preußiſche Be— 
vollmächtigte werde ſich nicht länger gegen ſeine Vorſchläge 
einer gemeinſamen Octroyirung ſperren“ — eine 
Aeußerung, die, von Venedey auf die Tribune gebracht 
und mit gerechtem Unwillen gebrandmarkt, von Schmer- 
ling mit außerordentlicher Keckheit geleugnet ward, wäh— 
rend noch am ſelben Abend die Beſtätigung derſelben 
ſchwarz auf weiß in den Zeitungen zu leſen war. Als 
nach dem Erſcheinen des Gagernſchen Programms die 
öſterreichiſche Partei gegen daſſelbe tobte und wüthete, ver⸗ 
ficherte Schmerling mit feiner gewöhnlichen ſcheinbaren 
Treuherzigkeit: er begreife nicht, was ſeine Landsleute ſo 
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ſehr aufbringe, und er biete Alles auf, um ſie zu beruhigen 
und zu verſtändigen. Aber noch am ſelben Tage reiſ'te er 
im Auftrage ſeiner Landsleute nach Olmütz ab, und die 
Vorſtellungen, welche er dem dortigen Miniſterrathe über 
die Lage der Dinge in Frankfurt gemacht haben mag, müſ— 
ſen wohl ſehr eindringlicher Art geweſen ſein, denn es er— 
folgte ſofort ein Rückſchlag in der Politik des Olmützer 
Cabinets gegen Deutſchland; die offene Sprache, die es im 
Programm von Kremſier geführt, ward verleugnet und 
jene zweideutige Stellung zur deutſchen Verfaſſungsange— 
legenheit eingenommen, welche man ſeitdem mit allen nur 
möglichen Intriguen durchzuführen bemüht geweſen iſt. Ich 
glaube Herrn v. Schmerling nicht Unrecht zu thun 
(im Gegentheil wird er ſich es von ſeinem Standpunkte 
aus zur Ehre rechnen), wenn ich ihn als einen der Haupt— 
leiter dieſer weitverzweigten und feingeſponnenen Intrigue 
betrachte. In der Paulskirche war er es ganz unbeſtritten, 
und ſeine geheimnißvollen Reiſen nach Stuttgart, Karls— 
ruhe u. ſ. w. laſſen vermuthen, daß er auch auf diploma⸗ 
tiſchem Wege das Ziel weiter verfolgte, deſſen Erreichung 
auf parlamentariſchem ihm nicht vollſtändig geglückt war. 

Schmerlings dienendes Werkzeug war Herr v. 
Würth, ein untergeordnetes Talent ohne höhere politiſche 
Befähigung, aber für die Plane der Schmerlingſchen 
Staatskunſt brauchbar und von dem Meiſter, als dieſer 
Miniſter ward, zum Unterſtaatsſecretair im Departement 
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des Innern erhoben. Die empörende Indiscretion, die 
Würth beging, indem er nach ſeinem Austritt aus dem 
Cabinet Amtsgeheimniſſe auf die Tribune brachte, machte 
er einigermaßen wieder gut durch die ehrenhafte Erklä— 
rung, womit er aus der Nationalverſammlung ſchied, — 
ein Schritt, der freilich, wenn ich recht unterrichtet bin, 
mehr noch auf Rechnung ſeines mitaustretenden Lands— 
mannes Arneth zu ſchreiben war. | 

Nicht fo untergeordnet, wie Würth, ſondern in mehr 
ebenbürtiger Stellung, doch immer nur als Paroleträger 
des Höchſteommandirenden, wirkte neben und mit Schmer— 
ling der Baron v. Somaruga, Sohn des öſterreichi— 
ſchen Juſtizminiſters im Cabinet Weſſenberg und 
mit Schmerling zugleich Vertrauensmann am Bundes- 
tage. Er war es beſonders, der die Allianz mit der Linken 
betrieb und die Jungöſterreicher auf jener Seite in den 
Schooß der alleinſeligmachenden k. k. Gouvernemental—⸗ 
politik zurückzuführen ſich eifrigſt bemüht zeigte, was ihm 
denn auch ſo ziemlich gelang, trotzdem daß er früher einer 
der heftigſten Gegner derſelben und von ihnen als „Schwarz— 
gelber“ gehaßt war. 

Würth ſowohl als Somaruga kämpften für die 
öſterreichiſche Politik auch als Redner mit Eifer, der Letztere 
nicht ohne Geſchick. Faſt nur im Stillen, aber mit nicht un⸗ 
bedeutendem Einfluſſe wirkte im gleichen Sinne der Oberſt 
v. Mayern, ein feiner Kopf und kenntnißreicher Militär. 
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Zwei andere Hauptacteurs der öſterreichiſch-großdeut— 
ſchen Partei waren die Herren Möring und Giskra. 
Möring nahm die längſte Zeit über eine zurückhal— 
tende und unklare Parteiſtellung in der Paulskirche ein 
und ſchien ſich faſt darauf beſchränken zu wollen, le— 
diglich als techniſche und militäriſche Specialität dem 
Reiche ſeine Dienſte zu widmen. Aber auch dieſe Dienſte 
waren ſehr bedenklicher Art. Eine vom Reichsminiſterium 
ihm anvertraute geheime Sendung zum Ankauf von Schif⸗ 
fen ward von ihm zu Veröffentlichungen gemißbraucht, 
welche den Zweck derſelben auf's Höchſte beeinträchtigen 
mußten und natürlich die Zurücknahme des ertheilten Auf— 
trages zur Folge hatten. Die Zuverläſſigkeit ſeiner politi— 
ſchen Geſinnungen mag man nach folgendem Beiſpiel be— 
meſſen. Möring war es, der, in blaſſer Nachahmung 
Raveaux's, die Verſammlung zur Kundgebung ihrer Sym- 
pathien für die freien Ungarn aufrief, und derſelbe Mö— 
ring war wenige Monate darauf einer der eifrigſten Ver⸗ 
fechter des Gedankens einer öſterreichiſchen Geſammtmo— | 
narchie und ihrer Herrſchaft nicht blos über Ungarn, ſon⸗ 
dern auch über Deutſchland. Was Wunder, wenn durch ſo 
entſchiedene Umkehr zur correcten öſterreichiſchen Cabinets⸗ 
politik Möring ſelbſt bei Schmerling ſich wieder in 
Gunſt ſetzte, der ihn früher mit verächtlichem Lächeln den 
„faiseur de barricades“ zu nennen pflegte! 

Zu den begabteſten Rednern in der Verſammlung ge⸗ 
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hörte Giskra. Ein hochgewachſener, kräftig gebauter, 
feuriger junger Mann mit blitzenden Augen und lebendigen, 
wenn auch nicht gerade angenehmen Zügen, mit einer ſo— 
noren und unermüdlichen Stimme und einem Zug und 
Schwung der Rede, der bald wie ein raſcher Bergſtrom 
dahin brauſ'te, bald in einzelnen Schlägen donnerte und 
wetterleuchtete — ſo beſaß Giskra Alles, was ihn, wenn 
die innere Begabung der äußeren entſprach, zu einem wirk— 
lich großen Redner machen konnte. Auch fehlte es ihm 
nicht an Scharfſinn, blendender Phantaſie und jenem Feuer 
der Beredtſamkeit, welches, indem es aus dem tiefinnerſten 
Herzen hervorzubrechen ſcheint, auch die Herzen der Hörer 
leicht entzündet. Und doch war dies ein bloßer Schein, 
und doch lauerte hinter der täuſchenden Hülle flammender 
Begeiſterung und überwältigender Ueberzeugung die kalte 
Berechnung und der Wankelmuth einer von äußerlichen 
Motiven nicht unabhängigen Geſinnung. Mochte daher 
Giskras blitzende und flammende Rede ihm bei feinen 
Parteigenoſſen und in der Verſammlung den Namen des 
„Schwertes“ eintragen, ſo mußte der ruhige Beobachter 
doch bald wahrnehmen, daß dieſem Schwerte die Schneide 
von echtem Stahl fehle, welche nur im Feuer der Wahr⸗ 
heit gehärtet wird. Keiner ſprach ſo warm wie Giskra 
für die §§. 2 und 3 und für die unbedingte geſchichtliche 
und politiſche Nothwendigkeit einer Zerreißung Oeſterreichs 
in ſeine einzelnen Theile, und, als es zur zweiten Leſung 
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jener Paragraphen kam, da — enthielt ſich Giskra der 
Abſtimmung! Freilich, die Zeiten hatten ſich geändert, 
die Politik der Geſammtmonarchie war in Oeſterreich feier— 
lich proklamirt, und die „Schwarzgelben“ (die Giskra fo 
ſcharf gezüchtigt, mit denen er jetzt aber auf's Vertraulichſte 
verkehrte) waren Sieger. In der letzten Zeit ſoll Giskra 
als Privatagent des Reichsverweſers thätig geweſen ſein. 
Wie ſchwer es ſein mußte, die eigene beſſere Ueberzeu— 
gung und das politiſche Gerechtigkeitsgefühl nicht unter— 
drücken zu laſſen durch das nationale Bewußtſein des 
Oeſterreichers und ſeine jahrhundertjährigen Traditionen 
von der Herrſchaft des Hauſes Habsburg in Deutſchland, 
das zeigte ſich am deutlichſten an den beiden Abgeordneten 
Graf Deym und v. Mühlfeld, Männern von ſcharfem 
Verſtande und im Ganzen von unabhängigem politiſchem 
Charakter. Auch ſie vermochten es nicht über ſich zu ge— 
winnen, in die ſtaatsrechtliche Abtrennung Oeſterreichs von 
Deutſchland und die Bildung eines von der öſterreichiſchen 
Suprematie völlig freien deutſchen Bundesſtaates zu wil⸗ 
ligen, trotzdem, daß Graf Deym feiner Zeit ſich auf's Leb— 
hafteſte für den Gagernſchen Antrag zu den §§. 2 und 3 
(die Grundlage des Gagernſchen Programms) intereſſirt 
und ſpäter noch von der Tribune herab der Verſammlung 
zugerufen hatte: „Wollen Sie Deutſch-Oeſterreich beſitzen, 
ſo müſſen Sie es mit Waffengewalt holen“ — trotzdem, 
daß Mühlf eld bei der erſten Leſung der Verfaſſung ſelbſt 
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einen Vorſchlag, ganz ähnlich dem ſpäteren Gagernſchen, 
eingebracht und noch bei ſeiner Rückkehr aus Wien, nach 
dem Erſcheinen des Gagernſchen Programms, ſich mit 
deſſen Grundgedanken einverſtanden erklärt hatte. 

Ein Einziger von den conſervativen Oeſterreichern hat 
mit ehrenwerther Standhaftigkeit ſeine feſtbegründete poli— 
tiſche Ueberzeugung über allen Anmuthungen der in ſeinem 
engern Vaterlande zur Herrſchaft gelangten Politik, über 
allen Regungen des eigenen angeſtammten öſterreichiſchen 
Patriotismus frei und unberührt zu erhalten gewußt. Es 
iſt dies der Baron v. Andrian, der Verfaſſer jenes 
berühmten Buches: „Oeſterreich und ſeine Zukunft“, er, 
der zuerſt die Leuchte der Kritik mit kühner Hand in die 
lange verſchloſſenen, dumpfigen Räume des öſterreichiſchen 
Staatslebens zu tragen wagte, der ſeitdem von den küh— 
neren Söhnen der Revolution von 1848 überholt und be— 
ſeitigt ſchien, der aber jetzt, im entſcheidenden Augenblicke, 
zeigte, daß wahre Charakterſtärke des Mannes und tiefe 
Einſicht des Politikers und Geſchichtforſchers mehr werth 
ſind, als jene raſch auflodernde Begeiſterung „die eben ſo 
raſch wieder erliſcht oder gar entgegengeſetzter Richtung 
ſich dienſtbar macht. Andrian hat während ſeiner 
kurzen Anweſenheit in der Paulskirche keine beſondern 
Proben ſeines politiſchen oder oratoriſchen Talentes ab— 
gelegt; eben ſo wenig glückte es ihm, als Diplomat bei der, 
allerdings wenig erquicklichen Miſſion nach England ſich 
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auszuzeichnen. Allein die einſichtsvolle und ehrenhafte 

Weiſe, womit er nach feiner Rückkehr in die Verſamm⸗ 
lung über die damals gerade obſchwebende Frage der Stel— 

lung Oeſterreichs zu Deutſchland, ganz im Sinne des Ga— 

gernſchen Programms, in ſeinem offenen Schreiben an ſeine 

Wähler ſich ausſprach, ſichert ihm auch im übrigen Deutſch— 

land den Ruf feſter Grundſätze und klarer Anſichten, der 
in ſeiner engern Heimat ihm ſchon früher zu Theil ward. 

Andrian verließ die Verſammlung bald nach jenem 

Schreiben wieder, iſt ſeitdem immer nur auf kurze Zeit da— 

hin zurückgekehrt und hat an den letzten entſcheidenden 

Abſtimmungen nicht mehr Theil genommen. 

Noch anerkennenswerther war der Muth jener vier 
öſterreichiſchen Abgeordneten, welche nicht blos ihren öſter— 
reichiſchen Patriotismus, ſondern ihre ganze Stellung als 
öſterreichiſche Staatsbürger, alle ihre Verhältniſſe in der 
Heimath, Beruf und Familie, ja beinahe ihre Exiſtenz ihrem 
warmen Gefühle für Deutſchlands Einheit und Größe, ih— 
rer unerſchütterlichen Ueberzeugungstreue zum Opfer brach— 
ten. Begeiſterte Vorkämpfer der deutſchen Sache und der 
Freiheit in Wien und Prag in den glorreichen Tagen des 
März und Mai vorigen Jahres, hielten ſie bei dieſer Fahne 
treu aus ohne Wanken, und, da ſie dieſelbe in Oeſterreich 
ſinken ſahen, klammerten ſie ſich um ſo feſter an den Ge— 
danken eines auf Freiheit und einheitliche Macht gegrün— 


deten deutſchen Bundesſtaates und an die Hoffnung an, 
Erinnerungen a. d. Paulskirche. 4 
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daß von dieſem aus früher oder ſpäter auch den Deutſchen 
in Oeſterreich die Wiedererlöſung von dem Joche flamifch- 
abſolutiſtiſcher Politik kommen werde. Und ſo ſtimmten 
ſie, unbeirrt durch die unwürdigen Einſchüchterungsver— 
ſuche, Drohungen und Beſchimpfungen ihrer Landsleute, 
für das Erbkaiſerthum, von dem ſie wohl wußten, daß 
es nur ein preußiſches ſein könne. Ein ſonderbarer Zufall 
wollte es, daß gerade nur mit vier Stimmen das Erb 
kaiſerthum ſiegte. Um ſo heftiger war der Zorn der 
übrigen Oeſterreicher gegen jene vier, die ſie „Abtrünnige“ 
ſchalten, als ob nicht ſie vielmehr abtrünnig geworden 
wären ihrer Aufgabe als deutſche Nationalvertreter, 
indem fie ſich dem Intereſſe habsburgiſcher Hauspolitik 
dienſtbar erwieſen. Mögen ſich indeſſen jene vier Männer 1 
beruhigen! Die deutſche Nation, alle wahrhaft deutſch 
und frei Geſinnten, auch in Oeſterreich, werden die 
Namen Rößler von Wien, Schneider von Wien, 
Makowiczka und Reitter immerfort ehrend und ans 
erkennend nennen, als die Namen von Männern, denen 
ſelbſt das größte Opfer nicht zu ſchwer war für Deutſch— 
lands dauernde Macht und des deutſchen Volkes Freiheit 
und Wohlfahrt! 

Noch ein Fünfter, Groß von Prag, hat in dieſer 
edlen Selbſtverleugnung mit ſeinen vier Freunden gewett⸗ 
eifert, wennſchon er bis zu jener äußerſten Conſequenz, wie 
ſie, ſich nicht entſchließen konnte. 
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2) Die erbkaiſerliche Partei. 


Die erbkaiſerliche Partei war nicht, wie die groß— 
deutſche, aus den Bruchſtücken und Abfällen einzelner Clubs 
zuſammengeſetzt, ſondern ging aus der Vereinigung mehrer 
Clubs hervor, welche daneben immer noch, wenn auch mit be— 
ſchränkter Thätigkeit, fortbeſtanden. Ich ſchließe daher wohl 
am Beſten meine Schilderung an dieſe einzelnen Clubs an 
und wende mich zuerſt an die äußerſte Rechte oder das 

Café Milani, 
inſoweit dieſes nicht zur großdeutſchen Partei gehörte. In— 
nerhalb der äußerſten Rechten hatten immer ſchon zwei ver— 
ſchiedene Richtungen ſich begegnet: eine rein politiſche, ver— 
treten durch Vincke und ſeinen Anhang, uud eine zugleich 
religiös oder kirchlich gefärbte „ die Ultramontanen, an 
ihrer Spitze Radowitz. Dieſe Letztern ſchlugen ſich, wie 
wir geſehen, zu den Großdeutſchen, mit Ausnahme von 
Radowitz ſelbſt und einigen wenigen Andern. Außerdem 
ſpalteten ſich noch die Partikulariſten, wie Detmold, 
Wulffen, Bothmer u. A., ab. Der Reſt, meiſt aus 
Preußen beſtehend, hielt zum Erbkaiſerthum. Vincke ſelbſt 
war bei den Hauptentſcheidungen, dem Welckerſchen Antrag 
und der zweiten Abſtimmung über die Erblichkeitsfrage, 
nicht in Frankfurt anweſend, kämpfte aber um ſo tapferer 
für dieſelbe Sache in Berlin, wo leider eine befangene und 


kleinliche ee dem raſchen Zuſtandekommen eines 
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ſtarken Deutſchlands unter Preußens Vortritt faſt ebenſo 
beharrlich entgegenarbeitete, wie zu Frankfurt die öſterreichi— 
ſche Intrigue. Vinckes Reden über die deutſche Sache in 
der zweiten Kammer zu Berlin gehören zu dem Glänzend⸗ 
ſten und Schärfſten, was dieſer glänzende und ſcharfe Red— 
ner je geſprochen. Dennoch kann ich den Vorwurf nicht un⸗ 
terdrücken, daß Vincke in jener verhängnißvollen Sitzung 
vom 5. April der Sache, die er ſo feurig vertheidigte, ſelbſt 
geſchadet hat durch zu ſtarres Feſthalten an Formen, welche 
die Vereinigung der im Weſentlichen ſich ſo naheſtehenden 
Parteien zu einem gemeinſamen Ausdruck ihrer Anſichten 
hinderten. Hätte damals eine Einigung zwiſchen den Frac⸗ 
tionen Wincke und Kirchmann ſtattgefunden, wäre da— 
durch ein energiſcher Beſchluß gegen die Politik des Kabi— 
nets in der deutſchen Sache mit ſtarker Mehrheit zu Stande 
gekommen, vielleicht ſtände es anders mit unſerer Berfaf- 
ſungsangelegenheit und der Einheit Deutſchlands; vielleicht 
wäre Manches verhütet worden, was ſeitdem geſchehen iſt 
und was gewiß Keiner mehr beklagt, als der ſtrenge An— 
hänger des Rechts und der ächten deutſchen Ehrenhaftig— 
keit, der aufrichtige Freund der Monarchie und ſpeciell der 
preußiſchen Monarchie, Vincke. Doch, wer hätte nicht 
geirrt in jener Zeit ſo großer Irrthümer, ſo ſchwerer 
Verwicklungen? So viel iſt gewiß: Binde hat in der 
großen Schule des Jahres 1848 bedeutende Fortſchritte 
gemacht von dem glänzenden Redner und gefürchteten Vor: 
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kämpfer der Oppoſition zum wirklichen Staatsmann. Die 
gewaltige Strömung eines ganz neuen politiſchen und par— 
lamentariſchen Lebens, die ſchwache Naturen aus ihren Fugen 
brachte, hat ſeine ausgiebige Kraft nur noch mehr geſtählt, 
zugleich aber ſein ſprödes Weſen etwas flüſſiger gemacht. 
Sein Blick hat ſich geweitet; ſein Standpunkt iſt aus der 
unfruchtbaren Einſamkeit des ſtarren Rechtsbodens etwas 
mehr vorwärtsgerückt in das fruchtbarere Gebiet des That— 
ſächlichen, der politiſchen Nothwendigkeit. Er, der empha— 
tiſche Lobpreiſer der ſtändiſchen Monarchie und Tadler des 
Conſtitutionalismus noch auf dem vereinigten Landtage 
1847, iſt, wenn nicht Alles täuſcht, ein aufrichtiger Freund 
eben dieſer conſtitutionellen Regierungsform mit allen ih— 
ren wahren Conſequenzen geworden; er, der Sohn der 
rothen Erde, der nach der Weiſe ſeines Stammes ſo gro— 
ßen Werth legt auf die Eigenthümlichkeiten und die Selbſt⸗ 
ſtändigkeit jedes Landes, jeder Provinz, jeder Oertlichkeit, 
hat doch den Gedanken der Einheit und der Unterordnung 
aller jener Eigenthümlichkeiten unter ein großes Ganzes 
tief und lebendig in ſich aufgenommen, und ſelbſt ſein ftar- 
rer Eifer für ſtrenghiſtoriſches Recht und für die juriſtiſche 
Vereinbarungstheorie beugte ſich zur rechten Zeit der poli⸗ 
tiſchen Nothwendigkeit und dem Gewicht der Thatſachen. 
Mit überzeugender Beredſamkeit trat er für die Anerkennung 
der einſeitig von der Nationalverſammlung beſchloſſenen 
Verfaſſung in die Schranken, obgleich er fortwährend der 
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Anſicht war, der von der Verſammlung betretene Weg fei 
nicht der rechte geweſen, eine Anſicht, die er auch noch bei 
der neueſten Zuſammenkunft in Gotha bekannte und die 
ihn abhielt, dem dort beſchloſſenen Parteiprogramm beizu— 
treten. Vincke iſt ein durch und durch ehrenhafter Cha— 
rakter, adlig im beſten Sinne des Wortes. Das erkannten 
ſelbſt ſeine ärgſten politiſchen Gegner auf der Linken an 
und begegneten ihm deshalb mit auszeichnender Achtung, 
trotzdem daß kein Redner ſie ſo ſcharf und unerbittlich 
geißelte, wie er. Bei den Centren ſtand er in hohem An— 
ſehen und man ſah ihm die kleinen politiſchen Querköpfig⸗ 
keiten, zu denen ſein allzuſtarres Feſthalten an Formen ihn 
bisweilen verleitete, gern nach in Berückſichtigung ſeines auf⸗ 
richtig patriotiſchen Sinnes. Vincke war wirklich Das der 
That nach, was Radowitz in Worten anempfahl, „in 
Frankfurt ſehr preußiſch, aber in Berlin ſehr deutſch“. 

Derſelbe Geiſt politiſcher Einſicht und Selbſtverleug⸗ 
nung, den Vincke in der deutſchen Frage bewährte, waltete 
auch über ſeiner Partei, trotz der Abweſenheit des Führers. 
Es ift ſchon früher erwähnt worden, wie dieſelbe beim Werl: 
ckerſchen Antrag ihre Parteibedenken höheren patriotiſchen 
Rückſichten zum Opfer brachte. Das weſentlichſte Verdienſt 
um dieſen Entſchluß gebührt Herrn v. Selchow, der an 
Vinckes Statt die Leitung der Partei übernommen hatte 
— ein edler und patriotiſcher Charakter, ebenſo feſt als 
mild und verföhnlich. — Neben ihm wirkte in demſelben 
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Geiſte Naumann, gleichfalls ein wohlgefinnter und 
einſichtiger Mann. Graf Schwerin war mit Vincke ab— 
weſend; von ihm wäre wohl eher ein Einfluß in entgegen— 
geſetzter Richtung zu befürchten geweſen; wenigſtens ſtand 
er bei der Behandlung der deutſchen Frage in Berlin auf 
einem bedeutend engeren preußiſcheren Standpunkte, als 
Vincke. In ſeiner neueſten Rede als Präſident der zwei— 
ten Kammer hat er ſich wieder entſchiedener deutſch gezeigt. 
Schwerins politiſcher Charakter iſt aber überhaupt zu 
wenig nachhaltig; feine im Ganzen etwas zu ängſtliche 
Auffaſſung der Verhältniſſe wird nur zuweilen durch einen 
kühneren Anlauf unterbrochen, der aber bald wieder er— 
mattet. So zeigte er ſich bereits auf dem vereinigten Land⸗ 
tage 1847, an deſſen mißlichem Ausgange ſein Schwanken 
nicht geringe Schuld trägt. Höheres ſtaatsmänniſches 
Talent bewährte er in Frankfurt wenig, und als Redner 
war er meiſt nur in Formfragen thätig. — Von den übri— 
gen Perſönlichkeiten dieſer Partei iſt wenig zu ſagen. Män⸗ 
ner wie der Oberpräſident Flottwell, der Generallieu— 
tenant Selaſinski, der Geh. Kommerzienrath Carl 
waren bedeutend durch ihre einflußreiche Stellung daheim, 
aber ohne parlamentariſche Auszeichnung. Die beiden mili— 
täriſchen Dioskuren, Boddien und Deetz, waren vor: 
trefflich an ihrem Platze vor der Front, wo ſie namentlich 
am 18. September ſich große Verdienſte erwarben. In der 
Paulskirche bildeten Diefe und Andere ein wohl discipli⸗ 
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nirtes Corps, welches in enggeſchloſſenen Reihen feinen Füh— 
rern folgte und ſeine Grundſätze mit zwar meiſt erfolgloſer, 
aber um ſo ehrenwertherer Beharrlichkeit verfocht. 

Vater Arndts Name ſtand auch auf der Mitglieder⸗ 
liſte des Café Milani und bezeichnete ſomit den ehrwürdi⸗ 
gen Dichterveteran nahezu als politiſchen Gegenfüßler ſeines 
Bruders im Apollo Uhland. So ſaßen denn dieſe beiden 
Männer auf den entgegengeſetzten Enden der Abgeordneten⸗ 
bänke, Beide als Dichter ſich ebenbürtig, Beide gleich hoch— 
gehalten und geliebt vom Volke, Jener der Sänger und 
Mitſchöpfer einer Zeit, wo der glühende Freiheitsdrang und 
Knechtſchaftshaß ſich nur gegen den fremden Unterdrücker 
wandte und an die angeſtammten Herrſcher um fo vertrau— 
ensvoller anſchloß — Dieſer dagegen der Sänger einer 
Zeit, welche nach jener kam, wo das Volk die Früchte der 
Opfer, die es den Fürſten gebracht, durch ſeine Befreiung 
im Innern zu genießen hoffte und — nicht genoß; Jener 
ein Landeskind der ruhmgekrönten Boruſſia, deren Söhne 
viele Geſchlechter hindurch im engen Bunde mit ihren Für⸗ 
ſten kämpften und ſiegten — Dieſer ein Sprößling jenes 
Schwabenlandes, wo man allzeit ſtreng auf das „alte Recht“ 
hielt und wo es ewigen Hader darum gab zwiſchen Lan⸗ 
desherrn und Ständen. Darf man ſich wundern, wenn 
Beide auf verſchiedenen politiſchen Standpunkten ſtehen? 
Aber Beide meinen es ehrlich und treu mit Volk und Va⸗ 
terland, Beide ſind deutſch durch und durch, und, wo es 
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gilt, für Freiheit und Volksrechte einzuſtehen, da wird der 
enthuſiaſtiſche Monarchiſt Arndt den Fürſten ebenſo gut 
ernſte Worte der Mahnung zurufen — er hat's gethan in 
Berlin! —, wie der Demokrat Uhland Vernunft und 
Vaterlandsliebe predigen wird und gepredigt hat jenen fal— 
ſchen Freunden der Freiheit, welche dieſe ſelbſt ſchänden 
durch Mißbrauch und Verrath am Vaterlande. 

Auch in der entſcheidendſten Frage der Nationalverſamm- 
lung, der öſterreichiſchen, gingen die Anſichten dieſer beiden 
Lieblinge der Nation weit auseinander. Der gefeierte Sän— 
ger des Liedes: „Was iſt des Deutſchen Vaterland?“ ſtreifte 
hier den Dichter von ſich und ließ nur den kalt prüfenden 
Politiker zu Worte kommen, indem er für Oeſterreichs Aus— 
ſchluß ſtimmte, unbeirrt durch das Hohngeſchrei der Linken, 
die in bubenhafter Unart, nicht achtend das ehrwürdige Al: 
ter und die ruhmvolle Vergangenheit des Greiſes, ihm ſpöt— 
tiſch ſein: „Das ganze Deutſchland ſoll es ſein“, hinüber⸗ 
rief. Anders Uhland. Er konnte den Schmerz nicht über⸗ 
winden, den feinem poetiſchen Gefühl der Gedanke bereitete, 
Oeſterreich die „Bruderhand zum Abſchiede“ reichen zu ſollen, 
und, als hätte das Wort des Dichters die Kraft der Be— 
ſchwörung (ach, wenn es ſie doch hätte!), rief er mit aller 
Kraft ſeiner vaterländiſchen Begeiſterung aus: „Oeſterreich 
ſoll und muß bei uns bleiben in der neuen politiſchen Pauls⸗ 
kirche.“ Aber ſeit wann richtet ſich die Politik nach den 

frommen Wünſchen eines Dichters? 
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Der Partei des Café Milani ward noch in der letzten 
Stunde, als bereits der größere Theil ihrer Mitglieder die 
Paulskirche verlaſſen hatte, das unverhoffte Glück zu Theil, 
aus ihrer Mitte ein Miniſterium des Reichs gebildet zu ſehen. 
Ob ſich wohl Vincke dieſes Glückes gefreut, ob er nicht, 
wäre er zugegen geweſen, die unerbittliche Geißel feines Spot: 
tes über das Miniſterium Grävell-Merck-Detmold 
geſchwungen haben würde — jenes Miniſterium, welches 
ſchon bei ſeinem Eintritt mit einem Mißtrauensvotum em⸗ 
pfangen, deſſen Ernennung für eine „Beleidigung der Ver— 
ſammlung“ erklärt ward? Die Motive zu der Standes⸗ 
erhöhung des Herrn Grävell, der, als der unermübdlichſte 
und zugleich langweiligſte Antragſteller, ein ganzes Jahr 
hindurch die komiſche Figur in der Verſammlung geſpielt 
hatte, liegen zur Zeit noch verborgen in dem Dunkel und 
Wirrſal jener mannigfach ſich kreuzenden Intriguen, als 
deren theils paſſiver theils activer Mittelpunkt damals ſchon 
der Reichsverweſer angeſehen ward. Der ſo bald erfolgte 
Rücktritt Grävells von feinem Amte ſcheint darauf hin- 
zudeuten, daß er nur die vorgeſchobene Perſon war, hin⸗ 
ter welcher die eigentlichen Hauptacteurs der Intrigue ſich 
verſteckten. Ihn hatte man wahrſcheinlich gewählt, um 
nicht gleich von vornherein das Miniſterium als ein rein 
großdeutſches erſcheinen zu laſſen, und weil man ſeine Ei— 
telkeit und ſeinen Schwachſinn am Leichteſten mißbrauchen 
zu können meinte. 
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Auch dem reichen Patrizier von Hamburg, Herrn 
Merck, ſchien die Befriedigung, auf der Miniſterbank zu 
ſitzen, nicht zu theuer erkauft durch das homeriſche Gelächter, 
welches ihn mit ſeinen Collegen Grävell, Detmold und 
Jochmus-Paſcha beim Eintritt in die Verſammlung 
empfing. Eines der eifrigſten Mitglieder der Deputation 
nach Berlin und damals ſo ganz erfüllt von erbkaiſerlichem 
Enthuſiasmus, daß er zum Volksredner ward und in pathe— 
tiſchen Ergüſſen das Glück und die Einheit Deutſchlands 
unter preußiſchem Scepter anpries, gab ſich Herr Merck 
gleichwohl jetzt dazu her, an einem Miniſterium Theil zu 
nehmen, deſſen Beſtimmung, wenn irgend eine, nur die ſein 
konnte, der parlamentariſchen Majorität, die daſſelbe ent— 
ſchieden zurückwies, zu trotzen und der öſterreichiſchen Po— 
litik in die Hände zu arbeiten. Freilich hatte Herr Merck 
dabei noch die beſondere, für ihn als Hamburger gewiß un: 
ſchätzbare Genugthuung, ſeine waltende Hand über die ju— 
gendliche deutſche Marine auszuſtrecken, die er bisher mit 
ſo ſchlechtverhehltem Neide in der Obhut eines Bremers ge— 
ſehen hatte. Ä 

Höchſt ehrenwerth war die politiſche Rolle, welche die 
zwei bayeriſchen Abgeordneten v. Roten han und Graf 
Giech — Jener dem Café Milani, Dieſer dem Caſino an— 
gehörig — bei den Verhandlungen über die Oberhaupts⸗ 
frage ſpielten. Beide waren anfänglich für eine weitere 
Form der Reichsregierung, ein Direktorium; aber Beide 
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gaben, je länger, je mehr, der beſſern Einſicht von der 
Nothwendigkeit einer ſtarken und einheitlichen Bundesge— 
walt Raum und kamen ſo allmälig bis zum vollſtändigen 
Einverſtändniß mit der Erbkaiſeridee, für die ſie nicht allein 
ſtimmten, ſondern auch ihre Landsleute — freilich dem 
größern Theile nach ohne Erfolg — zu gewinnen ſuchten. 
Männern, welche in ſo nahen Beziehungen zu den höchſten 
Regionen Münchens ſtehen, überhaupt mit fo vielen Ban— 
den an das ſpezielle Intereſſe ihres engeren Vaterlandes 
geknüpft ſind, war eine ſolche Selbſtüberwindung doppelt 
hoch anzurechnen. 


Das Caſino. 


Den reichſten Katalog glänzender Namen, politiſcher, 
wiſſenſchaftlicher, geſchichtlicher Berühmtheiten hatte un⸗ 
ſtreitig das Caſino aufzuweiſen. Da fand ſich der 
größte Theil Deſſen, was an Notabilitäten vom vereinigten 
Landtage zu Berlin in der Verſammlung war — ein 
Beckerath, ein Meviſſen, ein Lichnowsky, ein 
Saucken, ein Bardeleben — zuſammen mit den po⸗ 
pulärſten Namen von Süd- und Mitteldeutſchland, Na- 
men, welche in den Verfaſſungskämpfen der letzten dreißig 
Jahre geglänzt hatten, welche jetzt freilich von einem 
jüngeren und haſtigeren Nachwuchs als „Zurückgebliebene“ 
oder „Abtrünnige“ geſcholten wurden, an denen aber doch 
der Kern der Bevölkerungen noch immer mit Liebe und Ver⸗ 
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ehrung hing, Namen wie Welcker, Jaup, Wipper— 
mann, Schwarzenberg, Mathy, Soiron, Baſ— 
ſermann, Zittel, Henkel, Briegleb, Hergen— 
hahn u. A. Da ſah man von den Göttinger Sieben die 
Mehrzahl, vier, wieder vereinigt — voran auch hier Dahl⸗ 
mann, neben ihm Gervinus, den älteren Grim m 
und Albrecht. Sie, deren muthige That zuerſt wieder, 
nach mehrjährigem Schlummer, das deutſche Volk zum 
Kampfe für ein verfaſſungsmäßig geſichertes Recht an— 
feuerte, ſie, deren Schickſal den Mangel eines höchſten 
Rechtsſchutzes in Deutſchland, zugleich aber auch die Einig— 
keit des nationalen Bewußtſeins, wo es etwas Großes und 
Edles mit vereinten Kräften zu erſtreben gelte, recht augen— 
fällig bekundet hatte, ſie ſollten jetzt abermals vereint auf— 
treten, kämpfen und leiden, um Das dem ganzen deutſchen 
Volke zu erringen, was ſie damals einem Bruchtheile 
deſſelben wahren wollten: ein verfaſſungsmäßiges Recht, 
feſt in ſich gegründet und unantaſtbar jeglicher Willkür. 
Und ſie haben gekämpft, und ſie haben gelitten — Du vor 
Allen, edler Dahlmann, der Du wacker ausgehalten, 
obwohl mit gebrochenem Herzen, bis dahin, wo der Drang 
Deiner politiſchen Freunde auch Dich, den lange Wider— 
ſtrebenden, mit hinwegriß, und Du, ſchweigſamer Ger— 
vinus, der Du zwar nie in der Verſammlung, deſto 
eifriger und unermüdlicher aber in der Preſſe das gewaltige, 
ſcharftreffende Schwert Deines patriotiſchen Zornes gegen 
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die Feinde und Verderber des von Dir ſo heilig gehaltenen 
Einheitsgedankens ſchwangeſt! Da ſtanden wieder beiſam— 
men die nicht minder wackern Kampfesgenoſſen aus den 
religiöſen Kämpfen der neuern Zeit, welche dem großen 
politiſchen Umſchwunge des letzten Jahres die Bahn brachen, 
die „Lichtfreunde“ aus der Provinz Sachſen, Schwarz, 
Schwetſchke, Duncker, ſammt dem Vorkämpfer der 
gleichen Richtung im weſtlichen Deutſchland, Zittel. Sie 
reichten ſich auch hier die Hand zum Bunde für Glaubens- 
freiheit, Aufklärung, Bekämpfung der finſtern Mächte der 
Geiſtesknechtſchaft. Da endlich begegneten ſich wiſſenſchaft⸗ 
liche und gelehrte Berühmtheiten, wie G. Beſeler, 
Waitz, Droyſen, Fr. v. Raumer, Schubert, 
Bern hardi, Zachariä aus Göttingen, Deiters, 
Michelſen u. A.; adminiſtrative, juriſtiſche, diploma⸗ 
tiſche und militäriſche Sommitäten, wie Pinder und 
Lette, Scheller und Ebmeyer, Max v. Gagern 
und Rönne, Teichert, Stavenhagen, Auers⸗ 
wald, endlich auch Namen von gutem Klang in der Ge— 
werbs- und Handelswelt, wie Brons, Degenkolb, 
Gevekoht. Und zuletzt, damit auch der Contraſt- derber 
Naturwüchſigkeit zu der fein zugeſpitzten Gelehrſamkeit und 
ſtaatsmänniſchen Weisheit, die im Caſino ihr Hauptlager 
aufgeſchlagen hatte, nicht fehle, trieb ſich mitten darunter 
der Turnvater Jahn herum, mit ſeiner ſchwarzen Kutte, 
dem breiten Hemdkragen und dem langen weißen Barte. 
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Auch der Präſident der Verſammlung, Ed. Simſon, ging 
aus dieſer Partei hervor, und ſein Vorgänger, H. v. Ga— 
gern, würde, ſeinem politiſchen Standpunkte nach, eben- 
falls ihr angehört haben, wenn nicht ſeine Erhebung auf 
den Präſidentenſtuhl ſogleich beim Beginn der Verſamm— 
lung ihn verhindert hätte, eine beſtimmte Parteiſtellung 
einzunehmen, und wenn nicht, als dieſes Hinderniß weg— 
fiel, das Caſino ſehr bald aufgegangen wäre in der größern 
Vereinigung des Weidenbuſches, an welcher letztern H. v. 
Gagern thätigen und ausdauernden Antheil nahm. 

Der Abſtammung nach waren die Preußen, über— 
haupt die Norddeutſchen, der Berufsart nach die Beam— 
ten im Caſino vorherrſchend. Aus Beidem erklärt ſich 
Vieles in dem Charakter und der Verfahrungsweiſe dieſer 
Partei. Der nordiſche Charakter im Allgemeinen, das 
preußiſche Bewußtſein im Beſonderen, die angewöhnte 
Sinnesart des Beamtenthums, wenn auch eines noch ſo 
freiſinnigen — alles Das kam inſtinktmäßig jener Politik 
der Mäßigung, des Vertrauens, des Anſchluſſes an die be⸗ 
ſtehenden Gewalten entgegen, welche die Führer der Partei 
ihrerſeits als Reſultat einer ſtaatsmänniſchen Doetrin 
predigten. „Die Revolution ſchließen“, das war das Loſungs— 
wort dieſer Leiter der Caſinopolitik, welche im Allgemeinen 
die Politik der Mehrheit der Verſammlung ward. Sie 
verſtanden darunter die Feſtſtellung der berechtigten For— 
derungen der Revolution in der Form geſetzlicher Rechts— 
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zuſtände durch die Verfaſſung. Das vernünftige Entgegen— 
kommen der Regierungen vorausgeſetzt, war dies gewiß der 
beſte, weil friedlichſte und ſicherſte Abſchluß der Revolution. 
Nur mußte deren Princip, die Souveränetät der Nation, 
zur Anerkennung gelangen, denn eine Revolution ſchließt 
ſich nicht eher, als bis ſie ihr Princip durchgeſetzt hat; 
jeder andere Abſchluß iſt eine bloße Vertagung. Leider 
täuſchte jene Vorausſetzung, und ſo ward die Caſinopolitik 
zu einer mangelhaften und verfehlten. Es war die richtige 
und kunſtgerechte Löſung eines ſchwierigen Rechenexempels, 
aber freilich nur mit eingebildeten Größen. Das Caſino 
mit ſeiner Doctrin war vollſtändig an ſeinem Platze, ſo 
lange es ſich um die Aufſtellung der Verfaſſung auf dem 
Papiere handelte; es ward banquerott mit feiner Politik, 
als es an deren Durchführung gehen ſollte. 

Das Caſino hat an den theoretiſchen Verfaſſungsarbei⸗ 
ten der Nationalverſammlung unſtreitig den größten und 
wichtigſten Antheil gehabt. Nicht nur die zahlreichſten, 
auch die bedeutendſten Mitglieder des Verfaſſungsausſchuſ⸗ 
ſes gingen aus feiner Mitte hervor. Ihm gehörten die 
beiden Vorſitzenden des Ausſchuſſes, Baſſermann und 
Soiron, an, desgleichen die Hauptbearbeiter des Ent— 
wurfs, Dahlmann, Beſeler, Wa iz, Droyſen. 
Gewann das Caſino hiermit einen überwiegenden Einfluß 
auf dieſen wichtigſten Theil der Verhandlungen der Ver— 
ſammlung, ſo war es kein Wunder, wenn ihrerſeits wieder 
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die Perſönlichkeiten, durch welche Dies geſchah, einen 
gleichen Einfluß auf die Partei übten, wenn ſie zu einer 
Art von Orakel für dieſelbe wurden. Ein gewiſſer Autori— 
tätsglaube, welcher gern die Partei durch ihre hervorragen— 
den Perſönlichkeiten und umgekehrt wieder dieſe durch die 
Partei gehoben und getragen ſehen mochte, war überhaupt 
im Caſino zu Hauſe. Mit Denen namentlich, welche die 
unterſcheidenden Prineipien der Partei, die Principien der 
Erhaltung und der Ordnung, gleichſam in ſich verkörpert 
darſtellten und zu deren Ehren häufig eine Lanze mit der 
Linken brachen, ward ein förmlicher Cultus von der Mehr— 
heit des Caſino getrieben. So mit Baſſermann, der 
Dies allerdings mit hervorragender Meiſterſchaft und einem 
beinahe fanatiſchen Eifer that. Faſt zu ſehr beherrſcht 
Baſſermanns ganzes Denken und Thun nur der eine 
Gedanke: Kampf gegen die Anarchie! Kampf gegen den 
Radikalismus! Kampf für die Ordnung! Alles Andere 
ſcheint ihm dagegen zu verſchwinden. Bisweilen verleitet 
ihn dieſer Eifer des Conſervatismus zu Einſeitigkeiten und 
Uebertreibungen, welche dem Conſervativen ebenſowenig 
gut anſtehen, wie die nach der andern Seite dem Radikalen. 
Baſſermann hat mich oft an Guizot erinnert, dem 
auch allmälig die Herſtellung einer ſtarken Regierung und 
die Niederhaltung der Demokratie das einzige und letzte | 
Ziel aller Politik wurde. Wohl ift Dies ein würdiges und 


wichtiges Ziel der Staatskunſt, aber, wo es das einzige 
Erinnerungen a. d. Paulskirche. 16 
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wird, da ſchrumpft die Politik zuſammen zu den engen 
Maßfſtäben einer ängſtlichen Polizeiwirthſchaft, da verliert 
ſie alles Großartige, Freie, Schöpferiſche. Möge Baſſer— 
mann nicht der deutſche Guizot werden! Möge er nicht 
durch den gerechten Unwillen über die Ausartungen unſerer 
Demokratie ſich hinreißen laſſen zu einem ungerechten Vor— 
urtheil gegen die Demokratie überhaupt! Möge er an 
Guizots Beiſpiel lernen, daß das bloße Bekämpfen 
und Beargwöhnen des Volksgeiſtes dieſen nicht beſſert, 
ſondern nur erbittert! Ich will damit nicht entfernt 
Herrn Baſſermann das Lob verkürzen, auf welches ſein 
unbeſtechlicher Scharfblick in der Entdeckung und fein un— 
erſchrockener Muth in der Geißelung der Blößen des Ra— 
dikalismus vollen Anſpruch hat. Ihm verdankte man die 
erſten ganz unbefangenen und ganz rückhaltsloſen Ent- 
hüllungen über den wahren Charakter jener Berliner Zu: 
ſtände vom November vor. J., bei welchen die Demokratie 
ſich in ihrer tiefſten Erniedrigung zeigte, ihm zum nicht 
geringſten Theile jenen Umſchwung, der in der öffentlichen 
Meinung in Folge dieſer Enthüllungen eintrat. 

Daß Baſſermann, als Reichscommiſſar nach Ber⸗ 
lin entſandt, um die Anerkennung der Frankfurter Verfaſ⸗ 
ſung zu erwirken, ſtatt deſſen von dort aus die Annahme 
der zu Berlin vereinbarten in einem öffentlichen Schreiben 
an ſeine Wähler anempfahl, mochten ſelbſt ſeine nächſten 
politiſchen Freunde nicht gutheißen. Dieſer überhaſtige 
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Eifer für das Berliner Oetroyirungsproject war compro— 
mittirend für das Miniſterium, von dem und aus deſſen 
Mitte Baſſermann nach Berlin geſandt worden, für 
ſeine Partei, welche erklärt hatte, daß die Nationalver— 
ſammlung, ſo lange ſie beſtehe, an der Verfaſſung des 28. 
März feſthalten müſſe, für ihn ſelbſt, der dadurch den 
Verdacht auf ſich zog, als ob er nicht blos der Macht der 
Thatſachen weiche, ſondern gar nicht unzufrieden ſei mit 
ſo manchen an der Verfaſſung vorgenommenen Aenderun— 
gen, und um ihrer willen die Verletzung des Prineips 
leichter ertrage. Auch würde es ſeinem bekannten Muthe 
beſſer angeſtanden haben, wenn Baſſermann, ſtatt ſich 
ſchriftlich von der Verſammlung loszuſagen, in deren 
Mitte zurückgekehrt wäre und perſönlich mit der Kraft 
ſeiner Beredtſamkeit verſucht hätte, die Majorität von der 
Nothwendigkeit des Schrittes, den er anempfahl, zu über⸗ 
zeugen. | 


Baſſermanns Name ward am häufigſten im Verein. 


mit dem feines Freundes Mathy genannt. Und in der 
That beſteht zwiſchen Beiden eine innige politiſche Wahl— 
verwandtſchaft. Mathys Sinn iſt ebenſo nüchtern praf- 


tiſch, wie der Baſſermanns, ebenſo auf das nächſtvor⸗ 
liegende Thatſächliche und Erreichbare gerichtet, ebenſo 


muthig und entſchloſſen im Auftreten gegen alle die Ord⸗ 

nung bedrohenden Elemente. Zeugniß dafür war die Ver⸗ 

haftung Ficklers durch Mathy, die dieſer mit eigner 
\ 16 * 
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Hand vollzog, wofür er von den Mannheimern die ärgſten 
Bedrohungen erfahren mußte, denen er aber kaltblütig Trotz 
bot. Auch an Gewandtheit und Schärfe in der Benutzung 
der Blößen politiſcher Gegner ſteht Mat hy feinem Freunde 
keineswegs nach. Ihm, mit ſeiner tödtlichen Kälte des An⸗ 
griffs, gelang das Unerhörte, daß er (es war bei einer Ver— 
handlung im Fünfzigerausſchuß) ſelbſt die unerſchütterliche 
Ruhe Rob. Blums aus dem Gleichgewicht brachte und 
ihn zu einer heftig auffahrenden Entgegnung veranlaßte, 
welche nur um ſo deutlicher zeigte, wie gut der ſicher ge— 
führte Streich getroffen habe. Mathy ſprach ſelten, auch 
im Club und in kleineren Kreiſen; er überließ dieſen Ruhm 
neidlos feinem Freunde Baſſermann, obgleich fein Ta- 
(ent der Rede nicht minder bedeutend, ja vielleicht, um der. 
Einfachheit und ſtreng an die Sache ſich haltenden Schärfe 
ſeines Vortrags willen ; noch wirkſamer war, als das 
Baſſermanns. | 
Soiron hat das Verdienſt, der Vater jenes „Einzig 
und allein“ zu ſein, welches eine ſo denkwürdige Rolle in 
der Geſchichte des erſten deutſchen Parlamentes ſpielte. 
Viele wollen dies Verdienſt nicht hoch anſchlagen, halten 
es vielmehr für ein Unglück, daß die Verſammlung durch 
jenen Beſchluß des Vorparlaments auf eine ſchwindelnde 
Höhe der Selbſtüberſchätzung geſtellt worden ſei, von 
welcher herab ſie die wahre Geſtalt der Verhältniſſe und 
die reellen Unterlagen ihrer eigenen Macht nicht mit un⸗ 
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befangenem Blicke habe überſchauen können. Soiron 
ſelbſt pflegte, wenn in ſeinem Beiſein jener That gedacht 
ward, mit halbgezwungenem Lächeln darüber hinwegzu— 
gehen, wie Einer, der im kälteren Alter nicht gern an die 
heißen Gefühle und ſtarken Kraftausbrüche ſeiner Jugend 
erinnert ſein mag. Er hatte Unrecht, denn jener Ausſpruch, 
welcher die Volksſouveränetät als die Quelle einer neuen 
Staatsordnung für Deutſchland proklamirte, war nicht 
der Traum eines Berauſchten oder die Schwärmerei eines 
Phantaſten; es war der wohlberechtigte Ausdruck des Selbſt⸗ 
vertrauens einer zum Bewußtſein ihrer Kraft und Einheit 
gelangten großen Nation. Wehe Denen, die ihn jetzt be— 
lächeln wie den Wahn eines Fieberkranken! Sie werden 
vielleicht einſt ſchwere Rechenſchaft ablegen müſſen für 
dieſes Lächeln. Welcher Triumph wäre es geweſen für die 
deutſche Nation, dieſe fo oft verlachte und verachtete Na= 
tion, wenn ſie das Princip der Volksſouveränetät, welches 
bei den Franzoſen und Engländern nur aus langjährigen, 
blutigen Bürgerkriegen, aus den abgeſchlagenen Köpfen 
ihrer Könige emporwuchs, durch einen friedlichen parla— 
mentariſchen Akt, unter ſtillſchweigender Zuſtimmung der 
Fürſten, als das bindende Siegel gedrückt hätte auf eine 
Revolution, die ſich ſelbſt in ihrem Siegeslaufe gezügelt 
hatte und vor den Thronen ſtehen geblieben war! Und es 
konnte ſo leicht geſchehen, denn es bedurfte dazu nur ent⸗ 
weder auf Seiten der Fürſten der gleichen Mäßigung, welche 
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das Volk gegen ſie gezeigt, oder auf Seiten des Volkes der— 
ſelben Hartnäckigkeit, welche die Fürſten, als ſie wieder zur 
Macht gelangten, in Vertheidigung ihrer Rechte bewähr— 
ten. Leider iſt aber die Erwartung zu Schanden geworden, 
die Soiron bei jener Gelegenheit ausſprach: „daß das 
Volk ſich ſelbſt vertrauen dürfe“, denn das Volk hat ſich 
unfrei und ohnmächtig erwieſen, ſowohl gegenüber den Ge— 
waltſchritten der gekrönten Machthaber, als den Verfüh— 
rungen gewiſſenloſer Agitatoren und Freiheitsſchänder, und 
ſo iſt das edle Kleinod der Volksſouveränetät noch einmal, 
gleich einem geheimnißvollen Talisman, hinabgeſunken in 
die dunkle Tiefe der Zeit, und wer weiß, welches glücklichere 
Geſchlecht künftig einmal den Schatz heben wird! Aber 
Die mögen nicht triumphiren, welche mit pfiffiger Hand 
dem Volke dieſes Kleinod wegeskamotirt haben — ihnen 
wird es ergehen wie dem römiſchen König mit den Büchern 
der Sibylle. g | a 
Der Schmerz über das Mißlingen des fo hoffnungs⸗ 
reich begonnenen Verſuchs, eine Verfaſſung für Deutſch⸗ 
land auf dem Boden des freien Volkswillens zu Stande zu 
bringen, dieſer Schmerz, der die edelſten Herzen brach und 
die ſtärkſten Geiſter beugte, konnte Soirons unverwüſt⸗ 
licher Natur nichts anhaben. Nicht als ob er fühllos ges 
blieben wäre gegen Das, was jedes patriotiſche Gemüth, 
tief ergreifen mußte — nein! aber Soirons Art iſt es 
nicht, etwas zu beklagen, was ſich nicht ungeſchehen machen 
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läßt, oder darüber zu reflectiren, wie es hätte anders kom— 
men können und warum es nicht ſo gekommen ſei. Soi— 
ron iſt der Mann des Momentes, des unmittelbaren Han— 
delns und Zugreifens je nach den gegebenen Verhältniſſen. 
Von politiſcher Sentimentalität oder Schwärmerei für ein 
Princip iſt in ihm keine Spur; er nimmt die Dinge wie ſie 
ſind und ſucht das Beſte daraus zu machen. Zu einer Po— 
litik im großen Style, zu einer Politik der Prineipien und 
Ideen führt dieſer Weg freilich nicht, aber wohl zu einer 
Politik, bei der man unter Umſtänden wenigſtens Das 
erreicht, was überhaupt erreicht werden kann. „Es wird gut 
um uns ſtehen“, äußerte Soiron bei der Zuſammenkunft 
in Gotha, „wenn im deutſchen Volke erſt ſo viel geſunder 
Menſchenverſtand vorhanden ſein wird, als jetzt Grundſätze“. 
Soirons politiſche Laufbahn hat ſich ſeit dem März 
vorigen Jahres in ſonderbaren Wendungen bewegt. Jenes 
kühne Wort beim Vorparlament verſchaffte ihm den Vorſitz 
im Fünfzigerausſchuß, was thatſächlich einer Art von Dik— 
tatur über Deutſchland gleichkam. Es mag allemal ein ſtol— 
zes Gefühl für Soiron geweſen fein, fo oft er ſich in das 
Palais des Bundestages begab und dem Vorſitzenden dieſer 
höchſten Behörde für Deutſchland die Beſchlüſſe des Fünf— 
zigerausſchuſſes überbrachte, die dieſer als Befehle entgegen⸗ 
nahm und gewöhnlich noch am ſelben Abend in ſchuldigem 
Pflichteifer zur Ausführung brachte. er 
In dieſem Amte war übrigens Soirons praktiſcher 
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Sinn und kurzentſchloſſenes Handeln ganz am Platze; auch 
verſtand er es trefflich, die Grenze innezuhalten, innerhalb 
deren allein der Ausſchuß eine wirkliche Macht beſaß, und 
die Formen zu beobachten, welche den Gebrauch dieſer Macht 
ſicherten. Seiner klugen und beſonnenen Leitung iſt es 
hauptſächlich zu verdanken, wenn der Fünfzigerausſchuß die 
ſchwierige Aufgabe, welche das Vorparlament ihm hinter: 
laſſen hatte, ziemlich ehrenvoll löſte und unter Verhält⸗ 
niſſen, welche nach allen Seiten hin im Schwanken und in 
der Auflöſung begriffen waren, den richtigen Mittelweg 
zwiſchen den Extremen mit ſicherem Takte verfolgte. 

Gegen das Ende des Fünfzigerausſchuſſes ſchienen noch 
höhere Ehren Soirons zu warten. Man ging ſchon da— 
mals mit der Bildung einer neuen Centralgewalt um, und 
es war dabei, wie natürlich, für Soiron eine bedeutende 
Stellung auserjehen, Die Sache kam jedoch, wie bekannt, 
nicht zu Stande. Auch der Vorſitz in der Nationalverſamm-⸗ 
lung entging ihm, auf den er doch um ſo beſtimmter rech⸗ 
nen konnte, als der vorläufige Geſchäftsordnungsentwurf 
den Vorſitzenden des Fünfzigerausſchuſſes mit der Eröff⸗ 
nung der Nationalverſammlung und der Leitung ihrer Ver⸗ 
handlungen bis zur Wahl eines definitiven Vorſitzenden 
betraute. War es nun der Stolz auf die eigene Machtvoll⸗ 
kommenheit, welcher in der neuzuſammentretenden Ver⸗ 
ſammlung ſich regte und, jede Spur der Abhängigkeit vom 
Fünfzigerausſchuß verſchmähend, ſogar gegen den eigenen 
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Vater dieſer Souveränetät, den Urheber des „Einzig und 
allein“, ſich empörte, oder war es ein Gefühl loyalen Un— 
muthes gegen den Präſidenten jenes Ausſchuſſes, den Viele 
ſeinem Urſprunge und ſeinen Thaten nach als eine revolu— 
tionäre Körperſchaft betrachteten — ich weiß es nicht, ge— 
nug, nicht einmal die erwähnte Beſtimmung der Geſchäfts— 
ordnung wurde beachtet, vielmehr Soiron durch einen 
Alterspräſidenten beſeitigt; ebenſo ward bei der definitiven 
Präſidentenwahl, obgleich die Linke ſich auf ihn, als den 
Verkünder der Volksſouveränetät, geeinigt hatte, oder rich— 
tiger gerade deswegen, H. v. Gagern ihm als Candidat 
der conſervativen Partei entgegengeſtellt. Soiron mußte 
ſich mit der zweiten Stelle begnügen und begnügte ſich wohl 
gern damit, da Gagern der Vorgezogene war. Er unter- 
ſtützte ſelbſt deſſen Wahl bei den Vorberathungen darüber. 
Die Linke kam übrigens bald zu der Erkenntniß, daß Soi— 
ron, trotz ſeines Votums für die Volksſouveränetät, den⸗ 
noch den Conſervativen weit näher ſtehe, als ihr. Nicht ſo 
leicht mochte es Soiron verſchmerzen, daß man bei der 
Bildung des Reichsminiſteriums ihn überging. Um dieſelbe 
Zeit hatte er das Unglück, daß unter ſeinem Vorſitz und 
durch ſeine Schuld die Verſammlung mehrmals in völliger 
Auflöſung auseinanderging. Dies zog ſeinen Rücktritt vom 
Präſidium nach ſich, zu dem er ſeitdem nie wieder gelangte. 

Zu den vorſtehend charakteriſirten drei Badenſern füge 
ich ſogleich den vierten, Welcker, hinzu. Beim Vorpar⸗ 
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lament war Welcker der eifrigſte und heftigſte Vertheidi— 
ger des monarchiſchen Princips und der beſtehenden Fürſten— 
gewalten gegen die republikaniſchen Ideen Heckers und Stru— 
ves. Unwürdig war die Verdächtigung Vogts, als ſpreche 
der „Bundestagsgeſandte Welcker“ nicht jo, wie der einfache 
Abgeordnete Welcker geſprochen haben würde. Ueberra⸗ 
ſchen freilich mußte es, wenn man aus Welckers Munde 
die leidenſchaftlichſten Reden für den Bundestag hörte, wie 
u. A. jene merkwürdige, in welcher er dem Fünfzigeraus⸗ 
ſchuß vorwarf, er wolle mit dem Bundestage „Schindluder 
ſpielen“. Solch’ undiplomatiſche Sprache war wohl noch 
nie am grünen Tiſche des Bundestages vernommen worden. 
Wer jedoch Welckers leidenſchaftliche Natur kannte, die 
in jeder einmal erfaßten Richtung immer bis zum Aeußer⸗ 
ſten vorgeht, konnte an der Aufrichtigkeit ſeiner Ueberzeu⸗ 
gung nicht zweifeln, wenn auch die Art und Weiſe, ſie 
kundzugeben, wenig ſtaatsmänniſch befunden werden mochte. 
Auch gegen den Soironſchen Antrag im Vorparlament 
trat Welcker auf. „Sie beſchließen den Bürgerkrieg!“ rief 
er der Verſammlung zu. Ebenſo lebhaft ſprach er für die 
Vertragstheorie bei dem Geſetze über die Centralgewalt. 
Aber ſchon damals rief er vorahnend aus: „Es könne eine 
Zeit kommen, wo er ſich auf die Linke ſetze.“ Und dieſe Zeit 
kam. Mit derſelben Wärme und Zuverſicht, mit welcher er 
die Rechte der Dynaſtien verfochten hatte, eiferte er gegen 
das rechtloſe Verfahren, welches ſich einzelne derſelben ge— 
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gen die Nation und deren Rechte zu Schulden kommen lie— 
ßen, vertheidigte er die gerechte Nothwehr des Volkes gegen 
ſolches Unrecht. Von dieſem Standpunkte aus ſcheute er 
ſich nicht, die Beſchlüſſe vom 10. und 19. Mai zu vertre⸗ 
ten. Aber ebenſo entſchieden trat er wieder gegen die Linke 
auf, als dieſe in zweideutiger Haltung es verweigerte, in 
die an's Volk zu erlaſſende Proklamation eine Mahnung 
zur Treue gegen die Reichsverfaſſung und einen Proteſt ge— 
gen die Einmiſchung der Fremden in unſere innern Zwiſte 
aufzunehmen. Als die Majorität auf dieſer Weigerung be— 
harrte, verließ Welcker die Verſammlung, während Soi— 
ron unerſchütterlich ſeinen Platz behauptete. 

Dieſelbe Leidenſchaftlichkeit des Parteiergreifens, aber 
auch daſſelbe raſche Umſpringen in's Gegentheil bei verän⸗ 
derten Verhältniſſen und gewonnener beſſerer Ueberzeugung 
bekundete Welcker in der Oberhauptsfrage. Lange gehörte 
er zur großdeutſchen Partei, war einer ihrer Führer und 
Mitglied der Commiſſion für Ausarbeitung des großdeut⸗ 
ſchen Verfaſſungsentwurfs. Keiner, ſelbſt von den Oeſter— 
reichern nicht, zeigte ſich während dieſer Zeit ſo fanatiſch 
eingenommen gegen das Erbkaiſerthum und die Ausſchei— 
dung Oeſterreichs „ ſo unzugänglich jeder andern Ueberzeu⸗ 
gung, ſo blind ſelbſt gegen die augenfälligſten Thatſachen, 
wie er. Welche Ueberraſchung daher für die Verſammlung, 

als Welcker plötzlich eines ſchönen Morgens feinen bekann⸗ 
ten Antrag einbrachte, worin er die Uebertragung der erb- 
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lichen Oberhauptswürde an den König von Preußen ver: 
langte, ſelbſt von einer vorgängigen Verſtändigung mit 
den Fürſten abſah und nur deren nachträgliche Zuſtim⸗ 
mung zu dem Beſchluß der Nationalverſammlung als zwei⸗ 
fellos bei der dringenden Gefahr des Vaterlandes voraus— 
ſetzte. Niemals war die Verſammlung in einer ſolchen Auf: - 
regung des Erſtaunens und der Spannung, als da Wel- 
cker die Tribune beſtieg, um die Dringlichkeit dieſes An⸗ 
trags zu begründen. Die Erbkaiſerlichen glaubten nicht an⸗ 
ders, als daß eine weitgreifende Spaltung im Lager der 
Großdeutſchen ausgebrochen ſei und Welckers Uebertritt 
das Signal zu einer ganzen Reihe ähnlicher Schritte geben 
werde. Welckers nähere politiſche Freunde, die Herren 
vom Pariſer Hofe, waren nicht weniger erſtaunt über eine 
Sinnesänderung ihres Führers, von der ſie auch nicht die 
entfernteſte Ahnung hatten, da Welcker noch am Abend 
vorher im Club die großdeutſchen Ideen mit derſelben Leb⸗ 
haftigkeit, wie immer, verfochten hatte. Die Erleuchtung 
war ihm über Nacht gekommen, und der Talisman, der 
dies Wunder bewirkt hatte, war nichts Anderes als — die 
öſterreichiſche Verfaſſung vom 4. März, welche, ſo erklärte 
Welcker ſelbſt „ feinen felſenfeſten Glauben an die Mög: 
ligkeit einer Einverleibung Oeſterreichs in den deutſchen 
Bundesſtaat erſchüttert und ihm die handgreifliche Ueber⸗ 
zeugung des Gegentheils beigebracht hatte. Leider kam 

Welckers Bekehrung zu ſpät; früher hätte ſie wohl man⸗ | 
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chen Schwankenden herübergezogen, jetzt blieb fein Bei— 
ſpiel faſt ohne Nachfolge; ſein Antrag fiel durch, und mit 
ihm verſank die letzte Hoffnung auf einen gedeihlichen Aus— 
gang des Frankfurter Verfaſſungswerkes. Welcker hat aber 
ſeitdem unerſchütterlich feſt zu dieſem geſtanden, und ſein 
Rücktritt von der Stelle als badiſcher Bevollmächtigter bei 
der Centralgewalt ſtand wahrſcheinlich in engem Zuſam⸗ 
menhange mit dem Entſchluß des Großherzogs, ſich von 
der Frankfurter Verfaſſung zu der Berliner hinüberzuwen— 
den. Bei der Zuſammenkunft in Gotha fehlte Welcker. 

Ein ſtärkerer Contraſt iſt kaum zu denken, als zwiſchen 
der leidenſchaftlichen Weiſe Welckers und dem milden, 
verſöhnlichen, in faſt idealer Ruhe und Klarheit über dem 
Strudel der Parteileidenſchaften ſchwebenden, dabei aber 
doch feſten und in ſich gefaßten Weſen Beckeraths. 
Beckerath iſt eine von jenen edlen ſittlichen Naturen, 
die, weil ſie ſelbſt nur das Gute und Rechte wollen, auch 
Andern nicht zutrauen, daß fie confequent und planmäßig 
das Gegentheil wollen könnten, die, weil ſie ſich gehoben 
und getragen fühlen von den reinſten und erhabenſten Ge- 
fühlen für Menſchenwohl, Völkerfreiheit und Größe des 
Vaterlandes, an die unwiderſtehliche Macht dieſer Ideen 
über alle Herzen und in allen Verhältniſſen glauben. Die⸗ 
ſer Glaube und dieſes Vertrauen erſcheinen dann wohl bis⸗ 
weilen als ein allzu ſchwaches Surrogat, ja als ein Hemm⸗ 
niß kräftigen Handelns und Einwirkens auf die Verhält⸗ 
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niffe, als unſtaatsmänniſche Weichherzigkeit, Schwärmerei 
und Leichtgläubigkeit, die in der nüchternen Wirklichkeit 
und den verderbten Zuſtänden der Gegenwart nirgends Stich 
hält. Mag fein! aber den edleren patriotiſchen Gemüthern 
thun ſolche Männer noth, die ſie in ihrer Hingebung für's 
Vaterland und in der freudigen Zuverſicht auf den Sieg des 
Guten beſtärken, und ſelbſt die größere Maſſe des Volkes, 
ſoweit ſie noch nicht ganz in blinde Abgötterei ſchlauer De⸗ 
magogen verſunken ift, blickt gern hinauf zu ſolchen leuch— 
tenden Vorbildern reiner und erhabener Geſinnung und 
erkennt darin mit richtigem Inſtinkte ihre ächteren Freunde. 
Deutſcher geſinnt, als Beckerath, war wohl Keiner in 
der Verſammlung; in ihm, dem Preußen, war auch nicht 
ein Tropfen ſpecifiſchen Preußenthums. Wäre er weniger 
deutſch geweſen, jo hätte ihm eine einflußreiche Stellung in. 
ſeinem engeren Vaterlande ſchwerlich entgehen können. Al⸗ 
lein man fand ihn zu deutſch und verſchmähte ihn deshalb. 
Welch' ein Glück für Deutſchlaud und Preußen, wenn Be⸗ 
ckeraths verſöhnliche Natur einen entſcheidenden Einfluß 
auf die Politik von Berlin erlangt hätte in jenen verhäng⸗ 
nißvollen Augenblicken, wo es ſo viel zu verſöhnen und 
auszugleichen gab, im Innern Preußens ſelbſt, wie zwiſchen 
ihm und dem übrigen Deutſchland! Aber auch ohne offi⸗ 
ciellen Beruf verſuchte Beckerath dennoch eine perſönliche 
Vermittlung in der deutſchen Verfaſſungsfrage und begab 
ſich deshalb noch in der letzten Stunde, im April d. J., 
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nach Berlin. Von dort ſchrieb er, voll feiner ſchönen Zu— 
verſicht: „Es werde noch Alles gut gehen, nur brauche es 
Zeit“, warnte zugleich vor übereilten Schritten, welche die 
ruhige Entwicklung der Dinge ſtören möchten. Bei ſeiner 
Rückkehr, juſt am Abend vor dem 26. April, äußerte er 
ſich bedenklich gegen den Beſchluß, den man am folgenden 
Tage faſſen wollte; doch ergab er ſich darein. Dagegen 
warnte er vom Anfang an und durch alle Stadien der Vor— 
berathung hindurch vor Annahme des Wydenbrugkſchen 
Antrags, durch welchen, wie er ſagte, die Nationalver— 
ſammlung den ihr gezogenen Kreis ihrer Wirkſamkeit über— 
ſchreite und unwiderruflich den Weg der Revolution betrete, 
auf dem es dann für ſie keinen Stillſtand und Rückgang 
mehr gebe. Er rieth damals, die Versammlung möge ſich 
auflöſen und ihr Werk, die Verfaſſung, in die Hände des 
Volkes niederlegen, dem Geiſte der Nation und der bilden— 
den Macht der Zeit deſſen Durchführung anvertrauend. Als 
er mit dieſer Anſicht allein blieb und der Antrag von der 
Partei des Weidenbuſches in die Verſammlung gebracht ward, 
trat er aus dieſer und zugleich aus dem Miniſterium. Sein 
letztes Wort, das er beim Abſchied von ſeinen Freunden 
unter Thränen dieſen zurief, war: „Gott ſchütze unſer armes 
Vaterland!“ | ' 
Beckeraths vertrauter Freund und, wie man ſagt, 
ſeine ergänzende Halbſchied bei politiſchen Entſchlüſſen war 
Meviſſen, gleich ihm ein Rheinländer, eine ſchweigſame, 


256 


verſchloſſene Natur, aber vielgeſchäftig und wirkſam im 
Stillen. Meviſſen war plänereich und zum Eingreiſen 
in die Verhältniſſe leichter entſchloſſen, als Beckerath, 
aber ohne Leidenſchaft, kalt berechnend und keinen Schritt 
weiter gehend, als der feſte Boden unter ihm reichte. Ab- 
weichend von ſeinen Parteigenoſſen, war er einem thatkräfti⸗ 
gern Handeln in der Verfaſſungsfrage unter gewiſſen Vor⸗ 
ausſetzungen nicht abgeneigt; als jedoch dieſe Vorausſetzun— 
gen fehlſchlugen, gab er den Gedanken ebenſo ſchnell wie— 
der auf, hielt ſich, wie Jene, rein paſſiv und trat mit G a⸗ 
gern und Dahlmann aus der Verſammlung. Meviſ⸗ 
ſen hat in der Paulskirche ein beharrliches Schweigen be— 
obachtet, während er auf dem vereinigten Landtage zu Ber⸗ 
lin ziemlich häufig ſprach. Er ſoll kein beſonderer Redner 
auf der Tribüne ſein. In kleineren Kreiſen ſpricht er gut, 
ſcharf und klar. a ä 

Von den übrigen Koryphäen des vereinigten Landtags, 
die ſich hier wieder zuſammenfanden, war Bardeleben 
zu kurze Zeit in der Verſammlung und machte ſich zu wenig 
bemerkbar, als daß über ihn ein Urtheil möglich wäre. 
Saucken, der alte, wackere Haudegen, furchtlos und 
treu, ehrlich und gerade, hieb auch in der parlamentari⸗ 
ſchen Schlacht tüchtig drein für die deutſche Sache und ließ 
ſich's wenig kümmern, wenn ſeine Hiebe auch einmal dem 
Preußenthum tief in's Fleiſch fuhren. Er war ein fo guter. 
Preuße, wie Einer, aber keiner von der Sorte, die Preu⸗ 
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ßens Größe auf den Sand der Marken bauen will, ſondern 
einer jener ächten Söhne der ſtarken Boruſſia, deren Pa: 
triotismus in den glorreichſten Zeiten des Vaterlandes er— 
zeugt und großgenährt wurde. Im Freiheitskriege war er 
dem ſtolzen Flug der preußiſchen Adler gefolgt vom Niemen 
bis zum Rhein und an die Seine, hatte geſehen, wie ganz 
Deutſchland, ganz Europa dieſem kühnen Siegeszuge zu— 
jauchzte, und hätte nun gern ſein jugendlich gebliebenes 
Herz noch einmal an dieſer höchſten Freude eines preußiſchen 
Patriotenherzens gelabt: Preußen groß zu ſehen durch eine 
große und freie Politik. Als er ſtatt dieſer nur das Gegen: 
theil ſehen mußte, trat er zuerſt aus der erſten Kammer in 
Berlin, deren Mitglied er war, bald auch, Alles verloren 
gebend, aus der Nationalverſammlung zu Frankfurt. 
Lichnowsky und Auerswald — welche traurige 
und niederſchlagende Erinnerungen knüpfen ſich an dieſe 
zwei Namen! Wer hätte je geglaubt, daß das deutſche 
Volk, dieſes wegen ſeiner Bildung, Humanität und Reli⸗ 
giofität fo viel gerühmte Volk, einer Schandthat fähig wäre, 
ähnlich jener, die an dieſen Beiden verübt ward? Welche 
Verwirrung der Begriffe, welche Verwilderung der Gefühle, 
welche planmäßige Aufreizung aller ſchlechten und Betäu⸗ 
bung aller beſſern Elemente mußte in den Köpfen und Her⸗ 
zen jener blutigen Rotte vorausgegangen ſein, um ſie ſo 
gegen alle Menſchlichkeit abzuſtumpfen, daß ſie Wehrloſe, 


vor ihr Fliehende mit thieriſcher Luſt niedermetzelte, weder 
Erinnerungen a. d. Paulskirche. 17 
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die blühende Jugend des Einen, noch das harmloſe, ehr: 
würdige Alter des Andern verſchonend! Nicht auf die Thä⸗ 
ter ſelbſt fällt die ſchwerſte Schuld und Schmach dieſes Mor— 
des, ſondern auf Jene, welche die rohe, leichtentzünd— 
bare und immer zum Schlechteren hinneigende Menge durch 
die leidenſchaftlichen Aeußerungen ihres Parteihaſſes zu 
Rachegedanken entflammten, welche für die geſchehene 
Greuelthat kein Wort tiefer ſittlicher Entrüſtung und Ver⸗ 
dammung, wohl aber viele Worte der Beſchönigung und. 
Entſchuldigung hatten. Dieſer Mord Lichnowskys und 
Auerswalds iſt das blutigſte Blatt in der Geſchichte 
nicht blos unſerer, ſondern beinahe aller Revolutionen des 
vorigen Jahres, blutiger als die Ermordung Latours 
und Roſſis, denn hier glaubte man wenigſtens einen that⸗ 
ſächlichen Verrath am Volke zu rächen; was aber hatten 
jene zwei Männer gegen das Volk verbrochen, wenn nicht 
Dies, daß ſie offen und ehrlich „ wie ihnen ihre Ueberzeu⸗ 
gung und ihre Pflicht als Volksvertreter gebot, den Anſich⸗ 
ten und Abſichten einer Partei entgegentraten? 

Daß die radicale Partei Lichnowsky haßte, war be- 
greiflich. Keiner war ſo eifrig und unermüdlich, wie er, 
die Ausſchweifungen, Uebertreibungen, Thorheiten und Un⸗ 
gerechtigkeiten der Demagogen zu geißeln und dieſen Götzen 
des Volkes den Nimbus der Unfehlbarkeit, mit dem ſie ſo 
gern ſich ſchmücken, vom Haupte zu reißen. Er ſchien gleich⸗ 
ſam eine übernommene Ritterpflicht zu erfüllen, indem er 
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täglich, wie ein St. Georg, auszog, um den Lindwurm 
des Radicalismus zu erlegen und das Heiligthum des hi: 
ſtoriſchen Rechts, der Legitimität, des Beſtehenden von ſei— 
nen Feinden und Verwüſtern zu ſäubern. Die Unerſchro— 
ckenheit und Rückſichtsloſigkeit, womit er Dies that, der 
Muth, den er bewies, indem er die Volksgunſt wie den 
Volkshaß geringachtete und die unpopulärſten Sätze mit 
derſelben Wärme vertheidigte, welche ſo vielen Andern nur 
der Widerhall ihrer Anſichten in der öffentlichen Meinung 
einzuflößen pflegt, — dieſe Selbſtſtändigkeit und Ehren— 
haftigkeit der Ueberzeugung mußte für Lichnowsky ein- 
nehmen, wie wenig man auch mit dem Inhalt feiner poli— 
tiſchen Meinungen und mit der übermüthig herausfordern— 
den Art, fie geltend zu machen, einverſtanden fein mochte. 
Von Vincke und Baſſermann, mit denen er den Haß 
gegen die Radicalen und den Eifer in der Vertheidigung 
conſervativer Grundſätze theilte, unterſchied ſich Lich- 
nowsky dadurch daß, was bei Jenen Sache des Charak— 
ters, bei ihm zugleich Sache des Temperamentes war, daß 
er zu dem Haß gegen die Grundſätze und die Verfahrungs⸗ 
weiſe der Demokraten auch noch eine Verachtung gegen die 
Perſonen hinzufügte, eine Verachtung, welche nicht blos 
ſeinem ſittlichen Gefühl, ſondern mehr noch ſeinem ange⸗ 
bornen Stolze auf edlere Geburt zu entſpringen ſchien. Die⸗ 
ſes Racebewußtſein, dieſes Gefühl, aus beſſerem Stoffe 


zu ſein „ als „jenes Volk“, die Demokraten, welches Lich— 
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nowsky nicht verleugnen konnte noch wollte, trat zu— 
weilen in verletzender Schroffheit in ſeinem Weſen und ſei⸗ 
nen Aeußerungen zu Tage. Vielleicht erklärt ſich daraus 
der wilde, tödtliche Haß, mit welchem die Demokratie gerade 
ihn mehr als irgend einen andern ihrer politiſchen Gegner 
verfolgte und deſſen blutiges Opfer er leider werden ſollte. 
Derr alte, brave General Auerswald miſchte ſich ſel⸗ 
ten in politiſche Kämpfe, beſchränkte ſich vielmehr in der 
Regel auf die Theilnahme an ſolchen Debatten, welche ſein 
jperielles Fach, das Kriegsweſen, betrafen. Nur einmal, 
als Rob. Blum eine ſchwere und nach ſeiner Meinung 
ungerechtfertigte Beſchuldigung wider die preußiſche Nez 
gierung erhob, trat Auers wald gegen ihn in die Schran: 
ken. Ward er deshalb der Volksrache bezeichnet? Oder fiel 
er wirklich von ſeinen Mördern ſelbſt ungekannt, blos weil 
er in des verhaßten Lichnowsky Geſellſchaft betroffen 
ward 2 f | 

Eine hervorragende Gruppe im Caſino bildeten die 
„Profeſſoren“. Der Einfluß, den ſie in der Partei wie in 
der Verſammlung ſelbſt übten, war groß und um ſo be⸗ 
wundernswerther, da ſie nicht den Ruf erprobter politiſcher 
Talente aus früherer ſtändiſcher Wirkſamkeit mitbrachten, 
vielmehr jetzt zum erſten Male den parlamentariſchen 
Kampfplatz betraten. Darf man auch Einiges von dieſem 
Erfolge dem Reſpekte zuſchreiben, den nun einmal der 
Deutſche unwillkürlich vor der Gelehrſamkeit hat, ſowie 
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dem Umſtande, daß der größte und wichtigſte Theil der 
Arbeiten der Verſammlung ſich auf dem theoretiſchen Ge— 
biete der Verfaſſungsbegründung bewegte, ſo bleibt immer 
noch genug übrig, was lediglich auf Rechnung der tüch— 
tigen und bedeutenden Perſönlichkeiten dieſer Männer zu 
ſetzen iſt. Uebrigens war ihr Einfluß auch vorzugsweiſe 
auf dem Felde der Doctrin entſcheidend und wohlthätig, 
weniger in Fragen des unmittelbaren praftifchen Handelns. 
Aus einer weiten und großen Anſchauung der Geſchichte, 
des Rechts, der Politik ſuchten ſie abzuleiten, was noth⸗ 
wendig ſei, was geſchehen müſſe. Freilich geſchah Dies 
dennoch nicht immer, weil die factiſchen Zuſtände ſich nicht 
nach jenen theoretiſchen Anſchauungen richteten, und dann 
wußten ſie für die Beſeitigung dieſer Hinderniſſe, für die 
Durchführung des von ihnen als richtig Erkannten keinen 
Rath und konnten nur an die geſchichtliche Nothwendig⸗ 
keit, an die Zukunft, an den guten Willen und die Ver: 
nunft der leitenden Mächte appelliren. So erging es ihnen 
namentlich in den letzten Stadien der Verſammlung, als 
es ſich um die Verwirklichung der Reichsverfaſſung han⸗ 
delte. Zu ſehr durchdrungen von der Nothwendigkeit und 
inneren Güte dieſer, hauptſächlich unter ihrem Einfluſſe 
entſtandenen Verfaſſung, um deren Durchführung ſo leich⸗ 
ten Kaufs aufzugeben und ohne Weiteres von einem Werke 
zurückzutreten, dem ſie ein ganzes Jahr lang ihre beſten 
Kräfte geopfert hatten, konnten ſie doch ebenſowenig ſich 


262 


entſchließen, zu energiſchen Schritten für die Durchfegung 
des Nationalwillens die Hand zu bieten. So geriethen ſie 
in jene unſichere und unklare Stellung, die von ihnen aus 
ihrer ganzen Partei ſich mittheilte, in jenes Schwanken 
zwiſchen Wollen und Nichtwollen, Handeln und Nicht⸗ 
handeln, Bleiben und Gehen, welches zuletzt doch mit dem 
Verlaſſen des Kampfplatzes und der Sprengung der Ver⸗ 
ſammlung endete. | 
| Das Geſagte gilt vorzugsweiſe von dem Triumvirat 
Beſeler, Waiz und Droyſen. Dahlmann ſtand 
den betreffenden Verhandlungen ferner, war auch dem Aus⸗ 
tritt entſchieden entgegen und ließ nur nach langem, be⸗ 
redtem Widerſtande ſich durch die Mehrheit der Partei über⸗ 
ſtimmen und fortreißen. Ueberhaupt nahm Dahlmann 
während der ganzen Zeit des Parlaments eine ziemlich 
ſchweigſame und zurückhaltende Stellung ein. Raſches, 
wirkſames Eingreifen in die Debatte liegt außerhalb der 
Grenzen ſeines Naturells; er ſelbſt pflegte ſich einen „lang⸗ 
ſamen Kopf“ zu nennen „der Zeit brauche, um ſich Etwas 
zurechtzulegen. Was er ſich aber in der Stille ausdachte 
und fertig machte, Das war immer groß angelegt und 
von weitem Geſichtskreis, bisweilen nur von zu weitem 
für die gegebenen Verhältniſſe und darum unausführbar. 
So ſein Plan der deutſchen Einheit, wie er ihn im ſog. 
Siebzehnerentwurfe niederlegte — ein verführeriſch ſchöner 
Plan für Deutſchlands wahre Kräftigung und die nachhal— 
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tige Beſeitigung unſerer Kleinſtaatenmiſere, aber viel zu 
großartig für unſere kleine Zeit und die kleinen Menſchen, 
denen unſere Geſchicke anvertraut ſind. An dieſem Ideal 
deutſcher Einheit, deutſcher Macht und Ehre hing Dahl-⸗ 
manns ſtarke Seele mit wahrhaft ſchwärmeriſcher Be— 
geiſterung und Sehnſucht. Wo dieſes Ideal ihm angetaſtet 
ward, da ſah man ſein ganzes, ſonſt ſo ruhiges und ſchein— 
bar kaltes Weſen bis in die innerſten Tiefen fieberhaft er— 
zittern. So damals, als bei der Kunde vom Malmber 
Waffenſtillſtand Dahlmann die Tribüne beſtieg und, 
doppelt bewegt als Schleswig-Holſteiner und als Deutſcher, 
der Verſammlung mit erhobener, von innerer Aufregung 
bebender Stimme die Worte zurief: „Meine Herren! Es 
gilt die Ehre Deutſchlands — die Ehre Deutſchlands!“ 
So in Berlin, wo er die ſtolzeſten Hoffnungen ſeines für 
Deutſchlands und Preußens vereinte Größe hochſchlagenden 
Herzens ſo bitter getäuſcht ſah, wo er, ſchweigend zwar und 
äußerlich gefaßt, doch ſichtlich unter dem ſchwerſten innern 
Seelenkampfe tief und furchtbar litt. Immer jedoch richtete 
ihn die Kraft ſeines unerſchütterlichen Glaubens an den 
endlichen Sieg aller großen und wahren Ideen wieder auf, 
und mit hingebender Selbſtverleugnung, ohne eine Spur 
nachtragender Bitterkeit, reichte er ſeine vermittelnde Hand 
auch Denen, die ihn um ſeine liebſten Hoffnungen betrogen 
hatten, ſobald er ſich nur überzeugt hielt, daß ſie die vater⸗ 
ländiſchen Zuſtände dem von ihm erſtrebten Ziele, wenn 
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auch auf anderem Wege, entgegenführen würden. In dieſer 
ſittlichen Kraft und Reinheit ſeiner edlen Natur, in dieſer 
ſichern und begeiſterten Zuverſicht zur vaterländiſchen Sache, 
in der Unerſchütterlichkeit ſeiner politiſchen Grundſätze und 
in der Klarheit, womit er ſie zu großen geſchichtlichen An⸗ 
ſchauungen zu verbinden weiß, liegt der Grund des hohen 
und verdienten Anſehens, in welchem Dahlmann bei 


der Verſammlung und bei ſeiner Partei ſtand, obſchon er 


in der Behandlung der nächſten praktiſchen Verhältniſſe 
nicht immer zureichenden politiſchen Takt und Blick verrieth. 
Dahlmanns Stimme, ſo oft ſie erklang, ward geachtet 
wie die Stimme eines Sehers, der lange voraus andeutet, 
was kommen muß, wenn er auch die Wege nicht anzugeben 
weiß, die zu dieſem Ziele führen. Daß er zum praktiſchen 
Staatsmann nicht tauge, bewies er damals, als ihm, nach⸗ 
dem er durch ſeine Oppoſition am 5. September vor. J. 
das Miniſterium hatte ſtürzen helfen, die Bildung eines 
neuen übertragen ward. Nach mehrtägigem vergeblichem 
Bemühen gab er den Auftrag unerfüllt zurück. Einen lei⸗ 
tenden Einfluß auf feine Partei übte und erſtrebte Dahl⸗ 
mann nicht, vielmehr trat er nur dann zögernd und faſt 
ſchüchtern hervor, wenn ſeine Freunde Dies im ut 
der Sache für durchaus nöthig fanden. 

Dagegen wetteiferten um einen ſolchen Einfluß Dahl: 
manns Collegen und Landsleute G. Beſeler, Waiz 
und Droyſe n. Der Letztgenannte mehr im Stillen, denn 
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als Redner trat er Selten auf — in öffentlicher Verſamm⸗ 
lung nie — obgleich er ſcharf und treffend zu ſprechen ver— 
ſtand. Deſto thätiger war er in perſönlicher Anſprache und 
Ueberredung. Beſonders pflegte er dieſe da anzuwenden, 
wo er eine zu weit gehende Nachgiebigkeit gegen demokra— 
tiſche Tagesmeinungen zu entdecken glaubte. Für ſolche 
Nachgiebigkeit hatte er jederzeit den ſchärfſten Spott bereit. 
Ebenſo ſcharf war er aber auch in ſeinen Urtheilen über die 
Mißbräuche der legitimen Gewalt und die Verkehrtheiten 
der Regierungen. Doch wollte er, wenn die Wahl nur 
zwiſchen der Reaction und einer neuen Revolution gelaſſen 
wäre, lieber der Erſteren, als der Letzteren, das Feld laſſen, 
weil er auf jenem Wege wenigſtens die Errungenſchaften 
der Civiliſation geſichert, die wahre Freiheit aber, wenn 
auch in langſamerer Entwickelung, unverloren glaubte. 
Lange Zeit hindurch hielt Droyf en unerſchütterlich feſt 
an der Hoffnung auf die Unterſtützung, welche die Regie— 
rungen den patriotiſchen Beſtrebungen der conſervativen 
Mehrheit der Nationalverſammlung würden zu Theil wer⸗ 
den laſſen. Als dieſe Hoffnung trog, als jene beiden 
Extreme — Reaction und Revolution — nicht achtend 
auf die mahnende Stimme der Gemäßigten, ſchroff und 
kampfesfertig einander gegenübertraten, da drängte Droy⸗ 
ſen zum raſchen Fortgehen, weil, wie er ſagte, die Mittel⸗ 
partei, zwiſchen jene beiden Mächte eingeklemmt, nicht 
mehr eine ſelbſtſtändige Bahn verfolgen, ſondern nur der 
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einen oder der andern ſich in die Arme werfen und deren 
Kraft verſtärken könne, zum eigenen wie zu des Vaterlandes 
Unheil. . 

Droyf en hat große Verdienſte um die Verfaſſung. 
Mehrere der wichtigſten Abſchnitte derſelben ſind theils aus 
ſeinen Vorarbeiten hervorgegangen, theils von ihm durch 
die letzte Redaction zum Abſchluß gebracht. Er war Pro: 
tokollführer im Verfaſſungsausſchuß und hat dort, wie 
im Club, in den Privatbeſprechungen, in der Verſamm⸗ 
lung, überall mit dem ihm eigenen Talente des Sammelns, 
Beobachtens und Ordnens ein reiches und werthvolles 
Material zuſammengebracht, welches er hoffentlich recht 
bald zu einer vollſtändigen Geſchichte dieſes erſten Parla⸗ 
ments verarbeiten wird. 

Mehr, als Droyſen, trat Beſeler in die Deffent- 
lichkeit hervor, Droyſens vertrauter Freund und treuer 
Mitarbeiter am Verfaſſungswerke. Berichterſtatter des 
Ausſchuſſes bei den wichtigſten Abſchnitten der Verfaſſung, 
vertheidigte er dieſe mit der Schärfe und Klarheit eines 
geübten akademiſchen Lehrers, freilich auch bisweilen mit 
der Trockenheit und Weitſchweifigkeit des Kathedervortrags. 
Bei eigentlichen Parteifragen, beſonders wenn er die Inter⸗ 
eſſen des Rechts und einer vernünftigen Staatsordnung 
gegen die ausſchweifenden Anmuthungen eines, weder Ver⸗ 
nunft noch Geſchichte achtenden Radikalismus vertrat, 
ward ſeine Rede ſtraffer, ſchwungreicher, ſchlagender, und 
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der ſonſt ſo kalte und gemeſſene Mann erhob ſich dann 
nicht ſelten zu einer Kraft und Wärme der Beredtſamkeit, 
welche um ſo ſtärker ergriff, als immerfort durch ſie der 
Ernſt und Nachdruck des nordiſchen Charakters hindurch— 
blickte. Bei Beſeler, wie bei Dahlmann, war der 
Grundgedanke der Verfaſſung ſo ganz in Blut und Leben 
übergegangen, daß jede Antaſtung dieſes Gedankens, mochte 
ſie von republikaniſcher, mochte ſie von dynaſtiſcher Seite 
kommen, fein ganzes Weſen aufregte und ihn — der feu— 
riger und kampfesluſtiger war, als ſein älterer Freund — 
zum lebhafteſten Widerſtand entflammte. Wer ihn geſehen 
hat in jenen verhängnißvollen Stunden des 3. April zu 
Berlin „ wie er, Thränen im Auge und mit tiefbewegter 
Stimme, Worte der ernſteſten Mahnung und des edelſten 
männlichen Freimuths an Die richtete, in deren Hand das 
Wohl und Wehe Deutſchlands gelegt war, Der mußte ihn 
hochſchätzen und lieben, als Einen, der es wahrhaft ehrlich 
meint mit der Sache deutſcher Einheit und Freiheit. Wenn 
dennoch Beſeler unter Denen war, welche, den Ueber: 
gang vom Worte zur That ſcheuend, die Durchführung der 
Reichsverfaſſung aufgaben und ihren Poſten verließen, ſo 
iſt ihm gewiß — und ich habe guten Grund, Dies zu 
glauben — dieſer Entſchluß nicht leicht geworden. Allein 
ſein ſtrenger Sinn für Geſetzlichkeit, wie ſehr er ſich auch 
gegen die Rechtsverletzungen und den rohen Machtgebrauch 
empörte, deſſen die Cabinette ſich ſchuldig machten, ließ 


268 


ihn doch ebenſo entſchieden vor jedem Schritte zurückbeben, 
welcher ihm nicht ſtreng innerhalb der geſetzlichen Formen zu 
liegen ſchien, mochte er ihn auch vom höheren Standpunkte des 
ewigen Rechtes aus nicht tadeln können. Beſeler theilte 
Droyſens Auffaſſung von der Stellung der Mittelpartei 
und der Unmöglichkeit, zwiſchen den Extremen der Reaction 
und Revolution praktiſch vermittelnd einzutreten. Auch 
war ihm, dem Nordländer, die Ungeduld des ſüddeutſchen 
Blutes fremd; vielmehr neigte ſein frieſiſcher, dem eng⸗ 
liſchen verwandter Charakter zu der Ueberzeugung hin, daß 
die ächte Freiheit, die Freiheit im germaniſchen Sinne, 
kräftiger gedeihe und ſicherer in Fleiſch und Blut des Volkes 
übergehe, wenn ſie auf dem Wege langſamer, parlamenta⸗ 
riſcher Entwickelung ſich herausarbeite, als wenn ſie im 
erſten ſtürmiſchen Anlauf gewonnen werde. 

Zwiſchen Beſeler und Waiz beſtand zwar im Gan⸗ 
zen ein ziemlich enges Verhältniß, aber auch eine Art von 
Eiferſucht in Bezug auf ihre beiderſeitige Geltung in der 
Partei und der Verſammlung. Waiz war ein glänzenderer 
und eindrucksvollerer Redner, als Beſeler, aber Beſeler 
hatte die größere Klarheit und Sicherheit des Wollens vor 
Waiz voraus. Des Letztern Reden glichen bisweilen kunſt⸗ 
vollen Räthſeln, denen die Auflöſung fehlt; ſie waren reich 

an fruchtbaren Geſichtspunkten, aber eben die Mannig⸗ 
faltigkeit dieſer Geſichtspunkte ſchien den Redner verhindert 
zu haben, ſich auf einen derſelben feſten Fußes zu ſtellen, 
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und jo entbehrte der gedankenreiche Vortrag des praktiſchen 
Abſchluſſes. In der Malmber Waffenſtillſtandsfrage hielt 
Waiz eine meiſterhafte Rede, nach welcher Jedermann er⸗ 
wartete, er werde gegen den Waffenſtillſtand ſtimmen; 
dennoch ſtimmte er dafür. Bei der erſten Berathung der 
88. 2 und 3 ſprach er ein förmliches Anathema aus über 
Jeden, der es wagen würde, an den Ausſchluß Oeſterreichs 
aus Deutſchland zu denken, und bei der erſten Leſung des 
Abſchnittes vom Oberhaupte war er noch für einen Kaiſer 
auf Zeit — ein paar Monate ſpäter aber verbreitete er ſich 
in glänzender Rede über die Nothwendigkeit des erblichen 
Kaiſerthums und des einheitlichen Bundesſtaates ohne 
Oeſterreich. Abgeſehen von dieſem Mangel eines raſchen 
und ſichern Abſchluſſes, war Waiz ein feiner und klarer 
Geiſt, der die Dinge immer im großen Styl zu behandeln 
wußte. An der Ausarbeitung der Verfaſſung hat er gleichen 
Antheil und gleiches Verdienſt mit ſeinen drei Kollegen und 
Landsleuten aus Schleswig⸗Holſtein. Mit Beſeler theilte 
er das Talent, jedem Gedanken raſch eine zutreffende, die 
Gegenſätze vermittelnde und dadurch auch für ungleichartige 
Richtungen mundgerechte Form zu geben; Beide waren 
Meiſter im Redigiren, Formuliren und Amendiren von 
Anträgen; Beide machten von dieſem Talente ſowohl in 
der Partei als in der Verſammlung einen fruchtbaren Ge⸗ 
brauch. Aber Beiden war auch Das eigen, daß ſie keinen 
fremden Gedanken paſſtren laſſen konnten, ohne ihn ſeiner 
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urſprünglichen Form zu entkleiden und ihm den Stempel 
der ihrigen aufzudrücken. Durch dieſen unſeligen Eigenſinn 
des Allesbeſſermachens brachten ſie das Caſino bei den an⸗ 
dern Parteien in den übeln Ruf, daß man keinen Antrag 
dahin mittheilen könne, ohne daß er dort ſeines urſprüng— 
lichen Geiſtes beraubt und ſo lange gereckt und geſtreckt 
werde, bis er etwas ganz Anderes vorſtelle, als er geſollt; 
dieſe ſelbe Sucht des Abſchwächens jedes etwas gliederſtar⸗ 
ken Gedankens war es, welche am 10. Mai die Weiden⸗ 
buſchpartei ſprengte. 

Unter den übrigen Profeſſoren des Caſino trat keiner 
fo, wie die Genannten, in den Vordergrund. Zachariä 
von Göttingen, obgleich ein thätiger Arbeiter in den Aus⸗ 
ſchüſſen, beſonders dem völkerrechtlichen, auch als Sprecher 
raſch zur Stelle und beharrlich, ſowohl in der Verſamm⸗ 
lung als in der Partei, übte doch an beiden Orten nur 
einen untergeordneten Einfluß im Vergleich zu dem eines 
Beſ eler oder Waiz. Er wetteiferte zwar mit Dieſen in 
zäher Aufrechthaltung einmal gefaßter Anſichten, doch ohne 
ihre Schärfe und die eindrucksvolle Macht ihres Vortrags. 

Von Solchen, die in der Partei und für dieſe ſich thä⸗ 
tig und nützlich erwieſen, ohne doch öffentlich beſonders 
hervorzutreten, verdienen namentliche Erwähnung die Pro— 
feſſoren Becker von Gotha, Bernhardi von Caſſel, 
Schubert von Königsberg, Fiſcher von Jena und 
Duncker. Becker war die längſte Zeit über der Haus⸗ 
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hof- und Schatzmeiſter des Caſino und verwaltete dies 
Amt mit der Sorglichkeit, die er auch ſpäter, bei der Zu⸗ 
ſammenkunft in Gotha, wo er gewiſſermaßen den Wirth 
für die von allen Seiten herbeikommenden Gäſte machte, 
auf ſo liebenswürdige Weiſe bethätigt hat. — Bern— 
hardi und Schubert waren die Statiſtiker der Partei, 
die vor jeder großen Schlacht die Stärke der eigenen und 
der feindlichen Truppen genau muſterten und zu berechnen 
verſuchten, wobei es freilich nicht immer ohne einige kleine 
verhängnißvolle Irrthümer abging. Kam dann der Tag 
des Kampfes, ſo fungirten ſie als Generalſtab, recognos— 
eirten das Terrain, halfen den Angriffsplan entwerfen, 
machten alle Vortheile ausfindig, die man dem Feinde ab— 
gewinnen könnte, brachten als Adjutanten der eigentlichen 
Parteiführer den Kämpfenden die Befehle zum Angriff oder 
Rückzug, übernahmen auch zur Noth die Rolle von whippers 
in und trieben die Marodeurs herbei, wenn es zur Abſtim— 
mung gehen ſollte. Schubert namentlich war in allen 
dieſen kleinen Dienſtleiſtungen für die Partei unübertrefflich. 
Fern von jeder perſönlichen Eitelkeit und immer nur auf 
das Intereſſe der Sache gerichtet, war er ſtets bereit, 
andern Rednern ſeinen Platz einzuräumen, wenn er glaubte, 
daß Dieſe wirkungsreicher ſprechen würden, als er. Doch 
trat er einige Male bei wichtigen Gelegenheiten auf „z. B. 
als Berichterſtatter des völkerrechtlichen Ausſchuſſes für 
Annahme des Waffenſtillſtandes von Malmoe. Er ſprach 
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gründlich, mit Wärme und Nachdruck, doch gingen ihm 
leider die äußern Mittel der Beredtſamkeit allzufehr ab. — 
Daſſelbe gilt von Fiſcher von Jena, der im kleinen Kreiſe 
wirkſam zu ſprechen und einen geſunden Humor, fern von 
doctrinärer Subtilität und Weitſchweifigkeit, zu entwickeln 
verſtand. Fiſcher war Einer der Wenigen aus dem Caſino, 
die bis zuletzt in Frankfurt aushielten. — Durch gleichen prak⸗ 
tiſchen Sinn, wie Fiſcher, zeichnete ſich auch Duncker 
vor den meiſten ſeiner akademiſchen Kollegen aus. Er war ein 
trefflicher Parteiführer, raſch entſchloſſen und ſicher in Dem, 
was er wollte, gewandt und umſichtig in der Auffindung 
von Mitteln zur Ausführung, kurz und präcis in der Ent⸗ 
wicklung ſeiner Gedanken. So wirkte er vielfach tüchtig als 
zeitweiliger Leiter des Caſino und der Neunerkommiſſion, 
desgleichen in verſchiedenen Ausſchüſſen, während er als 
öffentlicher Redner ſelten auftrat. Er nebſt Hay m, Schra⸗ 
der, Veit, Droyſen waren zugleich die hauptſächlich⸗ 
ſten Hiſtoriographen und Wortführer der Partei in der 
Preſſe; unter ſeiner, ſpäter unter Hayms ſpezieller Lei⸗ 
tung ſtand die „Parlamentscorreſpondenz der Centren /, 
durch welche dieſe ihre politiſchen Anſichten in weiteren 
Kreiſen zu verbreiten und zu vertreten ſuchten. 

Wenn tapfere Worte gleichbedeutend wären mit 0 
Thaten, Großſprecherei mit wahrem Muth, ſo wäre 
Fr. v. Rau mer der tüchtigſte Mann der Partei und des Par: 
laments geweſen. Denn Keiner floß ſo, wie er, über von 
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großen Entſchlüſſen und heftigen Reden für die Sache ver 
Verfaſſung. Hätte man doch glauben ſollen, er wolle ſofort 
allen renitenten Kabinetten den Krieg erklären! Aber keiner 
blies ſchneller zum Rückzug, als er, da es nun . zur 
Entſcheidung kommen ſollte. 

Ich habe oben der Göttinger Vier erwähnt. Außer 
Dahlmann trat von Dieſen keiner in der Verſammlung 
bedeutend auf. Jacob Grim m ſprach bisweilen patrio— 
tiſch wohlgemeinte Worte, die wegen ſeiner ſchwachen 
Stimme Niemand verſtand; Albrecht verhielt ſich ſchwei— 
gend und zurückgezogen; ebenſo Gervinus. Dieſer Letzte 
gab nach wenigen Monaten ſeinen Sitz in der Paulskirche 
auf und verließ Frankfurt, unmuthig und verſtimmt, wie 
man glaubte, über den Gang der Verhandlungen. Eine 
Zeit lang ſchien er ſich von aller Politik fern halten zu wol— 
len; endlich aber, als die Verwickelungen und Gefahren des 
Vaterlandes täglich wuchſen, ertrug ſein patriotiſches Ge— 
müth dies ſchweigende Zuſehen nicht länger, und er trat 
wenigſtens in der Preſſe als rüſtiger Kämpfer ſeinen Geſin⸗ 
nungsgenoſſen in der Nationalverſammlung zur Seite. 
Seine geharniſchten Artikel in der „Deutſchen Zeitung“ wa— 
ren vortreffliche Bundesgenoſſen und Bannerträger der Kai— 
ſerpartei. Gervinus war von Haus aus für die Verein— 
barung mit den Regierungen, weil er der Kraft der Na⸗ 
tionalverſammlung, ihr Werk allein durchzuſetzen, mis: 


traute. Nachdem die Verſammlung aber einmal dieſen letz— 
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tern Weg beſchritten hatte, wollte Gervinus, daß ſie 
auf demſelben auch beharrlich vorwärtsgehen und der Reac⸗ 
tion keinen Schritt weichen, nöthigenfalls ſogar ihr den offe— 
nen Kampf anbieten ſollte. Ein Sieg der Reaction im ge: 
genwärtigen Augenblicke, ſo meinte Gervinus, müßte 
über kurz oder lang eine zweite, furchtbarere Revolution 
zur Folge haben, welche dann leicht alle Errungenſchaften 
der Civiliſation in Frage ſtellen möchte; eine neue Revolu— 
tion im gegenwärtigen Augenblicke werde zwar vielleicht zu— 
nächſt zur Republik, dann aber ſicherlich durch dieſe hin— 
durch zu einer feſten monarchiſchen und einheitlichen Staats— 
ordnung in Deutſchland führen. So trat alſo hier Ger: 
vinus, als der Thatkräftigere, feinen gelehrten Freunden 
in der Paulskirche mit ihrer Politik des Nichtsthuns und 
Geſchehenlaſſens entſchieden gegenüber. Allein ſeine Stimme 
verklang wie eine Stimme in der Wüſte; es fehlte der 
Verſammlung (wie Gervinus ſchon vor deren Beginn 
prophezeite) an praktiſchen Staatsmännern, an Männern 
der That, wie fie eine Zeit der Bewegung und Neugeftal- 
tung braucht. Und auch Gervinus iſt kein ſolcher prak⸗ 
tiſcher Staatsmann ; die ſtarken Aufwallungen ſeines edlen, 
durch und durch patriotiſchen, nur leider bisweilen krank— 
haft verſtimmten Gemüths, die oft viſionsartig lichten, oft 
aber auch durch galliges Schwarzſehen getrübten Eingebun⸗ 
gen ſeines hohen Geiſtes reichen nicht aus, um die ruhige 
und gleichmäßige Energie eines immer ſeiner ſelbſt gewiſſen 
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Willens, um die ſichern Combinationen eines nüchternen 
Verſtandes, wie fie dem Staatsmanne nöthig ſind, zu er— 
ſetzen. Wohl aber wäre jeder Partei ein ſolcher politiſcher 
Wecker und Stundenabrufer zu wünſchen, wie Gervinus. 

Von den übrigen Mitgliedern des Caſino genügt es 
einige namhaftere zu bezeichnen. Rüder aus Oldenburg 
war lange Zeit Vorſitzender und taktiſcher Leiter der Partei. 
Er verſtand ſich trefflich auf die kleinen Künſte der Partei— 
taktik und war immer aufmerkſam und unverdroſſen, wo 
es galt, dadurch einen Vortheil über den Gegner zu gewin— 
nen. An principiellen Kämpfen betheiligte er ſich ſeltener, 
obgleich er, wo es noth that — wie beim Vorparlament 
und im Fünfzigerausſchuß — mit Muth und Geſchick für 
die vernünftige Freiheit gegen deren Uebertreibungen auf— 
zutreten wußte. Seltner noch ließ Briegleb von ſich 
hören, ein ſtraffer Charakter, ebenſo beſonnen als auf⸗ 
richtig ergeben der Sache des Vaterlandes; desgleichen 
Langerfeldt, der in der Partei eines ziemlichen Anſe— 
hens wegen ſeines offenen und kernigen Weſens genoß. Ein 
immer fertiger, doch nicht immer glücklicher Kämpfer war 
dagegen Plathner, deshalb von der Linken mehr gehaßt, 
als gefürchtet. 

Neben den diseiplinirten Truppen giebt es in jeder 
Partei Freibeuter, die ohne Kommando mit dem Feinde 
anbinden und nur ſchwer in Reih und Glied zu halten ſind. 


Solche Freibeuter, welche ziemlich grobes Geſchütz auf 
| 182 
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Deck führten, waren im Caſino die Herren Henkel und 
Jahn. Jeder von den Beiden hatte einen beſondern Gegner, 
auf den er Jagd zu machen liebte: Henkel die Oeſterrei⸗ 
cher, der alte Turnvater Jahn die Linke und ihren friedens⸗ 
ſtöreriſchen Anhang. — Das Caſino zählte unter ſeinen 
Mitgliedern eine Anzahl von Männern, welche neben ihrer 
Wirkſamkeit in der Nationalverſammlung auch noch in ih- 
ren Einzelſtaaten in hohen Stellungen thätig waren. Dahin 
gehörte der naſſauiſche Miniſter Hergenhahn, der fur: 
heſſiſche, Wippermann, der großh. heſſiſche, Jau p. Be— 
greiflicherweiſe konnten Dieſe nicht mit gleicher Hingebung 
ſich beiden Arten von Thätigkeit widmen, und der unmittel⸗ 
bare praktiſche Beruf im engern Vaterlande behauptete ge⸗ 
wiß mit Recht den Vorrang. Daher waren ſie nur ſelten in 
der Paulskirche anweſend und nahmen wenig thätigen An⸗ 
theil an den Verhandlungen. Um ſo ſegensreicher wirkten 
ſie daheim für die Sache der deutſchen Einheit und für die 
Befeſtigung und Entwicklung der Märzfreiheiten auf dem 
Wege der Landesgeſetzgebung. Dieſe perſönliche Vermittlung 
zwiſchen den Regierungen der Einzelſtaaten und der Natio⸗ 
nalverſammlung war für beide Theile gewiß eine ſehr er⸗ 
ſprießliche, und es wäre zu wünſchen geweſen, daß auch die 
Miniſter größerer Staaten, welche das Vertrauen ihrer 
Mitbürger nach Frankfurt hatte entſenden wollen, dieſem 
Rufe, wenn auch nur für kurze Zeit, gefolgt wären. Viel⸗ 
leicht hätten ſie in Frankfurt Manches anders anſeben ge⸗ 
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lernt, als daheim, und wären gleichfalls wirkſame Ver— 
mittler geworden zwiſchen der Gewalt, die ſie vertraten, 
und der Nationalverſammlung. 

Jaup, Gagerns Nachfolger im Miniſterium zu 
Darmſtadt, regierte ganz im Geiſte jenes Programmes fort, 
mit welchem Gagern in's Amt getreten war. Hatte doch 
Ja up ſchon beim Vorparlamente die Erlaſſung einer „Er— 
klärung der Volksrechte“ für ganz Deutſchland beantragt! 
Für die Trefflichkeit der Ja up ſchen Politik ſpricht nichts 
mehr, als daß das von ihm regierte Land trotz der Nach— 
barſchaft Badens und der Pfalz von den dort ausgebroche— 
nen revolutionären Bewegungen beinahe gänzlich unberührt 
geblieben iſt. 

Daſſelbe Lob einer zugleich energiſchen und volksthüm— 
lichen Politik hat in hohem Grade das kurheſſiſche Miniſte⸗ 
rium Eberhard ſich erworben, deſſen Mitglied Wip⸗ 
permann iſt. Auch in der deutſchen Sache ſind beide Mi⸗ 
niſterien mit lobenswertheſtem Beiſpiel andern vorangegan—⸗ 
gen. Mögen ſie, wie bisher, ſo auch ferner glücklich die 
Kriſen überſtehen, welche gegenwärtig alle deutſchgeſinnte 
und volksthümliche Miniſterien bedrohen! Mögen ſie ſich 
ihren Ländern und der deutſchen Sache erhalten als die Ver— 
treter und Beſchützer der Märzerrungenſchaften von 1848! 

Leider iſt bereits ein ſolches Märzminiſterium „das Mi⸗ 
nifterium Hergenhahn in Naſſau, zurückgetreten. Die 
Entſcheidung wegen des Uebertrittes von der Frankfurter zur 
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Berliner Verfaſſung mag einigen Antheil an dieſem Rück⸗ 
tritt gehabt haben; doch war wohl auch Hergenhahn 
des Regierens müde und erſchöpft durch die harten Kämpfe, 
die er ein ganzes Jahr lang mit der täglich feindlicher gegen 
ihn anſtürmenden Demokratie zu beſtehen gehabt und im⸗ 
mer ſiegreich beſtanden hatte. Traurig, wenn die Männer, 
die im März vorigen Jahres ihren Mitbürgern die Freiheit 
erkämpfen halfen, angefeindet werden, weil fie nur die ächte 
Freiheit wollen, nicht ihr Zerrbild! 

Zwei Namen zierten die Partei des rechten Centrums, 
welche im Laufe dieſes verfloſſenen Jahres häufiger genannt 
worden ſind, als wohl irgend einer ſonſt aus den Reihen 
der Nationalverſammlung: die Namen Gagern und 
Simſon. Beide waren auf den höchſten Ehrenplatz in der 
Verſammlung geſtellt, aber der Eine brachte auf dieſen 
Platz bereits den Glanz eines weitgenannten und gefeierten 
Namens — damals vielleicht des populärſten in ganz 
Deutſchland — mit; der Andere war noch faſt unbekannt, 
als der Einfluß ſeiner Parteigenoſſen ihn zu der Ehre des 
Präſidiums und an Gagerns Seite erhob. Gagerns 
Wahl war eine politiſche Manifeſtation von höchſter Be⸗ 
deutung — man wollte der jungen Verſammlung ſeinen 
Namen als Angebinde und Loſung auf ihren Lebensweg 
mitgeben —, Simſons Berufung, erſt zum Vicepräſi⸗ 
denten, dann zum Präſidenten, war die Folge des Ver⸗ 
trauens, welches man in fein Präſidialtalent ſetzte. Si m⸗ 
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ſon rechtfertigte dies Vertrauen in ausgezeichnetem Grade 
— er war der gewandteſte, unparteiiſchſte, umſichtigſte 
Präſident, ein Präſident, wie ihn vielleicht ſelten eine Ver— 
ſammlung beſeſſen hat, wie er aber auch keiner Verſamm⸗ 
lung ſo nöthig war, als dieſer. Gagern war kein ſo voll— 
kommener Leiter der Verſammlung, aber er war Mehr, er 
war ihr Beherrſcher; er ſtand im vollſten Sinne des Worts 
über der Verſammlung. Simſons Einfluß auf die Ver— 
ſammlung beruhte darauf, daß er ſich ganz mit ihr zu iden— 
tiſteiren, den Willen der Mehrheit zu errathen, den der 
Minderheit zu ſchonen, die Gegenſätze zu vermitteln, die 
Schwierigkeiten der Verhandlung zu ebenen verſtand; Ga— 
gerns Macht lag in ſeiner gebietenden Perſönlichkeit, in 
dem Vollgewicht ſittlicher und geiſtiger Größe, in dem ſichern 
Bewußtſein von ſeiner Kraft, womit er der Verſammlung 
gegenübertrat, nicht zum geringſten Theile auch in ſeiner 
imponirenden Aeußerlichkeit, in dem mächtigen Zucken ſeiner 
Jupiterbrauen, dem vernichtenden Blick ſeines Auges, dem ge— 
waltigen Ton ſeiner Stimme. Gagern war nicht ſonder— 
lich vertraut mit den parlamentariſchen Regeln und der Pra— 
ris des Hauſes, gab ſich auch wenig Mühe, ſie zu ſtudiren; 
allein, weil ſeine Entſcheidungen immer auf das Weſen der 
Sache, auf die Würde der Verſammlung, auf die Förde⸗ 
rung ihres großen Zweckes gerichtet waren, ſo dachte man 
wenig daran, um die ſtrenge Einhaltung der Form mit ihm 
zu rechten. Selbſt die Linke, obgleich ſie gegen Gagern 8 
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moraliſche Diktatur gern hinter ihren einzigen Schild, die 
Geſchäftsordnung, ſich verſteckte, wagte doch oft nicht ein— 
mal von dieſer Waffe Gebrauch zu machen. Nach der Ge— 
ſchäftsordnung bedurfte jeder Antrag der Unterſtützung von 
20 Mitgliedern. Als nun die Linke eines Tages alle mög⸗ 
liche Anträge, ſelbſt die handgreiflich erfolgloſeſten, unter— 
ſtützte, herrſchte Gagern unwillig ſie an: „Wenn Sie 
freilich jeden Antrag unterſtützen wollen, ſo kommen wir 
nicht vorwärts.“ Die Linke, ſtatt gegen dieſen vollkommen 
unberechtigten Eingriff in eine reglementsmäßige Befügniß 
zu proteſtiren, ſchwieg und war eine Zeit lang fparfamer . 
mit ihren Unterſtützungen. So wenig Gagern es leiden 
mochte, wenn Andere ſich auf die Form zum Nachtheil der 
Sache ſteiften, eben ſo fern war er ſelbſt davon, Etwas der 
Art zu thun. Der Unfehlbarkeitstrotz, den man ſo oft auf 
dem Präſidentenſtuhle findet, war ihm gänzlich fremd 
hatte er gefehlt, ſo war er raſch bereit, ſeinen Fehler mit 
der liebenswürdigſten Offenheit einzugeſtehen und die Ver: 
ſammlung um Nachſicht zu bitten. „Wir haben Alle noch 
Viel zu lernen“, ſagte er bei einem der erſten Fälle dieſer 
Art. Nur in der ſpätern Zeit, wo der Ekel über die täglich 
wiederkehrenden Ruheſtörungen und Unwürdigkeiten der Lin⸗ 
ken ihn verbittert und im höchſten Grade reizbar gemacht 
hatte, verlor er bisweilen mit der Gewalt über ſich ſelbſt 
auch die ſichere Gewalt über die Verſammlung. Unſtrei⸗ 
tig konnte der leichte und raſche Fortgang der Verhand- 
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lungen nur gewinnen unter Simjong funftgerechterer Leis 
tung und bei feiner unerſchütterlichen Leidenſchaftsloſigkeit; 
allein der Zauber unnahbarer und faſt übermenſchlicher Ho— 
heit, der einſt Gagerns Haupt umſchwebte, und jene 
großen Momente, wo er ſein zürnendes Quos ego! in die 
empörten Wogen der Verſammlung hinabdonnerte und 
dieſe bezwungen ſich ihm zu Füßen legten, kehrten unter 
keinem ſeiner Nachfolger wieder. 

Der gleiche Contraſt zwiſchen beiden Männern zeigte ſich 
auch da, wo fie außerhalb der Paulskirche in ihrer Eigen- 
ſchaft als Präſidenten die Nationalverſammlung zu reprä— 
ſentiren hatten. Simſons Reden bei ſolchen feierlichen 
Gelegenheiten waren correct, fein, beziehungsreich, von 
einer faſt elaſſiſchen Eleganz der Form, nichts Nothwen— 
diges hinweglaſſend und nichts Unnöthiges enthaltend; 
Gagern ſprach minder zierlich, vielleicht ſelbſt minder 
geiſtreich, aber was er ſagte war immer groß, bedeutend, 
der Wurf eines gewaltigen Gedankens und mehr noch eines 
gewaltigen Charakters. Doch fehlte es auch Simſon zur 
rechten Stunde an der Kraft eines tapferen Wortes nicht. 
Als der Reichsverweſer ſofort nach der Kaiſerwahl abdanken 
wollte, da mahnte ihn Simſon mit Ernſt an feine ruhm⸗ 
volle Vergangenheit, auf die er nicht durch einen Entſchluß, 
der Deutſchland in Verwirrung ſtürzen könnte, einen Schat⸗ 
ten werfen dürfe. Der Reichsverweſer ſtutzte, nahm ſich kurze 
Bedenkzeit und — blieb. 
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Unwillkürlich muß ich hier an zwei Scenen voll bedeu— 
tungsvoller Beziehungen, voll ſchmerzlicher Gegenſätze denken 
— Gagern bei den Feſtlichkeiten zu Köln im Aug. v. J., 
und Simſon an der Spitze der Kaiſerdeputation in Berlin. 

Es iſt gerade ein Jahr, da fuhren wir den Rhein hinab, 
unter dem Zujauchzen der Bevölkerung, die ſich allerwärts 
an's Ufer drängte, um uns zu ſehen und zu begrüßen. Na— 
türlich! Wir führten ja am Bord unſeres Schiffes das 
Symbol der jungen deutſchen Einheit, den neugewählten 
Reichsverweſer, und das Symbol der Volksſouveränetät, 
den Präſidenten der conſtituirenden Nationalverſammlung, 
H. v. Gagern. Die Nationalverſammlung ſtand damals 
auf dem Gipfel ihres Anſehens, ihrer Macht — die zu allen 
Zeiten nur eine moraliſche war —, ihrer Popularität. Das 
Volk verehrte, die Fürſten fürchteten ſie. Niemand wagte 
ihren Ausſprüchen offenen Ungehorſam entgegenzuſetzen. 
Nur wie ein fernes Wetterleuchten deutete die verſagte 
Huldigung am 6. Auguſt auf die Widerſtandskräfte hin, 
die ſich am Horizonte ſammelten, um bald wieder den Him⸗ 
mel der deutſchen Einheit mit den finſterſten Gewitterwolken 
zu bedecken. Damals achtete man noch wenig, vielleicht zu 
wenig, darauf. Wir zogen in Köln ein unter dem Jubel 
einer zahlloſen, dichtgedrängten Menge, die den Reichs- 
verweſer im Triumphe zu ſeiner Wohnung geleitete. Am 
Tage darauf traf der König von Preußen ein; die Deputa⸗ 
tion der Nationalverſammlung begab ſich zu ihm, Ga— 
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gern redete ihn an, ſprach von den Hoffnungen, welche 
die Verſammlung auf ſeinen Beiſtand bei ihrem großen Ei— 
nigungszwecke ſetze. Der König erwiderte mit Ausdrücken 
der Begeiſterung und Hingebung für dieſen Gedanken der 
deutſchen Einheit, einen Gedanken, ſagte er, den er ſchon 
von ſeiner Mutter geerbt habe. Darauf aber ſprach er jene 
bedeutungsvollen Worte: „Ich hoffe, wir werden gute 
Freunde bleiben; vergeſſen Sie aber nicht, meine Herren! 
daß es Fürſten in Deutſchland giebt, und daß ich einer der— 
ſelben bin“. Dieſe Worte frappirten und machten Manchen 
nachdenklich. Der alte Legitimitätsgedanke, den Viele ſchon 
begraben wähnten, ſchien ſich halb ſchüchtern zwar, aber 
doch auch dräuend wieder aufzurichten. Dieſer etwas peinliche 
Eindruck verſchwand indeß wieder vor der Begeiſterung, welche 
fortwährend uns, die Vertreter der Nation, überallhin be— 
gleitete, und vor der liebenswürdigen Unbefangenheit, wo— 
mit der König ſelbſt am folgenden Tage, bei dem Feſte auf 
dem Gürzenich, dieſe der Majeſtät des Volkes und dem Ge— 
danken der deutſchen Einheit dargebrachten Huldigungen, 
welche beinahe die Achtungsbezeugungen gegen ihn ſelbſt 
verdunkelten, wahrzunehmen und zu ermuntern ſchien. Nir⸗ 
gends war der Jubel der Verſammelten feuriger und anhal⸗ 
tender, als bei den Stellen der Reden und Geſänge, welche 
der deutſchen Sache, dem Reichsverweſer, der Nationalver— 
ſammlung galten; er wollte nicht enden, als Gagern von 
„der Einheit“ ſprach, „die das deutſche Volk wolle und 
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nicht entbehren könne.“ Gagern war überhaupt dort 
und überall, wo er ſich zeigte, der wahre Abgott des Vol— 
kes, deſſen lauten und ſtürmiſchen Huldigungen ſeine Be— 
ſcheidenheit ſich nur widerſtrebend überließ und immer ſo 
bald als möglich entzog. Er ſtand damals in der vollen 
Blüthe ſeiner Kraft und ſeines Ruhmes. Der Repräſentant 
und gleichſam die Verkörperung einer Idee, die in um ſo 
erhabenerem und zukunftreicherem Glanze ſtrahlte, je entfern⸗ 
ter ſie von ihrer Verwirklichung war, je mehr ſie ſich noch 
im Gebiete der Hoffnungen, der Wünſche, der Träume be⸗ 
wegte; der Leiter und das Haupt einer Verſammlung, welche 
Alles zu vermögen ſchien, weil ſie noch wenig Gelegenheit 
gefunden oder geſucht hatte, die Realität ihrer Macht an 
einem wirklichen Widerſtande zu erproben; auf den höchſten 
und glänzendſten Platz geſtellt, den es damals in Deutſch⸗ 
land, unter einer Nation von 40 Mill. gab, ſchien Ga⸗ 
gern dieſen Platz noch zu veredeln durch den Zauber eines 
ſtarken, feurigen und doch beſonnenen Geiſtes, einer im: 
ponirenden und zugleich liebenswürdigen Perſönlichkeit, ei⸗ 
nes bewährten Charakters und einer fleckenloſen, allezeit 
dem Rechte des Volkes und dem Wohle des Vaterlandes ge— 
widmeten Vergangenheit. Wenn man dieſen Mann ſo ſah 
mit dem felſenfeſten Glauben an die Zukunft, die Einheit 
und Freiheit Deutſchlands, mit der gewaltigen Kraft des 
Willens, des Wortes und der Macht über die Gemüther, 
ſo konnte man nicht zweifeln, daß jene Einheit und Frei— 
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heit, als deren Bürge er gleichſam daſtand, kommen müf j e, 
daß fie durch ihn kommen müſſe. 

Acht Monate ſpäter fuhr eine andere Deputation auf 
dem Rheine gen Köln, den Präſidenten Simſon an ihrer 
Spitze. Es war die Deputation, welche dem Könige von 
Preußen, als dem von der Nationalverſammlung erwähl— 
ten Kaiſer der Deutſchen, die Kaiſerkrone überbringen ſollte. 
Die Begrüßungen und Freudenbezeugungen längs der Ufer, 
an denen wir hinfuhren, waren diesmal ſpärlich gegen jene, 
die wir acht Monate früher empfangen hatten. In Köln, 
wo wir damals unter dem Jubel der Bevölkerung eingezogen 
waren, mußten wir uns jetzt durch ſtumme, gaffende Hau⸗ 
fen drängen, und am Abend gab ein Stück ſouveränen Vol— 
kes uns ſein Misfallen über den Zweck unſerer Sendung 
auf die unzweideutigſte Weiſe zu erkennen. Die Demokraten 
grollten uns, daß wir einen Kaiſer, die Ultramontanen, 
daß wir einen proteſtantiſchen Kaiſer über Deutſchland ſetzen 
wollten. Wohin war ſie gekommen, die unbedingte Ver— 
ehrung für die Nationalverſammlung, die unbedingte Hin— 
gebung an ihren ſouveränen Willen, die im Auguſt vori— 
gen Jahres uns auf allen Schritten begegnete? Ach! Jede 
Partei, jeder Theil des Volkes hatte ein Stückchen Sou⸗ 
veränetät für ſich zurückgenommen, bis von der Geſammt⸗ 
ſouveränetät der Nation und der Nationalverſammlung 
nichts mehr übrig blieb. Niederſchlagende Erfahrung ! Trau⸗ 
riger Vergleich zwiſchen dem Damals und dem Jetzt! 
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Simſon, erſchüttert, niedergedrückt, krank, mehr noch 
am Gemüth, als am Körper, ertrug gleichwohl gefaßt und 
mit äußerlicher Ruhe die ſchmerzlichen Begegniſſe. Ohne 
mit jener gewaltigen Kraft begabt zu ſein, durch welche 
Gagern berufen ſcheint, jedes Hemmniß zu beſiegen, be— 
ſitzt doch Simſon die Zähigkeit kalter und trockner Na⸗ 
turen, welche ſich durch keinen Widerſtand und kein Miß⸗ 
lingen ſo leicht außer Faſſung bringen laſſen. 

Die folgenden Tage richteten unſern Muth wieder auf. 
Nicht blos die preußiſchen Provinzen, die wir durchſchnit⸗ 
ten, auch Hannover, auch Braunſchweig jauchzten unſerer 
Sendung Beifall zu und gaben uns ihre heißeſten Wünſche 
mit, daß wir, rückkehrend, den Kaiſer mitbringen möchten, 
der Deutſchland die Einheit, die Macht, den Frieden wie— 
dergeben ſollte. Unter dieſen erhebenden Eindrücken zogen 
wir in die Stadt ein, wo über den Erfolg unſerer Sendung, 
wo über das Schickſal Deutſchlands die verhängnißvolle 
Entſcheidung fallen ſollte. 

Die Anzeichen für dieſe Entſcheidung waren bei n 
Eintritt in Berlin äußerſt günſtig. Die Erklärung, welche 
das Miniſterium gerade an dieſem Tage in Betreff der deut⸗ 
ſchen Sache den Kammern gegeben hatte, entſprach zwar 
nicht ganz jener ſtrengſten Anſicht von Volksſouveränetät, 
wie man ſie in Frankfurt hegte, aber wohl dem praktiſchen 
Intereſſe, um deſſentwillen eigentlich hauptſächlich die Ein: 
ſichtigeren an jenem Grundſatz feſthielten, dem raſchen und 
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ſichern Zuſtandekommen der Einheit. Denn an der freien 
Zuſtimmung der Fürſten war nicht zu zweifeln, wenn nur 
der erwählte Kaiſer die ihm dargebotene Krone ſammt der 
Verfaſſung raſch und entſchloſſen annähme. Daß der Geiſt 
dieſer Erklärung in der Antwort des Königs an die Depu- 
tation ſich wiederfinden werde, Das war Niemandem zwei— 
felhaft, und die preußiſchen Abgeordneten, die uns be— 
grüßend entgegenkamen, beglückwünſchten uns wegen des 
ſchnellen und glücklichen Ausganges unſerer Sendung. 
Eine Beſprechung, die zwiſchen dem Miniſterpräſidenten 
und Mitgliedern der Deputation noch am Abend unſerer 
Ankunft ſtattfand, beſtärkte uns in dieſen frohen Hoff— 
nungen. Wir haben ſeitdem aus guter Quelle erfahren, 
daß die königliche Antwort, ganz im Sinne jener Erklärung 
des Miniſteriums abgefaßt, bereits fertig war, daß aber 
noch im letzten Augenblicke der Wille des Königs ſich än— 
derte — durch welchen Einfluß, wer mag es wiſſen? — 
daß er die ihm vorgelegte Antwort entſchieden verwarf, daß 
er auf die dringlichen Vorſtellungen ſeiner Miniſter mit 
Abdankung drohte und dadurch deren Widerſtand brach. 
So erfolgte denn in der feierlichen Audienz am Morgen 
des 3. April jene Antwort „in welcher nicht blos das 
Darbieten der Nationalverſammlung als ein unzuläng⸗ 
liches, der Bekräftigung durch die Fürſten bedürftiges, 
ſondern auch die von Jener endgültig beſchloſſene Ver 
faſſung als ein bloßer Entwurf behandelt wurde, über 
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welchen die Regierungen erſt das Weitere zu beſchließen 
hätten. 8 

Das war der praktiſche Commentar zu jenen Worten, 
die acht Monate zuvor der König in Köln an uns gerichtet 
hatte: „Meine Herren! vergeſſen Sie nicht, daß es in 
Deutſchland noch Fürſten giebt, und daß ich einer davon 
bin!“ Was damals wie eine halbſchüchterne Mahnung 
klang, Das tönte jetzt wie ein zürnendes und dräuendes: 
Quos ego! uns entgegen. Hatten wir wirklich vergeſſen, 
daß es Fürſten in Deutſchland gebe, und daß der König 
von Preußen einer ſei? O nein! Wir hatten ja ſo viel 
Rückſichten — nur zu viel, meinten Manche — auf die 
Fürſten genommen. Wir hatten ein volles Jahr lang die 
ſchwerſten Kämpfe mit den Republikanern beſtanden, weil 
wir behaupteten, die Erhaltung der Throne ſei nothwendig 
zur Erhaltung der Ordnung und des innern Friedens. Wir 
hatten ſchon beim Vorparlament, unter Gagerns Führung, 
die Verſuche zur Republikaniſirung Deutſchlands vereitelt und 
die Throne — die damals in ihrem tiefſten Grunde wankten — 
gerettet. Und waren wir nicht ſpäter abermals dem bedroh— 
ten monarchiſchen Principe zu Hülfe geeilt, als die Berliner 
Verſammlung durch ihren Steuerverweigerungsbeſchluß 
demſelben den Krieg erklärte? Hatten wir nicht dieſen Rück⸗ 
ſichten auf das monarchiſche Princip unſere Popularität 
und das Anſehen der Verſammlung bei einem großen Theile 
des Volkes geopfert? Waren wir nicht deshalb als Volks⸗ 
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verräther den Maſſen bezeichnet, auf Proſcriptionsliſten 
geſetzt, bedroht, geſchmäht, inſultirt worden? Hatten wir 
nicht noch eben in jenem kalten Empfange am Rhein, in 
jenen Beſchimpfungen, die uns in Köln widerfuhren, dafür 
büßen müſſen, daß wir den neuen Staatsbau Deutſch— 
lands auf den feſten Boden der Erbherrſchaft, und zwar einer 
preußiſchen Erbherrſchaft, gründen wollten? Und dafür 
ſolcher Undank, ſolche Verkennung unſerer patriotiſchen 
Abſichten und, was ſchlimmer war, der thatſächlichen 
Nothwendigkeit, die uns gezwungen hatte, ſo zu handeln, 
wie wir gethan! | ’ 

Dieſe Gedanken und Empfindungen bewegten uns, als 
wir aus dem Schloſſe in die Wohnung unſeres Präſiden⸗ 
ten zurückkehrten. Alle waren niedergeſchlagen, kummer⸗ 
voll, zum Theil erbittert. Was ſollte nun geſchehen? Die 
Debatte begann; eine Reihe von Sprechern drang entſchie— 
den auf ſofortige Abreiſe. Unſer Auftrag, ſagten ſie, ſei 
erledigt: wir hätten die Krone anzubieten gehabt, ſie ſei 
abgelehnt worden; mehr zu thun ſeien wir weder befugt 
noch verpflichtet; uns bleibe nichts, als. ſchleunigſt in die 
Mitte der Nationalverſammlung zurückzukehren; Dieſe möge 
das Weitere beſchließen. Simſon ſelbſt ſchien dieſe An⸗ 
ſicht zu theilen. Ich erhob zuerſt dagegen Widerſpruch; ich 
führte aus, daß, wenn wir jetzt, mit dieſer Antwort, zurück⸗ 
kehrten, die Verſammlung unter dem Eindruck derſelben und 


durch das gemeinſchaftliche Andringen der Linken und der 
Erinnerungen a. d. Paulskirche. 19 
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Großdeutſchen leicht zu Entſchließungen fortgeriffen werden 
könnte, die unſer ganzes Verfaſſungswerk in Frage ſtellen 
möchten. Ich fürchtete nämlich, daß man die Oberhaupts— 
frage ſofort für offen erklären und entweder ein Directorium 
einſetzen oder den Kaiſer von Oeſterreich zum deutſchen 
Kaiſer wählen möchte. Ich beſtand darauf, daß wir in 
einer Erklärung an den König Dieſem die Lage der Dinge 
und die Gefahren des Weges „ auf welchen er das deutſche 
Verfaſſungswerk verweiſe „ rückhaltlos auseinanderſetzen, 
daß wir ihn zu einer nochmaligen Erwägung ſeines Ent— 
ſchluſſes auffordern ſollten. Soiron trat mir bei; Andere 
folgten, und ſo ward die Abreiſe verſchoben und die Ab— 
faſſung einer Erklärung beſchloſſen. Man beauftragte da⸗ 
mit Dahlmann, Rieſſer und mich. Wir entwarfen 
fie fo, daß darin eine Brücke der Verſtändigung zwiſchen 
dem König und der Nationalverfammlung geſchlagen ward; 
wir bezogen uns auf die Miniſterialerklärung vom 2. April 
und deuteten darauf hin, wie wir nach dieſer nur eine Ant⸗ 
wort in gleichem Sinne auf unſer Anerbieten hätten erwar⸗ 
ten können, wie aber auch eine ſolche die Nationalverſamm⸗ 
lung, wenigſtens in ihrer Mehrheit, zufriedengeſtellt haben 
würde. Wir boten alſo die Hand zu einem Wiedereinlenken, 
begründeten zugleich die Nothwendigkeit eines ſolchen, die 
Unmöglichkeit einer Vereinbarung der Verfaſſung zwiſchen 
der Nationalverſammlung, zumal in ihrer gegenwärtigen 
Lage, und 38 Regierungen. 
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Unſer Entwurf fand zahlreichen Widerſpruch. Man er: 
klärte es für eine Ueberſchreitung des Auftrags der Depu— 
tation, daß wir gewiſſermaßen unterhandeln wollten. Die 
Deputation habe nur Eines zu erklären: daß eine Annahme 
der Krone oder ſelbſt nur ein „Anrecht“ darauf undenkbar 
ſei ohne gleichzeitige Annahme der Verfaſſung, daß wir 
ein bedingtes Annehmen als eine Ablehnung betrachten 
müßten, daß der König nur die Wahl habe, Krone und 
Verfaſſung oder keines von Beiden anzunehmen. Simſon 
war es, der dieſen ſtreng juriſtiſchen Standpunkt am Nach: 
drücklichſten verfocht, der auch, da die Mehrheit der Depu— 
tation ihm beiſtimmte, in dieſem Sinne jene bekannte Er— 
klärung redigirte, die wir vor unſerer Abreiſe von Berlin 
dem Miniſterium überſandten. Wie jener römiſche Ab— 
geſandte vor den Senat von Sagunt, ſo trat Simſon 
gleichſam vor die Regierung des Königs hin mit der n 
ſtolzen Aufforderung: „Nun wählt!“ 

Am Abend des 3. April waren wir zum Prinzen von 
Preußen geladen. Wir kamen dahin noch voll der ſchmerz— 
lichen Eindrücke des Morgens. Der Prinz, ein grader, 

ſtraffer, militäriſcher Charakter, empfing uns durchdrungen, 

wie man ſah, von der hohen Bedeutung dieſes Tages. In 

ernſtem, tiefeingehendem Geſpräch ſuchte er uns zu über- 

zeugen, daß der Eindruck, den wir aus der Antwort des 

Königs und der Aufnahme unſerer Sendung bei ihm ge⸗ 

ſchöpft hatten, der Eindruck, als wolle man mit der National⸗ 
19* 
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verſammlung brechen, ſie wenigſtens bei Seite ſchieben und 
ſeinen Weg ohne ſie gehen, nicht der richtige, nicht der 
beabſichtigte ſei, daß man den Werth und die Bedeutung 
des Anerbietens der Geſammtsertretung Deutſchlands voll— 
kommen anerkenne und nur aus Rückſichten der Pflicht wie 
der Politik den entſcheidenden Schritt nicht ohne die freie 
Zuſtimmung der andern Fürſten thun könne. Die Prin⸗ 
zeſſin, eine Frau, bei welcher Geiſt und Gemüth um den 
Vorrang ſtreiten, vielleicht der klarſte politiſche Kopf und 
das wärmſte patriotiſche Herz am Hofe zu Berlin, bat, be— 
ſchwor uns faſt, mit tiefer Bewegung in ihrer Stimme und 
in ihren Mienen, an dem glücklichen Ausgange unſerer 
Sendung nicht zu verzweifeln, das Werk der Verſtändigung 
nicht vorſchnell abzubrechen. Es werde, es müſſe Alles 
noch gut enden; das Ziel ſei ja ein ſo herrliches, ein ſo 
nothwendiges. Leider war es nicht das erſte Mal, daß dieſe 
edle Frau das unglückliche Schickſal der Caſſandra theilte, 
ungehört zu weiſſagen und zu warnen. „Ach! er hat ja 
keine Kinder!“ hatte ſie ſchon damals gerufen, als ſie, die 
drohenden Märzſtürme lange voraus ahnend, rechtzeitiges 
Einlenken und Vorbeugen vergebens flehendlich anrieth. 
Sie konnte es jetzt wieder ausrufen, im ſchmerzlichen Hin⸗ 
blick auf ihren Sohn, mit deſſen einſtigem Erbtheil ein ſo 
gewagtes Spiel geſpielt ward. Gewiß! um kinderlos eine 
Politik zu verfolgen, welche nicht auf das kurze Leben eines 
Menſchen, ſondern auf die Dauer, die Größe und den 
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Ruhm ganzer Geſchlechter berechnet ift, muß man — ein 
Friedrich der Große ſein. | 
Ss war ein ſchmerzlicher und doch wohlthuender Aus: 
tauſch von Empfindungen und Gedanken, in welchem uns 
dieſer Abend nach den ſo peinlichen Erlebniſſen des Tages 
verging. Von der einen Seite Hoffnungen und Tröſtungen, 
mit aufrichtigſtem Sinne gegeben, aber doch erfolglos, weil 
wir nicht daran glauben konnten; von der andern Seite 
ebenſo vergebliche Klagen und Wünſche, denen abzuhelfen 
und entgegenzukommen jenſeits gewiß nicht der Wille, lei⸗ 
der aber die Macht fehlte. 

In Keinem prägte ſich das Tragiſche dieſer Situation 
ſo ergreifend aus, wie in Simſon. Hatte er dort, wo 
man die Machtbefugniß der Nationalvertretung in Frage 
ſtellte, noch einmal ſich mit dem ganzen Stolze dieſer Macht: 
befugniß bekleidet, ſo ließ er hier, wo er ſo warmen Sym— 
pathien für jene Verſammlung und ihr Werk begegnete, 
ſeinen patriotiſchen Klagen um die zerſtörten Hoffnungen 
Deutſchlands, feinen trüben Ahnungen von den kommen⸗ 
den Verwicklungen, ſeinem bittern Schmerz über die Ver⸗ 
kennung der guten Abſichten und des aufopfernden Eifers 
der Frankfurter Mehrheit ungeſcheut freien Lauf. Wenn 
das ſtolze Wort, das Gagern zu Köln ſprach: „Das 
deutſche Volk muß die Einheit haben“ — dem Feldgeſchrei 
eines ſiegreich anſtürmenden Heeres glich, To klang Sim- 
ſons Rede an dieſem Abend wie das: Finis Poloniae! 
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jenes polniſchen Patrioten, der, ſelbſt zum Tode getroffen, 
den Stern ſeines Vaterlandes erbleichen ſah. 

Tief gebeugt und ſchwer leidend kehrte Simſon nach 
Frankfurt zurück und nahm den Präſidentenſtuhl nur 
auf kurze Momente wieder ein. Eine ernſte Krankheit warf 
ihn bald nieder, und er mußte aus der Verſammlung 
ſcheiden, ohne nur die Paulskirche noch einmal betreten 
zu haben. 

Eben im Begriff, ſeine zerrüttete Geſundheit durch eine 
Badekur zu ſtärken, eilte Simſon doch mitten aus dieſer 
nach Gotha, um bei den Berathungen feiner alten Partei- 
genoſſen nicht zu fehlen. „Ich würde mir es in der Sterbe— 
ſtunde nicht vergeben haben, wenn ich gefehlt hätte“, ſagte er. 
In ſcharfer Auffaſſung ſchilderte er uns den neueſten Stand 
der deutſchen Frage, wie er ihn in Berlin gefunden habe. 
Er verſicherte, daß die augenblicklich in Berlin am Ruder 
befindlichen Männer wirklich aufrichtig den Bundesſtaat 
mit parlamentariſchen Inſtitutionen wollten, und rieth in⸗ 
ſtändig und mit drängender patriotiſcher Angſt zur Unter⸗ 
ſtützung dieſer Beſtrebungen, zur raſchen Ergreifung des 
letzten Weges, auf dem vielleicht noch ein deutſcher 
Bundesſtaat möglich ſei. Simſon wird daher auch in 
ſeiner neueſten Stellung als Abgeordneter zur zweiten preußi⸗ 
ſchen Kammer das Miniſterium Brandenburg unterſtützen, 
ſo lange es jenen Weg nicht verläßt, obſchon daſſelbe ihm 
perſönlich ſo feindſelig und mit ſo kleinlich nachtragendem 
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Grolle entgegengetreten ift. Denn darin wetteifert Cimfon 
mit Gagern, daß Beiden die eigene Perſon nichts gilt 
gegen das Allgemeine, das Vaterland. 

Simſons Bedeutung und Einfluß in Frankfurt be⸗ 
ſchränkte ſich ſo ziemlich auf den Kreis ſeiner Thätigkeit als 
Präſident. Weder als politiſcher Redner, noch als Partei— 
führer trat er in den Vordergrund. Anders Gagern. Er 
war nicht blos der anerkannte Führer der ſtärkſten und ein 
flußreichſten Partei ſogleich beim Beginne des Parlaments, 
ſondern weit mehr, als Dies, er war für einen großen und, 
man darf wohl ſagen, den beſten Theil der Nation der 
Typus, die Verkörperung des nationalen Gedankens ſelbſt, 
der Apoſtel einer neuen Zeit. Keine der politiſchen Größen 
der Paulskirche, ſelbſt die bedeutendſten nicht, konnten ſich 
in dieſer Hinſicht mit ihm auf gleiche Stufe ſtellen — 
alle erkannten ihm willig eine überragende, eine Ausnahme— 
ſtellung zu. Sogar ſeine Feinde thaten Dies unwillkürlich 
durch die Art, wie ſie ihn anfeindeten. Gagern verdankte 
dieſe Ausnahmeſtellung mehr noch, als ſeinen ſtaatsmänni⸗ 
ſchen und redneriſchen Talenten, den Eigenſchaften ſeines 
ſittlichen und politiſchen Charakters. Das war auch der 
Maßſtab, womit er ſelbſt ſich maß. „Auf meinen Verſtand 
bilde ich mir wenig ein,“ pflegte er zu ſagen, „aber auf 
meinen Charakter — ja!“ Ein anderes Mal ging er in 
ſeiner Beſcheidenheit noch weiter und meinte: „Es ſei doch 
ein trauriges Zeichen einer charakterarnen Zeit, daß man 
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um feinen Charakter fo viel Weſens mache“. Als Staats: 
mann und Redner war Ga gern zwar hervorragend, doch 
keineswegs ohne Mängel. Große, einfache, naturgemäße 
Grundverhältniſſe ſtaatlicher und internationaler Bildun- 
gen mit ſicherer Hand zu erfaſſen und in kühnen Umriſſen 
hinzuſtellen, das verſtand er meiſterhaft. Aber wenn es an 
die praktiſche Ausführung, an die Durcharbeitung im Ein: 
zelnen, an die Ueberwindung entgegenſtehender Schwierig— 
keiten kam, dann ſchien ihm bisweilen der ſichere praktiſche 
Blick, die geſchäftliche Gewandtheit, die diplomatiſche Be— 
rechnung der Verhältniſſe und der Menſchen, ſelbſt die aus⸗ 
dauernde Energie des Handelns zu verſagen. Es bedurfte 
dann wohl der äußeren Anregung und des unterſtützenden 
Rathes ſeiner Freunde, um die großen, inſtinktartigen Ein⸗ 
gebungen ſeiner Seele zu klaren Gedanken und praktiſchen 
Entſchließungen zu geftalten: Allein in Zeiten großer Be: 
wegungen und in den Augen des Volks iſt es überhaupt 
weniger die Vollkommenheit des Könnens, als die Stärke 
des Wollens, was den Werth der Männer beſtimmt, die 
es ſich zu feinen Führern und Lieblingen erwählt. Und fo 
war es auch bei G agern vorzugsweiſe die über jeden Ver⸗ 
dacht erhabene Reinheit und Uneigennützigkeit ſeiner Ab⸗ 
ſichten, die bewährte Feſtigkeit feines Charakters, die Innig⸗ 
keit ſeiner Begeiſterung für die Größe, Macht und Einheit 
des Vaterlandes, die Entſchloſſenheit und unerſchütterliche 
Zuverſicht, womit ir die großen Grundgedanken feines poli- 
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tiſchen Strebens unter allen Verhältniſſen feſtzuhalten, 
ihnen Alles unterzuordnen, ſich gleichſam ganz damit zu 
identificiren wußte — Das war es, was ihm jene zauber— 
hafte Macht über die Gemüther, was ihm jenen Nimbus 
des Einzigen, des Unvergleichlichen verlieh. Auch noch 
andere Eigenſchaften wirkten dazu mit, Eigenſchaften, die 
zum Theil nur in entfernterer Beziehung zu den politiſchen 
Leiſtungen Gagerns ſtanden: ſeine hohe männliche Schön⸗ 
heit, die in ſeltenem Grade Anmuth mit Majeſtät verei⸗ 
nigte, ſeine Liebenswürdigkeit im Umgange, die Kraft und 
Biegſamkeit ſeines Organs, die ausdrucksvolle Gewalt ſei— 
ner Bewegungen und ſeiner Mienen, kurz, die harmoniſche 
Vollendung feiner ganzen körperlich und geiſtig ausgezeich— 
neten Perſönlichkeit. Geſtehen wir es nur, wir Deutſche 
ſind in der Politik darin noch etwas Poeten, daß wir auch 
hier immer einen perſönlichen Mittelpunkt haben müſſen, 
in den wir unſer Intereſſe für die Sache hineinlegen, und 
daß auf dieſe Weiſe ein gewiſſer Kultus der Perſon ent⸗ 
ſteht, der freilich auf politiſchem Gebiete noch weniger un⸗ 
bedenklich iſt, als auf künſtleriſchem. Ich ſage nicht, daß ein 
ſolcher Kultus wirklich mit Gagern getrieben worden ſei, — 
Dem beugte Gagerns Beſcheidenheit vor, die nichts mehr 
haßte, als ſolche Abgötterei — allein nahe daran war es, 
daß ein Theil der Freunde und Parteigenoſſen dieſes großen 
Mannes das bekannte: „Er hat's geſagt!“ auf ihn an⸗ 
wandte und bei politiſchen Zweifelsfällen nicht mehr fragte: 
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„Was iſt das Rechte?“ ſondern: „Was ſagt Gagern da— 
zu? was wird er thun?“ 

Um Gagerns Stellung an der Spitze unſerer natio— 
nalen Bewegung und die Bedeutung, die ſein Name in den 
verſchiedenſten Kreiſen erlangt hat, ganz zu verſtehen, muß 
man ſich die Geſchichte ſeiner politiſchen Wirkſamkeit ſeit 
den Märztagen vor. J. vergegenwärtigen. 

Als die Bewegung des vor. Jahres auch das Groß— 
herzogthum Heſſen ergriff, ward Gagern, bis dahin Führer 
der Oppoſition und von der Regierung heftig angefeindet, an 
die Spitze der Geſchäfte berufen. Das Programm, womit er 
den Beginn einer neuen politiſchen Zeit für Heſſen ankün⸗ 
digte, ward ein Muſter für alle Staaten, welche ſpäter in 
die Bewegung eintraten; ſo klar, ſo offen, in ſo großen 
und freien Zügen zeichnete es die gerechten Forderungen 
des Volkes und die Mittel zu ihrer Befriedigung. Von da 
an ward Gagerns Name, lange ſchon populär im ſüd⸗ 
weſtlichen Deutſchland, auch im öſtlichen mit Hochachtung 
genannt. Das Vorparlament begann. Gagern, der un⸗ 
ter den Anftiftern deſſelben war, trat jetzt, in Folge feiner 
neuen „einflußreichen Stellung, noch entſchiedener in den 
Vordergrund. Der ihm zugedachte Vorſitz ward zwar abge— 
lehnt; dagegen galt er ſofort als Führer der monarchiſch⸗ 
conftitutionellen Partei, die ſich um ihn, wie die republi⸗ 
kaniſche um Hecker, ſchaarte. Bald ſtanden dieſe beiden 
Männer im heißen Kampfe einander gegenüber. Ein bedeu⸗ 
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tungsvoller Contraſt! Dort der jugendlich ſtürmiſche, 
feurige Hecker mit ſeinem halb ritterlichen, halb burſchi— 
koſen Weſen; hier der männlich kräftige, ernſte Gagern, 
den ganzen Adel ſittlicher Größe auf der Stirn und die 
ganze Macht zermalmender Rede auf den Lippen. Dies 
gewaltige Dreinfahren, dieſe keulenſchlagende Beredtſam⸗ 
keit im Munde eines Miniſters imponirte beſonders den 
Norddeutſchen, welche außerdem durch die Entſchloſſenheit 
und den Erfolg, womit Gagern die monarchiſchen Grund⸗ 
ſätze verfocht, für ihn gewonnen wurden. War er es doch, 
der die Permanenz der Verſammlung ſiegreich bekämpfte 
und dadurch die beabſichtigte Republikaniſirung Deutſch— 
lands, den Bürgerkrieg, die Spaltung zwiſchen Nord und 
Süd, und was ſonſt noch alles im Gefolge jenes gefähr⸗ 
| lichen Antrags kommen mußte, glücklich verhinderte. Ga⸗ 


gerns Ruf, als des tapfern Vertheidigers der Monarchie 


gegen republikaniſche Umſturztheorien „breitete ſich auch in 
den conſervativen Kreiſen Norddeutſchlands immer weiter 
aus. Das ſchmerzliche Opfer, welches ſeine Familie durch 
den Tod des ältern Bruders der Sache der Ordnung brachte, 
verknüpfte den Namen G agern noch enger und unauflös⸗ 
licher mit dem Gedanken der conſervativen und monarchi⸗ 
ſchen Intereſſen. Dabei blieb G a gern gleichwohl ſeinen 
längſt bewährten freiſinnigen Grundſätzen, ſeinem Märzpro⸗ 
gramme und den Errungenſchaften des Vorparlaments un⸗ 
erſchütterlich treu. Das „Einzig und allein“ ſeines Freun⸗ 
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des Soiron fand an ihm, dem Miniſter, (bei Gelegenheit 
des famoſen Lepelſchen Promemoria) einen entſchloſſenen 
und gewichtigen Vertreter. Als die Nationalverſammlung 
zuſammentrat, war Gagern wieder der Führer, um den 
die conſtitutionelle Partei ſich ſchaarte. Gern hätte man 
ihn als Leiter und Vorkämpfer bei den Debatten an der 
Spitze der Partei geſehen; aber wichtiger ſchien es, durch 
ſeine Erhebung zum Präſidenten eine nach innen und außen 
bedeutungsvolle Demonſtration zu vollziehen. So ward 
Gagern durch die vereinten Stimmen der Rechten und der 
Centren mit großer Mehrheit gewählt. Nur die Linke, die 
ihm vom Vorparlamente her grollte, ſchloß ſich aus; aber 
auch ſie verſöhnte er durch ſeine Antrittsrede, worin er die 
„Souveränetät der Nation“ proklamirte, noch mehr dadurch, 
daß er ſeine Miniſterſtelle aufgab, um ſich ganz unabhän⸗ 
gig den Inteerſſen der Verſammlung zu widmen. Die Con⸗ 
ſervativen waren etwas verdutzt, als ſie ihren Führer ſo 
kühn den Fuß auf den ſchlüpfrigen Boden der National⸗ 
ſouveränetät ſetzen ſahen. Allein Gagern hatte damit 
nicht ein abſtractes Princip ausgeſprochen, ſondern nur 
das Ergebniß einer thatſächlichen Nothwendigkeit. „Die 
Vollmacht“, ſagte er, „dieſes Verfaſſungswerk zu ſchaffen, 
hat die Schwierigkeit in unſere Hände gelegt, um nicht 
zu ſagen die Unmöglichkeit, daß es auf anderem Wege 
zu Stande käme, die Schwierigkeit einer Verſtändigung 
unter den Regierungen“. Man hat der Verſammlung ſeit⸗ 
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dem ihre Vollmacht entriſſen, aber jenes Wort Gagerns 
von der „Schwierigkeit, wenn nicht Unmöglichkeit, 
daß auf anderem Wege Etwas zu Stande komme“, hat die 
troſtloſe Wendung der Dinge nur bekräftigt. In der Ver— 
ſammlung ſelbſt brach ſich Gagerns Anſicht immer mehr 
Bahn, und ſo feierte Gagern den Triumph, daß, was er 
damals, wo die noch unbezweifelte Souveränetät der Ver— 
ſammlung einen ſolchen Ausſpruch zu legitimiren ſchien, 
als den einzigen Weg zur Zuſtandebringung einer Verfaſ— 
ſung bezeichnete, unter ganz veränderten Umſtänden, bei 
ſchon faſt gebrochener Macht der Verſammlung, von der 
überwiegenden Mehrheit dieſer als das noch immer allein 
zum Zweck Führende anerkannt ward. 

Nicht minder überraſchend für ſeine Partei war der 
„kühne Griff“, welchen Gagern in der berühmten Rede 
über Schaffung einer Centralgewalt that, indem er der Ver⸗ 
ſammlung rieth, ſelbſt den Träger dieſer Gewalt, ohne 
Befragen der Regierungen, zu wählen. Die Monarchiſten 
von ſtrenger Obſervanz ſchrieen laut über Verrath „ über 
weichliche Nachgiebigkeit gegen die Linke, und ſelbſt die 
näheren Freunde Gager ns ſchüttelten bedenklich die Köpfe. 
Wenig fehlte, fo wäre er von feiner Partei im Stiche gelaj- 
ſen worden — doch riß er ſie noch glücklich mit ſich fort. 
Daß er einen Fürſten als den zu Wählenden bezeichnete, 
ſöhnte die Erſchrockenen einigermaßen mit ihm aus. Auch 
die Regierungen machten gute Miene zum böjen Spiel und 
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gaben mit ſauerſüßem Lächeln ihre nachträgliche Geneh— 
migung zu der geſchehenen Wahl. Der Erfolg — dieſer 
höchſte Richter in politiſchen Dingen 5 rechtfertigte alſo 
den in der That ſehr kühnen Schritt. Denn faſt allzuge⸗ 
wagt war es allerdings, einen ſolchen „Griff“ zu thun, 
ohne ſich vorher der Stimmung in der Verſammlung und 
des guten Willens der Kabinette verſichert zu haben. 
Manche Mitglieder von der Rechten konnten übrigens 
Gagern dieſen Handſtreich gegen ihr Princip niemals 
ganz vergeben und behaupteten: die Schwierigkeiten, auf 
welche die Centralgewalt bei Ausübung ihrer Befugniſſe 
in den Einzelſtaaten ſtieß (Schwierigkeiten, die Gagern 
ſelbſt ſpäter als Reichminiſter in vollem Maße gekoſtet hat), 
würden nicht eingetreten ſein, wenn man ſich über die Ein⸗ 
ſetzung dieſer Gewalt mit den Regierungen verſtändigt hätte. 
Ein anderer Vorwurf, den man gegen Gagern gerichtet hat, 
iſt der, daß er nicht vor Abſchluß des Verfaſſungswerkes 
die Stimmung in Berlin genauer ſondirt und der Ver⸗ 
ſammlung die Demüthigung einer Ablehnung ihres Aner- 
bietens, ſammt allen daraus entſtandenen Verwickelungen, 
erſpart habe. Daß Gagern nicht ernſtlich genug dieſe 
wichtige Aufgabe ins Auge gefaßt habe, dieſen Vorwurf 
wird man ihm ſchwerlich machen, wenn man bedenkt, daß 
er noch als Präſident der Verſammlung längere Zeit in 
Berlin verweilte, um eine Löſung der deutſchen Frage, 
wie er ſie für nothwendig hielt, anzubahnen. Schwerer 
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ift’8, ihn davon freizuſprechen, daß er die Perſonen, mit 
denen er dort zu thun hatte, nicht genug durchſchaut, daß 
er auf ihren guten Wiklen und ihre Einſicht Hoffnungen 
gebaut habe, die ſich ſpäter als Täuſchungen erwieſen. 
Gagern hat hier allerdings gezeigt, daß er ein Staats— 
mann im Sinne der alten Kabinetspolitik nicht iſt, daß er 
nicht mit den kleinen Maßſtäben fürſtlichen Eigenwillens 
und erbärmlicher Hofintriguen zu meſſen verſteht, ſondern 
ſeinen politiſchen Berechnungen die Einſicht und 
das Wollen des Rechten, Guten und geſchichtlich Nothwen- 
digen, die er ſelbſt überall zu Grunde legt, auch bei Andern 
vorausſetzt. Das iſt, wie nun einmal die Verhältniſſe 
find, freilich unſtaatsmänniſch und führt zu Enttäuſchun⸗ 
gen der Art, wie ſie Gagern und ſeine Partei haben erle⸗ 
ben müſſen. Allein vor dem ewigen Richterſtuhl der Ge⸗ 
ſchichte wird dieſer Mangel an Staatsklugbeit, dieſes 
allzugroße Vertrauen Gagerns — nicht ſowohl zu den 
Perſonen, als zu der ſiegreichen Macht der Thatſachen 
und der Vernunft — ihm und Denen, die ihm gefolgt 
ſind, weit weniger zur Unehre gereichen, als jenen An— 
dern, die ſich kitzeln, ihn überliſtet zu haben, dieſe trau— 
rige Pfiffigkeit, die zwar für den Augenblick diplomatiſche 
Triumphe feiert, an deren Ferſen aber früher oder ſpäter 
ſich leicht die furchtbare Nemeſis eines neuen, ſchrecklichen 
Gerichts der Völker über die Kabinette heften möchte. 
Bei der öſterreichiſchen Frage bewährte ſich Gagerns 
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politiſcher Inſtinkt und ſeine kühne, großartige Auffaſſung 
der Verhältniſſe. Es iſt bekannt, daß er ſchon bei der 
erſten Leſung der Verfaſſung den Gedanken einer Ausſchei— 
dung Oeſterreichs vom engern Bundesſtaate ausgeſprochen 
wiſſen wollte. Seine Freunde hielten einen ſolchen Antrag 
damals noch für unzeitig, eine Initiative der Verſammlung 
in dieſem Sinne für bedenklich. Sie drangen daher in ihn: 
„er möge den Antrag jetzt nicht einbringen; derſelbe werde 
ihm ſchaden, ihm eine Niederlage bereiten; er ſei es ſeiner 
Stellung „ feinem Einfluß ſchuldig, dieſen möglichſt zu 
ſchonen“. Damals ſprach Gagern im vertrauten Kreiſe 
die für ſeinen Charakter ſehr bezeichnenden Worte: „Wenn 
ich einen Einfluß habe, wie Sie ſagen, ſo verdanke ich die— 
ſen wohl hauptſächlich dem Umſtande, daß man ſtets von 
mir gewußt hat, ich ſpreche und handle immer nach mei⸗ 
ner beſten Ueberzeugung, ohne perſönliche Rückſichten. Ich 
würde mich dieſer guten Meinung unwerth machen, wollte 
ich jetzt anders handeln.“ Und ſo brachte er den Antrag 
ein, der kaum ein Dutzend Stimmen für ſich hatte. Aber 
drei Monate darauf erhielt derſelbe Vorſchlag, von ihm in 
Form eines miniſteriellen Programms vorgelegt, die Majo⸗ 
rität. Zwei Gedanken beherrſchten Gagern ganz: der 
einer ſtarken Einheit Deutſchlands unter der Form eines 
preußiſchen Erbkaiſerthums, und der einer innigen Ver⸗ 
brüderung des ſo geeinten Deutſchlands mit der Geſammt⸗ 
monarchie Oeſterreich. Man hat ſeine Parteilichkeit für das 
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preußische Erbkaiſerthum ihm zum Vorwurf gemacht. Un: 
edle Beweggründe ihm unterzulegen, haben doch ſelbſt ſeine 
ärgſten Widerſacher nicht gewagt. Aber auch jener Vorwurf 
iſt ungerecht. Für Gagern war das preußiſche Erbkaiſer— 
thum nicht Zweck, ſondern nur Mittel, und zwar in ſeinen 
Augen das einzige Mittel, um den Zweck, die ſtarke Ein— 
heit Deutſchlands, zu erreichen. 

Unſer Verhältniß zu Oeſterreich faßte er in durchaus 
großartiger Weiſe auf. Oeſterreich, ſo wollte er, ſollte als 
mächtiger Einheitsſtaat, vom deutſchen Elemente beherrſcht 
und mit Deutſchland in innigem Wechſelverkehr, deutſche 
Kultur nach dem Oſten tragen und dem ruſſiſchen Einfluß 
dort die Spitze bieten. Hoffentlich wird auch darin noch einmal 
die Zukunft Gagerns vorahnendem Genius Recht geben, 
wie ſehr auch die Gegenwart ihn Lügen zu ſtrafen ſcheint. 

In Einem nur litt jene Auffaſſung an einer bedenk— 
lichen Unklarheit, welche namentlich in der erſten großen 
Rede Gagerns über die öſterreichiſche Frage auffallend 
hervortrat, auch ſpäter ſich nie ganz verlor. Gagern ſchien 
ein Verhältniß zwiſchen Oeſterreich und dem deutſchen Bun— 
desſtaate als möglich zu denken, welches eine gemeinſame 
Regierung über Beiden und eine gemeinſame Vertre⸗ 
tung Beider nicht ausſchlöſſe. Dieſe Unklarheit iſt auch 
in das Radowitzſche Project einer Union mit Oeſterreich 
übergegangen. Wo bleibt aber da die Selbſtſtändigkeit des 


Bundesſtaates, wo deſſen parlamentariſche Regierung? 
Erinnerungen a. d. Paulskirche. 20 
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Ueber Gagerns Stellung zu den Beſtrebungen für 
Durchführung der Verfaſſung in den letzten Wochen der 
Nationalverſammlung habe ich ſchon am betreffenden Orte 
mich ausführlich verbreitet. Gagern war in dieſer Zeit 
körperlich und geiſtig ſehr leidend, ich möchte ſagen, gebro— 
chen. Die aufreibenden Anſtrengungen eines ganzen Jah— 
res, die niederſchlagenden Ereigniſſe der letzten Monate, die 
namenloſen Kränkungen, die ſein edles Herz einerſeits durch 
die raffinirte Feindſeligkeit der Radicalen und mehr noch 
durch deren wahnſinniges Gebahren zum Verderb und zur 
Schande wahrer Freiheit, andererſeits durch den Undank 
und die Verblendung der Kabinette erfahren mußte — alles 
Dies hatte ſeine ſo nachhaltige Kraft erſchöpft, ſein Ver— 
trauen auf ſich ſelbſt gebrochen und ihn mit ſich in Zwie— 
ſpalt gebracht. Er war nicht mehr, der er vor einem Jahre 
geweſen, und er fühlte und ſagte Dies ſelbſt. Aber der ſitt⸗ 
lich reine Charakter und das ſtarke, ganz auf ein hohes Ziel 
gerichtete Wollen find ein unverwüſtlicher Kern ewig ju⸗ 
gendlicher Lebenskraft, und ſo hat auch Gagern raſch 
ſeine geiſtige und körperliche Elaſticität wieder gewonnen 
und iſt mit gewohnter Rüſtigkeit von Neuem auf den Kampf⸗ 
platz getreten, als ein ſolcher ſich ihm und ſeiner Partei 
anderwärts zu erſchließen ſchien. Er berief die Zuſammen⸗ 
kunft in Gotha am 26. Juni und ſprach dort warm und 
beredt für die Unterſtützung des Berliner Verfaſſungspro⸗ 
jectes, damit, nachdem die Durchführung der Frankfurter 
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Verfaſſung unmöglich geworden, wenigſtens annähernd 
daſſelbe Ziel auf jenem Wege erreicht und dem Rückfall 
Deutſchlands in die vormärzlichen Zuſtände der Zerriſſen— 
heit und der Unfreiheit vorgebeugt werde. Daß er da— 
durch ſich abermals den ärgſten Verläſterungen von Seiten 
der Großdeutſchen wie der Demokraten ausſetze, kümmerte 
ihn wenig; war er doch überhaupt gewohnt, die öffentliche 
Meinung zwar nicht zu verachten, aber ſich auch nicht von 
ihr tyranniſiren zu laſſen, ſondern ſtets nur nach der eige— 
nen, innerſten Ueberzeugung ſein Ziel zu verfolgen. 
Gagern hatte die Genugthuung, daß die Partei, de— 
ren Führer er zu Frankfurt war und die durch die verhäng— 
nißvollen Wirren der letzten Wochen daſelbſt zerſprengt 
ſchien, ſich in Gotha beinahe in allen ihren Elementen wie— 
der zuſammenfand und, Angeſichts der immer drohender 
werdenden Gefahren des Vaterlandes, ſich enger denn je um 
das gemeinſame Banner ſchaarte, von welchem herab ſein | 
Name ihr voranleuchtet. Dieſer Name, an welchen ſich der 
Gedanke der Einheit Deutſchlands in ihrer allein wahren 
und dauernden Form knüpft, iſt mit der Zukunft unſeres 
Vaterlandes und mit den Hoffnungen aller Patrioten ſo 
innig verwebt, daß ſein Glanz ſicherlich die gegenwärtige 
traurige Kriſis unſerer Zuſtände überdauern und früher oder 
ſpäter wieder hell aufleuchten wird als Leitſtern für die 
Geſchicke des 8 Gott walte es! geeinigten Deutſchlands. 


H. v. Gagerns jüngerer Bruder, Max, ward durch 
20 * 
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des Erſteren üͤberſtrahlende Perſönlichkeit verdunkelt, ſchien 
auch ſelbſt ſeine größte Genugthuung darin zu finden, Je— 
nem bei ſeinen Unternehmungen mit Rath und Hülfe zur 
Hand zu gehen und zu deſſen Verherrlichung beizutragen. 
Seine größere geſchäftliche Gewandtheit und feine diploma: 
tiſchen Erfahrungen waren eine glückliche Ergänzung zu 
den in anderen Beziehungen hervorragenden Eigenſchaften 
des ältern Bruders. Dafür ward ihm ein nicht geringer 
Einfluß auf Dieſen beigemeſſen. Von ihm ging im März 
vorigen Jahres die Idee aus, auf diplomatiſchem Wege eine 
raſche Einigung Deutſchlands unter einem Oberhaupt und 
mit einer Nationalvertretung zu Stande zu bringen. Der 
Verſuch, den M. Gagern machte, die Einwilligung der 
Fürſten im Sturme zu erobern, gelang nur theilweiſe, und 
die außerdiplomatiſchen Mittel, durch welche er feine Sen— 
dung zu unterſtützen ſuchte, waren mitunter faſt etwas un⸗ 
diplomatiſch. Ich erinnere mich noch, welche Beſtürzung 
es in Sachſen verurſachte, als Robert Blum, angeblich 
nach ganz poſitiven Mittheilungen M. Gagerns, öffent⸗ 
lich verkündigte, wie es im Werke ſei, dem König von 
Preußen die Oberhauptswürde anzutragen, bei ſeiner oder 
der andern Könige Weigerung aber eine ſüddeutſche Repu⸗ 
blik, mit Einwilligung der dortigen Fürſten, zu errichten 
und die Bewegung mit allen Mitteln über ganz Deutſch⸗ 
land zu verbreiten. Freilich ſtellte M. Gagern, wie Das 
nicht anders ſein konnte, die Richtigkeit dieſer Mittheilun⸗ 
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gen in Abrede. Aber für einen Diplomaten war es ſchon 
fatal, daß das Vertrauen, welches er einem ihm wenig be— 
kannten Volksführer geſchenkt, zu ſolchen Misverſtändniſſen 
Anlaß hatte geben können. Bei der unglücklichen Malmoer 
Angelegenheit, wo er als Abgeſandter der Centralgewalt 
fungirte, konnte er natürlich keine Lorbeern ärnten; doch 
ſchien er gethan zu haben, was ſich eben thun ließ. 


Der Landsberg. 


Auf den Landsberg pflegten die Herren vom Caſino 
ſtolzen Blicks, wie auf einen unebenbürtigen Halbbruder, 
herabzuſehen. Sie warfen ihm — und das freilich nicht 
mit Unrecht — Unſelbſtſtändigkeit und Wankelmuth 
in den Abſtimmungen vor; Viele nannten ihn geradezu 
die „Partei der Mittelmäßigkeiten“. Die Mitglieder des 
Landsberg ihrerſeits klagten über den Dünkel und Despo— 
tismus der „Profeſſorenpartei“, der ſie aus dem Caſino ver— 
trieben, über die Langweiligkeit und doctrinäre Steifheit 
der dortigen Verhandlungen, die ſie nicht hätten ertragen 
können. Auf die Ehre, Stifter des Landsberg zu fein, er: 
hob den ſtärkſten, doch nicht unbeſtrittenen Anſpruch Herr 
Schneer. Als Führer der Partei ſchienen namentlich die 
Gebrüder Loew, Bauer aus Bamberg, Breuſing, 
Lang, Hollandt, Wichmann, Viebig und W. 
Jordan theils betrachtet zu werden, theils ſich ſelbſt zu 
betrachten. Es war dem Landsberg eigen, daß er keinerlei 
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dauernde Herrſchaft, weder eine monarchiſche, noch eine 
oligarchifche, bei ſich aufkommen ließ, deshalb ſelbſt die for: 
melle Leitung des Clubs möglichſt oft in andere Hände über— 
trug, damit ſich ja keine Ueberlegenheit Einzelner über die 
Andern ausbilde. Ob es wahr iſt, was man ihm ſchuld 
gab, daß er aus gleichem Grunde nicht gern hervorragende 
Perſönlichkeiten in ſich aufgenommen habe, oder ob der 
Mangel an ſolchen, der allerdings bei dieſer Partei bemerk— 
bar hervortrat, nur der geringen Anziehungskraft des Lands— 
berg zuzuſchreiben war, bleibe dahingeſtellt. Dieſelbe Eifer— 
ſucht übrigens, mit welcher die einzelnen Mitglieder des 
Landsberg einander gegenſeitig beobachteten, beherrſchte auch 
den Club im Ganzen bei ſeinen Wechſelbeziehungen mit den 
andern Clubs. Bei den Wahlen in das Bureau oder in 
Ausſchüſſe fühlte ſich der Landsberg faſt jedesmal zurück 
geſetzt, war es auch in der That häufig, weil die herrſchende 
Partei, das Caſino, wenig Rückſichten auf ihn nahm. Ein 
beſonderer Grund zu dem etwas geſpannten Verhältniß zwi- 
ſchen Landsberg und Caſino lag wohl auch in der lands— 
mannſchaftlichen Zuſammenſetzung beider. Im Landsberg 
herrſchte ein zwar norddeutſches, jedoch nichtpreußiſches 
Element vor — Hannoveraner, Braunſchweiger, Olden— 
burger, beſonders die Erſten; außerdem Franken. So bildete 
ſich hier ein Stammesbewußtſein aus, welches dem im Ca— 
ſino herrſchenden zwar nicht feindſelig, doch aber mit einer 
gewiſſen argwöhniſchen Eiferſucht gegenüberſtand. 
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Der bedeutendſte Name im Landsberg — der einzige 
faſt von allgemeinem Klang in ganz Deutſchland — leider 
kaum mehr noch als ein Name, war: Sylveſter Jordan, 
der edle Märtyrer der Freiheit, das unglückliche Opfer jener 
ſchändlichen Willkürherrſchaft, deren barbariſches Walten 
noch bis an die Schwelle der neueſten Zeit uns ſeit der 
Erhebung des vorigen Jahres faſt wie ein böſer Traum er— 
ſcheinen würde, müßten wir nicht fürchten, daß am Ende 
dieſe Erhebung ſelbſt vielmehr wie ein Traum vorübergehen 
und jener harten Wirklichkeit noch einmal Platz machen 
könnte. Der große Umſchwung des Jahres 1848 brachte in 
Jordans Schickſal einen merkwürdigen Wechſel hervor. 
Unlängſt erſt aus ungerechter Kerkerhaft entlaſſen, ward er 
jetzt berufen, denſelben Fürſten, der ihm ſo harte Qualen 
bereitet, der ihm fünf Jahre ſeines Lebens geraubt, der 
ſeine Manneskraft in ihrer ſchönſten Entfaltung gebrochen 
hatte, als deſſen Bevollmächtigter am Bundestage zu ver⸗ 
treten. Mit welchen Gefühlen muß dieſer Fürſt dem Manne, 
den er ſo tief gekränkt, die Hand gereicht haben, um ihn 
für ſich in Pflicht zu nehmen! Für Jordan war der Ent- 
ſchluß zur Uebernahme einer ſolchen Stellung kein ſo 
ſchwerer. Als ächter Conſtitutioneller unterſchied er genau 
die Perſon des Fürſten von ſeiner Regierung, und, da er 
die letztere jetzt tüchtigen und braven Männern anvertraut 
ſah, ſo dachte er nicht mehr an Das, was Jener einſt, von 
andern Miniſtern berathen, an ihm verbrochen hatte, ſon⸗ 
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dern war gern bereit, feine wiedergewonnene Freiheit dem 
Vaterlande zu widmen und das neue, volksthümliche Regi— 
ment mit dem Gewicht feines gefeierten Namens zu unter: 
ſtützen. Ueberhaupt hat ih Jordans edler und ſelbſtver— 
leugnender Charakter während dieſer neueſten Epoche ſeiner 
Thätigkeit im ſchönſten Lichte gezeigt. Das bittere Unrecht, 
welches Fürſtenherrſchaft an ihm begangen, hat feine feſt— 
begründete Ueberzeugung von der Vorzüglichkeit der monar⸗ 
chiſchen Staatsordnung nicht wankend gemacht, und er ges 
hört nach wie vor zu den wärmſten Vertheidigern einer auf 
conſtitutionell-monarchiſcher Grundlage ruhenden, mit 
weiſen Schranken umgebenen Freiheit. Leider iſt Jordans 
körperliche und geiſtige Kraft durch die fünfjährige Haft und 
die unſäglichen Leiden, die während dieſer Zeit von allen 
Seiten auf ihn einſtürmten, tief erſchüttert, und feine thä- 
tige Theilnahme an den Arbeiten der Nationalverſammlung 
konnte daher nur eine ſehr bemeſſene ſein. 

Des berühmten Marburgers Namensvetter, Wilhelm 
Jordan aus Preußen, hat in anderer Weiſe eine wechſel— 
volle Lebensbahn durchlaufen. Im Jahre 1845 einer der 
leidenſchaftlichſten Volkstribunen in den Schützenhausver⸗ 
ſammlungen zu Leipzig, entging er mit Noth einer gericht— 
lichen Verurtheilung, mußte aber, auch er ein Opfer poli- 
zeilicher Willkür, Sachſen verlaſſen. Als er im vorigen 
Jahre in die Nationalverſammlung eintrat, ſchien er zwar 
von dem perſönlichen Gebahren der Linken und ihren Ueber⸗ 
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treibungen angewidert, hielt ſich aber doch zu ihr, ſprach 
noch bei dem Geſetz über die Centralgewalt im entſchieden 
republikaniſchen Sinne, ſtimmte auch bei der Wahl des 
Reichsverweſers für Joh. Adam v. Itzſtein. Aber bald 
darauf trat eine merkwürdige Wendung in Jordans Par— 
teiſtellung ein. Es war zuerſt bei der Polenfrage, wo er 
mit ſeinen bisherigen Parteigenoſſen brach, indem er die 
preußiſche Politik gegen Poſen in Schutz nahm und das 
Verbleiben der Polen unter deutſcher Oberherrlichkeit als 
eine geſchichtliche Nothwendigkeit vertheidigte. Seine Rede, 
obgleich nicht frei von Einſeitigkeiten und Uebertreibungen, 
aber im großen Styl gehalten, machte viel Aufſehen und 
verſchaffte ihm den Ruf eines der bedeutenderen Redner der 
Paulskirche. Mit ſeiner Partei kam er dadurch in heftigen 
Conflict; Blum verlangte ſeine ſofortige Ausſchließung 
aus dem Club, drang aber nicht durch — man mochte wohl 
den Werth der Talente Jordans und die Gefahr einer 
Ueberlieferung deſſelben als Bundesgenoſſen an die Gegen⸗ 
partei begreifen. So ging er noch eine Zeit lang in politi— 
ſchen Principfragen mit der Linken. Aber ſeit der Waffen⸗ 
ſtillſtandsfrage „ wo er abermals gegen fie ſprach, war die 
Trennung entſchieden; Jordan trat förmlich von der Lin⸗ 
ken zurück und nahm, mit Ueberſpringung der dazwiſchen⸗ 
liegenden Clubs, ſeinen Platz im Landsberg. Seitdem 
wandte er die ſcharfen Waffen ſeiner Beredtſamkeit auch in 
freiheitlichen Fragen gegen ſeine bisherigen Parteigenoſſen, 
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geißelte die Ausſchweifungen der Demokratie und verthei— 
digte conſervative Grundſätze. Daß ein Mann von philo— 
ſophiſcher Bildung, von hellem Geiſt und äſthetiſchem Ge— 
fühl, wie Jordan, nicht auf die Dauer ſich mit der Lin— 
ken vertragen, nicht an ihren kopfloſen Ueberſchwänglich— 
keiten, ihrer unhiſtoriſchen Auffaſſung der Verhältniſſe, 
ihren Rohheiten und Trivialitäten Gefallen finden konnte, 
finde ich ſehr begreiflich; daß ein Solcher, wenn er ſeine 
politiſchen Anſichten ändert, Dies auch offen bethätigt, ſein 
Talent und ſeinen Eifer ebenſo gut für ſeine neuen, wie 
früher für ſeine alten Bundesgenoſſen, aufwendet, auch da⸗ 
wider iſt nichts zu ſagen. Allein eine gewiſſe Zurückhal— 
tung, ich möchte ſagen ein gewiſſes Schaamgefühl ſteht, 
ſo ſcheint mir, Denen wohl an, welche zuvor mit leiden— 
ſchaftlicher Hingebung einer politiſchen Richtung gefolgt 
find, von welcher ſie nun plötzlich zu ihrem Gegentheil über: 
ſpringen. Wenn aber, wie bei Jordan, dieſe neue Rich- 
tung gefliſſentlich zur Schau geſtellt wird, wenn ſie ſich 
mit auffallender Schroffheit und beinahe affeetirter Abſicht⸗ 
lichkeit immerfort gegen die früheren Bundesgenoſſen wen⸗ 
det, ſo hat Dies für mein Gefühl etwas Verletzendes. Ich 
glaube bemerkt zu haben, daß ich mit dieſer Anſicht nicht 
allein ſtand, daß W. Jordan zwar von Denen auf der 
Rechten gefeiert ward, denen jede Unterſtützung erwünſcht 
war, und die ſchroffſte am Meiſten, daß dagegen ein großer 
Theil ſeiner neuen politiſchen Freunde ihn mit einem ge— 
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wiſſen Mistrauen oder doch nur mit ſchwachen Sympathien 
betrachtete. Die Linke verfolgte ihn natürlich mit ihrem 
ganzen Haſſe, legte ſeinem Meinungswechſel geradezu eigen— 
nützige Beweggründe unter, ein Verdacht, dem Jordans 
Anſtellung als Marinerath im Reichsdienſte wenigſtens 
einen Anlaß gab. Ohne Zweifel war W. Jordan das 
bedeutendſte parlamentariſche Talent des Landsberg. Doch 
ſchadete dem Eindruck ſeiner Reden die mehr erkünſtelte als 
kunſtreiche Anordnung, das bis zur Geſchmackloſigkeit ge— 
triebene Haſchen nach Effect und überhaupt die anwidernd 
hervortretende Eitelkeit des Redners. Dieſe Eitelkeit verlei— 
tete ihn bisweilen zu argen Taktloſigkeiten. Eine ſolche war 
ſeine dithyrambiſche Lobrede auf Lichnowsky an deſſen Grabez 
eine ſolche war es, daß gerade er in der Debatte des 
19. Mai die Rechtfertigung der conſervativen Partei und 
gleichſam deren politiſche Standrede übernahm. 

Von den übrigen Preußen des Landsberg zeichnete ſich 
Keiner beſonders aus. Wichmann ſprach ſcharf und nach— 
drücklich, aber mit einer monotonen Heftigkeit, die feine 
Reden faſt wirkungslos machte. Kerſt, ein entſchloſſener 
Redner, ward durch allzu derbes und undisciplinirtes Auf— 
treten ſeiner Partei mehr unbequem als nützlich. Fuchs 
und Schneer waren emſige Arbeiter auf dem Felde der 
Geſchäftsordnung, mehr aber nicht. Die Gebrüder Loew 
wirkten mit Eifer und einflußreich in der Partei; in öffent⸗ 
licher Verſammlung traten ſie ſelten auf. Sie ſtanden unter 
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ihren Parteigenoſſen ziemlich am Weiteſten rechts, ſtimmten 
feſt und conſequent und gingen faſt immer gleichen Schrit— 
tes mit einander. 

Das Contingent Bayern, welches der Landsberg zur 
Erbkaiſerpartei lieferte, war nicht groß, aber wichtig, weil 
es Abgeordnete aus den größten Städten Frankens um⸗ 
faßte — Bauer aus Bamberg, Krafft und Zeltner 
aus Nürnberg, Lammers aus Erlangen. Perſönlich be⸗ 
deutend war von Dieſen nur Bauer, der rühmlichft be: 
kannte Vorkämpfer der proteſtantiſchen Kirche in Bayern. 
Er verbindet das Kräftige, Offene des Süddeutſchen mit 
dem Ernſt und Nachdruck des Nordländers — eine glück— 
liche Miſchung, die ſich überhaupt im fränkiſchen Stamme 
häufig findet. Seine Reden zeichnete eine tiefe ſittliche 
Wärme und eine klare praktiſche Auffaſſung der Verhält⸗ 
niſſe aus. Namentlich war die in der Kaiſerfrage von 
ſchlagendſter Wirkung. Zum Amte des Präſidenten, das 
er an zweiter Stelle einen Monat lang bekleidete, fehlte ihm 
die nöthige Gewandtheit und Energie. 

Die Hannoveraner des Landsberg, obſchon im 
Uebrigen nicht immer gleich ſtimmend, indem die Herren 
Breuſing, Wachsmuth, Merkel, Lang etwas mehr 
nach rechts, die Herren Röben, Dammers und Quin⸗ 
tus-Jeilius mehr nach links ſich neigten, hielten doch 
feſt zuſammen, ſo oft es die Vertretung von Rechtsprin⸗ 
cipien galt — der angeborene Rechtsſinn und freie Mannes⸗ 
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muth des hannöverſchen Stammes flammte dann in allen 
gleichmäßig ſtark empor, und ſie ſtanden in ſolchen Fällen 
ihren Landsleuten im Württemberger Hof und der Weſt— 
endhall an Entſchiedenheit nicht nach. In Gotha hätten 
ſie ſich beinahe von der Gagernſchen Partei und deren Pro— 
gramm losgeſagt, weil ſie darin das Recht der Stände in 
den Einzelſtaaten nicht genug gewahrt fanden. Doch ſchloſ— 
ſen die meiſten noch in der letzten Stunde ſich der Partei 
wieder an, wenn ſchon „mit ſchwerem Herzen“. 

Der ehrwürdige Veteran Lang, dem das Glück zu 
Theil ward, als Alterspräſident die erſte deutſche National— 
verſammlung zu eröffnen, konnte freilich, ſeines hohen Al— 
ters und ſeiner dadurch geſchwächten Kräfte halber, in der 
Paulskirche wenig wirken; dafür hat er, als Führer der 
Oppoſition in der hannöverſchen Volkskammer, mit red: 
lichem Eifer für die deutſche Sache gekämpft. Doch war es 
ein Fehler von ihm und ſeiner Partei, daß ſie die Bildung 
eines Miniſteriums aus ihrer Mitte ablehnten. Der deut⸗ 
ſchen Sache hätte durch ein ſolches Miniſterium in Hannover 
bedeutend genützt werden können. 

Wie Lang, ſo iſt auch Breuſing von Osnabrück 
ein aus den Verfaſſungskämpfen Hannovers wohlbekannter, 
bewährter politiſcher Charakter. In ſeinem Weſen zeigt ſich 
ganz das hannöverſche Naturell — derb, kräftig, ehrlich, nicht 
gerade ſchöpferiſch an politiſchen Gedanken, aber das einmal 
für recht Erkannte mit unbeugſamer Zähigkeit feſthaltend. 
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Auf gleicher Stufe politiſcher Geſinnung mit den Sans 
noveranern ſtand der Oldenburger Buttel, nebſt Rüder 
Berichterſtatter der Minorität in der Frage des Gagernſchen 
Programms. 

Weiter links hielt ih Hollandt, Vicepräſident der 
braunſchweigiſchen Volkskammer. Er gehörte zu Denen, 
die ſich in Gotha definitiv von der Mehrheit trennten. Ein 
bedeutender politiſcher Charakter iſt Hollandt nicht; er 
meint es ehrlich mit der Sache der deutſchen Einheit und 
einer vernünftigen Freiheit, ſcheint aber nicht ganz unab⸗ 
hängig zu ſein von den wechſelnden Strömungen der öffent— 
lichen Meinung. 

Der Schleswig-Holſteiner Gülich gehörte zwar auch 
dem Landsberg an, war aber ein ſo eigenwilliger und 
querköpfiger Politiker, daß ſelbſt ſeine Partei, die doch in 
der Toleranz gegen Meinungsabweichungen ihrer Angehöri— 
gen ſehr weit ging, ſich damit unzufrieden bezeigte und ihn 
kaum als den Ihrigen anerkennen mochte. Er war das 
einzige Mitglied des Landsberg im Verfaſſungsausſchuß. 
Seine Wahl in denſelben war von der Partei zur förmlichen 
Ehrenſache gemacht worden — und nun wollte es der Uns 
ſtern des Landsberg, daß gerade dieſe Wahl ihm ſo wenig 
Ehre eintrug. Denn auch im Ausſchuß lief Gülich ſeine 
völlig unberechenbare Kometenbahn. Von ihm rührte der 
ganz ernſthaft gemeinte Vorſchlag her: die Oberhaupts⸗ 
würde unter den deutſchen Fürſten zu — verlooſen. 
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Gülichs politiſche Thätigkeit in feinem engern Vater: 
lande (er war Vicepräſident der ſchleswigſchen Stände, 
auch Mitglied der Deputation, welche den gefährlichen Auf— 
trag vollführte, das Ultimatum der Herzogthümer nach 
Kopenhagen zu überbringen) ließ auf einen gefeſteten 
Charakter und bedeutende politiſche und parlamentariſche 
Eigenſchaften ſchließen; ſchade, daß dieſe . ſo wenig 
in Erfüllung ging! 


Der Augsburger Hof. 


Der Augsburger Hof genoß bei allen Fractionen der 
Rechten einer auszeichnenden Achtung. Das Caſino, ſonſt 
ſo ſtolz und eiferſüchtig auf ſein Recht und ſeine Herrſchaft, 
pflegte auf den Augsburger Hof bei jeder vorkommenden 
Gelegenheit eine bevorzugende Rückſicht zu nehmen und 
räumte ihm mehrfach vor ſich ſelbſt den Vorrang ein. Der 
Landsberg fühlte ſich zu dem Nachbar zur Linken weit mehr 
wahlverwandtſchaftlich hingezogen, als zu dem zur Rechten, 
gegen deſſen Uebermacht und herriſches Weſen er nur in der 
innigen Verbindung mit jenem einen Rückhalt fand. So— 
gar das Café Milani, obſchon ſeiner politiſchen Richtung 
nach dem Augsburger Hof unter allen rechten Fractionen 
am Fernſten ſtehend, ließ doch ſeiner feſten Organiſation 
jo wie der Conſequenz und Zuverläſſigkeit feiner. Abſtim⸗ 
mungen volle Gerechtigkeit widerfahren; ja Vincke er⸗ 
klärte ihn geradezu für den beſtdisciplinirten von allen 
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Clubs, feinen eigenen nicht ausgenommen. Gewiß ein 
ſeltenes Lob aus dieſem Munde! Um ſo gründlicher ward | 
der Augsburger Hof von der linken Seite des Hauſes ge: 
haßt, theils wegen eben jener Eigenſchaften, die ihn ſeinen 
Bundesgenoſſen auf der Rechten werth machten, theils weil 
man ihn als einen Ueberläufer von der Linken zur Rechten 
anſah. Wie es damit ſich verhielt, habe ich anderwärts 
auseinandergeſetzt. Den Vortheil hatte der Augsburger 
Hof von ſeiner Ausſcheidung aus dem Württemberger Hof, 
daß nur das Gleichartige in ihn übergegangen, das Un: 
gleichartige zurückgeblieben war. Daher die große innere 
Gleichmäßigkeit und Uebereinſtimmung ſeiner Elemente, 
worin dieſer Club gewiß alle andern übertraf, wenn man 
hinzunimmt, daß damit nicht, wie in manchen Fractionen, 
beſonders auf der Linken, eine Unfreiheit der Einzelnen 
gegenüber den tonangebenden Führern, vielmehr die größte 
Unabhängigkeit und Selbſtſtändigkeit des politiſchen Ur⸗ 
theils aller Mitglieder verbunden war. Auch hatte der Club 
das Glück, daß perſönliche Eitelkeiten oder ſonſtige eigen⸗ 
ſüchtige Motive, wie ſie im Schooße politiſcher Parteien 
ſo leicht ſich einniſten und ihr ſtörendes Spiel treiben, wohl 
nirgends ſo wenig zu finden waren, als bei ihm. Daher 
kam es denn, daß die Berathungen des Clubs ſo raſch, 
bündig und nur auf die Sache gerichtet von Statten gingen, 
daß die Beſchlüſſe, die er faßte, ſo ſehr das Gepräge ſelbſt⸗ 
ſtändiger, wohlerwogener und aufrichtiger Ueberzeugungen 
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aller feiner Mitglieder trugen, daß endlich ſelbſt ohne vor— 
ausgegangene Verabredung bei unvorgeſehenen Zwiſchen— 
fällen der Augsburger Hof in ſeinen Abſtimmungen ſich 
ſelten ſpaltete. Dieſe Einmüthigkeit, Sicherheit und Raſch— 
heit ſeiner Entſchließungen verſchaffte ihm einen Einfluß 
auf die Berathungen der befreundeten Clubs und folglich 
auch auf die Mehrheitsbeſchlüſſe in der Verſammlung, der 
weit über ſeine eigentliche numeriſche Bedeutung hinausging. 

Ich darf dies Alles ſagen, ohne den Vorwurf der Par: 
teilichkeit oder Anmaßlichkeit fürchten zu müſſen, obgleich 
ich Mitbegründer und Vorſtand des Augsburger Hofes ge— 
weſen bin; ich darf es ſagen, weil es bekannte und an⸗ 
erkannte Thatſachen ſind, die ich ausſpreche. 

Nicht wenig trug zu der innern Harmonie des Augs⸗ 
burger Hofes bei und ſchützte ihn vor Einſeitigkeiten der 
Umſtand, daß [feine Landsmannſchaft darin vorwiegend, 
vielmehr faſt alle deutſche Landestheile und Gegenden, der 
Norden wie der Süden, der Oſten wie der Weſten, das 
Küſten⸗ wie das Binnenland, die großen und die kleinen 
Staaten ziemlich gleichmäßig vertreten waren. | 

An Zahl und Bedeutung der hervorragenden Perſön⸗ 
lichkeiten konnte ſich der Augsburger Hof mit dem Caſino 
nicht meſſen; dagegen fehlte ihm auch jener Nachtrab völlig 
bedeutungsloſer, nur mit ihren Stimmen zählender Partei⸗ 
gänger, wie er großen Parteien eigen zu ſein pflegt, und es 


gab unter ſeinen Mitgliedern kaum eines, das nicht auf 
Erinnerungen a. d. Paulskirche. 21 
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die oder jene Weiſe wirkſam in die allgemeinen parlamen— 
tariſchen Verhandlungen eingegriffen hätte. 

Die bedeutendſte Perſönlichkeit des Augsburger Hofes 
war ohne allen Zweifel Wilhelm Hartwig Beſeler, 
der Statthalter von Schleswig⸗Holſtein, älterer Bruder des 
Profeſſors. Er trat in die Verſammlung ein, als der Waf— 
fenſtillſtand von Malmoe und die in deſſen Folge geſchehene 
Einſetzung einer Regentſchaft für Schleswig-Holſtein durch 
die contrahirenden Mächte ſeiner Wirkſamkeit dort augen- 
blicklich ein Ende gemacht hatte, und verließ ſie beim Wie⸗ 
derausbruch der Feindſeligkeiten mit Dänemark, um auf's 
Neue an die Spitze der Regierung zu treten. Was Beſeler 
in dieſer wichtigen Stellung den Herzogthümern geweſen 
iſt, Das wiſſen nicht die Herzogthümer allein, Das weiß 
ganz Deutſchland. Schon früher hatte Beſeler als Mit⸗ 
glied und Präſident der ſchleswigſchen Ständeverſammlung 
an den Kämpfen für die nationale Selbſtſtändigkeit und 
die untrennbare Verbindung Schleswig-Holſteins einen 
auszeichnenden Antheil genommen. Als die däniſche Re— 
gierung, um ihn vom Ständeſaal fernzuhalten, ihm den 
Urlaub verweigerte, verzichtete er auf ſeine Advokatur und 
gab damit feine ganze Exiſtenz preis. Zum Dank für die: 
ſen ſelbſtverleugnenden Entſchluß, und um ihm eine ehren— 
volle Unabhängigkeit zu ſichern, ward damals auf dem 
Wege einer Nationalſubſeription durch ganz Deutſchland 
der ſog. Beſelerfonds gegründet. Aber der parlamentariſche 
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Kampf, auf welchen ſich Beſeler rüftete, ſollte in einen 
ernſteren Kampf mit den Waffen in der Hand übergehen. 
Das Incorporationspatent vom 4. März 1848 erſchien; 
gleichzeitig hörte man von einem bewaffneten Einfall der 
Dänen, durch welchen Dieſe ihre vermeintlichen Rechte auf 
Schleswig mit Gewalt geltend zu machen entſchloſſen ſeien. 
Auf dieſe Nachricht eilte Beſeler ſogleich von Schleswig 
nach Kiel, traf dort mit dem Prinzen von Auguſtenburg 
und anderen entſchloſſenen und patriotiſchen Männern zu— 
ſammen und errichtete mit ihnen, nachdem die Bürgerſchaft 
Kiels und das dort garniſonirende Jägerbataillon ſich für 
fie erklärt hatten, noch in der Nacht eine proviſoriſche Re— 
gierung für beide Herzogthümer. In Kiel erfuhr Beſeler, 
daß am andern Tage die Feſtung Rendsburg von däniſchen 
Truppen beſetzt und die dort befindlichen Landeskaſſen, im 
Belang von mehr als einer Million Mark, aus dem Lande 
geſchafft werden ſollten. Er begab ſich daher in der Frühe 
des andern Morgens mit dem Prinzen von Auguſtenburg, 
gefolgt von dem getreuen Jägerbataillon und einem Zug 
bewaffneter Bauern, der ſich ihnen unterwegs anſchloß, auf 
der Eiſenbahn nach Rendsburg, kam unaufgehalten ſammt 
ſeiner Mannſchaft in die Feſtung und nahm von dieſer, da 
die Garniſon, nach Verjagung ihrer däniſchen Offieiere, zu 
ihnen überging, ohne Schwertſtreich Beſitz. Das ganze 
Land jauchzte dieſem erſten kühnen Schritte zu und rüſtete 
ſich zum Kampf; die alsbald berufene Landesverſammlung 
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für beide Herzogthümer beſtätigte mit Freuden die provi— 
ſoriſche Regierung in ihrer ſelbſtgeſchaffenen Gewalt. Be— 
ſeler war das Haupt und die Seele dieſer Regierung: er 
leitete die innere Verwaltung beider Länder und brachte die 
Grundſätze einer einfachen, naturgemäßen, auf möglichſte 
Selbſtregierung des Volks gebauten Politik im weiteſten 
Umfange und mit den glücklichſten Erfolgen zur Anwen⸗ 

dung. Der ernſte, männliche Charakter der Bevölkerung 
kam ihm dabei zu Hülfe, und fo entſtand hier das Muſter⸗ 
bild einer ächtrepublikaniſchen Regierung im ſchönſten Sinne 
des Wortes, obſchon man der Form nach im Namen des 
Herzogs von Schleswig-Holſtein fortregierte und deſſen 
Rechte ſtreng aufrechterhielt. Zwar gab es eine Partei in 
den Herzogthümern, welche auch dieſen letzten Faden zer- 
reißen, überhaupt allerlei weitergreifende demokratiſche An⸗ 
ſichten zur Geltung bringen wollte; dieſe Partei fand aber 
an Beſeler einen entſchiedenen Gegner und an ſeinem feſten 
Willen ein unüberſteigliches Hinderniß ihrer Pläne. Bei 
der Wahl nach Frankfurt ſtellte ſie ihm ihren Führer, 
Th. Olshauſen (gleichfalls Mitglied der proviſoriſchen 
Regierung) entgegen. Beſeler ſiegte jedoch mit ſtarker 
Majorität. Sein Eintritt in die Paulskirche ward von der 
ganzen Centralpartei mit Freuden begrüßt, nicht blos weil 
man von ſeinen erprobten ſtaatsmänniſchen Fähigkeiten 
und Erfahrungen Nutzen zu ziehen hoffte, ſondern auch 
weil man auf ſein Präſidententalent rechnete, von dem er 
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in Schleswig ſo glänzende Proben abgelegt hatte. So ward 
Beſeler, kaum in die Verſammlung eingetreten, als 
Vicepräſident an Gagerns und Simſons Seite geſetzt. 
Er verwaltete dies Amt, trotz der Schwierigkeit, die für 
ihn in der Unbekanntſchaft mit den Gebräuchen des Hau— 
ſes lag, mit ziemlicher Sicherheit und Gewandtheit und 
wußte durch ſein energiſches und unparteiiſches Verfahren 
ſelbſt der Linken Achtung abzugewinnen, die ihn anfänglich 
(wahrſcheinlich wegen feines Wahlſieges über Olshauſen 
und ſeines Widerſtandes gegen ihre Partei in den Herzog— 
thümern) mit ſichtbarer Ungunſt empfing und ihm die Ver: 
waltung ſeines Amtes nach Kräften erſchwerte. Durch ſeine 
Stellung als Mitglied des Präſidiums, mehr noch, wie es 
ſchien, durch eigene Scheu und Abneigung ward Beſeler 
von der Tribüne, wo man ihn öfters zu ſehen erwartet 
hatte, ziemlich ferngehalten. Nur einmal, beim Welcker⸗ 
ſchen Antrag, trat er auf mit einer Rede, kernig von In— 
halt, wenn auch in der Form vielleicht zu ſchlicht für den 
an oratoriſche Effekte gewöhnten Geſchmack der Paulskirche. 
Im Allgemeinen iſt Beſeler weniger ein Mann der Tri⸗ 
bune und jener Reden im großen Styl, die ſich mehr an 
die öffentliche Meinung draußen, als an die eigentlichen 
Zuhörer wenden, um ſo entſchiedener aber ein Meiſter der 
kurzen, ſtraffen, nüchternen Debatte, welche es nur mit 
ihrem Gegenſtande zu thun hat, vor Allem aber ein Mann 
der That. Im Club war er unübertrefflich durch die Schärfe 
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des Blicks und die raſche Sicherheit, womit er jede Frage 
am rechten Ende zu packen wußte, durch die Gediegenheit 
und unerſchütterliche Feſtigkeit ſeiner Grundſätze, die er 
nicht aus doctrinären Begriffen, ſondern aus praktiſchen 
Anſchauungen und Erfahrungen ſchöpfte, endlich durch die 
einfache, bündige Art ſeines Vortrags. So ehrlich, gerade 
und fern von allen diplomatiſchen Kniffen Beſelers gan: 
zes Weſen war, ſo wußte er doch mit feiner und nicht zu 
täuſchender Beobachtungsgabe fremde Schliche zu durch— 
ſchauen. Eine große Sicherheit und Gewandtheit im per— 
ſönlichen Verkehr kam ihm dabei zu Statten. Klug und 
vorſichtig in hohem Grade, ſchlau ſogar, wo es noth that, 
aber ohne Falſch, brav durch und durch, immer nur von 
den edelſten Beweggründen, von den Gefühlen aufrichtigſter 
Hingebung für eine große und gute Sache erfüllt, uneigen⸗ 
nützig und aufopfernd bis zum Aeußerſten, fo ſtellte Be⸗ 
ſeler das Muſter eines Staatsmannes dar, der als Ver⸗ 
treter einer Volksſache es zu thun hat mit Diplomaten, 
eines Staatsmannes auf dem Uebergange von der alten, 
geheimniß- und ränkevollen Kabinetspolitik in eine neue, 
offene, nur mit den Waffen des Rechts und der Wahrheit 
kämpfende, wie wir ſie erſtreben, aber leider noch lange 
nicht beſitzen. In dieſer Hinſicht würde Beſeler eine 
glückliche Ergänzung zu Gagerns oft allzuhingebendem 
und vertrauendem Weſen gebildet haben, wären Beide zu⸗ 
ſammen im Reichsminiſterium geweſen. Beſeler hatte 
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mit Gagern Vieles gemein — das Imponirende der Ges 
ſtalt und der ganzen Erſcheinung, ſelbſt einzelne Züge des 
Geſichts, namentlich die weit hervorſtehenden gewaltigen 
Brauen und die hohe, ſtarkgewölbte Stirn. Die ſeltene 
Miſchung von Anmuth und Majeftät, welche allen Mienen 
und Bewegungen Gagerns einen ſo unbeſchreiblichen 
Reiz verlieh, beſaß Beſeler nicht in gleichem Grade. 
Die Formen ſeines Geſichts und ſeines Körpers trugen 
mehr das ſtarre und ſtrenge Gepräge des nordiſchen Typus, 
als das bewegliche und weiche ſüddeutſcher Bildung, und 
ſeine Stimme, allzuſehr von dem breiten, verſchwimmenden 
Klange des frieſiſchen Dialekts beherrſcht, ermangelte zwar 
nicht der Kraft, aber des hellen Wohlklanges, welcher die 
Simſons, und der ſeelenvollen Tiefe, welche die Ga— 
gerns auszeichnete. Wenn Beſeler ſomit an Naturga= 
ben und, ich möchte ſagen, an poetiſchem Reiz der Erſchei— 
nung hinter Gagern zurückſtand, ſo war er ihm vollkom⸗ 
men ebenbürtig an Geiſt und Charakter, ja er übertraf ihn 
vielleicht an Klarheit und Sicherheit des Wollens, an Kraft 
und Raſchheit der Ausführung, an ſtaatsmänniſcher Ge⸗ 
wandtheit und Vorausſicht, während er an Liebenswürdig⸗ 
keit, Innigkeit des Gefühls und jener Beſcheidenheit, Selbſt⸗ 
verleugnung und Hingebung an das Allgemeine, welche 
den wahrhaft großen Mann und Patrioten bezeichnet, 
mindeſtens nicht hinter ihm zurückſtand. Beſelers gan⸗ 
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zes Weſen macht den wohlthuenden Eindruck der Sicher: 
heit, des wohlbegründeten Selbſtvertrauens auf die eigne 
Kraft und auf die Güte der Sache, der dieſe Kraft geweiht 
iſt. Seine Gegenwart und fein Rath wurde ſchmerzlich ver— 
mißt in den ſchweren Stunden der Entſcheidung über Sein 
oder Nichtſein, Handeln oder Nichthandeln der Verſamm⸗ 
lung; hätte damals nicht ſein engeres Vaterland ſo drin— 
gende und ſo gerechte Anſprüche an ihn gemacht, ſo würde 
ſicherlich Beſeler gerade in dieſer Zeit der Noth am 
Wenigſten auf ſeinem Poſten in Frankfurt gefehlt haben. 

Das Muſterbild eines kernhaften deutſchen Mannes von 
ächtem Schrot und Korn iſt Herr Wernher von Nier— 
ſtein, langjähriges Mitglied und zuletzt Vicepräſident der 
zweiten Kammer zu Darmſtadt. Praktiſcher Landwirth und 
wohlbegütert, pflegte er ſich gern einen „Bauer“ zu nen⸗ 
nen, mit jenem Selbſtgefühl, das ſich bewußt iſt, die natür- 
lichen Vorzüge dieſes Standes mit allen Errungenſchaften 
der Bildung zu vereinigen und durch letztere den ſogenann⸗ 
ten gebildeten Klaſſen vollkommen ebenbürtig, durch erſtere 
ihnen ſogar überlegen zu ſein. Als Gagern im J. 1836 
den Staatsdienſt verließ und ſich eine unabhängige Stel: 
lung als Landwirth zu erwerben beſchloß, ward Wern⸗ 
her ſein Lehrer in der Landwirthſchaft, wogegen Dieſer 
wieder in Gagern feinen Meiſter und ſein Orakel in poli⸗ 
tiſchen Dingen verehrte, dem er durch alle Stadien ihrer 
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gemeinſamen öffentlichen Wirkſamkeit hindurch mit faft 
ſchwärmeriſcher Hingebung anhing. Wernher beſaß gründ— 
liche Kenntniſſe in der politiſchen Geſchichte aller Völker 
und Zeiten und pflegte davon oft einen glücklichen Gebrauch 
in ſeinen Reden zu machen. Er liebte es, geſchichtliche An— 
ſchauungen und allgemeine politiſche Wahrheiten in kur— 
zen, kernigen Sprüchen lapidariſch hinzuſtellen und dann 
die Anwendung davon auf einen vorliegenden Fall zu 
machen. Wenn er mit einem ſolchen Kernſpruch die 
Tribüne betrat und, den breiten Oberkörper etwas 
zurückgeworfen, mit ausgeſtrecktem Arm und weit hinaus⸗ 
gerichtetem Blick des klaren, ſinnigen Auges gleichſam in 
die Ferne deutete, von wo ihm ſeine Anſchauung komme, 
dann glich der kräftige Mann mit dem ſchönen, ausdrucks⸗ 
vollen Geſicht, das von langem, ſchlichtem Haar eingefaßt 
war, beinahe einem Seher und Orakelverkünder. Nur ver⸗ 
mied Wernher nicht immer ſorgfältig genug die Ueber: 
treibung, durch welche, was bei mäßigem Gebrauche ein⸗ 
drucksvoll und bedeutend iſt, leicht zur Manier und Affecta⸗ 
tion wird. Beſſer noch, als aus Büchern, hatte Wern- 
her aus dem Leben ſelbſt die Bedürfniſſe und Mittel der 
geſellſchaftlichen Ordnung ſtudirt. Auferzogen unter der 
franzöſiſchen Geſetzgebung, war er mit den Vortheilen 
einer einfachen, naturgemäßen Behandlung der Rechts⸗ 
und Verkehrsverhältniſſe, eines öffentlichen, mitten im 
Volke ſich bewegenden Gerichtsverfahrens aus eigner An⸗ 
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ſchauung vertraut geworden, ebenſo aber auch mit den 
Nachtheilen bureaukratiſcher Vielregiererei und mangelnder 
Selbſtſtändigkeit des Gemeindeweſens. So wußte er die 
Vorzüge des franzöſiſchen und des germaniſchen Staats⸗ 
lebens mit klug abwägendem Geiſte zu verbinden und ſich 
danach ſeine Anſicht über Das, was das Beſte für uns ſei, 
zu bilden. Wernher gehörte zu den conſervativſten Mit⸗ 
gliedern des Augsburger Hofs, in welchem er — mehr 
durch ſein Weſen, als durch ſein Alter — eine. Art von 
Patriarchenrolle ſpielte und dem er längere Zeit hindurch 
mit Rieſſer und mir vorſtand. | 
| Rieſſer hatte beim Vorparlament ſich durch die ges 
wandte Auseinanderwickelung einer ſchwierigen Fragſtel⸗ 
lung bemerklich gemacht, wodurch er den Verlegenheiten des 
Präſidenten und der Verſammlung zu Hülfe kam. In der 
Nationalverſammlung ſchwieg er anfangs oder trat doch 
nur weniger bedeutend hervor, bis er plötzlich durch eine 
glänzende Improviſation, worin er einen Angriff auf ſeine 
Glaubensgenoſſen, die Juden, mit der ſiegreichen Gewalt 
eines tiefgekränkten ſittlichen Gefühls zurückſchlug, die all⸗ 
gemeine Aufmerkſamkeit auf ſich zog und mit einem Male 
den Ruf eines der beſten Redner der Paulskirche gewann. 
Dieſer Ruf ſteigerte ſich ſeitdem mit jedem neuen Auftreten 
Rieſſers; feinen höchſten Gipfel erreichte er in jener 
epochemachenden Schlußrede zur Vertheidigung des Welcker⸗ 
ſchen Antrags, einem Meiſterſtück klarer, ſcharfſinniger, 


331 


geiſtvoller, vor Allem aber von der Wärme edler Leiden— 
ſchaft und tief patriotiſchen Gefühls durchwehter Beredt— 
; ſamkeit. Rieſſers Stärke als Redner beruht hauptſäch— 
lich auf dieſem ſtarken ſittlichen Pathos, daneben auf einer 
ſcharfen Dialektik und einer geiſtreichen, ich möchte ſagen 
ſinnigen Weiſe, moraliſche und politiſche Wahrheiten aus 
der umhüllenden Schale verworrener Thatſachen wie einen 
leuchtenden Kern in großartiger Einfachheit und Klarheit 
hervortreten zu laſſen. Rieſſer beſitzt ein außerordent⸗ 
liches Feingefühl für alle, auch die verſteckteſten Verzwei⸗ 
gungen ſowohl des ihm gleichartigen Edlen, als des ihn 
abſtoßenden Schlechten und Gemeinen, und er weiß mit 
wunderbarer Kunſt für Jenes die lebendigſten Sympathien, 
für Dieſes die tiefſte Entrüſtung in den Herzen ſeiner Hörer 
zu entzünden. Ueberhaupt iſt das vorherrſchende Element 
in Rieſſers Charakter das Gefühl. Freilich kein blindes 
Gefühl, das der Leitung des Verſtandes entbehrt, vielmehr 
ein von der vollendetſten Durchbildung aller geiſtigen Kräfte 
getragenes, von dem durchdringendſten Scharfſinn verklärtes, 
aber doch immer mit vorwiegend gemüthlichem Elemente. 
Wenn man ſonſt den Iſraeliten, und nicht ohne Grund, vor: 
wirft, daß ſie in der Politik wie in der Wiſſenſchaft vorzugs⸗ 
weiſe eine kalte, zerſetzende Verſtandesthätigkeit entwickeln, 
ſo hat Rieſſer hierin den Charakter ſeiner Nation auf's 
Glänzendſte verleugnet. Sein ganzes Weſen athmet Milde, 
Verſöhnlichkeit, Begeiſterung für ein großes und erhabenes 
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Ziel des Schaffens, für nationale Einheit und Macht und 
für eine auf den feſten Säulen der Freiheit und der Geſetz— 
lichkeit ruhende Staatsordnung. Das Schlechte, Gemeine, 
die leichtfertige oder böswillige Sucht des Zerſtörens findet 
an ihm einen unerbittlichen Feind und vermag ihn in 
wahrhaft heiligen Zorn zu verſetzen. Nichts hält ihn dann 
zurück, die Blitze ſeiner ſtrafenden Beredtſamkeit gegen die 
Schuldigen zu ſchleudern und fein empörtes Gefühl in Wor⸗ 
ten der Entrüſtung zu entladen. Und fo ſehr konnte der 
gleichen ihn außer ſich beingen, daß der ſonſt ſanfte und 
gemeſſene Mann zu heftigen und ſogar unparlamentariſchen 
Aeußerungen ſich fortreißen ließ. Deshalb war der Vorſitz, 
den er eine Zeit lang als Vicepräſident führen mußte, für 
ihn ſelbſt dornenvoll und für die Verſammlung wenig er- 
ſprießlich. Wie alle Menſchen mit vorwaltendem Gefühl, 
war Rieſſer nicht ſelten Schwankungen und Unſicherhei⸗ 
ten in ſeinen politiſchen Entſchlüſſen ausgeſetzt. Nicht 
immer vermochte er, was ſein Gefühl ihm als das Richtigere 
und Wünſchenswerthere darſtellte, Dem unterzuordnen, 
was ſein Verſtand als das thatſächlich allein Mögliche 
anerkennen mußte. So in der öſterreichiſchen Frage, wo er 
lange ſich von der Hoffnung auf eine Gewinnung Deutſch— 
öſterreichs nicht trennen konnte und deshalb von dem Erb— 
kaiſer nichts wiſſen wollte, für den er doch nachher ſo über⸗ 
zeugend ſprach. Aus Rechtsgefühl war er Demokrat, info: 
fern es dieſem Gefühle widerſprach, die Anſprüche Aller auf 
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gleiche Theilnahme am Staat ſchlechthin durch die kalten 
Erwägungen politiſcher Berechnung zurückzuweiſen und eine 
Grenze zu ziehen zwiſchen Berechtigten und Rechtloſen. 
Von dieſem Standpunkte aus ſprach er beim Vorparlament 
mit Wärme für das unbeſchränkte Wahlrecht. Auf der 
andern Seite aber konnte ſein Verſtand und ſein ernſter 
Drang nach einer feſten, vernünftigen Staatsordnung ſich 
den Bedenken und Erfahrungen nicht verſchließen, welche 
gegen die unbeſchränkte Ausübung eines ſo wichtigen Rechts 
zu ſprechen ſchienen. In den letzten Wochen des Parlaments 
ward Rieſſer durch eben jenes Gefühl in einen herben 
Zwieſpalt mit ſich ſelbſt verſetzt. Das ſchwere Unrecht, 
welches der Nation und der Nationalverſammlung durch 
die Verwerfung der von dieſer rechtmäßig zu Stande gebrach⸗ 
ten Verfaſſung und durch die verſuchte gewaltſame Aufdrin⸗ 
gung einer andern, von wenigen Kabinetten octroyirten, 
angethan werden ſollte, regte Rieſſers ganzes ſittliches 
Gefühl auf und brachte ihn zu dem Entſchluß, Alles zu 
verſuchen, um dieſes Unrecht abzuwenden. Er trennte ſich 
deshalb mit einigen näheren Freunden, zu denen nament⸗ 
lich Wurm und ich gehörten, von der Mehrheit des Wei⸗ 
denbuſches und ging in den Nürnberger Hof über. Aber 
bald ließ daſſelbe ſittliche Gefühl ihn vor den Folgen jenes 
Schrittes und namentlich vor der drohenden Gemeinſchaft 
mit den Elementen der Unordnung zurückbeben, die er von 
jeher mehr als alles Andere gehaßt und gefürchtet hatte. 
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Dieſer Zwieſpalt mit ſich ſelbſt verſetzte ihn in einen Zu: 
ſtand ſo großen geiſtigen und körperlichen Leidens, daß er 
die Verſammlung verlaſſen mußte, um ſich in der Zurück— 
gezogenheit und im Genuſſe der Natur wieder zu erholen. 
Er hinterließ mir Vollmacht, für den Fall, daß ich mich 
beſtimmt fände, ganz aus der Verſammlung zu treten, auch 
für ihn den Austritt zu erklären. Wer Rieſſers ganzes 
Weſen, wer namentlich ſeine Stimmung und Anſchauung 
der Verhältniſſe in dieſer letzten, ſchweren Zeit recht genau 
kennen lernen will, dem empfehle ich zur Lectüre den aus⸗ 
führlichen, mit ſeiner gewohnten Meiſterſchaft geſchriebenen 
„Rechen ſchaftsbericht“ meines trefflichen Freundes, womit 
derſelbe ſeinen Wählern ſeinen Austritt aus der Verſamm⸗ 
lung ankündigte. 

Wie Rieſſer für die Vertheidigung politiſcher Grund: 
ſätze, ſo war Wurm der Hauptredner der Partei für Fra⸗ 
gen des Staatsrechts und der auswärtigen Politik. Er | 
beſaß eine bewundernswerthe Kenntniß der Geſchichte des 
Staats- und Völkerrechts bis hinab zu den kleinſten Ein⸗ 
zelheiten der Caſuiſtik, ebenſo des parlamentariſchen Lebens 
der größern Verfaſſungsſtaaten, beſonders Englands und 
Nordamerikas. In allen ſolchen Fragen galt er daher als 
Autorität nicht blos innerhalb der Partei, ſondern auch 
in der Verſammlung und in den Ausſchüſſen. Wurms 
Reden waren immer reich an gelehrten Citaten; doch hielt 
die Lebhaftigkeit feiner Darſtellung und feine leichte, faſt 
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kecke Behandlung der Fragen jede Spur pedantiſcher Trocken— 
heit fern. Eher konnte man an ſeinem Vortrag oft eine 
gewiſſe manierirte Nachläſſigkeit und Leichtfertigkeit tadeln. 
In Fragen der innern Politik gaben Viele ihm ſchuld, daß 
er nicht frei ſei von dem allgemeinen Fehler feiner ſchwäbi- 
ſchen Landsleute, einer allzugroßen Nachgiebigkeit gegen 
die demokratiſchen Strömungen der öffentlichen Meinung 
in ihrem Vaterlande. Allerdings ſtand Wurm ſo ziemlich 
auf der äußerſten Linken im Augsburger Hofe, ja bisweilen 
ſchien er über denſelben hinaus weiter nach links hin den 
Fuß zu ſetzen. Doch möchte ich bezweifeln, daß dabei äuße— 
rer Einfluß vorwiegend wirkſam war. Wenigſtens hatte 
Wurm ſchon zu einer Zeit, wo Dies weit ſchwerer war. 
den Muth gezeigt, Lieblingsmeinungen des Tages, die 
er für ſchädlich hielt, mit Kraft und Entſchloſſenheit ent— 
gegenzutreten. Er war unter Denen, die beim Vor⸗ 
parlament ſowohl in öffentlicher Verſammlung als bei 
den improviſirten Privatverhandlungen im Weidenbuſch 
gegen Heckers und Struves republikaniſche Pläne ent— 
ſchieden und nachdrücklich in die Schranken traten. Welche 
Stellung Wurm in der letzten Zeit der Nationalver⸗ 
ſammlung einnahm, iſt e bei e Rieſſers mit 
erwähnt worden. 

Rob. Mohl, Fallati und Wiedenmann vertra⸗ 
ten ihre Partei — zuerſt den Württemberger, ſpäter den 
Augsburger Hof — im Miniſterium. Ihre Stellung darin 
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war anfangs eine ziemlich ſchwierige. Die Anfichten des 
Württemberger Hofes gingen in vielen Fragen denn doch 
nicht ſo ganz Hand in Hand mit denen des Caſino, welchem 
die Mehrheit des Miniſteriums angehörte. Als numeriſche 
Minderheit im Miniſterrathe vermochten jene Drei nur 
durch ein ſehr feſtes und einmüthiges Auftreten ihren poli- 
tiſchen Standpunkt zur Geltung zu bringen und Ent⸗ 
ſchließungen zu verhindern, welche ſie ſelbſt und das ganze 
Kabinet mit ihrer Partei in Zwieſpalt gebracht haben 
| würden. Das haben fie denn auch bei verſchiedenen Gele 
genheiten mit Entſchiedenheit und Erfolg gethan. Die erſte 
Feuerprobe für das Miniſterium war der Waffenſtillſtand 
von Malmoe. Als deſſen Bedingungen bekannt wurden, 
zeigten ſich die Mitglieder des Miniſteriums aus dem Würt⸗ 
temberger Hofe ziemlich feſt entſchloſſen, dieſen Bedingun⸗ 
gen, fo wie fie vorlagen, ihre Zuſtimmung nicht zu erthei⸗ 
len. Allein die Beredtſamkeit ihrer Kollegen im Miniſter⸗ 
rathe und der Gedanke an die ſchwere Verantwortlichkeit, 
die ſie durch ihre Trennung von denſelben, durch die 
Sprengung des Miniſteriums in ſo entſcheidendem Augen⸗ 
blicke auf ſich laden würden, ſiegte über dieſen Entſchluß. 
Ein Miniſterium zu bilden, welches den Krieg gegen Däne⸗ 
mark ohne Preußens Hülfe fortführen, welches den faſt 
unvermeidlichen harten Konfliet mit Preußen beſtehen, 
welches, ſtatt wie das jetzige auf die rechte, auf die linke 
Seite der Verſammlung ſich ſtützen ſollte — Das erſchien 
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ihnen zu gewagt, für die Intereſſen des Vaterlandes, der 
Einheit und der Ordnung zu gefahrdrohend. 

Dieſe Gründe ihres geänderten Entſchluſſes ſetzten jene 
Drei, namentlich Fallati in tiefbewegter und ergreifen— 
der Rede, ihrer Partei in der Clubverſammlung am Abend 
vor dem entſcheidenden 5. September auseinander. Der 
Letzteren gelang es nicht, ſie anderen Sinnes zu machen; 
ebenſowenig aber vermochten ſie die Partei zu bewegen, daß 
ſie ihren Entſchluß, für die Siſtirung des Waffenſtillſtandes 
zu ſtimmen, aufgebe. Ihr Austritt aus der Partei war 
die natürliche Folge davon. Doch traten ſie nach dem 
16. September wieder ein, indem die Partei, in Anerken⸗ 
nung der Bedenken, die ſie bewogen hatten, gegen den 
Beſchluß vom 5. September zu ſtimmen, ihnen eine In- 
demnitätsbill bewilligte. Wie dann bald darauf der Würt⸗ 
temberger Hof in Folge ſeiner ſchwankenden Stellung zwi— 
ſchen Miniſterium und Oppoſition ſich ſpaltete, und der 
Augsburger Hof daraus hervorging, iſt früher angeführt 
worden. Die Stellung jener drei Mitglieder im Mini⸗ 
ſterium ward dadurch eine weſentlich günſtigere. Sie hat— 
ten nun wenigſtens eine feſte und compacte Partei hinter 
ſich und konnten das entſchiedenere Princip des Fort⸗ 
ſchrittes, welches auch der Augsburger Hof zu vertre— 
ten entſchloſſen war, um ſo zuverſichtlicher an der rechten 
Stelle geltend machen, da ſie in allen andern Fäl⸗ 


len, wo eine mehr eonſervative Politik nothwendig er- 
Erinnerungen a. d. Paulskirche. 22 
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ſchien, ebenſo ſicher auf den Beiſtand ihrer Partei zäh— 
len durften. 

Unter jenen Dreien ſelbſt ſtanden R. Mohl und Fal⸗ 
lati etwas mehr links, Wiedenmann etwas mehr rechts. 
Das ſchwäbiſche Naturell verleugnete ſich in den beiden Er— 
ſten nicht. Selbſt in ziemlich wichtigen Brineipfragen (na— 
türlich nicht Fragen der Verwaltung) trugen Mohl und 


Fallati kein Bedenken, von ihren Kollegen ſich zu tren⸗ 


nen und in mehr demokratiſchem Sinne zu ſtimmen. 
Obgleich man zugeſtehen muß, daß ſteife Amtsmiene 
und büreaukratiſche Vornehmheit in dem neugeſchaffenen 
Reichsminiſterium ziemlich unbekannte Dinge waren und 
daß es darin ſeinen rein parlamentariſchen Urſprung niemals 
verleugnete, ſo war doch kein Miniſter ſchon von Natur ſo 
gänzlich fern davon, wie R. Mohl. Bisweilen ging er 
darin faſt gar zu weit, fo in jener bekannten, zu Karrifa- 
turen benutzten Erzählung von den „Papierſcheeren und Fe: 
dermeſſern“, die er erſt anſchaffen müſſe, weil der Bundes- 
tag ihnen nur leere Wände hinterlaſſen habe, ſo, wenn er 
ſeine Verlegenheit über unvorhergeſehene Anfragen, ſtatt 
durch eine formelle Wendung ſich darüber hinwegzuhelfen, 
nackt und kahl auf die Tribüne brachte, wie ihm Dies z. B. 
bei einer Anfrage wegen des Belagerungsſtandes paſſirte. 
Solche kleine Verſehen abgerechnet, war übrigens Mohl 
äußerſt glücklich in der Beantwortung von Anfragen und 
der Abwehr von Angriffen, die ſein Departement berührten. 
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Die Linke verzieh ihm die ſchwäbiſche Derbheit, mit der er 
ſie oftmals auf den Mund ſchlug, um der ſchwäbiſchen Ehr— 
lichkeit willen, die ſie aus ſeinen Antworten herausfühlte, 
während die höfiſche Glätte Schmerlings, der ſie mit 
ſchönen Worten hinhielt, ihren ganzen Grimm erregte. 

Dieſelbe ſchwäbiſche Ehrlichkeit, die ſich wenig um For— 
men kümmert, wenn nur die Sache gut iſt, gab dem Juſtiz— 
minifter jenes improviſirte Geſetz über Aufhebung der Spiel— 
banken ein, deſſen allerdings etwas jähe Einbringung und 
Annahme Herrn v. Vincke ſo anſtößig war und ihm noch 
lange nachher zum Gegenſtande des Spottes diente. Mitten 
im Drange einer warmen Debatte über die Unſittlichkeit der 
Spielbanken ſchrieb Mohl mit Bleiſtift auf einen leeren 
Stimmzettel die wenigen Worte: „Geſetz über Schließung 
der Spielbanken. Einziger Artikel: Alle öffentlichen Spiel: 
banken find vom 1. Mai 1849 an in ganz Deutſchland ge— 
ſchloſſen und die Spielpachtverträge aufgehoben.“ — Er wiſſe 
nicht einmal, ob es ein Stimmzettel mit Ja oder mit 
Nein geweſen ſei“, bemerkte Vincke ſpöttiſch. Aber 
Mohl ließ ſich nicht irren. Er hatte auf der Tribune 
erklärt: 

„Ich glaube, daß wir jedenfalls competent find, ei= 
nen großen Act der öffentlichen Sittlichkeit zu begehen, 
und ich möchte die deutſche Regierung ſehen, welche uns 
entgegenträte, wenn wir ausſprechen, daß keine öffent⸗ 


lichen Spielbanken mehr exiſtiren ſollen“, 
22 
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und er gab dieſen Worten Nachdruck, indem er die Spiel: 
bank zu Homburg, als man ſie nicht freiwillig ſchloß, mit 
Reichsexecutionstruppen aufheben ließ. 

Auf die Autorität der Centralgewalt hielt Mohl über: 
haupt gar ſtreng, und feine Erlaſſe an renitente Regierun⸗ 
gen — gleichviel ob große oder kleine — hatten Hand und 
Fuß. Dies und die Raſchheit, womit er Wünſchen und 
Beſchwerden aus dem Schooße der Verſammlung, ſobald 
er ſie als gerechtfertigt erkannte, gewöhnlich ſchon früher 


nachkam, als fie auf die Tribüne gebracht wurden, gewann. 


ihm in hohem Grade die Achtung und das Zutrauen auch 
der Linken, und er konnte dieſer um ſo leichter Etwas bie⸗ 
ten, wenn ſie Ungehöriges von ihm verlangte. 

Bei der Verſammlung in Gotha vermochte Mohl an 
fänglich ſeinem verletzten Rechtsgefühl die Zuſtimmung zu 
dem Berliner Verfaſſungsprojekt nicht abzugewinnen, wollte 
daher dem Programme nicht beitreten. Aber nicht lange 
ertrug er die Trennung von ſeinen alten Freunden; bei der 
nächſten Zuſammenkunft erklärte er: „auch er opfere ſeine 
Bedenken der höhern Rückſicht auf die ſchwer gefährdete Lage 
des Vaterlandes und wolle mit der Partei ſtehen und fallen“. 

Fallati theilte mit Mohl die Erregbarkeit und den 
demokratiſchen Zug des ſchwäbiſchen Charakters, doch beſaß 
er nicht deſſen zähen Trotz, fügte ſich leichter der Gewalt 
der Thatſachen und dem Gewicht nüchterner Erwägung oder 
fremder Autorität. Seine Thätigkeit war übrigens vorzugs⸗ 
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weiſe den Verwaltungsintereſſen des Departements, dem er 
als Unterſtaatsſekretär angehörte, und den damit zuſam— 
menhängenden Verfaſſungsfragen zugewendet; auch auf der 
Tribüne trat er größtentheils in ſolchen Fragen auf, und 
zwar mit Schärfe, gründlicher Sachkenntniß und in ge— 
wandter Form. 

Wiedenmann war, wie viele Rheinländer, ein Tem— 
peramentspolitiker. In gewiſſer Hinſicht Demokrat aus Nei— 
gung, aus angewöhntem Oppoſitionsgeiſt, aus Anhäng— 
lichkeit an die demokratiſchen Einrichtungen und Sitten ſei— 
ner Provinz, hatte er doch vor der Demokratie, wie ſie jetzt 
leibhaftig ihm erſchien, eine ſo gewaltige Furcht, daß er 
in der Angſt ſeines Herzens keine Schranke zu eng, keine 
Maßregel zu hart fand, wenn ſie ihm nur das Geſpenſt der 
Anarchie, der allgemeinen Auflöſung ſtaatlicher und geſell— 
ſchaftlicher Ordnung, welches er ſchon auf allen Straßen 
drohend einherwandeln ſah, nachdrücklich vom Leibe hielt. 
Er war es, der am Entſchiedenſten die überſtrengen Beſtim— 
mungen des Geſetzes zum Schutz der Verſammlung verfocht 
und ſie, unter dem friſchen Eindruck der blutigen Vorgänge 
des 18. September, zuerſt im Augsburger Hof, durch dieſen 
dann auch in der Verſammlung durchſetzte. Faſt komiſch 
war es bisweilen, wie dieſe Doppelnatur Wiedenmanns 
mit der ganzen Lebhaftigkeit ſeines rheiniſchen Temperamen⸗ 
tes ſich nach beiden Seiten hin Luft machte. So erinnere 
ich mich noch mit Vergnügen einer Scene im Engliſchen 
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Hof, bald nach dem 5. September, wo Wiedenmann 
zuerſt auf mich und die Majorität des Württemberger Hofes 
losfuhr, daß wir gegen den Waffenſtillſtand ſtimmen woll— 
ten, was doch gar nicht politiſch, gar nicht ſtaatsmänniſch 
ſei, dann aber ſich gegen den, wie gewöhnlich ſchweigend 
daſitzenden Camphauſen wendete und dieſem Bevoll— 
mächtigten Preußens die ärgſten Dinge über das Verfahren 
ſeiner Regierung in der Waffenſtillſtandsfrage in den härte⸗ 
ſten Worten an den Kopf warf. Eine ähnliche Scene hatte 
er mit Soiron nach dem Erſcheinen der vetroyirten Ver— 
faſſung. Soiron behauptete die Nothwendigkeit, unter den 
obwaltenden Umſtänden auf dieſelbe einzugehen. Das em— 
pörte Wieden manns lebhaftes Rechtsgefühl auf's Tiefſte, 
und mit einer ſelbſt an ihm auffallenden Heftigkeit trat er 


jener Behauptung Soirons entgegen. Aber damit hatte 


ſich auch ſein rheiniſches Blut ausgetobt; die ruhige Er— 
wägung kam hinterher, und, nachdem er noch einige Zeit 
mit ſich und gegen den Zwang der Verhältniſſe gekämpft 
hatte, fügte er ſich aus höhern patriotiſchen Rückſichten in's 
Unvermeidliche und trat dem Gothaer Programm bei. 

In ſeinem Departement war Wiedenmann ein tüch— 
tiger Arbeiter, und die allgemeine deutſche Geſetzbung ver— 
dankt ihm viele ſchätzbare Vorarbeiten, die hoffentlich ein— 
mal noch zu Geſetzen heranreifen werden. 

Wiedenmanns Landsmann, Breuning, war in ſeinen 
politiſchen Anſichten ebenfalls mehr conſervativ, ſogar mit 
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einem gewiſſen ariſtokratiſchen Anflug, jedoch, wie ſich von 
einem Pfleger des römiſchen Rechts (Breuning iſt Staats— 
procurator) nicht anders erwarten läßt, ein Verehrer öffent— 
lichen und volksthümlichen Staatslebens und ein Mann 
von unabhängiger Geſinnung. Auch er gehörte eine Zeit lang 
zum Vorſtande des Augsburger Hofes. 

Ein Dritter, der zu dieſer Partei hielt, war Sted— 
mann, bekannt als Vorkämpfer der entſchiedenſten Oppo— 
ſition auf dem vereinigten preußiſchen Landtage des J. 1847, 
ſpäter Einer der Sieben, welche die 51 in Heidelberg Ver— 
ſammelten zur Vorbereitung einer Verfaſſung für Deutſch— 
land und zur Berufung eines Vorparlaments erwählten, 
dann Mitglied dieſes letztern und des Fünfzigerausſchuſſes, 
endlich durch mehrfache Wahl auch zur Nationalverfamm- 
lung geſandt. Hier bewies er ſich thätig als Vorſitzender des 
Ausſchuſſes für Schaffung einer Centralgewalt und als Be— 
richterſtatter der Minorität des völkerrechtlichen Ausſchuſſes, 
welche für Genehmigung des Waffenſtillſtandes war. So 
ſtanden damals zwei Mitglieder derſelben Partei, Wurm 
und Stedmann, einander gegenüber. Unmittelbar nach 
dieſen Verhandlungen ward er als Reichscommiſſar nach 
Schleswig geſandt, um die Ausführung des Waffenftill- 
ſtandes im Namen der Centralgewalt zu überwachen. Seine 
dortige Wirkſamkeit gehört einer einſtigen Geſchichte der 
diplomatiſchen Verhandlungen des deutſchen Reichs im J. 
1848 an, die freilich nicht gerade glänzend ausfallen wird. 
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Stedmann iſt ein Mann von ehrlichſter Geſinnung, ein 
guter Preuße, aber ein noch beſſerer Deutſcher. 

Von Abgeordneten anderer preußiſcher Provinzen gehör— 
ten zum Augsburger Hof: der bekannte Geſchichtſchreiber 
Stenzel aus Breslau, trotz ſeines Alters ein lebendiges 
und eifriges Mitglied des Club, in der Verſammlung, 
meines Wiſſens, nur einmal, als Berichterſtatter in der po— 
ſener Frage, aufgetreten; neben ihm ein zweiter Schleſier, 
Falck, der erſt im Württemberger Hof, dann in der We⸗ 
ſtendhall, dann wieder im Augsburger Hof ſeinen Platz 
nahm, zuletzt aber in Gotha ſich auf einen Stand- 
punkt des Preußenthums und des Brandenburgianismus 
quand meéme ſtellte, auf welchen ſelbſt die conſervativſten 
Preußen ihm nicht folgen mochten — eine für ſeine nähern 
Freunde unbegreifliche Wendung ſeines anſcheinend feſten 
und ſelbſtſtändigen Charakters; ferner Göden aus Kroto— 
ſchyn, der gewandte Vertheidiger des Deutſchthums in Po— 
ſen, aber nicht ganz zuverläſſig in feinen politiſchen Geſin⸗ 
nungen; der Weſtphale Oſtendorf, trotz ſeiner Jugend 
ein Mann von tüchtiger Bildung und gründlichen Kennt- 
niſſen; endlich Albert aus Quedlinburg, der erſt ſpät als 
Flottwells Erſatzmann eintrat. 

Von allen Württembergern war Rümelin beinahe 
der Einzige, bei dem ſich gar keine Spur weder von äußer— 
lichen Rückſichten auf die radicale Ungeduld ſeiner Wähler, 
noch von jenem inneren Zuge nach der Linken hin zeigte, der 
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den meiſten Abgeordneten dieſes Landes mehr oder weniger 
eigen war. Mit der größten Gemüthsruhe erzählte er von 
den wiederholten Zeichen von Misliebigkeit, die ihm ſeitens 
ſeiner Wähler ſchriftlich und perſönlich zu Theil geworden, 
und beharrte nur um ſo feſter auf ſeinen, ziemlich ſtreng 
conſervativen Anſichten. Ebenſowenig konnten die partiku— 
lariſtiſchen Antipathien ſeiner Heimath gegen das preußiſche 
Erbkaiſerthum ihn in ſeinem Eifer für dieſes irre machen. 
Anfangs zwar ſchien ihm der Entſchluß dazu ſchwer zu wer— 
den; das Mistrauen gegen eine Hegemonie des Nordens und 
der Wunſch einer Antheilnahme Oeſterreichs an der deutſchen 
Einheit ſtak auch ihm tief im ſüddeutſchen Blute. Allein mehr 
und mehr drang in ſeinem, nach ächter Schwabenweiſe erſt 
bedächtig prüfenden, dann aber auch ſicher wollenden Geiſte 
die Erkenntniß der thatſächlichen Nothwendigkeit durch, 
und ſeitdem focht ihn kein Zweifel an, rührte ihn kein 
Vorwurf feiner Landsleute. Dieſe tiefbegründete Ueberzeu— 
gung ſprach ſich auch in ſeiner Rede für das Erbkaiſer⸗ 
thum aus, der einzigen, die er, nebſt einer ſehr gediegenen 
über das Schulweſen „in der Paulskirche hielt. 

Unter den Bayern des Augsburger Hofes befanden 
ſich tüchtige Charaktere und bedeutende geiſtige Kräfte. Lei⸗ 
der machte die Kaiſerfrage einen tiefen Riß zwiſchen den bis 
dahin in ächtbayeriſcher Gemüthlichkeit engverbundenen 
Landsleuten. Die Einen — Reitmayr, Pfeuffer und 
die durch ihr Reichscommiſſariat nach Oeſterreich bekannten 
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Beiden, Baur und Pözl — trennten fich hier von der 
Partei, während die übrigen: Barth, Stahl, Rau— 
mer, Zerzog und Herzog derſelben treu blieben und 
mit ihr in den Weidenbuſchverein traten. 

Stahl und Barth waren Beide gleich tüchtig nach 
ihrem Charakter wie nach ihren Fähigkeiten, aber grund: 
verſchieden in ihrem Weſen — Stahl beweglich, ſchnell, 
ſcharf in feinen Beweisführungen, immer ein reiches Ma- 
terial zur Hand und überaus geſchickt in deſſen Anwendung 
und Vertheilung, kalt und berechnend in ſeinen Erwägun— 
gen, darum mit ſeinen Entſchlüſſen raſch zur Hand und 
ſicher; Barth dagegen, obgleich dem Anſchein nach eine 
trocknere und kältere Natur, als Stahl, dennoch weit mehr, 
als dieſer, zugleich mit dem Gemüth und nicht blos mit 
dem Verſtand bei den Wechſelfällen des politiſchen und par: 
lamentariſchen Treibens betheiligt, von jedem Misgeſchick, 
das die Sache der Einheit traf, tiefer ergriffen und ſchwerer 
niedergedrückt, als der elaſtiſchere Stahl, weniger gewandt 
in der Erfaſſung des nächſten praktiſchen Ziels, aber in die 
Idee und den Zuſammenhang des Ganzen tief eindringend, 
überhaupt mehr Philoſoph und Staatsrechtskundiger, als 
praktiſcher Politiker, übrigens ein Charakter ächt wie Gold 
und feſt wie Eiſen. b 

Hans Raumer, ein noch ziemlich junger Mann, war 
in der Reife ſeines Charakters und ſeiner politiſchen Bil⸗ 
dung ſeinem Alter vorausgeeilt, während das weiche Ge— 
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müth, die zutrauliche Offenheit, das Friſche und Kräftige 
der ganzen Erſcheinung ihm das wohlthuende Gepräge un— 
gebrochener, unverkümmerter Jugend verlieh. Bei der 
Rechten, die ſo feſte conſervative Grundſätze bei einem ſo 
jugendlichen Charakter doppelt hoch ſchätzte, ſtand er in 
großer Gunſt. Die Linke, die ihn anfangs um ſeiner Ju— 
gend und ſeines faſt ſtudentiſchen Ausſehens willen für einen 
ihr Geiſtesverwandten zu halten ſchien, verwunderte ſich, 
als ſie bemerkte, daß er ziemlich conſequent und je län— 
ger deſto conſequenter gegen ſie ſtimmte, erboſte ſich nur 
um ſo mehr gegen ihn und beehrte den ihr treulos Gewor— 
denen (ſo wähnte ſie fälſchlich) mit ihrem gründlichſten 
Haſſe. Darin traf ihr Inſtinkt vielleicht das Richtige, daß, 
hätte Raumer jederzeit nur den Eingebungen ſeines Her— 
zens gefolgt, das ſo feurig ſchlug, wie ſeine kräftige Ju— 
gend es mit ſich brachte, er wohl hier und da zu entſchie— 
deneren Handeln geneigt geweſen wäre. Allein in ſolchen 
entſcheidenden Momenten ſchien Raumer, gleichſam ſich 
ſelbſt mistrauend, gern dem Einfluß und Rath älterer, bes 
währter Geſinnungsgenoſſen zu folgen, die ihn dann von 
raſchen Entſchlüſſen zurückhielten. Dieſe Hingebung an 
Männer wie Gagern, Wernher, Beſeler konnte 
ihm wahrlich nicht zur Unehre gereichen. 

Als er in Frankfurt Alles verloren, als er die Hoff— 
nungen und die Arbeiten eines ganzen, ſchweren Jahres 
zerſtört ſah, da trieb es den thatenkräftigen, feurigen Mann, 
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dem auch die Heimath durch den in Bayern eingetretenen 
Rückſchlag und die Häuslichkeit durch herbe Verluſte ver— 
leidet war, fort, weit fort aus dieſen traurigen Umgebun— 
gen, von dieſen Trümmern ſeines Glücks und der geträum— 
ten Einheit des Vaterlandes hinweg, dorthin, wo allein 
noch deutſche Kraft und deutſcher Mannesmuth offenes Feld 
und den ſchönen Lohn ehrenvoller Thaten zu finden hoffen 
durfte. „Ich wende mich dahin“, ſchrieb er an ſeine Wähler, 
„wo der deutſche Name bis zur Stunde mit Ehren ſich gel— 
tend macht; ich ziehe zu unſern norddeutſchen Brüdern, 
welche für ihre Nationalität und ihr gutes Recht kämpfen.“ 
So verzichtete er denn auf den Bürgermeiſterpoſten, der 
ihm ſo eben zu Theil werden ſollte, verkaufte all ſeine Habe 
in ſeiner bisherigen Heimath und trat als Freiwilliger in die 
Dienſte Schleswig-Holſteins. Doch vergaß er unter den 
Schanzarbeiten und bei den Scharmützeln vor Fridericia die 
große deutſche Sache und ſeine alten Freunde in Frankfurt 
nicht. Als Dieſe ſich in Gotha wieder verſammelten, da er- 
ſchien er mitten unter ihnen in der Uniform eines ſchles⸗ 
wig⸗holſteiniſchen Jägers. Seitdem hat er die blutige Affaire 
vor Fridericia mitgemacht; das traurige Geſchick, das dort 
fo viele feiner Kameraden erreichte, hat ihn verſchont, aber 
wie groß mag ſein Seelenſchmerz geweſen ſein, als er alle 
dieſe Tapfern fruchtlos geopfert, als er das Glück ſeiner 
neuen Heimath und die Ehre des allgemeinen deutſchen Va: 
terlandes fo ſchnöde preisgegeben ſah durch die ſchmachvolle 
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Politik des Staates, dem auch er die erfte Stelle in Deutſch— 
land mit votirt hatte! „Sollte eine verrätheriſche Diplo: 
matie“ (jo hatte er vorahnend ſchon in jenem „Abſchieds— 
wort“ ſich ausgeſprochen) „einen ſchmachvollen Frieden 
ſchließen, ſo hoffe ich, daß die Schleswig-Holſteiner den— 
ſelben ſich nicht aufdrängen laſſen, ſondern mit eigenen 
Kräften den Kampf fortſetzen werden. Sollte ich mich 
darin täuſchen, nun, ſo wird wohl noch wo anders auf 
dieſer Welt ein Platz ſein, wo der deutſche Mann wenigſtens 
mit Ehren die Waffen führen kann.“ 

Raumers treuer Genoſſe, ihm nahe befreundet durch 
verwandtſchaftliche Beziehungen wie durch Gleichartigkeit 
ihres Weſens, war der „alte Zerzog“, ein Mann in den 
Funfzigen, hinter deſſen verwitterten Mienen aber ebenſo 
ein noch jugendlich friſcher Geiſt wohnte, wie hinter Raus 
mers jugendlichen Zügen ein ernſter und gereifter. Zer- 
zog war der beharrlichſte Schweiger ſowohl in der Ver— 
ſammlung als im Club, allein aus ſeinem lauten und 
feſten Ja! oder Nein! welches er bei der Abſtimmung er: 
ſchallen ließ, hoͤrte man deutlich heraus, daß dieſer Geiſt 
von doctrinären Skrupeln, von langem Beſinnen und 
Spintiſtren nichts wiſſe, ſondern friſch und frei aus der 
lebendigen Anſchauung der Dinge heraus ſeine Entſchließun— 
gen ſchöpfe. Und fo war es in der That. Der alte Zer⸗ 
zog war die leibhaftige Verkörperung des ächten, kerngeſun⸗ 
den Menſchenverſtandes, nicht jenes, der noch nicht bis zur 
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Bildung vorgedrungen, ſondern jenes, der durch ſie glücklich 
hindurchgegangen iſt, ohne in ihr zu verdumpfen und zu 
verſtocken, der in der friſchen Luft der Erfahrung, des Ver— 
kehrs mit der Natur und den Menſchen den Schulſtaub der 
Bücherweisheit glücklich wieder ſo weit abgeſchüttelt hat, 
daß er den freien Flug des Geiſtes und den tiefen Athem⸗ 
zug des Gemüthes ihm nicht beengt. Wenn man die fer 
nige Geſtalt Zerzogs, wenn man die feſten, faſt rauhen 
Züge ſeines, von einem großen wilden Barte und dicken, 
buſchigen Augenbrauen beſchatteten Geſichts, wenn man 
ſeine ernſten, verſchloſſenen, nur bisweilen von einem ſar— 
doniſchen Lächeln erhellten Mienen ſah, ſo hätte man zwar 
wohl die derbe Einfachheit des Mannes, aber ſchwerlich das 
reiche Gemüths- und Geiſtesleben geahnet, welches ſich 
hinter dieſer harten Schale barg und nur den vertrau— 
teſten Freunden beim herzeröffnenden Kruge oder in ſchrift— 
lichen Anſprachen ſich erſchloß. Von dieſen letztern haben 
mehrere — klaſſiſche Muſter einer originellen, einfachen und 
doch höchſt ſinnigen, ja poetiſchen Schreibart — ihren Weg 
auch in die Oeffentlichkeit gefunden. Stärker konnte das 
überwältigende Leid, womit alle patriotiſche Herzen der 
troſtloſe Ausgang der Nationalverſammlung erfüllte, ſich 
kaum offenbaren, als darin, daß auch jener freie und kräf— 
tige Sohn der Berge, den, wie es ſchien, nichts anzufechten 
im Stande war, in den letzten Tagen ſeines Frankfurter 
Aufenthaltes gleich den Andern gedrückt und geknickt herum⸗ 
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ſchlich, daß ſein Humor gänzlich darniederlag und ihm 
kaum noch das vaterländiſche Getränk mundete. Nach 
Gotha kam er nicht und entſchuldigte ſich deshalb in einem 
Schreiben, welches ganz den Stempel ſeines originellen 
Geiſtes und des wiedergekehrten Humors an ſich trug. 
Hofrath Becker hat daſſelbe in Nr. 156 ſeines „Reichsan— 
zeigers“ veröffentlicht. Er ſtieg eben auf den Bergen Tyrols 
herum, an denen er, wie er ſchrieb, „ſein frankfurtmüdes 
Herz erfriſchen wollte“ und die er „immer mit reactionärer 
Schadenfreude anſehe und dabei denke: die müßt Ihr mir 
doch ſtehen laſſen, Ihr Narren und Schlingel!“ Weiter 
hieß es dann darin: 


„Da nun die Regierungen auf unſere Koſten wieder die gehörige 
Stärke gewonnen haben, ſo iſt kein Mittel mehr übrig, als, ſie 
geſcheidt zu machen, — durch vernünftige Stände verſtändige Mi⸗ 
niſterien zu erzwingen, und dann geht's! — Dazu iſt freilich nöthig, 
daß das Volk nicht, von Pfaffen und Demokraten zugleich ver- 
dummt, unſinnige und unweltläufige Kerle wählt; daß der ordents 
liche Mann ſich dabei betheiligt; daß man den Wahn zerſtreut: 
hirnwüthige Demokraten ſeien der Freiheit nothwendige Stützen 
und eine ungeſchlachte Oppoſition imponire den Regierungen — 
und dem Bauer und Bürgersmann begreiflich macht, daß nicht 
gerade ein Bauer oder Gewerbsmann am beſten ihre Intereſſen vers 
ſtehen und vertreten könne, — überhaupt, daß nicht jeder ehrſame, 
in ſeinem Geſchäft erfahrene und fleißige Philiſter auch ein vor⸗ 
trefflicher Volksvertreter fein müffe — u. ſ. w. u. ſ. w., denn die 
ſitzen gewöhnlich wie Kinder beim Dreck. 

Bringt man dann eine paſſable oetroyirte Verfaſſung daher, fo 
greift Alles zu, wenn es nicht ganz unverſchämt dumm angefangen 
wird. Einheit Deutſchlands um jeden Preis — auch um den der 
vorläufigen Freiheit, iſt meine Meinung! — Sie nicht aus Fürſten⸗ 
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hand nehmen zu wollen, wäre noch alberner, als daß ein König ſie 
nicht aus Volkshand nehmen ſollte! Dummes Zeug! Zottige Fül: 
len wachſen oft am ſchönſten ſich aus, und rotzige Buben werden 
gewöhnlich die fchönften. Zeit bringt Roſen! — Gut Ding will 
Weil’ haben u. ſ. w. Wenn man keinen andern Troſt hat, fo thun's 
auch Sprichwörter. 

Wenn nicht das erbliche Kaiſerthum ein nothwendiges Ergeb— 
niß der deutſchen Entwickelung iſt, ſo hätten wir's nicht machen 
ſollen und nicht halten können. — Iſt's aber das, fo kommt's doch; 
und man muß doch beim Teufel dem Schickſal und Zufall auch 
etwas vertrauen; für was wären denn dieſe Inſtitute ſonſt da? 

Ich war auf dem Punkte angelangt, wo ich glaubte, wir hätten 
uns bitter getäuſcht und es ſei eine Thorheit geweſen, dem Volke ſo 
viel Verſtand und den Fürſten ſo viel guten Willen zuzumuthen, 
als zum Reiche nöthig iſt; aber in der friſchen Luft iſt mir der 
Muth wieder gewachſen, — und wenn's gar nicht gehen will, ſo 
geht's mit der Gewalt! Ein kräftig erzeugter Gedanke muß ſo gut 
heraus, wie ein Kind; — ob's wächſt und gedeiht, geht dann die 
Mutter und unſern Herrgott an!“ 


Schleswig-Holſtein war, außer durch Beſeler, 
noch durch zwei ſeiner Abgeordneten, Francke und Es— 
march, im Augsburger Hofe vertreten: Jener ein ge— 
wandter und bewährter Geſchäftsmann, auch ein Redner 
voll beißender Schärfe, dem aber leider das Organ gebrach, 
um die weiten Räume der Paulskirche auszufüllen; Dieſer 
ein trockener, wortkarger Mann, der nur dann, wie alle 
ſeine Landsleute, redſelig wurde, wenn die Verhältniſſe 
ſeiner engern Heimath zur Sprache kamen. Francke war 
es, der am 16. Sept. den vermittelnden Antrag ſtellte, 
welcher der Verwerfung des Waffenſtillſtandes vorbeugte. 
Er war zufrieden, wenn nur ſeinen Landsleuten das völlig 


353 


Unerträgliche erſpart würde, was in dem urfprünglichen 
Vertrage von Malmoe lag, und wollte nicht, daß durch zu 
hochgeſpannte Forderungen ein Bruch mit Preußen herbei— 
geführt und ſo die einzige Macht, auf deren nachhaltige 
Unterſtützung im Nothfalle noch gerechnet werden könnte, 
der Sache Schleswig-Holſteins entfremdet werde. Hätte 
Francke damals ahnen können, daß 10 Monate ſpäter 
das preußiſche Kabinet einen noch viel ungünſtigeren Waf- 
fenſtillſtand ſchließen, ja daß es in den Friedensprälimi⸗ 
narien die wichtigſten Rechte der Herzogthümer preisgeben 
würde, vielleicht wäre er weniger rückſichtsvoll verfahren 
und hätte, wie ſein berühmter Landsmann Dahlmann, 
in der Frage des Waffenſtillſtandes mehr eine Ehrenſache 
für das ganze Deutſchland, als eine ſpezielle Angelegenheit 
Schleswig-Holſteins geſehen. 

Auch die übrigen deutſchen Küſtenſtaaten ſtellten ein 
verhältnißmäßig ſtarkes und ein tüchtiges Contingent zum 
Augsburger Hofe: Mecklenburg die Herren Sprengel, 
Böeler, Mann und Thöl, die zwar meiſt nur in den 
Ausſchüſſen, aber dort ganz nützlich wirkten, der zuletzt 
Genannte auch im Juſtizminiſterium als Mitarbeiter an 
einem deutſchen Handelsgeſetzbuch; Bremen erſt den Abg. 
Dröge, ſpäter deſſen Nachfolger H. H. Meyer; Sam: 
burg (neben Wurm und Rieſſer) den reichen Rheder 
Godefroy, einen enragirten Freihändler; Oldenburg 
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ten Mann, nur etwas ſchwerfällig und daher unbequem in 
der Debatte. Nur aus Hannover zählte die Partei kein 
Mitglied, wenn ich nicht Wachs muths Erſatzmann, 
Herrn Hoppenſtedt, dazu rechnen darf, der, hätte da⸗ 
mals der Augsburger Hof noch für ſich beſtanden, jeden— 
falls durch feine politiſchen Anſichten ihm zugeführt wor— 
den wäre. Dagegen beſaßen wir in den Herren Pannier 
aus Zerbſt und Schierenberg aus Detmold zwei Ver— 
treter von Staaten des kleinſten Maßſtabes und lernten 
durch ſie auch die Zuſtände und Mißſtände dieſer Klein— 
ſtaaterei gründlich kennen. Wenn nun daneben noch aus 
Sachſen Koch, Bürgermeiſter von Leipzig, aus Kurheſſen 
der ehemalige Präſident der dortigen Kammer, Baum: 
bach, aus Heſſen-Darmſtadt der Miniſterialrath Emmer— 
ling eine ſpecielle Kenntniß ihrer heimathlichen Verhält— 
niſſe, aus der Verwaltung höherer Staats- und Gemeinde— 
ämter oder aus ſtändiſcher Wirkſamkeit geſchöpft, mit⸗ 
brachten, die fie als werthvolles Material den Club: 
berathungen unterbreiteten, ſo wird man beſtätigt finden, was 
ich im Eingange dieſer Schilderung über die glückliche 
Zuſammenſetzung des Augsburger Hofes geſagt habe. Von 
den öſterreichiſchen Abgeordneten, deren der Augs— 
burger Hof ziemlich viele unter ſeinen Mitgliedern zählte, 
hielten die meiſten auch noch nach entſtandener Spaltung 
bei ihm aus und ſchienen, gemeinſam mit ihren bisherigen 
politiſchen Freunden, eine für beide Theile befriedigende 
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Löſung des unglückſeligen Zwieſpaltes ſuchen zu wollen. 
Allein allmälig, wie Dies kaum anders ſein konnte, ver— 
fielen ſie mehr und mehr dem Einfluſſe landsmannſchaft— 
licher Sympathien und Einwirkungen und nahmen an den 
meiſten feindſeligen Schritten gegen ihre früheren Partei— 
genoſſen Theil. Selbſt Arneth, ein nobler Charakter 
und ein Mann von ſchönen Talenten, vermochte dieſem 
Einfluſſe ſich nicht ganz zu entziehen; doch ſöhnte er ſeine 
Freunde wieder mit ſich aus durch den Schritt, den er 
gemeinſam mit Würth noch vor der letzten entſcheidenden 
Abſtimmung that. J. Kaiſer hatte ſchon früher die Ver: 
ſammlung verlaſſen, ohne wiederzukehren. Die übrigen 
trennten ſich endlich auch äußerlich von uns, bis auf 
Rößler und Laube, welche auch innerlich in Geſinnung 
und That uns verbunden blieben. Von Rößler iſt bereits 
früher die Rede geweſen. Laubes Stellung war unter 
allen die peinlichſte. Vertreter eines öſterreichiſchen Wahl⸗ 
bezirks, aber nach Geburt und Heimath ein Preuße, ſah er 
ſelbſt den Weg ſich verſperrt, den Rößler mit ſo ehren⸗ 
haftem Muthe betrat. Was man dort als Aufopferung 
des partikularen Intereſſes an das allgemeine hochſchätzen 
mußte, das würde, ſo meinte wenigſtens Laube, bei ihm 
als bloße Vertauſchung des einen Partikularismus gegen 
den andern, als Unredlichkeit gegen ſeine Wähler, als 
Mißbrauch ihres Vertrauens erſcheinen. So, durch Sym⸗ 
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durch Pflichtgefühl zu den Oeſterreichern hingezogen, ſah 
ſich Laube gehemmt und gelähmt in ſeiner parlamenta— 
riſchen Thätigkeit gerade zu einer Zeit, wo er am liebſten, 
und gewiß mit Erfolg, in die allgemeinen Verhandlungen 
eingegriffen hätte. Bei der erſten Leſung der $$. 2 und 3 
durfte er noch hoffen, durch einen aufſchiebenden Antrag 
für Oeſterreich Zeit zu gewinnen, damit es ſeine Stellung 
zum deutſchen Bundesſtaate ſelbſt klar und beſtimmt firire. 
Aber nach der octroyirten Verfaſſung vom 4. März war 
keine Vermittlung mehr möglich; jetzt galt es nur noch 
die einfache Entſcheidung: Bundesſtaat, oder nicht? Für. 
Laube, dem in politiſchen Dingen das poetiſche Gefühl 
keineswegs den nüchternen Verſtand umdämmerte, war 
dieſe Entſcheidung leicht, um ſo ſchwerer dagegen der Ent⸗ 
ſchluß, trotz derſelben als müßiger Zuſchauer dem großen 
Entſcheidungskampfe zuzuſehen und nur im Club oder in 
ſonſtigen Privatberathungen ſeine Meinung und ſeinen 
Rath äußern zu dürfen. Lange konnte er Dies nicht aus⸗ 
halten, und ſo legte er ſein Mandat unmittelbar vor der 
Abſtimmung über den Welckerſchen Antrag nieder. Laube 
iſt ein guter Debatter, ein ſcharfer, denkender Kopf, der 
die politiſchen Verhältniſſe nach großen Maßſtäben zu 
combiniren ſucht und überall auf feſte, organiſche Geftal- 
tungen dringt — daher eine weſentlich conſervative Natur. 
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Der Württemberger Hof. 

Wie ſchon erwähnt, war der Württemberger Hof, nach— 
dem er früher bereits — das Schickſal aller Mittelparteien 
theilend — ſich zweimal geſpalten und nach links und 
rechts Schößlinge ausgeſandt hatte, bei der öſterreichiſchen 
Frage vollends auseinandergefallen. Von dem Theile deſ— 
ſelben, der ſich zur großdeutſchen Partei ſchlug, iſt am 
betreffenden Orte die Rede geweſen, und ich hätte nur Einen 
hier nachzutragen, Herrn Kirchgeßner, der zwar in die— 
ſer und der Oberhauptsfrage mit der Mehrzahl feiner Lands: 
leute aus Bayern ſtimmte, allein im Stillen — ein ſo 
guter Patriot und einſichtiger Politiker war er doch — 
von ganzem Herzen und mit manchem Stoßſeufzer den Erb: 
kaiſerlichen den Sieg wünſchte. Nachdem dieſer Wunſch in 
Erfüllung gegangen, gab er bei der Kaiſerwahl ſeine 
Stimme ohne Zagen dem König von Preußen, ebenſo wie 
feine beiden Landsleute Pa ur und Reitmayr. Als im 
December vor. J. die Koalition zwiſchen der Linken und 
den Oeſterreichern entſtand, wäre es ihr beinahe geglückt, 
Kirchgeßner zum erſten Präſidenten zu erheben. Indeß 
ſiegte Simſon mit wenigen Stimmen über ihn, und er 
mußte ſich mit der Stelle des zweiten Vicepräſidenten be⸗ 
gnügen. Dies Amt verwaltete er, wenn auch nicht mit 
beſonderer Gewandtheit, doch mit anerkennenswerther Un⸗ 
parteilichkeit. Im Uebrigen war ſeine politiſche Wirkſam⸗ 
keit unbedeutend. | 
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Wedekind, der einen angebornen Hang zum Zwei— 
feln hatte, konnte die längſte Zeit nicht ins Reine mit ſich 
kommen, ob es angehe, einen Bundesſtaat ohne Oeſterreich 
zu errichten. Doch bekehrte er ſich noch zur guten Stunde 
und ſtimmte für das Erbkaiſerthum. Aber das Naturell 
läßt ſich ſchwer beſiegen, und ſo kam auch Wedekind 
nach der misglückten Berliner Sendung auf ſeine anfäng— 
lichen Bedenken zurück. Auf der Tribüne hatte er daſſelbe 
Unglück, wie M. Mohl, daß nämlich die Verſammlung 
Das, was er ſagte und vorſchlug, des Anhörens und der 
Beachtung weit weniger werth fand, als er ſelbſt zu thun 
ſchien. Seine Aergerlichkeit darüber diente gewöhnlich nur 
dazu, die Unruhe und Heiterkeit in der Verſammlung zu 
vermehren. 

Der Defterreicher Reitter, Makowiezka, Schnei⸗ 
der und Groß, die dem Württemberger Hofe angehörten, 
iſt früher ſchon rühmende Erwähnung geſchehen. 

Leiter und Beherrſcher des Württemberger Hofs ſeit ſei⸗ 
ner zweiten Spaltung im October vor. J. war Zell aus 
Trier, ein merkwürdiger, ſchwer zu berechnender Charakter. 
Das raſch aufwallende rheinländiſche Blut, bei ihm noch 
erhitzt durch krankhaften Nervenreiz, ſtieg ihm raſch zu 
Kopfe und machte ihn dann zu jedem haſtigen Entſchluſſe 
bereit, ruhiger Ueberlegung und Vorſtellung abgeneigt. 
Aber dieſe Hitze war nicht von Dauer; die Spannung ließ 
nach, verwandelte ſich wohl gar in Abſpannung oder machte 
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doch einer ruhigeren Erwägung der Verhältniſſe Platz. So 
ftellte Zells ganzes Weſen, fein Auftreten im Club, in 
der Verſammlung, im Verfaſſungsausſchuß ein fortwäh— 
rendes Widerſpiel zweier Naturen dar, eines haſtigen, oft 
bis zur Unbändigkeit leidenſchaftlichen Gefühls, welches 
ihn ſo ſtachelte, daß er, wie man zu ſagen pflegt, mit bei— 
den Beinen hätte dreinſpringen mögen, und dann wieder 
eines ſcharfen, klugen Verſtandes, der recht wohl das Mög— 
liche von dem Unmöglichen, das dem Vaterland Heilſame 
von dem ihm Verderblichen unterſchied und jenem Gefühle 
Schweigen gebot. Charaktere dieſer Art bringen es ſchwer 
zu einem wirkſamen Eingreifen in den Gang der Ereigniſſe 
und zu einem wohlthätigen Einfluß auf ihre Umgebungen. 
Sie gleichen einem Truppenführer, der in tollkühner Hitze 
blindlings gegen den Feind vorſprengt, ohne zu bemerken, 
daß ſeine Leute ihm nicht gleich haſtig folgen, und der 
dann wohl oder übel umkehren, ſich auf das Gros der 
Armee zurückziehen muß, wenn er nicht verſprengt und 
kampfunfähig gemacht ſein will. Und Das wollte Zell 
ebenſowenig, als blos in großen Worten mit dem Feinde 
ſcharmuziren, wie es der Linken Art war. Dieſes hohle 
Scheinweſen, das immer mit Thaten renommirte, ohne es 
doch wirklich zu einer That zu bringen, dieſes Haſchen nach 
dem Beifall der blinden Menge — gleichviel, ob die allge— 
meine Sache darunter leide — das Alles war dem verftän- 
digen, tapfern und patriotiſchen Sinne Zells recht herz— 
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lich zuwider, und Keiner ließ ſo unbarmherzig wie er das 
volle Gewicht ſeines Spottes und ſeiner Verachtung wegen 
dieſer Renommiſterei auf die Linke niederfallen. Nicht 
minder unerbittlich war er gegen deren Rohheiten und Ver— 
letzungen der parlamentariſchen Sitte, und ſo kam er ſelten 
aus dem Hader mit ihr heraus, ſelbſt in ſolchen Perioden, 
wo er principiell mehr zu ihr, als zur Rechten, ſich hin⸗ 
neigte. Der conſervativen Majorität zürnte er, daß ſie, wie 
er meinte, zu wenig energiſch verfahre, ſchloß ſich aber doch 
im entſcheidenden Momente gewöhnlich, wenn auch wider— 
ſtrebend, ihr an, weil es ihm aufrichtig darum zu thun 
war, daß Etwas zu Stande komme, weil er das bloße 
Negiren und Opponiren, ohne es beſſer zu machen, nicht 
leiden mochte. Er war für die Unterſtützung des Miniſte⸗ 
riums nach dem 18. September, tadelte auch ſeine Partei 
offen wegen ihrer Unbeſtändigkeit und ihrer häufigen Rück⸗ 
fälle in eine unzeitige Oppoſition, konnte ſich aber doch 
nicht entſchließen, mit in den Augsburger Hof überzutre⸗ 
ten. So befand ſich Zell fortwährend gleichſam in der 
Schwebe zwiſchen der Rechten, von der ihn ſein Drang 
nach kühnem Handeln, und der Linken, von der ihn ſein 
Verſtand und ſein ſittliches Gefühl zurückſtieß. Dieſe pein⸗ 
liche Stellung machte ihn oft verſtimmt, gereizt, unluſtig 
zur thätigen Betheiligung am parlamentariſchen Leben. 
In der Verſammlung verhielt er ſich meiſt ſchweigſam; 
nur bisweilen, wenn die Parteien ſcharf an einander gerie⸗ 
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then, fuhr er mit ein paar zürnenden oder ſchlichtenden 
Worten dazwiſchen. In den Parteiverſammlungen machte 
er es faſt ebenſo. Hatte er lange ſtill dageſeſſen, ſo erhob 
er ſich plötzlich mit einer ſo feurigen und ſo heftig geſpro— 
chenen Rede, daß alles Vorhergeſagte dagegen matt erſchien 
und man meinte: er müſſe in dieſem ſtürmiſchen Anlauf 
Alles mit ſich fortreißen und der ſchwebenden Frage ſofort 
die letzte Entſcheidung geben. Allein, wenn der erſte, gleich— 
ſam phyſiſche Eindruck des gewaltigen Redeſtromes vor— 
über war und man zum ruhigen Nachdenken über den 
Inhalt des Geſprochenen kam, ſo zeigte ſich häufig, daß 
doch damit die eigentliche Entſcheidung noch nicht gewon— 
nen, daß nur eine vorübergehende Wirkung auf das Gefühl 
und die Phantaſie der Hörer erzielt ſei. In den Kreiſen, 
wo die Politik des Gefühls und der abftracten Grundſätze 
eine überwiegende Stimme hatte, wie im Württemberger 
Hof, war Zells Beredtſamkeit nicht ohne Einfluß und 
ſeine perſönliche Autorität bedeutend. Man konnte ihn als 
den eigentlichen Typus dieſer Partei betrachten, die auch 
durch ihr Gefühl und ihre Grundſätze nach links, durch 
verſtändige Berückſichtigung der thatſächlichen Verhältniſſe 
nach rechts gezogen wurde und ſo, gleich ihrem Führer, in 
einem ſteten Zwieſpalt mit ſich ſelbſt und häufigen Schwan⸗ 
kungen ausgeſetzt war. In der öſterreichiſchen Frage hatte 
Zell einen ſchweren Kampf mit ſich zu beſtehen; um ſich 
nicht entſcheiden zu müſſen, ließ er auch ſeine Partei zu 
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feiner Entſcheidung kommen, vertagte dieſe von einem 
Abend zum andern, bis zuletzt doch der Drang der Ereig— 
niſſe ihn zu einem Entſchluſſe zwang. Er trat zur Kaiſer⸗ 
partei, aber innerlich mit ſich uneins und ſich ſelbſt grol— 
lend, daß er feine demokratiſchen Grundſätze und die ange— 
borne Abneigung des Rheinländers gegen preußiſches Negi- 
ment der Nothwendigkeit zum Opfer bringe. Als in den 
erſten Tagen des Mai die Rheinlande und Weſtphalen, im 
Zorn über jene preußiſche Politik, welche ſie um ihre deut: 
ſchen Hoffnungen zu betrügen drohte, ſich zu einer, wie es 
ſchien, nachdrücklichen Oppoſition erhoben, da eilte Zell 
hocherfreut nach Köln, präſidirte dem dortigen Städtetag 
und brachte deſſen energiſche Beſchlüſſe triumphirend nach 
Frankfurt zurück. Jetzt glaubte er den Moment gekommen, 
wo der Nationalwille in ſeinem edelſten Aufſchwunge ſich 
erheben und die ihm frevelhaft entgegentretenden Mächte 
dynaſtiſcher Eigenſucht und legitimiſtiſchen Uebermuths mit 
unwiderſtehlicher Gewalt niederwerfen müſſe! Für dieſen 
Gedanken ſuchte er Gagern zu gewinnen; für dieſen Gedan⸗ 
ken kämpfte er im Nürnberger Hofe. Selbſt der badiſche 
Aufſtand brachte ihn davon noch nicht ſogleich zurück; er 
hielt es für möglich, gerade dadurch, daß man von Frank⸗ 
furt aus dieſe ganze Bewegung in ſtarke Hand nehme, den 
Aufſtand zu dämpfen, die unreinen Elemente auszuſcheiden, 
die reinen von Verirrungen zurückzubringen. Um dazu 
thätig mitzuwirken, nahm er eine Sendung als Reichs⸗ 


363 


commiſſar nach Baden an. Dort fand er freilich Manches 
anders, als er ſich es gedacht hatte, und ſein ſcharfer Blick 
ließ ihn richtig vorausſehen, wohin es früher oder ſpäter 
kommen müſſe. Bei feiner Rückkehr traf er die National⸗ 
verſammlung in voller Auflöſung, die Linke bereit, nach 
Stuttgart überzuſiedeln. Er ließ ſie ziehen und blieb mit 
den Reſten des Württemberger Hofes in Frankfurt zurück, 
um die weitere Entwickelung der Dinge abzuwarten. Mit 
ihnen erſchien er auf der Verſammlung zu Gotha, aber 
mehr denn je unwirſch über die Zumuthung, die man 
ihnen, den Anhängern des Princips der Volksſouveränetät, 
in der verlangten Zuſtimmung zur octroyirten Verfaſſung 
mache. Diesmal war ſein harter Sinn nicht zu beugen; 
bei der Abſtimmung über das Programm ließ er ein kurzes 
Nein! ertönen und trennte ſich ſo in ſtarrer Conſequenz 
von der Partei. Was wollte er thun? welchen Weg wollte 
er einſchlagen ſtatt deſſen, den er zurückwies? Das ſagte 
Zell nicht, Das wußte er ſelbſt kaum. Revolution pre⸗ 
digen? Das war ſeine Abſicht nicht. Abwarten? Vielleicht. 
Aber was? wie lange? Und bis dahin ſich jeder Theil⸗ 
nahme an dem deutſchen Einheitswerke entziehen, weil es 
nicht auf dem Wege zu Stande gekommen, den er, den 
auch die Gothaer Mehrheit noch immer für den beſſeren 
und berechtigteren hielt? Es wäre ſchade, wenn Zell um 
eines Rechtsbedenkens willen (das man ehren, ſelbſt theilen 
kann, ohne ihm doch eine ſo weitgehende Kraft einzuräu⸗ 
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men) feine tüchtigen Fähigkeiten und feinen redlichen Eifer 
dem Vaterlande auf wer weiß wie lange entziehen wollte. 

Von Zells nächſten Landsleuten, Becker und Cetto 
von Trier, ging der Erſte meiſt den gleichen Weg mit ihm, 
der Andere war ruhiger, nüchterner, obſchon vernünftigen 
demokratiſchen Grundſätzen nicht weniger als Jener ge— 
neigt. Cetto war es, der in Gotha die Trennung 
R. Mohls und der Mehrzahl der Hannoveraner von der 
Partei Gagern verhinderte. Auch ſein demokratiſches Ge— 
fühl ſträubte ſich gegen den Beſchluß, die Berliner Ber: 
faſſung zu unterſtützen, aber fein patriotiſcher Sinn ließ 
ihm keine Ruhe, bis er nicht allein ſelbſt dem Programme 
beigetreten war, ſondern auch die Andern zum Beitritt 
überredet hatte. 

Zu dieſen Dreien geſellte ſich noch ein Vierter von der 
obern Moſel, der brave, treuherzige Böcking, der ebenſo 
zu Cetto, wie Becker zu Zell ſtand. 

Leue aus Coblenz, als Kenner und Förderer der öffent⸗ 
lichen, volksthümlichen Rechtspflege rühmlichſt genannt, 
fand auch im Parlamente immer ſeine richtige Stelle da, 
wo es auf juriſtiſches Wiſſen und Scharfſinn ankam. In 
rein politiſchen Fragen machte ſein Verfahren den Eindruck 
des Unklaren, Dilettantenhaften. Werner, ein ſtiller 
Mann, ward gleich in den erſten Tagen der Verſammlung 
bekannt durch feinen Antrag in der von Raveaux angereg⸗ 
ten Frage der Concurrenz des deutſchen Reichstags mit Ein⸗ 
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zellandtagen. Er vertheidigte dieſen Antrag mit Wärme und 
nicht ohne Gewandtheit. Seitdem hielt er ſich zurückgezogen. 
Compes, der Freund und Geſinnungsgenoſſe Wieden— 
manns, nur weniger ängſtlich als dieſer vor den Folgen 
demokratiſcher Grundſätze, darum leichter ſeinem Gefühle, 
das ihn zu ſolchen hinzog, folgend, war beſonders ein un— 
verſöhnlicher Feind des unfreien altpreußiſchen Beamten— 
thums, ſeiner kleinlichen und treuloſen Politik, die er auch 
noch in Gotha nachdrücklich und ſchlagend bekämpfte. Er 
trat aus der Verſammlung vor der zweiten Spaltung 
des Württemberger Hofes. Guter Wille war bei Ziegert 
und Höfken nicht zu verkennen; was ihnen ſchadete, war 
bei Jenem eine unglückſelige Eitelkeit, die ſich in Schön⸗ 
rednerei auf der Tribüne und in einem Schaukelſyſtem bei 
den Abſtimmungen verrieth, bei Dieſem eine gewiſſe herbe 
Schroffheit und Schwerflüſſigkeit der Gedanken und der 
Worte, die ihm öffentliches Reden faſt unmöglich machte, 
ſeine politiſchen Anſichten aber oft auf eine bedenkliche 
Spitze des Bizarren und Unpraktiſchen hinaufſchraubte. 
Höfkens Spezialität, der er beſondern Eifer widmete, 
waren Fragen der internationalen und commerciellen Ver: 
bindung Deutſchlands mit fremden Ländern. 

Der Geſchichtsgelehrte Ad. Schmidt aus Berlin machte 
ſich wenig bemerkbar. Pfeiffer ſprach mehrmals nicht 
ohne Wirkung und mit guter Geſinnung, doch widerſtand 
auch er der Verſuchung nicht, in ſeinen Reden und Abſtim⸗ 
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mungen bisweilen dem Götzen der Popularität ein Opfer 
darzubringen. 

Tellkampf wurde der Verſammlung unbequem durch 
ſeine, im Einzelnen oft werthvollen, aber in allzureicher 
Doſis geſpendeten Belehrungen über amerikaniſche Zuſtände, 
zu denen er ſich durch ſeinen mehrjährigen Aufenthalt in 
den Vereinigten Staaten berechtigt und verpflichtet glaubte. 
Sparſamer gegeben, wären dieſelben gewiß mit Dank auf⸗ 
genommen worden. Daß Drechsler ſich von der Strö— 
mung der öffentlichen Meinung immer weiter und weiter 
nach links treiben ließ, wollte man zum Theil weiblichem 
Einfluſſe zuſchreiben, wie denn überhaupt die Einwirkun⸗ 
gen, welche die mitanweſenden Frauen der Abgeordneten 
auf ihre Männer, und zum Theil auch auf andere, ausübten, 
nicht gering anzuſchlagen waren. Sorgfältige Beobachter 
dieſer mitwirkenden Kräfte, welche deren ausſchlaggebendes 
Moment in jedem einzelnen Falle ganz genau berechnen zu 
können vorgaben, verſicherten, daß das Facit, welches dabei 
herauskomme, ſehr entſchieden zu Gunſten der Linken 
ausfalle. | | 
Was Drechslers Landsmann, Kierulff, der vom 
Fünfzigerausſchuß her immer eine conſequente, zwar freis 
ſinnige, aber beſonnene Haltung beobachtet hatte, eine Zeit 
lang ſo ſehr in's Schwanken brachte, daß er z. B. jenes 
Manifeſt der Linken an die preußiſche Nationalverſammlung 
mit unterſchrieb, weiß ich nicht. Zum Glück dauerte dieſe 
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Schwankung nicht lange. Kierulff war unter Denen, 
welche am eifrigſten den Anſchluß des Württemberger Hofes 
an die Kaiſerpartei betrieben. 

Von den Hannoveranern, die nach Ausſcheidung 
der Weſtendhall noch im Württemberger Hofe verblieben, 
war Plaß leider zu kränklich, um ſeiner ganz tüchtigen 
inneren Geſinnung den gehörigen äußern Nachdruck zu ver— 
ſchaffen. Beſſer glückt Dies Grumbrecht, der mit ſeiner 
ausgiebigen Stimme und ſeinem kraftvoll männlichen Weſen 
eine eindringliche Wirkung von der Tribüne herab zu machen 
wußte, beſonders wenn er tapfer und unerſchrocken gegen 
Kurzſichtigkeit und Mangel an Patriotismus zu Felde zog. 
Seine Reden waren von tüchtigem Schrot und Korn, von 
einer Offenheit, die oft an Grobheit grenzte, zwar ohne 
hohen Ideenflug, aber mit einer guten Doſis praktiſcher 
Erfahrung und geſunden Menſchenverſtandes gewürzt. 
Grumbrecht war, was man einen „ehrlichen Kerl“ zu 
nennen pflegt, dabei aber ein Hitzkopf, der gleich toll ward, 
wenn die Dinge nicht ſo gingen, wie er ſich's gedacht hatte, 
und dann am liebſten gleich davon gelaufen wäre. Dies 
that er denn auch wirklich in Gotha, als die dortige Be— 
handlung der Verfaſſungsfrage nicht nach ſeinem Sinne 
ausfiel. Ich bin aber überzeugt, daß Grumbrecht, wenn 
es auf's Aeußerſte kommt, doch wieder der Partei von 
Gotha die Hand bieten wird zur gemeinſamen Rettung des 
Vaterlandes; möge es dann nur nicht zu ſpät ſein! 
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Das gerade Gegentheil von Grumbrechts grobkör— 
niger Derbheit war Mittermaiers ſchmieg- und bieg⸗ 
ſames Weſen. Von ihm ging die Rede: „er habe es zur 
Aufgabe ſeines Lebens gemacht, die Vermittlung zwiſchen 
Ja und Nein zu finden.“ In der Paulskirche fand er ſie 
bisweilen wirklich, und zwar dadurch, daß er — ich habe 
es mehrmals mit eignen Augen angeſehn — zweimal bei 
derſelben Abſtimmung, bei Probe und Gegenprobe, aufſtand. 
Es war Das pure Gutmüthigkeit; Mittermaier konnte 
es nicht über's Herz bringen, wenn alle feine Nachbarn auf: 
ſtanden und ihn zum Mitaufſtehen drängten, es ihnen ab⸗ 
zuſchlagen; wenn dann aber ein Andrer ihn auf den Gegen— 
ſatz feiner Abſtimmung zu den von ihm anderwärts bekann⸗ 
ten Grundſätzen aufmerkſam machte, ſo ward die Stimme 
ſeines politiſchen Gewiſſens in ihm laut und zwang ihn 
auch wieder zum Aufſtehen. In Wahrheit, ſolch' traurige 
Charakterſchwäche und Unſelbſtſtändigkeit, wie Mitter⸗ 
maiers, gab es kaum zum zweiten Male in der ganzen 
Paulskirche! Und ſie erſchien bei ihm doppelt widerwärtig 
in Geſellſchaft eines jo colofjalen Reichthums an Kennt⸗ 
niſſen, Erfahrungen und Wiſſen jeder Art, wie Mitter- 
maier ſich deſſen rühmen durfte. So ſchien er dazu aus⸗ 
erſehen als warnendes Beiſpiel zu dienen für den Satz, 
daß Wiſſen und Können zwei ſehr verſchiedene Dinge 
ſind und daß eine übermäßige Ausweitung des Gedächt⸗ 
niſſes faſt immer nur auf Koſten des Charakters möglich iſt. 
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Es war wirklich ein Jammer, dieſen Mann zu ſehen, der, ein 
Rieſe an Wiſſen, ein Kind im Wollen ſich erwies, der heute 
Etwas anempfahl, weil er „Briefe“ bekommen hatte von 
„hochgeſtellten und berühmten Männern“ aus allen Welt: 
theilen, die „dringend dazu riethen“, und morgen wieder 
ſich für etwas Anderes verwandte, weil abermals „Briefe“ 
eingegangen waren oder weil er mündliche Nachrichten 
empfangen hatte, aus denen er, halb ſcherzhaft zwar, aber 
doch mit ſichtbarer Herzensangſt, prophezeite, daß, falls 
die Verſammlung nicht Das oder Jenes gerade ſo beſchließe, 
wie es das Volk verlange, die Abgeordneten bei ihrer Heim- 
kehr unfehlbar „Prügel bekommen“ würden. Mitter— 
maiers Präſidium beim Vorparlament iſt gewiß Allen, 
die dieſer Verſammlung beiwohnten, noch in ſchauderndem 
Andenken. Als Arbeitskraft von einer Ausdauer ohne 
Gleichen und einer wahrhaft dampfmaſchinenartigen Schnel— 
ligkeit des Arbeitens, als unfehlbare Autorität und leben— 
diges Repoſitorium für Thatſächliches auf den Gebieten der 
Geſetzgebung, des Verfaſſungsrechts, der Geſchäftsord— 
nung aller Länder der alten und neuen Welt, und 
zwar bis auf die einzelne Geſetzesſtelle und die einzelne 
Paragraphennummer, war Mittermaier in den Aus⸗ 
ſchüſſen ganz unſchätzbar. Als Redner verdankte er derſel— 
ben Reichhaltigkeit und Sicherheit ſeines Wiſſens manchen 
glücklichen Erfolg. Aber damit war auch Werth und Um— 
fang ſeiner Wirkſamkeit umſchrieben; ſelbſtſtändiges Voran⸗ 
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gehen oder auch nur entſchiedene, charaktervolle Parteinahme 
war ihm verſagt. In der Oberhauptsfrage debütirte er mit 
der Idee eines „amerikaniſchen Präſidenten“, ſtieg dann all— 
mälig hinauf zum lebenslänglichen Kaiſer und entſchloß 
ſich ganz zuletzt, wenn ſchon unter Zittern und Zagen vor 
den „Prügeln“, die er in Baden ſich drohen ſah, für die 
Erblichkeit zu ſtimmen. 


Die Neu we end hann 


Nur den äußern Anſtoß zur Trennung dieſer Fraction 
von ihren bisherigen Parteigenoſſen gab die öſterreichiſche 
Sache — der Grund dazu lag tiefer, und früher oder ſpäter 
mußte die Scheidung erfolgen. Sie mußte erfolgen, ſobald 
eine große, entſcheidende Frage die Partei auf die Probe 
ſtellte: ob ihr das Vaterland mehr gelte, oder ein abſtrac— 
tes Princip, ob ſie den Muth habe, unpopulär zu ſein, 
um dem Volke wahrhaft zu dienen. Die, welche dieſe Probe 
glücklich beſtanden, mußten ſich von Denen trennen, welche 
darin unterlagen. Dieſe Letztern freilich klagten Jene des 
Wankelmuthes, der Verleugnung früherer politiſcher Ueber— 
zeugungen an — mit Unrecht! denn jener Maßſtab, womit 
man ſich bisher die Volksfreiheiten zugemeſſen hatte, mußte 
jetzt einem andern weichen; nicht um einzelne Freiheiten 
und Rechte handelte es ſich mehr, ſondern um die Freiheit 
und das Recht im Allgemeinen, um das Recht des Volkes, 
wirklich ein Volk, eine Nation zu ſein, nicht wieder nur 
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eine unfreie Maſſe in den Händen der Kabinette. Wer dieſes 
Recht vernichten oder verkümmern half, der war, mochte 
er ſich noch fo ſehr als Volksfreund und Freiheitsheld ſprei— 
zen, ein Verräther an ſeinem Volk und Vaterland, entwe— 
der aus Blindheit, oder aus Schwäche, oder aus Eigenſucht. 
Allerdings gehörte kein geringer Muth dazu, jene ſcharfe 
Grenzſcheide zu überſpringen, welche die Linke von der Rech— 
ten, die Männer der ſtarren Prineipien von den Anhängern 
einer Politik der Thatſachen ſchied. Um ſo mehr Anerken— 
nung gebührt Denen, welche einen ſolchen Muth aus ih— 
rem warmen patriotiſchen Gemüth und aus ihrem be— 
ſonnenen, nicht durch falſche Popularitätsſucht und nicht 
durch unmännliche Gefühlsſchwärmerei umnebelten Ver— 
ſtande ſchöpften. 

Die Mehrzahl der Mitglieder von Neuweſtendhall be— 
ſtand aus Abgeordneten Hannovers, denen freilich bei die— 
ſem Entſchluſſe die Stimmung ihres Landes und der ernſte, 
auf poſitive Reſultate gerichtete Stammescharakter ihrer 
Heimath bedeutend zu Hülfe kam. Es verdient bemerkt zu 
werden, daß keiner von allen Hannoveranern auf der Lin— 
ken (den einzigen Ahrens ausgenommen) auch dann noch 
auf dieſer Seite verblieb, als es ſich darum handelte, ob 
überhaupt Etwas zu Stande gebracht werden ſolle, oder 
nicht. Reden, Gravenhorſt, Nicol, v. d. Horſt, 
Lodemann und ſelbſt der eigenſinnige, ſchwer zu bekeh— 
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Momente auf die Seite der Partei hinüber, welche, wie ihr 
verſtändig prüfender Sinn ihnen ſagte, den einzig mögli— 
chen Weg zu einer wahren, die Kraft des Ganzen wie die 
Freiheit des Einzelnen verbürgenden Einheit Deutſchlands 
verfolgte. Dieſer ächtpatriotiſche Zug und dieſer ſittliche 
Ernſt, der nicht blos Dies oder Jenes nicht wollte, ſon— 
dern etwas Beſtimmtes, Erreichbares wollte und mit voller 
Hingebung anſtrebte, zeichnete die hannöveriſche Linke vor 
den meiſten ihrer Meinungsgenoſſen aus andern deutſchen 
Ländern aus und ſicherte ſelbſt Denen unter ihnen eine 
achtungsvolle Anerkennung, die in anderer Hinſicht zu der 
oder jener Ausſtellung Anlaß gaben, wie Reden, der, 
bei einer ſchätzenswerthen Vielſeitigkeit des Wiſſens, durch 
Eitelkeit und eine oft übelberathene Vielgeſchäftigkeit ſich zu 
allerlei Uebereilungen hinreißen ließ, oder wie Freuden⸗ 
theil, deſſen verdienſtliche politiſche Wirkſamkeit in ſeinem 
engern Vaterlande und deſſen redliches Streben auch in 
Frankfurt leider getrübt ward durch ſein barockes, oft in's 
Komiſche fallendes Weſen. 

Schwerer, als den Hannoveranern und den in gleicher oder 
noch günſtigerer Lage ſich befindenden Kurheſſen und Preu⸗ 
ßen, Werthmüller und Eckert, muß es den Abgeordneten 
ſüddeutſcher Landſtriche und des damals gerade auf's Höchſte 
exaltirten Sachſens gefallen ſein, ihre bisherige Parteiſtellung 
auf der Linken mit einer neuen, theilweiſe entgegengeſetzten 
zu vertauſchen. Dies gilt von Federer aus Stuttgart, einem 
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milden und klaren Charakter, ſowie von feinem ebenfo 
wackern Landsmann Haßler aus Ulm, von den beiden 
Sachſen Hallbauer und Maukiſch, endlich und na— 
mentlich von dem Frankfurter Jucho, dem ſeine Wähler— 
ſchaft tagtäglich im eigentlichſten Sinne des Wortes auf dem 
Nacken ſaß und für jede Abſtimmung, die nicht nach ihrem 
Geſchmacke war, ihre ſouveräne Misbilligung von der öffent— 
lichen Gallerie herab auf die unzweideutigſte Weiſe zu er— 
kennen gab. Mochte Jucho früher bisweilen allzu nachgie— 
big gegen dieſen Gewiſſenszwang geweſen ſein, ſo bot er 
jetzt, in dem letzten, entſcheidendſten Stadium der Verhand— 
lungen, um ſo ſtandhafter und muthiger demſelben Trotz. 
Als Führer der Neuweſtendhall galt Reh von Darm— 
ſtadt, ein höchſt ehrenwerther, offener und edler Charak— 
ter von ſittlichem Ernſt und aufrichtigem Streben für des 
Volkes und Vaterlandes Wohl, welcher daher immer nur 
mit halbem Herzen und nicht ohne häufige Skrupel ſeines 
hellen Verſtandes und ſeines patriotiſchen Gemüths der 
Linken angehört hatte, welcher derſelben jederzeit entſchieden 
entgegengetreten war, ſo oft ſie die Sache der Demokratie 
durch unreine Motive oder unehrenhafes Betragen be— 
fleckte, und welcher deshalb bei allen Theilen des Hauſes in 
wohlverdientem Anſehen ſtand. So fand er denn auch bei 
ſeinem Uebertritt zur Kaiſerpatei im Weidenbuſchverein eine 
auszeichnende Stellung und ward durch ihn zuerſt zum Dice: 
präſidenten, dann, an Simſons Stelle, zum Präſidenten 


374 


der Verſammlung erhoben. Die Linke, gegen die man ſich 

durch dieſe Wahl eines ihr der Geſinnung nach Naheſtehen— 
den verſöhnlich zu zeigen glaubte, war damit und mit 
Rehs Amtsführung als Vorſitzender nicht beſonders zu— 
frieden. Um ſo mehr entſprach letztere allen gerechten und 
unparteiiſchen Erwartungen — Reh zeigte ſich als ge— 
wandter, würdevoller, leidenſchaftsloſer und doch energi— 
ſcher Präſident, dem nur eine größere Kraft und Klarheit 
der Stimme zu wünſchen geweſen wäre. Eine hervorragende 
politiſche Capacität war Reh nicht, aber ein Mann von 
Einſicht, klarem Verſtande und entſchloſſenem Muthe, der 
zur rechten Zeit das rechte Wort um ſo kräftiger und ein— 
drucksvoller zu ſprechen wußte, als er niemals ohne Noth 
und zur bloßen Befriedigung ſeiner Eitelkeit ſprach. Unver⸗ 
geſſen iſt mir, wie bei einer Conferenz einer Deputation des 
Fünfzigerausſchuſſes mit einer Deputation des Bundestags 
und der Vertrauensmänner, an demſelben runden grünen 
Tiſche, wo ſo viele volksfeindliche Beſchlüſſe gefaßt worden 
waren, Reh in geharniſchter Rede gegen Welcker ſich er: 
hob, als dieſer die Souveränetät der künftigen eonſtituirenden 
Nationaloerſammlung in Frage zu ſtellen ſchien. Hei! was 
da jene Wände, die ſo oft Worte des Hohns und der Ver— 
achtung gegen den Volkswillen gehört haben mochten, von 
den feurigen Klängen widerhallten, in denen Reh die Würde 
und Berechtigung des Nationalwillens, das Verbrecheriſche 
und Gefährliche einer Antaſtung deſſelben, die Heiligkeit 
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der Errungenschaften unferer Märzbewegung mit dem edlen 
Eifer eines wahren Patrioten und Volksfreundes ſchilderte! 
Welcker ſuchte einzulenken, und der Vorſitzende des Bun— 
destags, Graf Colloredo, rief beſchwichtigend mit dem 
Anſchein aufrichtigſter Ueberzeugung uns zu: „Aber, meine 
Herren! halten Sie es denn nur für möglich, daß in 
Deutſchland jemals wieder eine Reaction eintreten könne?“ 
Das war im April 1848. 


3) Die vereinigte Linke. 


Die „vereinigte Linke“, wie ſie ſich nannte, beſtand aus 
den drei Clubs: Weſtendhall, Deutſcher Hof und 
Donnersberg (den Nürnberger Hof, als eine blos 
äußerliche und vorübergehende Abzweigung des Deutſchen 
Hofs, will ich nicht beſonders aufführen). Von dieſen 
dreien waren Deutſcher Hof und Donnersberg, welche 
urſprünglich einen einzigen Club bildeten, auch nach ihrer 
Trennung ſchon frühzeitig wieder bei verſchiedenen Gelegen- 
heiten auf's Engſte Hand in Hand gegangen. Die 

Weſtend hall 
ſchien anfangs eine ſelbſtſtändige Stellung zwiſchen der 
eigentlichen Linken und dem linken Centrum (Württember⸗ 
ger Hof) behaupten zu wollen; fie nannte ſich die „ratio⸗ 
nelle Linke“, wahrſcheinlich um anzudeuten, daß ſie zwar 
die demokratiſchen Grundſätze der Linken zu den ihrigen 
mache, aber nicht in der rohen Form und mit den gewalt— 
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thätigen Conſequenzen, welche dieſelben unter den Händen 
der andern beiden linken Fractionen jo häufig erhielten. Frei— 
lich beruhte dieſe Unterſcheidung zum Theil auf einer Selbſt— 
täuſchung. Indem die Weſtend hall ſich mit der Linken 
auf den gemeinſamen Boden eines abſtracten Prin- 
cips, der „Autonomie des Volkswillens“ oder der „Selbſt— 
regierung der Nation“, ſtellte, mußte ſie faſt nothwendig 
auch allen den Conſequenzen verfallen, welche ein ſolches 
abſtractes Princip in ſeiner unerbittlichen Selbſtentwicklung 
mit ſich führt. Denn wo hat die Conſequenz ihre log i— 
ſche Grenze, ſobald man ſich einmal über die äußerliche 
Grenze der poſitiven Thatſachen hinwegſetzt oder 
dieſer doch nur eine ſehr zweifelhafte Berechtigung einräumt? 
Der Württemberger Hof hatte wenigſtens noch den Willen, 
ſich auf den Standpunkt einer Politik der Thatſachen zu 
ſtellen, wenn er auch dieſem Vorſatz in der Praxis vielfach 
untreu ward. Die Trennung der Weſtendhall von ihm 
war zum Theil die Folge davon, daß die Diſſidenten ſich 
durch dieſe im Club überwiegende Rückſichtnahme auf That⸗ 
ſächliches genirt fühlten. Daher kam es, daß Weſten d— 
hall je länger je mehr der eigentlichen Linken ſich na- 
herte, ja in gewiſſen Perioden und bei gewiſſen Fragen ihr 
an Heftigkeit und Schroffheit des Auftretens kaum nach— 
ſtand. Der Fanatismus des abſtracten Princips war faſt 
nirgends ſo mächtig, als in dieſer „rationellen Linken.“ 
Ich habe ſo eben einen Grund für die Trennung der 
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Weſtendhall vom Württemberger Hof angegeben. Aber Das 
war nicht der einzige. Perſönliche Beweggründe wirkten mit. 
Es gab unter den Mitgliedern des Württemberger Hofs 
mehrere Ehrgeizige, welche den Club zu beherrſchen gehofft 
hatten und ſich in dieſer Hoffnung getäuſcht ſahen, da die 
Mehrzahl ihrer Parteigenoſſen zwar gern beſſerer Ueberzeu— 
gung ſich unterordnete, nicht aber perſönlicher Autorität 
blindlings zu gehorchen oder gar perſönlichen Zwecken zum 
Werkzeug zu dienen geneigt war. 

Einer von dieſen Ehrgeizigen, vielleicht der Ehrgeizigſte 
unter Allen, wenigſtens Der, deſſen Ehrgeiz ſich am Unge— 
duldigſten geberdete, war Schoder. Das Ziel ſeines Ehr— 
geizes lag indeß weniger innerhalb der Paulskirche, als 
außerhalb derſelben. Daß ich es mit einem Worte ſage: 
Schoder wünſchte und hoffte, an Römers Stelle Pre— 
mierminiſter in Württemberg zu werden. Dazu ſollte ihm 
die Nationalverſammlung verhelfen. Römer war der Mini— 
ſter der Bourgeoiſie; Scho der wollte ſich auf die weitern 
Schichten des Volkes ſtützen. Deshalb, und weil ihm für 
ſeine Abſichten eine Verdrängung der beſtehenden, ihm zu 
gemäßigten Volksvertretung Württembergs durch eine neue, 
ganz demokratiſche nothwendig erſchien, drang Schoder 
mit einer ſo unbändigen Haſt auf die raſcheſte Vollendung 
der Grundrechte und beſonders gewiſſer Theile derſelben. Es 
iſt ihm auch wirklich geglückt, in Verfolgung dieſes Weges, 
immer mit dem einen Fuße in Frankfurt, mit dem andern in 
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Stuttgart ſtehend, die Berufung einer conſtituirenden Ver: 
ſammlung für Württemberg zu erreichen, und der Ausfall 
der Wahlen dazu könnte feine Wünſche wohl zur Reife brin⸗ 
gen, wenn nicht etwa das von ihm in Schwung geſetzte 
Rad ſeiner Hand entrollen und ganz wo andershin laufen 
möchte, als er gewollt. Um Württemberg vollends zu demo⸗ 
kratiſiren und durch die ſiegreiche Demokratie ſich an's 
Staatsruder emporzuſchwingen, unterſtützte Schoder leb— 
haft die Beſtrebungen des Märzvereins. Endlich aber glaubte 
er der Erreichung ſeines Zieles ganz nahe zu rücken, wenn 
er es dahin brächte, daß die Nationalverſammlung nach 
Stuttgart überſiedelte, denn, fo caleulirte er, Römer müſſe 
dann ſofort mit der Verſammlung in Confliet kommen; 
die Demokratie in Württemberg werde ſich dieſer letztern 
annehmen und ſo werde Römer abtreten und ihm den Platz 
räumen müſſen. Auch Das kam freilich anders, als er ge— 
dacht; Römer behauptete ſich, die Verſammlung mußte 
weichen, und Schoder mit ihr. Schoders bekannter 
Antrag auf Verminderung der Civilliſten hatte ebenfalls, 
neben dem directen Zweck, den Antragſteller populär zu 
machen, noch den indireeten, Römer in Verlegenheit zu brin⸗ 
gen, der als Miniſter nicht wohl dem Antrage beiſtimmen, 
ebenſowenig aber ſich blos ſchweigend dazu verhalten konnte, 
alſo gegen einen ſo populären Vorſchlag auftreten mußte. 

Dieſe Vermuthungen über Schoders Charakter und 
Abſichten ſind nicht blos die meinen; ſie ſind mir von 
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Landsleuten Schoders, die ihn genau aus längerer Beob— 
achtung kannten, die zum Theil mit ihm lange Zeit auf 
gleichem politiſchen Standpunkte geſtanden hatten, mitge— 
theilt und durch manche andere Züge aus deſſen politiſchem 
Leben beſtätigt worden. 

Mit Hülfe jenes Popularttötsterrotismus „ dem die 
württembergiſchen Abgeordneten überhaupt unterlagen, zog 
Schoder auch ſolche von ſeinen Landsleuten in ſeine Bah— 
nen mit fort, die eigentlich ihrer Geſinnung nach nicht 
zu ihm gehörten. Männer, wie der alte Sch ott, Römers 
Schwiegervater, und Murſchel, eines der Häupter der 
gemäßigten liberalen Partei in Württemberg, wagten nicht, 
ſeinem Einfluß ſich zu entziehen. Viſcher von Tübingen, 
der bekannte Philoſoph und Aeſthetiker, in der Politik ein 
bloßer Dilettant, ward ohnehin durch den eignen, unklaren 
Gefühlsdrang, der immerfort Etwas „für's Volk“ thun wollte, 
ohne doch zu wiſſen, was? und wie?, zu einem willkom⸗ 
menen Werkzeug für Schoders Pläne gemacht. Erſt da, als 
Schoder, die letzte Grenze der Mäßigung überſpringend, 
durch ſein Drängen auf Verlegung der Nationalverſamm— 
lung nach Stuttgart die Fackel des Bürgerkrieges mit muth— 
williger Hand in ſein engeres Vaterland ſchleuderte, trenn⸗ 
ten ſich nicht blos die Vorgenannten, ſondern ſelbſt ſolche 
württembergiſche Abgeordnete von ihm, welche eigentlich 
noch viel weiter links ſtanden, als er — ein deutlicher Be— 
weis, daß nur die Verblendung perſönlichen Ehrgeizes ihm 
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einen ſolchen, für ſeine Heimath fo gefahrdrohenden Ent— 
ſchluß eingeben konnte! 

Wie in Schoder die Ungeduld eines ſtrebenden und 
hoffenden, fo lebte in H. Simon aus Breslau die Bitter: 
keit eines gekränkten, zurückgeſetzten Ehrgeizes. Der Ver— 
faſſer der epochemachenden Schrift: „Annehmen oder Ableh— 
nen ?“, der mannhafte Vertheidiger richterlicher Unabhän— 
gigkeit mochte wohl erwartet haben, daß nach dem Um: 
ſchwunge des März, welcher die von ihm vertretenen Grund— 
ſätze legitimirte, er, der für jene Grundſätze Opfer gebracht 
und Verfolgungen erduldet hatte, nun auch an der Durch— 
führung derſelben und am Mitgenuſſe ihrer ſiegreichen 
Macht Theil haben werde. Das geſchah aber nicht. Das 
Volk zwar gab ihm ſeine Dankbarkeit und ſein Vertrauen 
zu erkennen, indem es ihn zuerſt zum Vorparlament, dann 
in mehrfacher Wahl zur Nationalverſammlung abordnete; 
die Regierung dagegen that nichts, um die Kränkungen, 
die er unter dem alten Syſtem erlitten, gutzumachen, um 
feinen Eifer und feine bedeutenden Talente bei der Neuge— 
ſtaltung des Staats zu benutzen. Freilich war es H. Si⸗ 
mon geweſen, der, an der Spitze der Breslauer Deputa⸗ 
tion, welche am 21. März die Wünſche des Volkes vor 
den Thron brachte, dem Könige jenes herbe Wort zugerufen 
hatte, wohl das ſtärkſte, was ſelbſt in den Tagen des März 
an fürſtliche Ohren erklungen: „Majeſtät, erfüllen Sie raſch 
und vollſtändig dieſe Wünſche! Dann wird Ihnen vielleicht 
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Ihr Volk verzeihen“. War wohl zwiſchen Männern, die ſich 
jo gegenübergeſtanden hatten, jemals eine Annäherung mög— 
lich? Keine geringe Ueberwindung mag es daher dem ſtolzen 
und ſtarren Sinne H. Simons gekoſtet haben, als er ſei— 
nem gekränkten Selbſtgefühl und feinen ſtreng demokratiſchen 
Grundſätzen den ſchweren Entſchluß abrang, für die Erhe— 
bung Friedrich Wilhems IV. zum Kaiſer der Deutſchen zu 
ſtimmen. Leider that er Dies unter Umſtänden, welche we— 
ſentlich dazu beitrugen, den parlamentariſchen Sieg, den 
die Erbkaiſeridee in der Paulskirche feierte, außerhalb der— 
ſelben, an der Stelle, wo die letzte Entſcheidung dieſer Frage 
lag, in eine um ſo traurigere Niederlage zu verwandeln. 
Es iſt kaum zu bezweifeln, daß, hätten H. Simon und 
ſeine Freunde für den Welckerſchen Antrag geſtimmt und 
dieſem die Mehrheit verſchafft, damals eine günſtigere Ant: 
wort von Berlin erfolgt wäre. Weil H. Simon nicht den 
Muth und die Selbſtüberwindung hatte, Das, was zu thun 
er doch als „Pflicht gegen das Vaterland“ erkannte, ganz 
und zur rechten Zeit zu thun, war das Opfer ſeiner 
Grundſätze, welches er brachte, ein erfolgloſes. Gerade 
dieſe Erfolgloſigkeit aber eines Entſchluſſes, der ihm 
ſo ſchwer geworden, erfüllte Simons ohnehin reizbares 
und gereiztes Gemüth mit verdoppelter Bitterkeit. Er war 
der Conſequenz ſeiner Grundſätze untreu geworden, er hatte 
für den Erbkaiſer geſtimmt, „um dem Volke die ungeheure 
moraliſche Niederlage der unmittelbar bevorſtehenden Oc⸗ 
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troyirung ſeitens der Fürſten zu erſparen“ — und nun 
ſollte dieſe Detroyirung dennoch kommen, nun wollte man 
— denn daran war kein Zweifel — die demokratiſchen Ele— 
mente aus der Verfaſſung entfernen und nur die monarchi— 
ſchen übriglaſſen! Simons ganzer demokratiſcher Stolz, 
ſein ganzes glühendes Rechtsbewußtſein flammte hoch auf — 
jetzt war er zum Aeußerſten entſchloſſen; jetzt, zum zweiten 
Male, durfte von Nachgiebigkeit, von einem Vergleich zwi— 
ſchen Demokratie und Monarchie nicht die Rede ſein — 
reute ihn doch jener erſte genug! — jetzt mußte der Ru⸗ 
bicon überſchritten, jetzt mußten die Schiffe verbrannt wer- 
den. Und ſo ging H. Simon nicht allein mit nach Stutt⸗ 
gart, ſondern ließ ſich auch in die Reichsregentſchaft wäh⸗ 
len und war, wie man hörte, unter ſeinen Collegen Der, 
welcher am Entſchiedenſten auf energiſche Maßregeln drang. 

Simon iſt kein politiſcher Kopf; ſeine hervorragenden 
Eigenſchaften ſind ein ſcharfer jꝑuriſtiſcher Verſtand und ein 
von dieſem Verſtande ganz beherrſchter, ſtarker und feſter 
Wille. Sein „Annehmen oder Ablehnen?“ war keine ſtaats⸗ 
männiſche Schrift, ſondern das Plaidoyer eines ſcharfſinni⸗ 
gen, bisweilen auch etwas rabbuliſtiſchen Advocaten. Die 
vormärzlichen Zuſtände Preußens, die eine praktiſch wirk— 
ſame Thätigkeit der freiſinnigen Partei nicht zuließen, hat⸗ 
ten ihn, wie ſo Viele, auf eine blos theoretiſche Oppoſition 
gegen die Regierung angewieſen, hatten ihn gewöhnt, alle 
Conſequenzen dieſer Oppoſition mit unerbittlicher Logik zu 
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ziehen, ohne ſich viel darum zu kümmern, ob dieſelben 
praktiſch durchführbar ſeien und was aus ihrer Durchfüh— 
rung entſtehen würde. Möge kommen, was da wolle, 
wenn nur der ungerechte Machtgebrauch der Regierung, 
wenn nur der übermüthige Trotz der Reaction gebrochen 
werde — Das war Simons Wahlſpruch. So wird es 
erklärlich, wie Simon bei der Kriſis im November vor. J. 
einſeitig für die Berliner Verſammlung Partei nehmen, 
wie er ſich mit ihr identifieiren konnte, blind gegen das 
Unrecht und die Uebertreibungen, die auf ihrer Seite 
ſtattfanden. Wenn er damals im edlen Zorne ſich erhob, 
um das Verfahren der preußiſchen Obergerichte in der 
Octroyirungsfrage von der Tribüne herab „vor ganz Deutſch— 
land als ein Zeichen ſchmachvoller Servilität hinzuſtellen“, 
fo ſtand Das ihm, den man, wie Vincke ſagte, „längere 
Zeit hindurch in Preußen als die Perſonification des 
Rechts betrachtete“, ganz wohl an; aber warum hatte er 
nicht den gleichen ſtrafenden Blitz für die Servilität der 
Gerichte nach unten, für jene Erlahmung der Juſtiz, für 
jene Strafloſigkeit der Verbrechen, die faſt ein halbes Jahr 
lang in Preußen herrſchte? 

H. Simon beſaß ein ſtarkes Selbſtgefühl und ſtrebte 
daher auch in der Verſammlung nach einer auszeichnenden 
Stellung, obſchon er, in vornehmer Zurückgezogenheit 
ſchweigſam verharrend, nichts that, um eine ſolche zu ver⸗ 
dienen. Einigemal ſchien er der Erfüllung ſeines Wunſches 


384 


nahe zu ſein, da die Linke ihn zu ihrem Candidaten für 
eine der Präſidentenſtellen erkor. Die zweifelhafte Unter— 
ſtützung, welche dieſe Candidatur beim Württemberger Hofe 
fand, dem damals Simon noch angehörte, war vielleicht 
einer der Hauptgründe, die ſeinen Austritt aus dieſer Par— 
tei veranlaßten. Später, als die Linke durch ihre Vereini— 
gung mit den Großdeutſchen über eine Stimmenmehrheit 
gebot, hätte Simon reüſſiren können, allein er war zu 
ſtolz, um ſeine Erhebung einer Koalition zu verdanken, 
die er vom Anfange an bekämpft hatte. 

Simons Einfluß in der Partei war nur ein be⸗ 
ſchränkter. Sein Stolz und eine gewiſſe Indolenz, wohl 
die Folge von Kränklichkeit, verhinderten ihn, jene Thätig— 
keit zu entwickeln, welche das nothwendige Erforderniß 
eines einflußreichen Parteiführers iſt. Nur eine kleine Zahl 
von Landsleuten hielt feſt zu ihm. Dahin gehörten: ſein 
Vetter Mar Simon, Rappard, Pa ur von Neiſſe, 
Graf Reichenbach u. A. Temme, deſſen Eintritt in 
die Verſammlung von der Linken wie ein Ereigniß gefeiert 
ward (brachte er doch den Nimbus des Steuerverweigerungs⸗ 
beſchluſſes und der deshalb erduldeten Verfolgung mit), 
überbot ſeinen Freund H. Simon an Starrheit der 
Grundſätze, folgte daher auch ſeinem Beiſpiel nicht, als 
Jener auf die Seite des Erbkaiſerthums trat. 

Welche Phaſen des politiſchen Einfluſſes und der Po⸗ 
pularität hat Raveaux in dem engen Zeitraum eines 
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Jahres durchlaufen! Sein parlamentariſcher Ruf datirt 
von jenem denkwürdigen Momente beim Vorparlamente, 
wo Hecker und ſein Anhang im ſtürmiſchen Zorn die 
Paulskirche verließen. Damals trat er, mitten in der da— 
durch entſtandenen Verwirrung, auf die Tribüne, erklärte, 
daß er zwar mit den Ausgetretenen geſtimmt habe, dennoch 
aber geblieben ſei, weil er „denjenigen für den freiſinnigſten 
Mann halte, der ſeine individuelle Meinung der Mehrheit 
unterwerfe“, und forderte alle Die, welche in gleichem Falle 
mit ihm wären, auf, ſich zum Zeichen Deſſen von ihren 
Sitzen zu erheben. Dieſes ehrenhafte Verfahren, ſowie die 
geſchickte Entſchloſſenheit, womit Raveaux im entſchei— 
denden Augenblicke der Verſammlung die rechte Haltung 
wiedergab, ja eine erhöhte Stimmung in ihr hervorbrachte, 
machte den günſtigſten Eindruck. Der Präſident dankte ihm 
„für das Zeugniß, das er abgelegt“, und Herr Schaaf 
von Mannheim, vormärzlichen Andenkens, votirte ihm 
ſogar den Dank „nicht blos der Verſammlung, ſondern des 
ganzen Vaterlandes.“ Beim Beginn der Nationalverfamm- 
lung erfaßte Raveaux abermals den günſtigen Moment 
zu einem entſcheidenden parlamentariſchen Erfolge. Sein 
Antrag über das Verhältniß der Einzellandtage zur Reiche: 
verſammlung machte ſeinen Namen überall in Deutſchland 
genannt, und die Geſchicklichkeit, womit er auch diesmal 
im rechten Augenblicke das rechte Wort ſprach und die Ver⸗ 


handlungen zu einem verſöhnlichen und förderlichen Ab- 
Erinnerungen a. d. Paulskirche. . 
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ſchluß brachte, verſchaffte ihm einen ſichern, weitreichenden 
Einfluß in der Verſammlung. Seitdem galt es als aus— 
gemacht, daß Niemand ſo erfolgreich die Rolle eines Ver— 
mittlers zwiſchen der Linken und der Rechten übernehmen 
könne, als Raveaux. Zwar gehörte er der Linken nicht 
an, hatte vielmehr ſich zum Stifter eines linken Centrums 
gemacht; allein die Linke hörte gern auf ihn, weil ſie ſei— 
ner Sympathien für alles Demokratiſche ſicher war; ſeine 
eigne Partei hing mit Liebe an ihm, mehr noch um ſeiner 
perſönlichen, als um ſeiner politiſchen Eigenſchaften willen; 
die Rechte aber ſchätzte ihn wegen ſeines beſonnenen und 
verſöhnlichen Auftretens und wegen einer gewiſſen Ritter- 
lichkeit ſeines Weſens, dem der Stempel körperlichen Lei⸗ 
dens, welcher ſeiner Geſtalt und den edelgeformten Zügen 
ſeines Geſichts aufgedrückt war, nur noch ein höheres In: 
tereſſe verlieh. Kurz: Raveaux war der „Löwe“ des 
Parlaments. Wer anders als er hätte vermocht, jene faſt 
einmüthige Erhebung der Verſammlung zu bewirken, durch 
welche dieſe, ſeiner Aufforderung Folge leiſtend, ihre brü— 

derlichen Geſinnungen für die franzöſiſche Republik aus⸗ 

ſprach? Die Deputation nach Wien, zur Einholung des 
gewählten Reichsverweſers, deren Mitglied Ra veaux 
war, brachte ſeine Popularität auf ihren Gipfel. Ra⸗ 

veaux beſaß in hohem Grade jene volksthümliche, zugleich 

zum Herzen, zur Phantaſie und zum geſunden Menſchen⸗ 

verſtande ſprechende Beredſamkeit, wie ſie dem lebhaften, 
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phantaſiereichen Rheinländer überhaupt eigen ift, ihm aber 
aus langer Uebung öffentlichen Sprechens (er war ſeit Jah— 
ren Präſident eines Carnevalsvereins) beſonders geläufig 
war. Für dieſes Talent bot der Jubelzug der Deputation 
reiche Triumphe. Beſonders dem gemüthlichen Wiener 
ſtand von allen Mitgliedern der Deputation keines ſo nah, 
war keines ſo raſch befreundet, als der gemüthliche Kölner, 
der Mann des Volkes, der zugleich in ſeiner Erſcheinung 
den gedienten Soldaten verrieth (maveaux focht unter 
den Chriſtinos in Spanien), dem auch der Erzherzog 
Johann mit beſonderer Gunſt und Vertraulichkeit ſich zu: 
neigte. Als Ravea ux krank in Wien zurückbleiben mußte, 
wetteiferten die Damen der Kaiſerſtadt in ſeiner Pflege, 
kamen faſt Tag für Tag Deputationen, ſich nach ſeinem 
Befinden zu erkundigen. Nach ſeiner Geneſung ging er, 
um ſich zu erholen, nach Köln. Im Triumphe ward er 
hier vom Volke, von der Bürgerſchaft empfangen; keinem 
Fürſten hatte Köln ſeit langer Zeit ſolche Ehren erwieſen. 
Bald darauf ernannte ihn das Reichsminiſterium zum Ge⸗ 
ſandten der neuen Centralgewalt in der Schweiz. Man 
glaubte keinen beſſern Vertreter zu dem republikaniſchen 
Nachbarvolke ſenden zu können, als ihn. Hier aber trat 
für Raveaux's politiſchen Ruf ein gefährlicher Wende: 
punkt ein. Nicht blos geſchäftliche Gewandtheit, ſondern 
auch der politiſche Takt ward an ihm vermißt, auf den der 
republikaniſche Schweizer im diplomatiſchen Verkehr ebenſo 
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gut hält, wie irgend ein anderes Volk. Compromittirender 
noch war für ihn, daß er in einer Zeit, wo die offenkun— 
digen Vorbereitungen der Flüchtlinge in der Schweiz zu 
einem neuen Einfall in Deutſchland die ganze Wachſamkeit 
des Geſandten der Centralgewalt in Anſpruch nahmen, 
von ſeinem Poſten ſich entfernte, um in Frankfurt bei den 
Verhandlungen des 16. Septembers, alſo in einer Kabi⸗ 
netsfrage, gegen das Miniſterium zu ſtimmen, ja daß er 
ſogar in öffentlichen Verſammlungen deſſen Politik auf's 
Heftigſte angriff, ohne doch den Auftrag, den er ihm ver⸗ 
dankte, in ſeine Hände zurückzugeben, bis endlich ziemlich 
beſtimmte Aufforderungen ihn dazu zwangen. So trat 
Raveaur in die Verſammlung zurück. Aber auch hier 
waren die Zeiten ſeines Glanzes vorüber. Die chevalereske 
Romantik einer Politik, welche ihre Hauptſtärke in ſchwung⸗ 
vollen Effekten fand, hatte ſich überlebt und hielt nicht 
Stand vor dem kalten Ernſt der Thatſachen, die der Ver: 
ſammlung täglich härter auf den Leib rückten, vor der 
ſchroffen Scheidung der Parteien, die nicht mehr durch eine 
klangvolle Phraſe zu verſöhnen waren. Raveaux ſelbſt 
warf ſich nun ganz auf die linke Seite. Er begriff wohl, 
daß fein Anſehen bei der conſervativen Partei immer nur 
ein vorübergehendes ſein konnte und jetzt ein vorüber⸗ 
gegangenes war; zugleich bemerkte er, wie feine Populari⸗ 
tät nach der andern Seite hin in Gefahr ſtand, durch ent⸗ 
ſchiedenere Nebenbuhler verdunkelt zu werden. In Köln 
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ſelbſt war fein Einfluß ſchon zum größern Theile geſchwun— 
den. Da verließ ihn jene ruhige Gemüthlichkeit und 
inftinetive Sicherheit, die immer unter ihren Füßen die 
breite und feſte Grundlage der öffentlichen Meinung, der 
Volksſympathien fühlte; er ward haſtig, überſtürzend, un⸗ 
muthig. Seine Eitelkeit und ſein Ehrgeiz, je mehr ſie ihre 
gewohnte Befriedigung vermißten, jagten um ſo mehr mit 
krankhafter Reizbarkeit einer ungewöhnlichen nach — Ra- 
veaur fühlte in ſich Etwas von einem „Dictator Deutſch— 
lands“. War er doch ſchon Vorſtand ſämmtlicher März⸗ 
vereine, alſo der ganzen organiſirten demokratiſchen Partei! 
Seine Wahl zum Mitgliede der Regentſchaft in Stuttgart 
gewährte ihm das Erſehnte wenigſtens dem Namen nach 
— freilich ohne die Macht, die er ſich geträumt haben 
mochte. Jetzt lebt Raveaux als Flüchtling unter dem 
Schutze deſſelben Staates, bei welchem er einſt als Ge— 
ſandter der Centralgewalt Deutſchländ repräſentirte. 
Venedeys Anſprüche flogen nie ſo hoch, als die der 
Vorgenannten; er hatte daher auch weniger perſönliche 
Enttäuſchungen zu erfahren, höchſtens die allgemeine, daß 
man es grundehrlich mit ſeinem Vaterlande meinen, dazu 
auch 18 Jahre im Auslande Politik ſtudirt haben kann, 
ohne doch im Stande zu ſein, ein zerriſſenes und politiſch 
verkommenes Volk mit einem Hutſchwenken und Vorwärts⸗ 
rufen im Fluge zu einer einigen, freien und ſtarken Nation 
zu machen. Thät's der gute Wille und die aufrichtige Ge— 
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ſinnung allein, ſicherlich hätte es Venedey zu Stande 
gebracht. So aber ward ſein ewiges Mahnen und Belehren, 
ſein Pochen auf die achtzehnjährige Erfahrung im Aus- 
lande, das Monopol der Ehrlichkeit und des Patriotismus, 
welches er zu beanſpruchen ſchien, auf die Länge nur un: 
bequem und verdrießlich. Venedey wäre wohlberathen 
geweſen, wenn er ſeine parlamentariſche Laufbahn mit dem 
Vorparlament oder dem Fünfzigerausſchuß abgeſchloſſen 
hätte. Damals ſtand es ihm ſchön, als er, der eben erſt 
aus der Verbannung Zurückgekehrte und mit dem Nimbus 
des ächten deutſchen Patrioten, den er auch unter Fremden 
nie verleugnet hatte, Geſchmückte, ſich muthig und beſonnen 
den gefährlichen Anträgen Heckers entgegenwarf, als 
er dann wieder ſeine warme und gefühlvolle Stimme für 
die arbeitenden Claſſen erhob. Für den weiteren Horizont 
ſtaatsrechtlicher und ſtaatsmänniſcher Erwägungen, welcher 
der verfaſſunggebenden Verſammlung ſich erſchloß, war 
Venedeys politiſcher Ideenkreis zu eng, und, um immer 
nur auf einer Saite zu ſpielen, muß man wenigſtens ein 
Paganini ſein. b 
Für die übrigen Mitglieder der Weſtendhall genügen 
wenige Züge. Clauſſen, einſt ein gefeierter Vorkämpfer 
der Freiheit und Nationalität im Ständeſaal zu Itzehoe, 
der Freund und Geſinnungsgenoſſe Olshauſens, zeigte 
ſich in Frankfurt wider Erwarten ziemlich unbedeutend 
und, je länger, deſto unbedeutender. Auch ihm ſchien der 
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weite Geſichtskreis größerer politiſcher Verhältniſſe den 
klaren Blick zu rauben und einen Schwindel zu verurſachen, 
der ihn taumelnd der Linken in die Arme warf. Noch un— 
bedeutender, aber noch aufgeregter war Clauſſens Lands— 
mann, Engel von Pinneberg. Clauſſen ermannte ſich 
wenigſtens noch im letzten Momente und ſtimmte, damit 
doch Etwas zu Stande komme, für das Erbkaiſerthum; 
Engel verharrte auch da noch in ſeinem Eigenſinn des 
Negirens. 

Eine ähnliche Täuſchung der Erwartungen fand ſtatt 
bei W. Schulz aus Darmſtadt. Der bekannte geiſt- und 
kenntnißreiche Schriftſteller, welcher vor Jahren den Ab— 
ſolutismus und den Militärzopf in Deutſchland, dann 
wieder, als Flüchtling in der Schweiz, den nebelhaften Hu— 
manismus Ruges mit ebenſoviel Muth als ſcharfem Spott 
bekämpft hatte, trat hier faſt nur in der Rolle eines Son— 
derlings und Schwärmers auf mit ungeheuerlichen An— 
trägen, deren handgreifliche Unausführbarkeit bisweilen die 
ganze Verſammlung und ihn ſelbſt unwillkürlich zum 
Lachen zwang. Sein Namensvetter aus Weilburg hatte ſich 
die Koloniſation der Donauländer zu feinem parlamenta- 
riſchen Stecken und Paradepferde erkoren. Die beiden 
Kurheſſen Hildebrand und Schwarzenberg waren 
ebenfalls mehr auf volkswirthſchaftlichem, als auf politi⸗ 
ſchem Gebiete thätig. 
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Der Deutſche Hof und der Donnersberg. 


Die Linke und die äußerſte Linke waren, wie ſchon er— 
wähnt, durch eine ſo feine Grenze geſchieden und floſſen ſo 
häufig in einander, daß eine gemeinſchaftliche Schilderung 
beider in ihren Perſönlichkeiten angemeſſener erſcheint, als 
eine Trennung. Ein beſonderer Grund tritt hinzu. Die 
Mitglieder dieſer beiden Parteien waren mit ihrer Wirk⸗ 
ſamkeit ebenſoſehr, ja mehr noch dem draußenſtehenden 
Volke, als der Verſammlung in der Paulskirche zugekehrt. 
Dieſe Wirkſamkeit nach außen aber war vorzugsweiſe nach 
den einzelnen Ländern abgezweigt, zu welchen hin und von 
welchen zurück ſich die mannigfachen Fäden ſpannen, die 
in Form von Adreſſen, Manifeſten, Anſprachen u. . w. 
eine lebhafte Verbindung zwiſchen der Linken zu Frankfurt 
und ihren Parteigenoſſen in der Heimath unterhielten. 
Nirgends mehr als bei der Linken dürfte daher eine Berück⸗ 
ſichtigung des Stammescharakters und eine gruppenweiſe 
Charakteriſirung nach Landsmannſchaften am Platze fein. 
Eine ſolche aber greift nothwendig über die feinen Schattirun⸗ 
gen zwiſchen Deutſchem Hof und Donnersberg hinüber, welche 
ohnehin für das größere und entfernter ſtehende Publikum ſich 
bis zur Unkenntlichkeit verwiſchten. Ebenſowenig trenne ich 
von beiden den Nürnberger Hof, und ich erwähne 
letzteren nur deshalb hier nochmals, um aufmerkſam zu 
machen, daß man dieſen Ausläufer des Deutſchen Hofes — zu 
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welchem Eiſenſtuck, Löwe, Kolb, Roßmäßler u. A., 
überhaupt etwa ein Dutzend Mitglieder gehörten — nicht ver— 
wechſeln möge mit der gleichnamigen Fraction, die gegen das 
Ende des Parlaments ſich vom Weidenbuſchverein abzweigte 
und die Mitglieder des Württemberger Hofes und der Neu— 
weſtendhall nebſt einzelnen Elementen des Landsberg und 
des Augsburger Hofes in ſich vereinigte. 

So lange die Linke ungetrennt im Deutſchen Hofe tagte, 
war Blum ziemlich unbeſtritten das Haupt derſelben. Er 
hatte hinter ſich eine ſtarke, ihm faſt blindlings ergebene 
Landsmannſchaft und vom Vorparlament und Fünfziger⸗ 
ausſchuß her den Ruf eines bedeutenden Redners und Par— 
teiführers. Höchſtens mußte er ſeine Herrſchaft mit Vogt 
theilen, der ebenfalls ſchon beim Vorparlament ſich her— 
vorgethan und durch die kecke, leichte, witzſprudelnde Art 
ſeiner Beredtſamkeit mit der mehr pathetiſchen, wuchtend nach⸗ 
drücklichen Blums glücklich wetteiferte. Beide Männer 
beſaßen, wie das Bedürfniß, ſo die Fähigkeit des Herr— 
ſchens, der Leitung einer Partei in hohem Grade. Dieſe 
Fähigkeit beruhte, nächſt ihren hervorragenden parlamen⸗ 
tariſchen Talenten, hauptſächlich in dem Schein aufrichtiger, 
uneigennütziger Hingebung an die Sache, durch welchen ſie 
nicht blos das Publikum, ſondern auch ihre eigne Partei 
täuſchten. Ich muß jedoch hier unterſcheiden. Bei Vogt 
war die Frivolität des Egoismus und der Eitelkeit ſo über⸗ 
wiegend, daß ihm Alles, was er berührte, nur zur Folie 
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ſeines eitlen Selbſt, zum Schwungbret für die luſtigen 
Sprünge und Purzelbäume ſeines ewig unruhigen, ewig 
nach Bewegung verlangenden Geiſtes diente. Wenn Vogt 
von der Tribüne herab die Blitze ſeines Zornes auf die 
Feinde des Volks, auf die freiheitsmörderiſchen Kabinette, 
auf die feige oder verrätheriſche Majorität der Verſamm⸗ 
lung ſchleuderte, wenn er Himmel und Hölle gegen ſie in 
Bewegung ſetzte, wenn er ſie mit dem Fluche der Nation 
und dem Weltgericht der Geſchichte bedräute, da hätte man 
ſchwören ſollen, das Alles komme aus dem tiefſten, wärm⸗ 
ſten und lauterſten Herzen, aus einem Herzen, welches jeden 
Augenblick bereit ſei, für die Freiheit zu verbluten. Das 
Volk glaubte Das auch wirklich und feierte deshalb „ſeinen 
Vogt“ als ſeinen wärmſten und aufrichtigſten Freund. 
Wer ihn aber genauer beobachtete, konnte ſich nicht dar⸗ 
über täuſchen, daß dieſe ganze Begeiſterung nichts war als 
das wohleinſtudirte Pathos eines Schauſpielers, als das 
praſſelnde Feuerwerk, welches nur dazu dienen ſollte, die 
Augen der Menge auf das eigne, in bengaliſchem Feuer 
ſtrahlende Bild des Redners zu lenken. Eine Niederlage der 
Sache, für die er ſo heiß zu glühen ſchien, würde Vogt 
kaum fo ſehr geſchmerzt haben, als ein verfehlter Effect in 
einer ſeiner „europäiſchen Reden“. Daß, wem es ſo wenig 
um den Ernſt der Sache zu thun iſt, es auch mit der Wahl 
der Mittel und beſonders mit der Wahrheit nicht ſtreng 
nimmt, iſt begreiflich. Vogt hatte einmal auf eine angeb⸗ 
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liche Thatſache eine ſchwere Beſchuldigung gegründet und 
mit ſeinem gewöhnlichen Apparat heiliger Entrüſtung da— 
gegen gewüthet. „Aber Das iſt ja nicht wahr!“ rief man 
ihm zu. „Nun, wenn es nicht wahr iſt, ſo iſt's gut“, ant⸗ 
wortete Vogt und ging, als ob nichts geſchehen wäre, zu 
etwas Anderem über. Viele in Vogts eigner Partei durch: 
ſchauten dieſe Unwahrheit feines Weſens wohl, und er 
genoß daher zwar wegen ſeiner unbeſtrittenen Rednertalente 
und ſeines glänzenden Geiſtes eines ziemlichen Einfluſſes, 
aber nur eines ſehr zweifelhaften Vertrauens unter ſeinen 
Parteigenoſſen. 

Blum beſaß in noch höherem Grade als Vogt den 
Ausdruck treuherziger Ehrlichkeit und rückhaltloſer Hinges 
bung an das Allgemeine. Auch möchte ich faſt annehmen, 
daß es ihm wirklich mehr, als Jenem, zugleich um die 
Sache, nicht blos um die Befriedigung der eignen Eitelkeit oder 
des eignen Ehrgeizes zu thun war, daß er, wie nach Mira: 
beaus Ausſpruch Robespierre, „Das glaubte, was er ſagte“. 
Sonſt hätte er kaum einen ſo weitverbreiteten und ſo lange 
andauernden Einfluß üben können. Allein das eigne Selbſt 
hatte auch bei Blum einen entſcheidenden Antheil an allen 
ſeinen politiſchen Handlungen, und mit der Wahrheit und 
ſtrengen Wahl der Mittel nahm er es ebenfalls nicht ſehr 
genau, wenn es darauf ankam, einen Parteizweck zu für 
dern oder auf einen politiſchen Gegner einen Streich zu 
führen. Was hätte dieſer Mann mit ſeiner unverwüſtlichen 
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Körper- und Geiſteskraft, mit feinem nimmermüden Eifer, 
mit der gewaltigen Macht ſeiner volksthümlichen Beredt⸗ 
ſamkeit leiſten können, wäre es ihm aufrichtig und aus— 
ſchließlich um die Freiheit und den Fortſchritt, nicht zugleich 
um die Zwecke ſeines Ehrgeizes zu thun geweſen, hätte er 
das Volk wahrhaft durch Bildung frei machen, nicht blos 
aus einer Abhängigkeit in die andere verſetzen wollen! 
Blums Stärke als Agitator beruhte hauptſächlich darauf, 
daß er eine Bewegung erſt zu entfeſſeln, dann aber im rech⸗ 
ten Augenblick wieder zu zügeln und immer in feſter Hand 
zu halten verſtand, ſo daß er je nach Umſtänden bald als 
Anſtifter, bald als Beruhiger derſelben erſchien, bald die 
beſtehenden Gewalten und die „ruhigen Bürger“ mit ſeiner 
drohend über ihnen ausgeſtreckten Hand ſchreckte, und bald 
ſie zum Danke gegen ſeine friedenſtiftende Autorität ver⸗ 
pflichtet. Durch dieſes Manöver hat Blum lange Zeit 
nicht blos die Maſſen beherrſcht, ſondern ſelbſt die gebil- 
deteren Klaſſen, namentlich das Bürgerthum, für ſich ein⸗ 
genommen. Auch beim Vorparlament wußte er durch ver⸗ 
ſöhnliches und beſchwichtigendes Auftreten im rechten 
Momente ſich den Ruf eines wohlmeinenden, beſonnenen 
Mannes und großen Einfluß zu verſchaffen. Beim Fünf⸗ 
zigerausſchuß blieb er der angenommenen Rolle nicht immer 
treu. Zwar gab er ſich das Anſehen, die Schilderhebung 
Heckers für gewaltſame Einführung der Republik zu miß⸗ 
billigen, ließ ſich aber doch darauf betreffen, daß er die⸗ 
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ſelbe im Stillen begünſtige und ihr den Sieg wünjche. 
Damals war es, wo Mathy ihn öffentlich blosſtellte und 
er ſich nur ungenügend und mit einer an ihm nicht ge— 
wohnten Heftigkeit vertheidigte. Sonſt verſtand er es treff— 
lich, den „legalen Schein“ (deſſen Beobachtung Vogt 
als Reichsregent in ſeinem bei Trützſchler gefundenen 
Briefe Dieſem anempfahl) zu wahren und dadurch nicht nur 
den Arm des Geſetzes von ſich abzulenken, ſondern auch Ver— 
trauen und Gunſt da zu erwerben, wo man ihm Beides ſchwer— 
lich geſchenkt haben würde, wäre man über ſeine wahren 
Abſichten im Klaren geweſen. 

Dieſe Rückhaltspolitik, die ebenſowenig, wie mit dem 
„legalen Schein“, mit den letzten Konſequenzen des 
Radikalismus Ernſt machte, die aus perſönlichen Rückſich— 
ten, aus Rückſichten auf das Bürgerthum, auf die geſetz— 
lichen Zuſtände u. dgl. ſich in Halbheiten und Zweideutig— 
keiten bewegte, erregte bei den entſchiedeneren Demokraten 
auf der Linken Argwohn und Widerſpruch. 

Ruge war es, der zuerſt einen entſchiedenen Bruch 
herbeiführte. Mit der Rückſichtsloſigkeit ſeiner unerſchrock— 
nen Dialektik ließ er den vorſichtigen Legalitätsſtandpunkt 
Blums und Vogts weit hinter ſich und gewann damit 
den Beifall beſonders des jüngeren, feurigeren Theils der 
Partei. Wenn man einmal den feſten Boden des Lebens 
verläßt und auf dem ſchwanken Seile abſtracter Theorien 
ſich ſchaukelt, ſo iſt der größte Künſtler Der, welcher die 
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höchſten und halsbrecheriſchſten Sprünge macht. Die Par— 
tei ward geſprengt, Ruge führte die eine Hälfte davon 
mit ſich hinweg in den Holländiſchen Hof, von wo dieſelbe 
ſpäter in das Hotel Schröder, zuletzt in den Donnersberg 
überſiedelte. Die andere blieb unter Blum und Vogt 
zurück. 

Blum konnte dieſen Riß, der in ſeine Herrſchaft ges 
macht war, nicht verſchmerzen. Er fühlte ſich in eine un⸗ 
ſichere, zweideutige Lage verſetzt und ward dadurch ſelbſt 
unſicher. Die äußerſte Linke betrachtete und behandelte ihn 
als einen Zurückgebliebenen, und der Schein von Legalität, 
womit er eine Zeit lang die Partei der Ordnung getäuſcht 
hatte, war auch jo ziemlich verflogen. Er ſuchte nach bei⸗ 
den Seiten hin wieder Terrain zu gewinnen, kam aber 
dadurch vollends aus dem Gleichgewicht. Während er bei 
der in Sachſen entſtandenen Spaltung zwiſchen den Vater⸗ 
landsvereinen, die ſich offen zur Republik bekannten, und 
den andern, die Dies nicht wollten, ſeine angerufene Ent⸗ 
ſcheidung zu Gunſten der erſtern abgab, hielt er bald dar: 
auf bei einer perſönlichen Anweſenheit in Leipzig eine ſo 
kunſtvoll mit Mäßigung und Legalität durchwebte Rede, 
daß er dadurch Viele auch von der nichtextremen Partei 
über ſeine Abſichten beruhigte und von Neuem für ſich 
gewann. Während er auf Volksverſammlungen in der 
Umgegend Frankfurts in zwar verblümten, aber ſehr wohl 
verſtändlichen Ausdrücken die Gegner ſeiner Partei der Volks— 
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rache bezeichnete, erhob er ſich in der Paulskirche zuſtim— 
mend bei dem Antrage auf Gutheißung der vom Miniſte— 
rium gegen den Aufſtand am 18. September ergriffenen 
Maßregeln, ließ aber, zur Ausgleichung, dieſen Beſchluß, 
den er in der Verſammlung unterſtützt hatte, in ſeinem 
Organ, der „Reichstagszeitung“, auf's Heftigſte angreifen. 
Als im October zu Wien der Kampf begann, ging Blum 
dorthin. Vielleicht hoffte er dort den Boden wiederzuge— 
winnen, den er in der Paulskirche unter feinen Füßen wan— 
ken ſah. Wenigſtens trug ihm ſein Tod nebſt der Rechts— 
verletzung, welche ſich an dieſen knüpfte ein, daß er 
das ſtrenge Urtheil unbefangener Richter, welches bereits 
gegen ihn ſich zu kehren begann, entwaffnete, die Sym— 
pathien der Maſſen aber zur ſchwärmeriſchen Abgötterei 
ſteigerte. | | 
Ein anderes Loos wartete Vogts. Nachdem er ein 
Jahr lang die Rolle des Mentors gegenüber der conſerva— 
tiven Mehrheit geſpielt und oft zu verſtehen gegeben hatte: 
ja, wenn wir nur die Majorität hätten! wenn wir nur 
könnten, wie wir wollten! gelangte er zuletzt wirklich nicht 
blos zur Majorität, ſondern ſogar zur Leitung der Geſchäfte 
als Mitglied der Regentſchaft von Deutſchland. Und was 
vollbrachte er an dieſer Stelle? Man kennt ja den trau⸗ 
rigen Ausgang des Stuttgarter Dramas. Doch muß ich 
zur Ehre Vogts bemerken, daß er Das, was dort geſchah, 
vorausſah und deshalb mit allen Kräften ſich dem Ver— 
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legungsbeſchluſſe widerſetzte — verſteht ſich, blos im Club, 
denn öffentlich mußte er ja nothwendig dafür ſprechen, was 
hätte ſonſt das Volk von ihm gedacht? Vogt wußte wohl, 
daß es für politiſche Parteien und Parteiführer nichts Ge— 
fährlicheres giebt, als — das Lächerliches Wie oft hatte er 
dieſe Waffe gegen ſeine Widerſacher geſchwungen! Und jetzt 
wollte die Nemeſis, daß dieſelbe Waffe ſich gegen ihn und 
ſeine Partei kehrte. 

„Vater“ Itzſtein verhielt ſich in der Paulskirche gänz— 
lich zurückgezogen und ſcheinbar paſſiv. Darum aber war er 
ſicherlich weder unthätig, noch ohne Einfluß. Vielmehr iſt 
anzunehmen, daß alle Fäden, die hier und anderwärts ge— 
ſponnen wurden, durch ſeine Hände gingen, die rothen nicht 
ausgenommen. Er hätte daher ebenſogut auf der äußerſten 
Linken ſitzen können, wie die Mehrzahl ſeiner Landsleute. 
Von Dieſen iſt Brentano von der badiſchen Revolution her 
noch in friſcheſtem Andenken. In der Paulskirche machte er 
ſich nur einmal bemerklich durch den bekannten Angriff auf 
den Prinzen von Preußen. Mit ihm ſaßen im Donnersberg: 
Peter, Heckers Statthalter in Conſtanz bei deſſen erſtem 
Einfall; Fehrenbach und Kuenzer, Mitglieder der alten 
badiſchen Oppoſition, der Letztere ein katholiſcher Prieſter 
aus Weſſenbergs Schule; Prof. Hagen von Heidelberg, 
der ſeinem ziemlich guten literariſchen Ruf als Politiker 
und Redner ein ſtarkes Dementi gab, u. A. m. Zum Deut⸗ 
ſchen Hofe gehörten nebſt Itzſtein Sachs, ſpäter Miniſter 
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der proviſoriſchen Regierung in Baden und Chriſt, ein 
nachmärzlicher Radicaler, der als Reichscommiſſar eben 
dort fungirte. 

Die Sachſen, von denen reichlich zwei Drittel der 
Linken angehörten, waren gleichfalls über beide Clubs ver— 
theilt. Die Einen hielten zu Blum und Eiſenſtuck, die 
Andern zu Trützſchler. Zu Jenen gehörten Wigard, 
Roßmäßler, Scharre, Watzdorf, Langbein, 
Heiſterbergk und die beiden Gebrüderpaare Henſel und 
Heubner, zu Diefen Günther, Mammen, Dies— 
kau, Dietſch aus Annaberg, Joſeph und Schaff— 
rath. Aber auch dieſe Scheidung war keine durchgreifende. 
Während Joſeph und Schaffrath in Frankfurt zur 
äußerſten Linken zählten, ſpielten ſie auf dem ſächſiſchen Land— 
tage die Gemäßigten. Nur Trützſchler blieb ſich auch dort 
treu und war ein Hauptführer der entſchiedenſten Demokratie 
in Sachſen. Ein ſcharfer Kopf, tüchtiger Juriſt und Geſchäfts— 
mann, aus einer alten und hochbegüterten Familie, auch 
die Spuren ſeines Standes in ſeinem Weſen keineswegs 
verleugnend, fand er ſeine Luſt daran, mit den niederſten 
Schichten der Geſellſchaft beim Glaſe zu verkehren und für 
feine Freigebigkeiten ihren unbedingten Reſpect und Glau— 
ben an ſeine Belehrungen einzuhandeln. Dem reichen Ariſto— 
kraten ward natürlich dieſes mehr als populäre Weſen 
doppelt hoch angerechnet. Daneben gewann er den ungebil— 
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ſerer Zuſtände, wenn nur erſt feine Partei an's Ruder 
käme. Was Wunder, wenn er der Abgott jener Leute ward, 
welche den Werth politiſcher Anſichten nur nach deren 
Uebereinſtimmung mit ihren eignen Wünſchen bemeſſen. 
Bei ſeiner Partei in Frankfurt beſaß er großen Einfluß 
durch die Entſchloſſenheit ſeines Charakters, der vor keiner 
Conſequenz zurückſchreckte, und durch die bedeutenden mate— 
riellen Opfer, die er für ihre Sache aufwandte. In der 
Verſammlung trat er ſelten auf und nicht mit beſonderm 
Glück; doch ſtand er wegen der anſtändigeren Formen, 
durch die er ſich vor ſeinen Umgebungen auszeichnete, in 
ziemlich gutem Anſehen. Ein eignes Schickſal wollte, daß 
beide Führer der ſächſiſchen Linken, Blum und Trützſch⸗ 
ler, des gleichen gewaltſamen Todes ſterben ſollten. 
Schaffrath und Joſeph haben mehr von dem ver— 
ſchlagenen Weſen Blums, als von der wilden Rückſichts⸗ 
loſigkeit Trützſchlers. Sie lieben es nicht, ſich bloszu⸗ 
geben, ſehen ſich aber ihre Gelegenheit wohl ab und wirken 
mit allen Mitteln im Stillen. Daß Jo ſeph den Aufſtand 
des 18. September in öffentlicher Rede zu befehönigen un⸗ 
ternahm, war wenig im Geiſte ſeiner gewohnten Schlau— 
heitspolitik. Schaffraths berühmtes Dietum: „ein 
Volksmann braucht nichts zu beweiſen“, und ſein ewiges 
Herumklauben in der Geſchäftsordnung verſetzten ihn unter 
die komiſchen Perſonen der Paulskirche. In der letzten 
Beziehung hatte er einen treuen Genoſſen an Wigard. 
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Ueber das nüchterne Formenweſen und das leere Phraſen— 
thum im Styl der „Reichstagszeitung“ und der „Sächſiſchen 
Vaterlandsblätter“ kam überhaupt die ſächſiſche Linke ſelten 
hinaus. Die Beſſeren und Verſtändigeren darunter verhiel— 
ten ſich meiſt ſchweigend, die Täppiſcheren dagegen brachten 
um ſo kecker ihr ungewaſchenes Zeug zu Markte. So kam 
es, daß an keiner Landsmannſchaft ſolidariſch ein ſo übler 
Geruch von Unreife und Unfertigkeit haftete, als an der 
ſächſiſchen Linken. Eiſenſtuck, der durch Bildung und 
Talent über der Mehrzahl ſeiner Landsleute ſtand, auch 
deshalb und wegen ſeines volkswirthſchaftlichen Eifers nach 
Gebühr geſchätzt ward, brachte auf die Tribüne eine Leiden— 
ſchaftlichkeit, die ſich bisweilen faſt zur Raſerei und zur 
ſtickflußähnlichen Erhitzung des Redners ſteigerte. Und da— 
bei erwies ſich die ehrliche Biederkeit, die ſo zornſchnaubend 
auf die Hinterliſt der Diplomaten losfuhr, doch ſelber nicht 
immer probehaltig. Die kleinen Kniffe und Pfiffe, welche 
die Mehrheit feiner Partei für erlaubt hält, wo fie ihre 
Zwecke fördern, wurden auch von ihm nicht ganz verſchmäht. 
Der Bericht, den er über ſein Reichscommiſſariat in der 
Pfalz erſtattete, war nicht der einzige Beweis dafür. 
Ganz das Gegentheil von Eiſenſtucks polternder 
Heftigkeit war Löwes gemeſſene, würdevolle und ſaubere 
Sprechweiſe. Löwe machte den angenehmen Eindruck 
eines vollkommen mit ſich klaren, philoſophiſch gebildeten, 


denkenden Geiſtes, ein wohlthuender Contraſt zu der er— 
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ſchreckenden Leere und Flachheit, die auf der Linken ſo 
behaglich ihr anwiderndes Spiel trieb. Daß einem Solchen 
auch die Gemeinheiten ſeiner Partei tief zuwider ſein muß— 
ten, begreift ſich. Dennoch ging er entſchloſſen mit ihr 
vorwärts bis zum Aeußerſten. Er war Präſident der Ber: 
ſammlung in Stuttgart und blieb, während Eiſenſtuck 
ſich zurückzog, ſtandhaft auf ſeinem Poſten bis zu deren 
Auflöſung. Ehrgeiz und Eitelkeit mochten dabei wohl ihr 
Wort mitſprechen, mehr noch vielleicht der Stolz eines 
Charakters, der, kräftig und ſelbſtbewußt, ſich zu ernie— 
drigen glaubte, wenn er den Anſchein hätte, vor den Con— 
ſequenzen ſeiner eignen Grundſätze zurückzuweichen. Ueber 
die Unmöglichkeit, dieſe Conſequenzen auf dieſem Wege 
durchzuſetzen, täuſchte ſich wohl Keiner weniger, als Lö we. 
Schwerlich würde er auch ſonſt ſeine Stimme dem Kaiſer⸗ 
thum gegeben haben, hätte er nicht erkannt, daß weiter⸗ 
gehende Wünſche der Demokratie für jetzt noch unzeitig ſeien. 

Redner und Führer wie Blum, Vogt, Löwe ſtell⸗ 
ten die übrigen Perſönlichkeiten des Deutſchen Hofes natür⸗ 
lich in den Schatten. Neben ihrer kraft und ſaftreichen 
Beredtſamkeit, was wollte da der dürre, ſteife Kathedervor⸗ 
trag Schülers von Jena, die allzeit fertige Geſchäftsord⸗ 
nungsweisheit Röslers von Oels, die ermüdende Lang⸗ 
weiligkeit Nauwercks bedeuten, der ſeine politiſchen Ge⸗ 
danken in ganzen Ladungen, wie ein Wüſtenſchiff, aus dem 
Sande der Marken herbeiführte. Auch die Württemberger, 
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auch die Pfälzer wirkten in dieſem Verein meiſt nur durch 
das Gewicht ihrer Stimmen. Männer, die in ihrer Hei— 
math eine Rolle ſpielten, wie Rödinger, Fetzer, 
Tafel, Spatz, ordneten ſich hier fremder Führerſchaft 
willig unter. Nur Kolb trat etwas ſelbſtſtändiger hervor, 
ein publieiſtiſch gebildeter Geiſt aus der Schule Rottecks, 
doch einſeitig und, gegenüber der Volksmeinung in ſeiner 
Provinz, nicht unabhängig. Darin gaben überhaupt die 
Pfälzer ein merkwürdiges Schauſpiel. Oeffentlich gingen 
ſie mit der Bewegung ihrer Heimath gleichen Schritt, auch 
da noch, als dieſe immer mehr in's Ueberſtürzen gerieth. 
Im Geheimen aber hatten ſie, ſelbſt die Mitglieder des 
Donnersberg, die größte Angſt vor dieſer Ueberſtürzung 
und boten Alles auf, um ihr eine Schranke zu ziehen. So 
waren dieſelben Leute ganz Andere, wenn fie, wie Um b— 
ſcheiden, auf der Tribüne für die Erhebung der Pfalz 
donnerten und Alles, was dort geſchah, guthießen, und 
wenn ſie privatim das Reichsminiſterium um Rath und 
Hülfe angingen gegen eine Bewegung, die ſie ſelbſt zu ver— 
ſchlingen drohte. Unſtreitig der Bedeutendſte unter den 
Pfälzern war Schüler von Zweibrücken, obgleich man 
die Berechtigung ſeines Rufes nur nach ſeiner politiſchen 
Vergangenheit und Dem, was er in der Kammer zu 
München leiſtete, ſchätzen konnte; denn in Frankfurt ſaß 
er in ſtarrer Conſequenz ſchweigend auf ſeinem Platze an 
einer Säule zunächſt des linken Eingangs, ſeine beiden 
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Krücken neben ſich. Dieſe traurigen Wahrzeichen verküm— 
merter Kraft und Körperſchönheit hat er, nebſt dem Rufe 
des feurigſten Volksredners, aus den Freiheitskämpfen und 
Verfolgungen der dreißiger Jahre davongetragen. 

An großen und raſchentſchloſſenen Redetalenten war 
der Donnersberg nicht überreich. Die nicht häufigen juriſti— 
ſchen Playdoyers Weſend oncks, die noch ſeltenern von | 
Zitz (von welchen eigentlich nur zwei bedeutend waren, 
die durch und durch rabbuliſtiſche Darſtellung der Mainzer 
Vorgänge gleich beim Beginn des Parlaments, und die 
mehr geſchickte als muthige Vertheidigungsrede wegen ſei— 
ner intellectuellen Urheberſchaft der Scenen des 18. Sept.), 
die pathetiſchen, in ſalbungsreichem Tone vorgetragenen 
Reden Zimmermanns von Stuttgart, die ſcheidewaſſer— 
artig ätzenden Bergers von Wien, die doetrinär froſti— 
gen Fröbels und die nach neueſten franzöſiſchen Muſtern 
abgeklatſchten des jugendlichen Socialiſten Schütz von 
Mainz — Das Alles (von der bänkeleerenden Beredtſam— 
keit Wiesners und dem Heiterkeit erregenden Zorneseifer 
Zimmermanns von Spandow gar nicht zu ſprechen) 
wäre nur eine unzureichende oratoriſche Vertretung für eine 
Partei geweſen, welche mehr als jede andere auf die Pro— 
paganda der Tribüne angewieſen war, hätte dieſelbe nicht 
in L. Simon von Trier einen Vorkämpfer von einer 
Unermüdlichkeit, einem Eifer und einem Feuer der Rede 
beſeſſen, wie es keinen zweiten im ganzen Hauſe gab. 


407 


Simons Reden waren das Merkwürdigſte, was man 
hören konnte. Was man an Anderen als rhetoriſche Kunſt 
bewundert oder als rhetoriſchen Fehler getadelt, als Kund— 
gebungen eines politiſchen Kopfes angeſtaunt oder als ein— 
jeitige Parteiübertreibungen und Ausflüſſe perſönlicher Be— 
fangenheit zurückgewieſen hätte, Das hatte bei ihm nicht 
dieſen Charakter, machte nicht dieſen Eindruck. Bewun— 
derung, Tadel, Staunen, Abwehr, überhaupt jede ruhige 
Kritik ging unter in dem Strudel und Wirbel eines Rede— 
ſtromes, der wie ein wild ausbrechender und ſich nimmer 
erſchöpfender Vulkan emporpraſſelte und Lavagluthen rings 
um ſich her ausgoß. Das war keine Beredtſamkeit, die mit 
vorbereiteten Mitteln auf ein vorgeſtecktes Ziel losging; 
Das war der rückhaltloſe und unfreiwillige Erguß eines 
nicht zu dämmenden inneren Dranges. Der kleine, hagere, 
blaſſe Mann auf der Tribüne, deſſen dunkle Augen ſo un— 
heimlich ſtierten und flammten, wie im Fieber oder im 
Wahnſinn, deſſen ſchwarzes Haar ſich ſträubte, deſſen helle 
Stimme immer lauter, immer gellender, immer markdurch— 
ſchütternder an das hohe Gewölbe der Kirche ſchlug und 
in den fernſten Winkel ſich einbohrte, Das war kein Redner 
mehr, Das war ein Verzückter, ein vom Gotte — oder 
vom Dämon, wie Ihr wollt — Beſeſſener, eine Pythia, 
aus welcher der Geift weiſſagte, warnte, beſchwor, ver: 
fluchte, — oder, um es in der Sprache unſerer Philoſophen 
auszudrücken, Das war der reine logiſche Gedanke, der ſich 
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ſelbſt denkt, die Idee, die aus ihrem unerſchöpflichen 
Kerne heraus ſich ſelbſt entwickelt und fortſpinnt, die von 
dem ſteilſten Gipfel des Prineips in den bodenloſen Ab— 
grund der Conſequenz ſich furchtlos hinunterſtürzt und was 
ſie erfaßt mit ſich hinabreißt. So war L. Simon, ſicher⸗ 
lich der fanatiſchſte, aber auch ehrlichſte Apoſtel der Demo— 
kratie unter der ganzen Linken zu Frankfurt. Was man 
auf Vogt gar nicht, auf Blum nur zweifelnd anwenden 
konnte, das: „Er glaubt, was er ſagt,“ Das galt von 
L. Simon in ſeiner vollſten Bedeutung. Sein Glaube an 
die Nothwendigkeit, an das Recht, an den Sieg der Demo— 
kratie oder, was für ihn daſſelbe war, der permanenten 
Revolution, der geſetzgewordenen Anarchie, war ſo feſt, ſo 
unerſchütterlich, ſo naiv, daß er für einen Gedankengang, 
der nicht auf dieſes Ziel hinführte, gar keine Anknüpfung, 
vielmehr nur die Kraft der entſchiedenſten Abſtoßung in 
ſeiner Seele fand. Für ihn gab es nur zwei Dinge in der 
Welt, die Reaction, gegen die er mit Feuer und Schwert 
auszog, und die Freiheit in ihrer höchſten logiſchen Ab- 
ſtraction, die Aufhebung aller die Individuen beengenden 
und trennenden Schranken — der äußerlichen Geſetze, der 
Obrigkeit, des Beſitzes, der Nationalität. Vermittlung, 
Mäßigung, beſonnenen Fortſchritt zu einem erreichbaren 
Ziele kannte er nicht; nach dem Spruche: wer nicht mit 


mir iſt, iſt wider mich, behandelte er alle Parteien außer 1 


ſeiner eigenen als offene oder verſteckte Helfershelfer der 
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Reaction und ſuchte mit erfinderiſcher Dialektik von jedem 
Punkte des Centrums und der Rechten aus die kürzeren 
oder längeren Linien zu ziehen, die nach ſeiner Meinung 
zur „rothen Reaction“ zurückführten. So ſtark und fo un- 
perſönlich war Simons Fanatismus für fein Princip, 
daß, was nur für dieſes geſchah, ihm als gerechtfertigt 
erſchien und er wenig danach fragte, welchen Schein es auf 
ſeine Perſon werfe. Während Andere ſeiner Partei die 
Koalition mit den Großdeutſchen zu vertuſchen ſuchten, 
trat Simon mit der offenen Erklärung auf die Tribüne, 
daß die Linke Jedem die Hand biete, der ihr zur Erreichung 
ihrer Zwecke behülflich ſei. Derſelbe fanatiſche Eifer ver— 
anlaßte L. Simon in den letzten Wochen der National- 
verſammlung, ſich für die Anerkennung der Verfaſſung zu 
erklären, während die Mehrzahl ſeiner Freunde dagegen 
auftrat. Er glaubte dadurch gegen die Reaction eine ſtarke 
Waffe, für die Demokratie eine ſichere Grundlage weitern 
Vorwärtsſtrebens zu gewinnen. Dabei geſtand er ganz naiv 
ein, daß die Verfaſſung für die Linke nur „vor der Hand“ 
die Fahne ſei, unter der ſie kämpfe. Als die Linke auf einen 
Rückzug nach Stuttgart dachte, ſchien Simon das Hoff— 
nungsloſe dieſes Schrittes wohl zu erkennen; aber er hielt es 
für Pflicht, nicht das Vertrauen zu täuſchen, das die Demokra⸗ 
tie auf ihre Führer geſetzt habe. „Wir wollen ausharren“, rief 
er uns zu, die wir ihm wegen der beabſichtigten Herabſetzung 
der beſchlußfähigen Zahl Vorſtellungen machten; „wir 
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werden uns opfern, aber laſſen Sie, die Sie fortgehen 7 
wollen, uns wenigſtens den geſetzlichen Boden der Ver⸗ 
ſammlung, damit wir von dieſem aus unſer Letztes ver 
ſuchen!“ 

Ein Schwärmer gleich ihm war auch Fröbel, aber 
bei Dieſem trat die Glut der Idee nicht, wie bei Jenem, 
über die Lippen, ſondern ſchlug zurück in ſein reiches, doch 15 | 
verſchloſſenes Gemüth. Zu Simons ſlammenſprühender f 5 
Subjectivität bildete er, mit der kalten Ruhe feiner ob⸗ 8 
jectiven Anſchauung, den ergänzenden Pol. Sein tiefe x 
ſinniger Geiſt umſchloß ein vollſtändiges Syſtem der Welt: £ 0 8 
ordnung nach ſocial⸗demokratiſchem Muſter, wie er ſolches 


in ſeiner geiſtvollen Schrift: „Neue Politik“ von Junius, f 
niedergelegt hat. Feſt überzeugt von der Richtigkeit und 5 
Ausführbarkeit dieſes Syſtems, ſah er in der Entfeſſelung 5 
der rohen Gewalten ein zwar trauriges, aber unvermeidliches 
Mittel zur Erreichung des nothwendigen Zieles. Fröbel 
wird nie Unedles wollen, aber er könnte, glaub' ich, die SEE 
Hand zu dem Schlimmſten bieten — aus Schwärmerei e 5 
Charaktere wie dieſe, die wenigſtens durch ihre Hin⸗ we 
gebung an die Idee ihre Irrthümer veredelten, ſtanden 


ziemlich vereinzelt unter einer Partei, von der Viele durch 
Eitelkeit und Popularitätsſucht, Andere durch noch ſchlim⸗ 
mere Motive, Manche durch angeborene Wildheit ihres 
Weſens und Mangel an Bildung auf eine Bahn fortgeriſſen 
wurden, die von den Höhepunkten principieller Beſtrebungen 


444 


weit abſeits immer tiefer und tiefer hinabführte zu den 

Moräſten der ekelhafteſten Rohheit, des ſelbſtſüchtigſten und 
darum frevelhafteſten Spieles mit Gut und Blut des Vol— 

kes, mit der Ehre der Nation, mit den Errungenſchaften 
unſerer Geſittung. Hier bildete ſich von den Herren 

Schlöffel und Schmidt von Löwenberg an, durch die 

Herren Würth von Sigmaringen und Erbe von Alten— 
. burg hindurch, eine Reihe von Potenzen der Gemeinheit, 
x die zuletzt in Herrn Wolf von Breslau an einem Punkte 

anlangte, wo jede Kritik und ſelbſt die Disciplin des 
Hauſes ihr Ende nahm, weil dieſe, wie der Präſident be— 
merkte, ſolches Gebahren inmitten einer Verſammlung von 
Auserwählten des Volkes nicht als möglich vorausſetzen 
konnte. Ein Theil dieſer Herren verließ die Paulskirche, 
um in Baden und wo ſonſt ſich Gelegenheit böte „Revo— 
lution machen zu helfen.“ Dort war ihr Platz weit eher, 
als hier. Aber auch dort zeigten fie ſich als bloße Maul: 
helden, ſelbſtſüchtige Feiglinge und Despoten, nicht als 
7 Männer der kühnen, aufopfernden That. Strenger und 
doch gerechter konnte mit dieſer Klaſſe von Freiheitsapoſteln 
nicht ins Gericht gegangen werden, als in jenem Abſage— 
briefe Heckers an Deutſchland geſchah, worin dieſer ge— 
feierte politiſche Heiland des Volkes erklärt: er entſage ſei— 
nen Hoffnungen und Beſtrebungen für eine deutſche 
Republik, denn es gebe in Deutſchland keine 
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